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Einleitung 
 

Die nachfolgende Dissertation untersucht das ethisch und das juristisch korrekte Handeln 

des Journalisten. Es geht in dieser Arbeit weniger darum, welche gesetzlichen Möglichkei-

ten zur Informationsbeschaffung bestehen, als vielmehr um die Frage, wie mit legal be-

schaffenen Informationen umgegangen wird, werden sollte und wie dafür die juristische als 

auch ethische Verantwortung getragen wird und werden sollte.  

Dieser Arbeit liegt die Auffassung zu Grunde, dass die Journalisten in ihren Berichten die 

Rechte der von der Berichterstattung betroffenen Personen verletzen. In diesem Sinne 

müsste man davon ausgehen, dass Österreich der freien Meinungsäußerung äußerst viel 

Platz lässt und auch die Gerichte grundsätzlich zu Gunsten der Meinungsäußerungsfreiheit 

und zu Lasten der Interessen der von Medienberichten Betroffenen urteilen. Tatsache ist 

jedoch, dass Österreich nach der Türkei Platz zwei in der Gesamtstatistik der Verurteilun-

gen wegen Verletzung von Art 10 EMRK (Europäische Menschenrechtskonvention) für 

den Zeitraum von 1959 bis 2009 einnimmt.
1
 Es stellt sich also die Frage, wie die österrei-

chische Medienlandschaft in Bezug auf die Interessensabwägung der Medien und der be-

troffenen Personen geregelt wird und zwar sowohl in rechtlicher, als auch in ethischer Hin-

sicht. In weiterer Folge stellt sich die Frage, wie diese rechtlichen und ethischen Rege-

lungsinstrumente zusammenspielen und wie die österreichische Medienlandschaft dahin-

gehend verbessert werden könnte, dass die Interessen der Betroffenen weniger negativ be-

einflusst werden und die Medien ihrer Aufgabe in einem demokratischen Rechtsstaat 

nachkommen können.  

Die Arbeit ist aufgeteilt in sieben Kapitel. Im ersten Kapitel werde ich die ethischen Frage-

stellungen in Bezug auf den Journalismus darstellen und sie in einen rechtlichen Kontext 

stellen.  

Im zweiten Kapitel werde ich die Frage behandeln, welche Macht den Massenmedien zu-

kommt und welche Funktion sie in einem demokratischen Rechtsstaat haben. Die Mei-

nungsäußerung in den Massenmedien verhilft der Information an sich zu einem Multiplika-

                                                      
1
Vgl. Zeder, Medienrecht im Spannungsfeld zwischen Meinungsfreiheit und Persönlichkeitsschutz. ÖJZ 

2011/4. 
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toreffekt. Eine solche Verbreitung von Information kann sehr förderlich für die Gesell-

schaft sein, indem die Gesellschaft über Vorgänge informiert wird, über die sie sonst keine 

Informationen hätte. Sie kann zu Bildung und Aufklärung führen. Sie kann schlichte Un-

terhaltung sein, die sowohl entspannende als auch ablenkende Wirkung haben kann. Sie 

kann aber auch dazu genutzt werden, um Menschen zu beeinflussen und zu lenken. In die-

sem Zusammenhang stellt sich zum einen die Frage, welche Wirkungen die Medien in der 

Gesellschaft haben. Es stellt sich aber auch die Frage, wozu Medien genutzt werden sollten 

und wodurch ihre Privilegien gerechtfertigt sind. In diesem Kapitel stellt sich aufgrund der 

Funktionen der Massenmedien die Frage, ob sie nicht als 4. Staatsgewalt gelten. Des Wei-

teren behandelt dieses Kapitel die Frage, wer der Journalist und wer der Rezipient ist und 

was von beiden in rechtlicher und ethischer Hinsicht erwartet wird.  

Im dritten Kapitel gehe ich auf die rechtlichen Rahmenbedingungen rund um die Medien 

ein. Grundsatz ist, dass die Journalisten ihre Tätigkeit auf Basis des Art 10 EMRK aus-

üben. Die Meinungsäußerungsfreiheit gilt als eines der wichtigsten Grundrechte. Sie er-

möglicht es den Menschen Meinung zu bilden, Meinung zu haben und Meinung zu äußern. 

Sie hängt mit unseren Gedanken, Gefühlen, Ideen, Idealen und persönlichen Meinungen 

zusammen. Gleichzeitig ist sie aber auch gesellschaftsrelevant und Voraussetzung für die 

Staats- und Gesellschaftsordnung, insbesondere für den demokratischen Rechtsstaat.
2
 Dass 

die Freiheit der Meinungsäußerung nicht dazu genutzt wird, dass die Gesellschaft „ver-

dummt“ oder gelenkt wird und die Rechte der Betroffenen verletzt werden, verlangt grund-

sätzlich schon Art 10 EMRK, denn diese Bestimmung normiert, dass die Ausübung der 

Meinungsäußerungsfreiheit mit einer Verantwortung verbunden ist. Diese Verantwortung 

wird unter anderem vom Staat in der Erlassung von Gesetzen im Sinne des Art 10 Abs 2 

EMRK wahrgenommen, was man besonders durch die Mediengesetz Novelle 2007 er-

kennt: diese förderte insbesondere die Persönlichkeitsrechte der von den Medienberichten 

Betroffenen und sollte damit der Sensationsgier der Medien entgegenwirken.  

Da Verantwortung auch im ethischen Sinne verstanden wird, behandle ich im vierten Kapi-

tel die Frage der Ethik rund um die Medienbranche. Die Medien sollen zur Bildung der 

Gesellschaft beitragen. Sie sollen dazu beitragen, dass sich das Volk eine Meinung bildet, 

sie sollen jegliche Seiten darstellen jedoch politisch unabhängig sein. Sie sollen die Welt 

nicht verändern, nur darstellen und zur Veränderung durch Menschen beitragen. Nachdem 

                                                      
2
 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 17. 
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in den vorherigen Kapiteln die Frage des rechtlichen Dürfens geklärt wurde, stellt sich in 

diesem Kapitel die Frage des ethischen Sollens. Es stellt sich aber auch die Frage, was die 

Ethik überhaupt bewirken kann. In diesem Zusammenhang untersucht dieses Kapitel die 

Kontrollinstanzen, welche das juristisch korrekte aber ethisch fragwürdige Handeln beur-

teilen und welche Wirkungen solche Kontrollen haben. Es wird hier insbesondere die Fra-

ge behandelt, wie das Medienrecht und die Medienethik aufeinander abgestimmt sind und 

wie die Grundsätze im Ehrenkodex mit den rechtlichen Anforderungen an den Journalisten 

zusammenspielen. 

Im fünften und letzten Kapitel wird die Frage nach dem korrekten journalistischen Handeln 

anhand der Resultate der Vorkapitel in drei Grundsatzmaximen beantwortet. Hier wird auf 

das Postulat der objektiven Wahrheit und Richtigkeit einer Berichterstattung eingegangen. 

Es stellt sich die Frage, was ethisch und was rechtlich vom Journalisten gefordert wird. 

Ebenso wird hier auf die Verpflichtung des Journalisten eingegangen, die Interessen der 

Medien, der Gesellschaft und des Betroffenen abzuwägen und schlussendlich mündet die 

Diskussion in der Darstellung der schon in Art 10 EMRK geforderten Verantwortung im 

Umgang mit der Meinungsfreiheit.  

  



4 

 

A. Die Fragestellungen 

Wo wird festgelegt, wie der Journalist handeln soll? Was darf der Journalist tun? Was soll 

er tun? Woher weiß er, was er tun soll? Ist es, wie Boventer sagt „mehr ein Fühlen, als ein 

Wissen?“3.  

Das rechtliches Dürfen und Müssen des Journalisten ist in der europäischen Menschen-

rechtskonvention (EMRK), dem Verfassungsrecht und den Bundesgesetzen festgesetzt. 

Diese rechtlichen Normen lassen jedoch noch Spielraum für die Arbeit eines Journalisten 

offen. Durch eine Berufsehtik soll dieser Spielraum gewissen Spielregeln unterworfen 

werden, die neben den rechtlichen Rahmenbedingungen eine nicht zu unterschätzende Rol-

le spielen. 

Die Menschen in unserer heutigen Gesellschaft haben unterschiedliche Vorstellungen da-

von, wie Medienberichte sein sollen. Der eine will informiert, der andere unterhalten wer-

den. Der eine will Information, die ihn herausfordert und zum Mitdenken anregt, der ande-

re will die Information so einfach und kurz wie möglich dargestellt. Für den einen ist In-

formation eine Darstellung politischer und wirtschaftlicher Hintergründe und Abläufe. Für 

den anderen ist Information dann interessant, wenn über

                                                      
3
 Boventer, Wertorientierter Journalismus. S. 228. 



 

 

gesellschaftliche Vorgänge berichtet wird, wenn Menschen über Menschen reden. Wesent-

lich sind jedoch die Interessen der Medien selbst und die Interessen des Staates an der De-

mokratiefunktion der Medien. Die unterschiedlichen Vorstellungen über den Nutzen der 

Medien, führen zu unterschiedlichen Vorstellungen darüber, was in den Medien berichtet 

werden soll und darf. Diese Dissertation setzt sich mit der Frage auseinander, wie der 

Journalist handeln darf und wie er handeln soll. Das journalistische Handeln umfasst meh-

rere Schritte von der Informationsbeschaffung bis zur Verantwortungsübernahme nach 

Veröffentlichung. Grundsätzlich lassen sich diese Schritte nach Wilke4 in folgende fünf 

Fragestellungen einordnen:  

 Wie darf Information beschafft werden? 

 Wie soll Information verarbeitet werden? 

 Wie soll Information verbreitet werden? 

 Welche Nachrichten sollen verbreitet werden? 

 Diesen Fragen immanent: Wer trägt die Verantwortung für die Sammlung, Verar-

beitung, Selektion und Verbreitung von Information? 

Die Beantwortung dieser Fragen erfolgt sowohl auf rechtlicher als auch auf ethischer Ba-

sis. Den Rahmen bildet das Recht. Die Medienethik führt die rechtlichen Grundsätze an-

hand einer Professionsethik weiter aus und mündet schlussendlich in einem Ehrenkodex 

für die Journalisten.  

Zu den einzelnen Fragestellungen: 

 Wie darf Information beschafft werden? 

Es stellt sich hierbei die Frage, welche rechtlichen Schranken zur Informationsbeschaffung 

bestehen. Weiters stellt sich die ethische Frage, wie Information beschaffen werden kann.  

Das Auffinden von Information ist für die Journalisten eine große Herausforderung. Infor-

mation die Interessant ist, liegt oft nicht schön aufbereitet auf dem Tisch und verführen den 

Journalisten dazu, kreative Wege zu finden, um an diese Information heranzukommen. 

Wesentliche Schranken werden dieser Kreativität durch das Mediengesetz und das Strafge-

setzbuch gesetzt. Sie geben Leitlinien für die journalistische Arbeit. An diesen Punkt 

                                                      
4
 Vgl. Wilke, Journalistische Berufsethik in der Journalistenausbildung. S. 3. 
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knüpft später auch der Ehrenkodex der Journalisten an, welcher die rechtlichen Vorausset-

zungen aufgreift und ausführt.  

 Wie soll Information verarbeitet und verbreitet werden? 

Mit Informationen kann man aufgrund der Meinungsäußerungsfreiheit viel machen, man 

kann sie so, wie man sie empfangen hat, weiterverbreiten, sie aus dem Kontext reißen, sie 

in einen anderen Kontext stellen, sie untermauern durch Bilder usw. Es stellt sich hier da-

her die Frage nach dem Inhalt der Berichterstattung, bzw was aus der Information schluss-

endlich gemacht wird.  

Bei den Fragen nach der Verarbeitung und Verbreitung von Informationen ist neben der 

Meinungsäußerungsfreiheit das Mediengesetz relevant, ebenso auch das ABGB, das UrhG 

und das StGB. Weiters sind die Grundsätze der EMRK, welche in der Verbreitung der In-

formation eine Interessensabwägung zwischen dem Recht der freien Meinungsäußerung 

und dem Recht des Schutzes der Privatsphäre Betroffener vornehmen wesentlich. Ebenso 

fließt in diese Frage mit ein, welche Funktion die Medien haben. Medien werden oft als 

vierte Staatsgewalt betrachtet, da sie einen starken Einfluss auf die in der Gesellschaft be-

sprochenen Themen und Meinungen haben. Wie eine Information verarbeitet und verbrei-

tet wird, kann also ganz wesentlich einen Einfluss auf die Meinungsbildung der Bevölke-

rung haben. Neben den hard facts sind auch die soft facts, somit die ethischen Bestimmun-

gen in Bezug auf die journalistische Tätigkeit wesentlich. Diese geben eine Hilfestellung 

gerade bei der Art der Verarbeitung von Informationen, welche über die rechtliche Mög-

lichkeiten hinaus geht. 

 Welche Nachrichten sollen verbreitet werden? 

Die Frage, welche Nachrichten verbreitet werden sollen, hängt maßgeblich mit der Funkti-

on der Massenmedien zusammen eine „Runduminformation“ über einen Sachverhalt zu 

gewährleisten, welche zu einem objektiven Bericht führt und so die Demokratie stärken 

kann bzw dem öffentlichen Interesse dient. Die Frage ist daher auch eine politische und 

hängt mit der Funktion der Massenmedien in einem demokratischen Staat zusammen. We-

sentlich ist auch die Frage der Medienkonzentration und des Medienwettbewerbs. Es 

kommen also das Kartellgesetz und das UWG zum Tragen.  
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Die Frage umfasst neben den ethischen, rechtlichen und politischen Aspekten zusätzlich 

auch einen ökonomischen Aspekt. Denn die Frage, welche Nachrichten verbreitet werden 

sollen, hängt oft auch damit zusammen, welche Nachricht die Nachfrage nach dem Produkt 

steigern kann.  

 Wer trägt die Verantwortung für die Sammlung, Verarbeitung, Selektion und 

Verbreitung von Information? 

Zuletzt stellt sich die Frage der Verantwortung im Medienbereich, Verantwortung in Be-

zug auf die Qualität der Medien bzw die Frage für die Haftung von unrechtmäßiger bzw 

unethischer Berichterstattung.  

Die folgenden Kapitel behandeln diese Fragestellungen sowie die einzelnen Einflüsse, 

welche Antworten für die Fragen liefern.  
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B. Wirkung, Funktion und Macht der 

Massenmedien 

Bevor ich mich der Frage nach den rechtlichen und ethischen Schranken und Möglichkei-

ten der Massenkommunikation widme, bedarf es einer kurzen Darstellung der Frage nach 

der Macht und Möglichkeit der Beeinflussung durch Massenkommunikation. Denn wirken 

die Massenmedien nicht, so ist es unnötig eine Regulation für diese zu finden. Wirken sie 

zwar, ist aber unklar wie, so weiß man nicht, wie und wofür Regelungen getroffen werden 

sollten.  

Neben der Wirkung der Massenmedien ist darüber hinaus auch die Frage wesentlich, wel-

che Funktionen die Massenmedien zu erfüllen haben. Recht und Ethik sollen den Massen-

medien zur Erreichung dieser Funktionen verhelfen. Die ethischen und rechtlichen Postula-

te rund um die Massenmedien sind daher auch im Hinblick auf die Funktion der Massen-

medien zu untersuchen.  
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1. Massenkommunikation 

Wenn A zu B sagt, die Landschaft ist schön, und B stimmt A zu, ist dann die Kommunika-

tion geglückt? Verstehen beide dasselbe unter „schön“?  

Im Rahmen dieses Dialoges ist es tatsächlich möglich, dass A und B der gleichen Auffas-

sung sind. Wie sieht das aber in einer Masse aus? In einer Massenkommunikation, wenn 

ein Kommunikator an ein flüchtiges, disperses, inhomogenes und anonymes Publikum eine 

Nachricht sendet? Besteht die Möglichkeit, dass dies verstanden wird? Dass die Informati-

on/Nachricht auch so verstanden wird, wie der Kommunikator verstanden werden wollte? 

Und kann der Kommunikator Meinungen ändern und Verhaltensweisen beeinflussen? 

Gerhard Maletzke sagt über Massenkommunikation:  

„Unter Massenkommunikation soll mithin jener Prozess verstanden werden, bei dem Aus-

sagen öffentlich, indirekt und einseitig, durch technische Verteilungsmittel an ein disperses 

Publikum vermittelt werden.“5 

Der Journalist veröffentlicht in der Zeitung einen Artikel, den die Leser konsumieren. 

Aber: Können sie ihn verstehen? Und wenn sie glauben ihn zu verstehen, verstehen sie das, 

was der Journalist vermitteln wollte?  

Massenmedial vermittelte Kommunikation liegt nur dann vor, wenn das, was der Kommu-

nikator mitteilen wollte, beim Rezipienten auch nur annähernd so angekommen ist, wie der 

Kommunikator es vermitteln wollte.6 Der Mitteilungs-Handlung muss eine Verstehens-

Handlung gegenüberstehen, dann kann das Ziel dieser Handlung, die Verständigung, er-

reicht werden. Dann kommt Kommunikation zustande.7 Kommunikation zwischen dem 

Journalisten und seinen Lesern ist also nur dann geglückt, wenn der Leser versteht, wie der 

Journalist etwas meinte.  

Die Möglichkeit der Kommunikation hängt aber nicht nur von der öffentlich-

kommunikativen Handlung seitens des Kommunikators ab, sondern wie Burkart erklärt, 

auch von der Motivation des Rezipienten. Man beachte dabei die verschiedenen Interessen 

                                                      
5
 Maletzke, Psychologie der Massenkommunikation. S. 32. 

6
 Vgl Maletzke, Psychologie der Massenkommunikation. S. 32; vgl Burkart, Wirkung der Massenkommuni-

kation. S. 174. 
7
 Vgl Maletzke, Psychologie der Massenkommunikation. S. 32; vgl Burkart, Wirkung der Massenkommuni-

kation. S. 174. 
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der Kommunikatoren und Rezipienten. Die Interessen der Kommunikatoren an der eigenen 

Publizität – beispielsweise um Bekanntheit zu erreichen. Und die Interessen des Publikums 

an dem publik Gemachten.8 

In einem Verfassungsstaat, dem das demokratische Prinzip zugrunde liegt, ist Kommunika-

tion von essentieller Bedeutung. Durch die Kommunikation zwischen der Regierung, den 

Parteien und den Bürgern kann Wissen vermittelt und ausgetauscht, Meinungen gebildet 

sowie geändert und beeinflusst werden. Gerade in einer derartigen Konstellation stellt sich 

die Frage der Möglichkeit der Kommunikation, besonders ihrer Funktionsmöglichkeit, 

aber auch ihrer Beeinflussungsmöglichkeit.  

                                                      
8
Vgl Burkart, Wirkung der Massenkommunikation. S. 174. 
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2. Medienwirkungsforschung: die Be-

einflussung menschlichen Handelns 

Unter Wirkungen der Massenmedien werden alle Veränderungen verstanden, „die ganz, 

partiell oder in Wechselwirkung mit anderen Faktoren auf Medien beziehungsweise deren 

Inhalte zurückgeführt werden“.9 Damit sind Phänomene auf der Mikroebene (einzelne Re-

zipienten) als auch auf der Makroebene (Gesellschaft oder Teile davon) gemeint. Die Wir-

kungsforschung untersucht langfristige und kurzfristige, direkte und vermittelte Wirkungen 

genauso wie Wirkungen in Form von Veränderungen oder Stabilisierungen.10 In einem 

breiten und umfassenden Verständnis von Medienwirkungsforschung zielt diese auf eine 

umfassende Forschung der Veränderungen in der Gesellschaft ab. Sie untersucht die Frage, 

welche Wirkungen die Medien haben, wie sich die in Medien verbreiteten Inhalte auswir-

ken und in welchem Ausmaß sich diese Wirkungen zeigen. Die Medienwirkungsforschung 

versucht, der Komplexität der Wirklichkeit gerecht zu werden und hat in den vergangenen 

Jahrzehnten erhebliche methodische und theoretische Fortschritte gemacht. Bis heute be-

stehen jedoch keine allgemeingültigen Theorien und keine eindeutigen Antworten auf die 

Frage, ob und wie die Medien wirken.11 Eine solche allgemeingültige Antwort wird es 

wohl auch nie geben, ändert sich doch immer wieder die Perspektive und die Fragestel-

lung. Dies führt dazu, dass von einem Schwanken von Medienallmacht bis zur Ohnmacht 

der Medien ausgegangen wird. Grundsätzlich kann man sagen, dass die Medienwirkungs-

forschung drei Phasen durchlief12: 

1. Phase:  Zu Beginn des 20. Jahrhunderts, im Zusammenhang mit den neuen Medien 

Film und Radio,13 ging das vorherrschende Stimulus-Response-Modell von einer 

starken, eindeutigen Medienwirkung aus. Das Stimulus-Response-Modell besagt, 

dass auf einen Reiz eine Reaktion folgt, entsprechend dem physikalischen Gesetz 

von Aktion-Reaktion. Die Theoretiker sind sich allerdings uneinig, ob ein Reiz die-

selbe Reaktion bei jedem Menschen auslöst, oder ob diese nur bei wenigen oder bei 

vielen gleich ist. Es bestehen also zwei verschiedene Ansichten über Kommunikati-

                                                      
9
 Brosius, Medienwirkung in Bentele/Brosius/Jarren, Öffentliche Kommunikation. S. 128 

10
 Vgl. Burkart, Wirkung der Massenkommunikation. S.188. 

11
 Vgl. Burkart, Wirkung der Massenkommunikation. S.188. 

12
 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 27. 

13
 Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 29. 
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on: Einerseits, dass ein Reiz, der Stimulus, immer dieselbe Reaktion hervorruft. 

Andererseits, dass ein Stimulus bei jeder Person eine andere Reaktion hervorruft. Es 

wird daher nicht nur auf den Reiz/Stimulus abgestellt, sondern auch auf die Art und 

Weise, wie der Rezipient die Information womöglich aufnehmen kann, somit auf 

Einflussfaktoren, die jeden Menschen in seiner Einzigartigkeit ausmachen und da-

durch Geschehnisse individuell interpretieren lässt. Man geht hierbei von einem 

Kontext der Kommunikationswirkung aus.14 In den 30er Jahren wurde erfolgte die 

Untersuchung der Medienwirkung unter Ausgrenzung äußerer Einflüsse und gelang 

die Medienwirkungsforschung in dieser Phase zur Ansicht, dass die Stärke und Art 

der Medienwirkung groß und homogen ist.15  

 

2. Phase:   Weil sich die Wirkung in der ersten Phase nur bei einigen auffälligen Er-

eignissen, nicht jedoch in der Breite empirisch nachweisen ließ, traute man den Me-

dien in den 50er und 60er Jahren nur geringe Effekte zu. Es wurden die Einstellun-

gen von Kleingruppen unter Konformitätsdruck untersucht. Der Wirkungsprozess 

war hierbei auf die negative Selektion und Konsonanz zu prüfen, unter der Annah-

me, dass die Stärke und die Art der Medienwirkung klein sind und der Verstärkung 

vorhandener Einstellungen dienen.
16

 Hier wurde das Mehrstufenmodell entwickelt. 

Beim Mehrstufenmodell geht man davon aus, dass die Massenmedien die Rezipien-

ten zwar erreichen, aber nicht direkt beeinflussen.
17

 Diesem Ansatz liegt die An-

nahme zugrunde, dass der Mensch seine Einstellungen nur aufgrund rationaler Ein-

sicht oder erhofften Gratifikationen ändert.
18 

„Menschen sind in einer soziologi-

schen Perspektive als soziale Wesen darauf angewiesen, ihre Orientierungen und 

Verhaltensweisen mit anderen zu vergleichen, zu bewerten und darauf abzustim-

men.“
19

 Einstellungsänderungen vollziehen sich demnach nicht lediglich intern, sie 

sind kein individualpsychologisches Geschehnis, sondern sie werden durch ein Netz 

sozialer Beziehungen vermittelt, in welcher der Einzelne lebt.
20

 Der gewöhnliche 

Mensch (dh nicht der Opinion-leader, der Meinungsführer) orientiert sich nicht an 

                                                      
14

 Vgl. Merten in Merten/Schmidt/Weischenberg, Die Wirklichkeit der Medien. S. 298. 
15

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 27. 
16

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 27. 
17

 Vgl. Renckstorf 1979, S. 319 in Burkart, Wirkung der Massenkommunikation. S. 211. 
18

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 143. 
19

 Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 143. 
20

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 144. 
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den Medien selbst, sondern an den Opinion-leaders
21

, welche sich wiederum an den 

Medien orientieren. Der Fluss der Medieninformation führt also über den Opinion-

leader und dann zum durchschnittlichen Verbraucher. 

 

3. Phase:  Seit den 70er Jahren geht die Forschung von selektiven Wirkungen aus. 

Empirisch geprüfte Theorien haben lediglich noch geringe Reichweiten und kon-

zentrieren sich auf die Frage, unter welchen Bedingungen es zu bestimmten Effek-

ten kommen kann. „Nun wurden die Motive und Kognitionen der Rezipienten zum 

Medienkonsum untersucht, welche der Befriedigung differenzierter Bedürfnisse der 

aktiven Individuen dienen soll.“
22

 Man ging davon aus, dass eine positive Selektion, 

eine Konstruktion stattfindet und die Stärke und Art der Medienwirkung mittel bis 

groß ist.
23 

Eine weitere wesentliche Theorie der Medienwirkung geht auf Elisabeth 

Noelle-Neumann aus den 70er Jahren zurück.
24

 Die Theorie der Schweigespirale. 

Dieser Ansatz basiert auf dem Grundkonzept der Einstellungs- und Gruppentheo-

rie.
25

 Die Wirkung der Medien besteht dabei darin, dass Orientierungsgrößen sicht-

bar gemacht werden. Diese Orientierungsgrößen werden dann als Leitlinie für das 

eigene Handeln genommen.
26

 Der Schweigespirale-Effekt entsteht in zwei Schrit-

ten. Der Mensch beobachtet im ersten Schritt seine Umwelt, entweder direkt durch 

Erfahrung oder indirekt durch Massenmedien. Die öffentliche und durch Beobach-

tung erfahrene Meinung wird als wertgeladene, insbesondere moralisch aufgeladene 

Meinung und Verhaltensweise 
27 

erkannt. Diese wird nun im zweiten Schritt – bei 

welchem es sich um fest gewordene Übereinstimmungen handelt, zum Beispiel Sit-

te, Dogma – öffentlich gezeigt, um sich zu nicht isolieren
.28

 Der Ansatz geht davon 

aus, dass der Mensch sich davor fürchtet, sozial isoliert zu sein und nicht zur Grup-

pe zu gehören. Somit schließt er sich der Mehrheitsmeinung an, denn das ist einfa-

cher und sicherer, als seine eigene Meinung gegenüber einer Mehrzahl anders den-

                                                      
21

 Meinungsführer sind Personen, die besonders intensiv am politischen Geschehen teilnehmen. Sie haben ein 

erhöhtes politisches Interesse, eine kosmopolitische Orientierung und höhere Mediennutzung, sowie eine 

höhere Aufmerksamkeit für die Gruppe. Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung, S. 146. 
22

 Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 27. 
23

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 27. 
24

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 156, ebenso Noelle-Neumann, Die Schweigespirale.  
25

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 156. 
26

 Vgl. Merten in Merten/Schmidt/Weischenberg, Die Wirklichkeit der Medien S. 321. 
27

 Vgl. Noelle-Neumann, Die Schweigespirale. 
28

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S.157. 
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kender Personen zu vertreten.
29

 Die Meinungsvielfalt endet dann damit, dass derje-

nige, der nicht die allgemeine Meinung teilt, schweigt.  

Das Interesse an der Wirkung der Medien, besonders seitdem die Massenkommunikation 

durch die technische Entwicklung möglich wurde, ist sehr groß. Die Wirkung der Medien 

ist jedoch flüchtig und kann kaum direkt erfahren werden. Bonfadelli erklärt damit die 

Überschätzung der Macht der Medien.30 

Zusammenfassend lässt sich daher sagen, dass die vorhandenen Theorien zu erklären ver-

suchen, ob Medien wirken und wie sie wirken, falls sie wirken. Warum ist Kommunikati-

onsforschung aber überhaupt interessant? Kommunikation ist ein flüchtiger und leicht in 

Gang zu setzender Prozess. „Der Aufwand ist im Verhältnis zu seinem Effekt sehr klein 

und daher ist Kommunikation ökonomisch interessant.“31 Primär interessiert somit also 

nicht der ideologische Zweck, sondern das ökonomische Weiterkommen. Der Antrieb der 

Kommunikationsforschung rührt nicht vom Interesse her, das Publikum zu erkunden, son-

dern daher, herauszufinden, was das Publikum interessiert um daraufhin den Absatz zu 

steigern. Man will herausfinden, mit welchen Mitteln die gewünschte Wirkung erzielt wer-

den kann.  

Ungeachtet dessen, welche Macht man den Medien zugesteht, so kann man dennoch davon 

ausgehen, dass Kommunikation eine gewisse Wirkung beim Individuum hervorruft. Die 

Kommunikation hat deshalb eine gewisse Funktion für die und in der Gesellschaft. Bonfa-

delli unterschiedet dabei zwischen der normativen, dh der gewünschten und gewollten und 

der faktischen, dh der gemessenen Wirkung bzw Funktion. Funktion und Wirkung werden 

abermals unterschieden: Die Wirkung unterscheidet man in intendierte Wirkung – etwa 

durch Propaganda oder Werbung – und de facto erzielte – und somit messbare – Wirkung. 

Bei der Funktion spricht man von Aufgaben und Leistungen.32 Auf diese Funktionen wird 

im Folgenden eingegangen. 

                                                      
29

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 158. 
30

 Vgl Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 14. 
31

 Merten/Schmidt/Weischenberg, Die Wirklichkeit der Medien. S. 292. 
32

 Vgl. Bonfadelli, Medienwirkungsforschung. S. 293. 
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3. Aufgabe und Funktion der Massen-

kommunikation 

Die Medienfunktionen lassen sich in einer Demokratie grundsätzlich in Information und 

Kontrolle unterteilen. Darüber hinaus sind jedoch auch gesellschaftliche Prozesse von Be-

deutung, somit also die Sozialisationsfunktion der Massenmedien. Diese drei Funktionen 

werden im Folgenden ausgeführt.  

3.1. Sozialisationsfunktion/Integrationsfunktion 

Das System Massenkommunikation erfüllt gewisse gesellschaftliche Funktionen. Eine die-

ser Funktionen, so beschreibt es Franz Ronneberger, ist die „Funktion der Sozialisati-

on“33. Der Sozialisationsfunktion kann man eine soziale Orientierungsfunktion zuordnen. 

Durch die in der Massenkommunikation vermittelten Details wird es uns möglich, uns in 

der „immer unübersichtlicher und feindseliger werdenden Umwelt zurechtzufinden. Wir 

können durch sie lernen, wie wir nützlichen Gebrauch von den Gütern und Dienstleistun-

gen der Gesellschaft machen. Durch sie können wir den Mangel an primären sozialen 

Kontakten ausgleichen“34.  

Gerhard Maletzke fragt ebenso nach der gesellschaftlichen Funktion der Massenmedien 

und untersucht deren „Integrations- und Deintegrationsfunktion“35. In jeder Gesellschaft 

gibt es eine Vorstellung darüber, was dem Gemeinwesen nützt und was nicht. Unter Funk-

tion werden in diesem Zusammenhang seines Erachtens all jene Prozesse verstanden, die 

zur Erreichung der wünschenswerten Ziele der Gesellschaft dienen. Prozesse, die das Ge-

genteil bewirken, nennt Maletzke Dysfunktionen.36 Die Integrationsfunktion soll dazu die-

nen, die Vielfalt der Interessen, die unterschiedlichen Bildungsstandards sowie die regiona-

len Eigenheiten und Randgruppen zu gemeinsamen Berührungspunkten zu führen. Durch 

die Massenmedien kann der Mensch die Welt als ein Ganzes sehen, denn er erfährt diese 

nicht nur aus seiner eigenen Perspektive, sondern über seinen direkten Erfahrungshorizont 

                                                      
33

 Ronneberger, Funktionen des Systems Massen-Kommunikation in Haas/Jarren, Mediensysteme im Wan-

del. S. 61 ff.  Vgl ebenso: Naschold, Kommunikationstheorien. S. 41 ff.  
34

 Ronneberger, Funktionen des Systems Massen-Kommunikation in Haas/Jarren, Mediensysteme im Wan-

del. S. 63. 
35

 Maletzke, Integration – eine gesellschaftliche Funktion der Massenkommunikation in Haas/Jarren, Medi-

ensysteme im Wandel. S. 70. 
36

 Vgl. Maletzke, Integration – eine gesellschaftliche Funktion der Massenkommunikation in Haas/Jarren, 

Mediensysteme im Wandel. S. 70. 
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hinaus. Er fühlt sich so der Gesellschaft zugehörig und identifiziert sich mit dieser. Maletz-

ke sagt dazu: „Die Massenmedien sind nun nicht nur in der Lage, sie sind nach unserem 

Demokratieverständnis auch verpflichtet, zur gesellschaftlichen Integration beizutra-

gen.“37 Unter „integrative Sozialisationsfunktion“38 kann man auch verstehen, dass der 

junge Mensch im Prozess des Hineinwachsens in unsere Gemeinschaft begleitet wird. Me-

dienaussagen können vielfach Stoff für Gespräche bieten und somit die Beschäftigung mit 

der Gesellschaft fördern.  

Dysfunktionen der Mediensysteme spielen ebenfalls eine wichtige Rolle. So ist an dieser 

Stelle die Theorie von der wachsenden Wissenskluft zu nennen.39 Die Wirkung der Medien 

ist dieser Theorie zufolge indirekt. Personen mit besserem Bildungsstand wissen das Me-

dienangebot besser zu nutzen, um Informationen zu erhalten, die ihr Wissen erweitern. 

Besser Gebildete informieren sich mehr, wissen mehr. Und umgekehrt. Medien stärken 

also nicht das Gleichgewicht von Wissen, sondern unterstützen das Ungleichgewicht. Ging 

man früher davon aus, dass die Medien die Menschen aufklären, ihnen Wissen vermitteln 

und Bildung bringen, so geht man in diesem Ansatz davon aus, dass die Medien eben nicht 

zur flächendeckenden Bildung beitragen, sondern zu Wissensklüften führen, bzw diese 

verstärken.40 

Eine weitere Gefahr der Massenmedien sieht Maletzke darin, dass anstatt der Förderung 

der Gespräche die Gespräche untereinander verstummen, da die Medien die Themen ab-

schließend ausdiskutieren. Zudem besteht im Verlauf der Sozialisation das Problem, dass 

es zu einer Gleichschaltung unterschiedlicher Ansichten der Bürger kommen kann.41 Als 

Paradebeispiel gilt hier wohl der Nationalsozialismus, welcher mit allen propagandisti-

schen Instrumenten diese Gleichschaltung bewusst und planmäßig betrieb.42 

                                                      
37

 Maletzke, Integration – eine gesellschaftliche Funktion der Massenkommunikation in Haas/Jarren, Medi-

ensysteme im Wandel. S. 71. 
38

 Maletzke, Integration – eine gesellschaftliche Funktion der Massenkommunikation in Haas/Jarren, Medi-

ensysteme im Wandel. S. 71. 
39

 Vgl. Maletzke, Integration – eine gesellschaftliche Funktion der Massenkommunikation in Haas/Jarren, 

Mediensysteme im Wandel. S. 72; vgl. ebenso Bonfadelli, Medienwirkungsforschung;  Mer-

ten/Schmidt/Weischenberg, Die Wirklichkeit der Medien. S. 322 ff. 
40

 Vgl Maletzke, Integration – eine gesellschaftliche Funktion der Massenkommunikation ebenfalls Mer-

ten/Schmidt/Weischenberg, Die Wirklichkeit der Medien. S. 322 ff. 
41

 Vgl. Maletzke, Integration – eine gesellschaftliche Funktion der Massenkommunikation in Haas/Jarren, 

Mediensysteme im Wandel. S. 75. 
42

 Vgl. Maletzke, Integration – eine gesellschaftliche Funktion der Massenkommunikation in Haas/Jarren, 

Mediensysteme im Wandel. S. 75. 
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3.2.  Politische Funktion/Demokratiefunktion 

Die wichtigste Funktion der Medien ist die Demokratiefunktion. Denn „durch die Mas-

senmedien wird Demokratie wahrnehmbar“43. So hält auch der Presserat in Bezug auf die 

Aufgaben des Journalismus fest: „Journalismus hat eine essentielle demokratiepolitische 

Bedeutung, bedeutet aber auch Verantwortung im Umgang mit Informationen und deren 

Verbreitung.”44  

Die Verwirklichung des Prinzips Demokratie ist an die Verwirklichung des Prinzips Öf-

fentlichkeit gebunden. Die „Anerkennung des Öffentlichkeitsprinzips stellt damit den Aus-

gangspunkt der modernen rechtsstaatlichen Demokratie dar“45. Klier sagt dazu: „Durch 

die öffentliche Kommunikation verwirklicht sich das Demokratieprinzip.“46 Hauptaufgaben 

der Öffentlichkeit sind: 

1. „Wahrheits- und sachgemäße Information und Aufklärung der Bürger über politische 

Prozesse (einschließlich deren politische Erziehung); 

2. Überwachung und Kontrolle der politischen Machtausübung; 

3. Förderung und Beeinflussung des politischen Prozesses durch Meinungsbildung.“47 

Grundvoraussetzungen für eine Öffentlichkeit, eine Reflexion der Geschehnisse durch die 

Massenmedien und einem Forum der Meinungs- und Willensbildung ist damit die Freiheit 

der Massenmedien und die Pressefreiheit. Pressefreiheit wird als Kernstück der Demokra-

tie bezeichnet. Nach Rechtsprechung des EGMR spielt die Pressefreiheit mit der Presse als 

klassisches Medium der Massenkommunikation eine zentrale Rolle im Zusammenhang mit 

Art 10 EMRK.48 Ohne freie Massenmedien kann eine Demokratie nicht funktionieren, ihr 

zentrales Element der öffentlichen Meinungsbildung ist unverzichtbar. Die Demokratie 

fordert die Partizipation der Bevölkerung, diese wiederum muss in die Lage versetzt wer-

den, sich eine Meinung bilden zu können. Die Medien werden in dieser Weise, so sagt 

Beater, „zu einem Sicherungsinstrument für Funktionsvoraussetzungen der Demokratie 

und letztlich zu einem Garanten für das demokratische Staatswesen schlechthin“.49 Auch 

                                                      
43

 Vgl. Klier, Im Dreieck von Demokratie, Öffentlichkeit und Massenmedien. S. 22. 
44

 www.presserat.at/show_content.php, 10.10.2014. 
45

 Klier, Im Dreieck von Demokratie, Öffentlichkeit und Massenmedien. S. 25. 
46

 Klier, Im Dreieck von Demokratie, Öffentlichkeit und Massenmedien. S. 25. 
47

 Klier, Im Dreieck von Demokratie, Öffentlichkeit und Massenmedien. S. 25. 
48

 Vgl. Damjanovic/Oberkofler, Neue Akzente aus Straßburg - Die Rechtsprechung zu Art 10 EMRK, MR 

2000, 70. 
49

 Beater, Medienrecht. S. 17. 
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Dana Priest gesteht den Medien eine wesentliche Rolle in der Demokratie zu und fordert, 

dass Medien und Regierung ihre ihnen zugeordneten unterschiedlichen Rollen gerecht 

werden und sie erfüllen, damit am Ende die Demokratie gestärkt wird.50. Sie fordert den 

verantwortungsvollen Umgang mit Informationen. Nicht nur das subjektive Verantwor-

tungsgefühl, sondern auch härtere Faktoren wie Gesetze müssen die Kommunikationsfrei-

heit und die Öffentlichkeit garantieren. Dem Einzelnen soll die Garantie von Informations- 

und Meinungsvielfalt gegeben werden, wodurch die Massenmedien vor staatlicher Verein-

nahmung geschützt werden sollen.51 Berka sagt: „Die Freiheit der Meinungsäußerung und 

die Pressefreiheit bilden die Magna Charta geistiger Freiheit, die zum unverzichtbaren 

Standard der Grundrechtskataloge demokratischer Verfassungsstaaten gehört“.52 

Die Massenkommunikation, welche durch die Freiheit der Meinungsäußerung und der 

Presse ermöglicht wird, ist also wesentlich für das Funktionieren einer demokratischen 

Gesellschaft. Dies zum einen, um den historischen Wurzeln der Idee der Demokratie ge-

recht zu werden, dh der Regierung durch das Volk, welches die Informationen durch die 

Kanäle der Massenkommunikation erhält. Zum anderen, um ein Weiterbestehen der De-

mokratie zu garantieren, indem die Bürger Informationen erhalten, aufgrund derer sie an 

staatswesentlichen Prozessen partizipieren und die Handlungen der Regierungen akzeptie-

ren sowie verstehen können.  

3.1.1. Informationsvermittlung  

Kern des demokratischen Gedankens ist die Partizipation des Bürgers. Damit der Bürger 

an den demokratischen Prozessen teilnehmen kann, muss er informiert werden. Wolfgang 

Kraßnitzer hält in seinem Beitrag zur öffentlichen Aufgabe der Massenmedien fest, dass 

„durch die Vermittlung von Information […] die Grundlage für den politischen Meinungs-

bildungsprozess geschaffen [wird]“.53  

Die Medien zielen sohin darauf ab, den Staatsbürgern Informationen zu liefern und ihnen 

eine Orientierung zu geben.54 Gerade im Bereich der Nachrichten besteht der „implizite 

                                                      
50

 Vgl. Priest in Rosenbach/Stark, Staatsfeind Wikileaks. S. 291. 
51

 Vgl. Beater, Medienrecht, S. 16. 
52

 Berka, Lehrbuch Grundrechte. Rz 318.  
53

 Kraßnitzer, Öffentliche Aufgabe als Grundlage von Medienprivilegiien? in Zacharias, Die Dynamik des 

Medienrechts. Juristische Schriftenreihe, Band 183. S. 170.  
54

 Vgl. Brosda, Journalismus in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis. S. 259. 
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Anspruch nach neutraler, objektiver Informationsvermittlung“55. Damit sollen der Bevöl-

kerung Informationen zukommen, welche den demokratischen Prozess erst ermöglichen.  

 

Eine wesentliche Funktion der Medien besteht daher in der Verbreitung von Information 

zur Willensbildung – der Informationsfunktion.56 Diese beinhaltet eine Transparenzfunkti-

on, in welcher die Medien Öffentlichkeit über politische, ökonomische und kulturelle Ent-

wicklungen bereits im Vorfeld des Entstehens herstellen sollen.57 Ein Aspekt der Informa-

tionsfunktion ist damit die Herstellung von Öffentlichkeit von oben nach unten, sowie jene 

von unten nach oben.58 Grundlage rechtsstaatlicher Entscheidung und demokratischer Rep-

räsentation ist die Distanz zwischen Staat und Bürger. Voraussetzung demokratischer 

Wahl und rechtsstaatlicher Kontrolle ist die Publizität des Staatshandelns und die damit 

erreichte Information des Bürgers über den Staat, seine wissende Nähe zum Staat. Legiti-

mation und Kontrolle der Staatsgewalt durch das Volk setzen politisches Urteilsvermögen 

bei jedermann oder zumindest selbstbestimmte Teilhabe am Urteil anderer voraus, also 

hinreichende Kenntnis der Sachlage, Verständnis für die Handlungsweisen und Wirkungs-

grenzen des Staates sowie hinreichende Einschätzungskraft gegenüber Alternativen.  

 

Die primäre Aufgabe der Medien bezüglich der Demokratie besteht daher darin für einen 

Informationsfluss zwischen Bevölkerung und Regierung zu sorgen. Schwierigkeiten in der 

Erfüllung dieser Aufgabe ergeben sich aber a) in der Möglichkeit, an Informationen zu 

gelangen, b) diese Information verbreiten zu dürfen, und zwar c) so, dass sie jeder einzelne 

Bürger erfassen kann.  

 

Däubler-Gmelin betonte in der Eröffnungsrede über die Bedeutung der Meinungs-, Presse- 

und Informationsfreiheit im Juli 1997 in Berlin, dass die Demokratie auch einen freien 

Zugang der Bevölkerung zu den Medien erfordere.59 Im gleichen Zuge bedarf aber der 

Medienschaffende/Journalist auch freien Zugang zu Information. Freien Zugang deshalb, 

da das historische Instrument der Kontrolle die Zensur war. Dieses Machtmittel ist in de-

                                                      
55

 Erbring, Journalistische Berufsnormen in amerikanischen und deutschen Nachrichten in Medien ohne 

Moral. S. 75. 
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 Vgl. Pürer, Medien und Journalismus zwischen Macht und Verantwortung in Recht und Medien. 2008/64. 
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 Vgl. Pürer, Medien und Journalismus zwischen Macht und Verantwortung in Recht und Medien. 2008/64. 
58

 Vgl. Pürer, Medien und Journalismus zwischen Macht und Verantwortung in Recht und Medien. 2008/64. 
59

 Vgl. Novak, Über die europäische Dimension der Medien. Rund 150 Jus-Studenten aus ganz Europa nah-

men vom 6. bis zum 11. Juli 1997 an einem Kongreß zum Thema "Media in Europe. Convergence of Mar-

kets - Divergence of Law" in Berlin teil, Tagungsbericht. MR 1997, 274. 
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mokratisch verfassten Gesellschaften außer Kraft gesetzt worden. Das zu lösende Problem 

ist aber nicht verschwunden: indem die Informationsinhaber mit ihrer Informationsfreigabe 

nicht freigiebig sind, beherrschen sie die politische Meinungs- und Willensbildung. Da-

durch sind in der demokratischen Kommunikationskultur Regierungen, Parteien, Verbän-

de, Interessengruppen und Gewerkschaften auf den Weg der direkten Partizipation an die 

vielfältigen Prozesse der gesellschaftlichen Kommunikation verwiesen, um direkt zu parti-

zipieren. Es folgen also politische Werbung, Agitation, administrative Öffentlichkeitsar-

beit, gezielte Nachrichtenpolitik. Somit entsteht eine Professionalisierung der politischen 

Kommunikation, welche zu einer ungleichen Verteilung von Macht und Prestige manifes-

tiert wird - die Partizipation in komplexen Gesellschaften wird schwieriger. Der Informati-

onsfluss erfolgt von oben nach unten und somit können Informationen von der Regierung 

an den Journalisten bzw an die Bevölkerung gezielt zurückgehalten oder hervorgehoben 

werden, um so ihren politischen Zielen näher zu kommen. Die Journalisten können also 

nicht mehr gesamtheitlich berichten, sondern sind in ihrer Möglichkeit, Informationen zu 

bekommen, beschränkt. Langenbucher schreibt dazu: „Was ein gesellschaftlicher Selbst-

aufklärungsprozess sein sollte, wird zum Produkt bürokratischer Planung.“60 Auch Tinne-

feld erklärt in diesem Zusammenhang: „In sozialistischen und faschistischen Staaten wur-

den unbequeme Journalisten und Dissidenten in die Verbannung geschickt. In der Moder-

ne erübrigen sich solche Maßnahmen. Heute kaufen in Russland staatsgelenkte Firmen 

Medien ein und verhindern eine regierungskritische Berichterstattung. In Italien besitzt 

der Medienzar Berlusconi ein Monopol. Die Argumente der Opposition werden mit media-

len Kunstgriffen zum Schweigen gebracht, etwa so: ‘Wenn man ein Gesetz diskutiert, stellt 

man es vor und gibt dann das Wort sofort der Opposition. Darauf folgen die Unterstützer 

der Regierung, die die Einwände widerlegen. Das überzeugende Ergebnis ist vorausseh-

bar: Recht hat, wer zuletzt spricht‘ (U. Eco, SZ v. 27.1.2004, S. 15). Die Information folgt 

nicht dem Wissen! Ein generelles (antidemokratisches) Verfahren der Vorzensur erübrigt 

sich. Es etabliert sich eine strukturelle Zensur: Nicht recherchiertes Wissen, sondern be-

wusst verschleiernde oder gezielt manipulierte oder unterdrückte Information ist das Ge-

bot der Stunde.“61 

 

                                                      
60

 Langenbucher, Die Verantwortung der Medien in einer sich wandelnden politischen Kultur. RfR 1978, 29. 
61

 Tinnefeld, Medienfreiheit im Spannungsdreieck Datenschutz, Zensur, Manipulation. MMR 2004, 27. 
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Bürokratische Planung und die bewusste Zurverfügungstellung oder Zurückhaltung von 

Information kann dazu führen, dass der Informationsfluss nicht mehr gelingt und damit die 

Medien ihrer Informationsfunktion nicht gerecht werden. Das Gemeinwesen der offenen, 

demokratischen Gesellschaft wird erst dann ermöglicht, wenn der freie Zugang, der unge-

hinderte Fluss von Informationen, Meinungen sowie Wirklichkeitsdeutungen vor Privaten 

und Staatorganen gesichert ist.  

Selbst wenn Information objektiv erfasst werden kann, ist Informationsweitergabe nicht 

gleich Informationsweitergabe: Gerade im Sinne der Demokratiefunktion werden die ver-

schiedenen Informationen verfassungsrechtlich und zivilrechtlich unterschiedlich gewich-

tet: Das allgemeine Informationsinteresse hat höheres Gewicht als Informationen mit rein 

unterhaltendem Charakter. Informationen, die demokratierelevant sind, sind demnach pri-

vilegiert gegenüber solchen, die lediglich der oberflächlichen Unterhaltung der Massen 

dienen.62 

Um ihre Demokratiefunktion erfüllen zu können, dürfen sich die Medien bzw die Journa-

listen daher nicht darauf verlassen, was ihnen an Information zugespielt wird. Vielmehr 

müssen sie nachfragen, hinterfragen und recherchieren. Sie müssen überprüfen, was ihnen 

berichtet wird. 

3.1.2. Willensbildung/Meinungsbildung 

Wesentlich ist nach Kraßnitzer nicht nur die Vermittlung von Information, sondern die 

Ermöglichung von Kommunikation über und durch Information in der Öffentlichkeit und 

in weiterer Folge die Willens- und Meinungsbildung für staatstragende Prozesse. 

 

Der Journalismus und die Massenmedien gehören in einer demokratischen Ordnung daher 

zum Bereich der Organisation der Willensbildung. Zeitungen, Radio und Fernsehen wirken 

in wesentlichem Ausmaß an der politischen Meinungs- und Willensbildung mit. Aus de-

mokratischer Sicht sind sie daher „gleichzeitig Medium und Faktor der Meinungsäußerung 

und Meinungsbildung“63 und sollen damit mehr als nur ein Gewerbe zur Erzielung von 

Gewinn sein.64 Vielmehr sollen sie eine Öffentlichkeit herstellen: In der Öffentlichkeit 
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 Siehe Kapitel Rechtliche Rahmenbedingungen. 
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 Pürer, Medien und Journalismus zwischen Macht und Verantwortung in Recht und Medien. 2008/64. 
64

 Vgl. Pürer, Medien und Journalismus zwischen Macht und Verantwortung in Recht und Medien. 2008/64. 
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werden Geschehnisse besprochen und überprüft, die Öffentlichkeit ist eine Art Forum.65 

Sie zielt darauf ab, dass durch Kommunikation die Machtansprüche verflüssigt werden, 

denn jeder kann an der Öffentlichkeit teilnehmen. Freiheit und Gleichheit sind daher ge-

meinsame Elemente des Rechtsstaats und des Demokratieprinzips.66 Ebenso wird darauf 

abgezielt, dass gesellschaftliche und politische Entscheidungen anhand von Argumenten 

überprüft werden und so stehen „gesellschaftliche Prinzipien des Zusammenlebens unter 

der Bewährungsprobe rationaler Begründungen“67.  

 

Da Demokratie auf der Willensbildung und Willensäußerung der Bevölkerung beruht, be-

dingt Demokratie den Rechtsstaat und die Öffentlichkeit. Der Rechtsstaat garantiert Öf-

fentlichkeit. Öffentlichkeit verwirklicht Demokratie. Die Öffentlichkeit ist dem politischen 

Entscheidungsprozess vorgelagert68 und „politische Öffentlichkeit kann in modernen Ge-

sellschaften nur durch die Massenmedien hergestellt werden.“69 Denn ohne die Multiplika-

torfunktion der Massenmedien wäre es unmöglich, die Staatsbürger mit Informationen zu 

versorgen, die sie für ihre politische Meinungsbildung brauchen.70  

 

Die Öffentlichkeit ist daher ein „intermediäres Organ“71. Sie ist staatsfrei und selbstlos. 

Würde sie selbst zu einem interessierten Subjekt, so würde sie ihre Autonomie verlieren 

und ein Instrument für Propaganda und Manipulation werden.72 Nur wenn sie interessens-

los und neutral ist, kann sie ihre „strukturellen Bedingungen als autonom behaupten“73. 

Gleichzeitig muss die Öffentlichkeit dann aber auch die politischen Entscheidungen dem 

politischen System selbst überlassen. Die Öffentlichkeit soll damit eine Kommunikation 

über Kommunikation ermöglichen, selbst jedoch keine Kommunikationsinteressen verfol-

gen.74  
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66
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3.1.3.  Kontrollfunktion 

Die Massenmedien stehen als „Korrektiv den verfassungsmäßigen Kritik- und Kontrollme-

chanismen der parlamentarischen Opposition gegenüber“75. Dies führt zu einer Art Run-

dumkontrolle politischer Entscheidungsprozesse.76 Eine weitere wesentliche Funktion der 

Medien kommt ihnen daher als Kontrollinstanz zu: sie kontrollieren die Regierung, die 

Rechtsprechung und die Gesetzgeber. Sie gelten als „public watchdog“.  

 

Die Presse soll Informationen und Ideen über politische Fragen von öffentlichem Interesse 

verbreiten und erklären. Einher geht damit auch das Recht der Öffentlichkeit, diese Infor-

mationen zu erhalten. Die Presse trägt damit einerseits zur offenen geistigen Auseinander-

setzung bei, andererseits zum Meinungsbildungsprozess in der Öffentlichkeit und trägt in 

dieser Funktion die Verantwortung als „Wächter der Öffentlichkeit“ oder „public watch-

dog“.77 Es ist also ihre Pflicht, Skandale, Misswirtschaft und Korruption in der Gesell-

schaft aufzuzeigen. Ihre Funktion als „public watchdog“ ist daher eng verbunden mit ei-

nem investigativen Journalismus, der nicht nur aufgrund von Pressemitteilungen infor-

miert, sondern selbst recherchiert, hinterfragt und aufdeckt. Durch die freie Presse soll ein 

Missbrauch der Presse durch die Regierung verhindert werden. Die Presse als „public 

watchdog“ soll Missstände aufzeigen, die durch die Regierung und Politik vollzogen wur-

den. Durch diese Informiertheit und Mittels dieser Informationen wird in einer demokrati-

schen Gesellschaft ein Pluralismus an Wissen bereitgestellt, anhand dessen sich die Bürger 

am demokratischen Prozess partizipieren. Die Presse soll aber in Krisensituationen vor-

sichtig agieren und nicht Zugpferd für die Verbreitung von Aufrufen zu Hass und Gewalt 

sein, nicht Emotionen aufheizen und Vorurteile bestärken, wie der EGMR in den letzten 

Jahren unterstrich.78 Helmut Schmidt führte dazu aus: 

 

„Vor allem wäre die Frage kritisch zu untersuchen, ob nicht ungeachtet des Umstandes, 

dass die Meinungsfreiheit ein jedermann zustehendes Recht darstellt, Kritik und Mei-

nungsäußerung in einer demokratischen Gesellschaft nur insoweit schutzwürdig ist, als sie 

                                                                                                                                                                 
che Meinung der Politiker über die öffentliche Meinung ist dann wiederum oft nicht deren tatsächliche Mei-

nung, sondern nur die veröffentlichte Meinung. 
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tatsächlich dem Meinungsaustausch und der Meinungsfortbildung sowie der Meinungsviel-

falt in der Demokratie dient. Dies trifft aber wohl für jene Kritik nicht zu, die zu nichts 

anderem führt, als zur Aufschaukelung von Gegensätzen und zu derartig unversöhnlicher 

Polarisierung von Ansichten, dass darunter der Rechtsfriede leidet. Daraus müsste sich 

wohl eine Wechselwirkung zwischen der Bedeutung des kritischen Anliegens und der 

Schärfe der Kritik ergeben, sodass Kritik umso schärfer ausfallen darf, je wertvoller sie 

dem zu den Lebensgrundlagen einer Demokratiegehörenden Meinungsaustausch und der 

Abklärung unterschiedlich beurteilter politischer Grundfragen dient.“79 

 

Die Medien sollen über die Gesellschaft kritisch reflektieren und demokratische Kontroll-

aufgaben erfüllen.80 Im Nationalsozialismus funktionierte diese öffentliche Kontrolle durch 

unabhängige Medien nicht mehr. Zentrale Vorgänge der Politik wurden nicht mehr öffent-

lich gemacht und somit wurde der Widerstand der Minderheiten umso schwieriger, denn es 

bestand kein öffentliches Forum. Die Demokratie funktionierte nicht mehr. Ebenso verhält 

es sich mit Diktaturen, auch hier bestehen keine öffentlichen, unabhängigen Medien. Auch 

in der Volksrepublik China werden die Informationsmöglichkeiten nach wie vor be-

schränkt gehalten bzw die Massenmedien werden von der Regierung zu eigenen Zwecken 

benutzt.81 Zur Kontrollfunktion gehört aber auch, dass die Journalisten investigativ recher-

chieren. Dies verliert jedoch zusehends an Bedeutung. So werden Informationen über bri-

sante Themen von Randgruppen an die Medien herangetragen, die diese nur mehr veröf-

fentlichen. Kraßnitzer fasst dieses Phänomen zusammen und hält fest, dass unter diesen 

Aspekten die Medien von einem „Wachhund“ zu einem „Schoßhund“ werden würden, 

„der für eine ‚Gabe‘ Kunststückchen vollführt, wie man es von ihm erwartet“.82  

 

Nun ist erkenntlich, dass die Massenmedien bzw deren Handlungsträger die Regierungstä-

tigkeiten kontrollieren, bewerten und veröffentlichen. Es stellt sich aber die Frage, wer 

kontrolliert die Kontrolleure? Welche Schranken sind diesen gegeben, insbesondere in der 

Sammlung der Informationen über die Regierungstätigkeiten und in der Veröffentlichung 

der Informationen, welche sie über die Regierungstätigkeit erlangen? Dazu folgt nun die 

rechtliche und ethische Auseinandersetzung.  
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3.3. Zusammenfassung 

Zusammengefasst kann gesagt werden, dass in einer freien Gesellschaft die Massenmedien 

von essentieller Bedeutung sind.83 Damit diese ihrer Aufgabe gerecht werden können, be-

nötigen sie Freiheiten: die Meinungs- und Pressefreiheit. Der EGMR bezeichnet die Pres-

sefreiheit, gewährleistet in Art 10 EMRK, als „Grundpfeiler einer demokratischen Gesell-

schaft“84. Er hielt fest, dass die Presse die Aufgabe hat, Informationen und Ansichten von 

öffentlichem Interesse zu verbreiten.85 Der Bürger kann von seiner Freiheit auf Information 

Gebrauch machen und hat sogar ein Recht darauf, Information zu empfangen.86 Die wich-

tigste Funktion der Massenmedien ist somit die Demokratiefunktion, welche die Samm-

lung und Verbreitung von Information, sowie deren Interpretation beinhaltet. Daraus resul-

tierende Empfehlungen können zum eine die Demokratie stärken, zum anderen können sie 

auch als die Sozialisation des Publikums mit der gesellschaftlichen Tradition betrachtet 

werden.87 Die Medien sollen über die Gesellschaft kritisch reflektieren und demokratische 

Kontrollaufgaben erfüllen.88 In diesem Zuge der Reflexion, sollen sie den Menschen zur 

Meinungsbildung verhelfen und somit einen wesentlichen Beitrag zur Demokratie leisten. 

Weiters wird die Aufgabe der Medien dargelegt als „public watchdog“, sie haben somit 

eine Kontrollfunktion inne. Durch diese können die Medien auf andere Rechte aufmerksam 

machen und deren Missbrauch aufdecken.  

Weyl fasst die Funktion der freien Massenmedien zusammen und sagt: „Eine freie Presse 

ist für das Funktionieren einer freien Demokratie unverzichtbar. Denn die freie Presse - im 

Verein mit anderen freien Medien - ermöglicht es dem Bürger, sich frei und umfassend zu 

informieren, um seine Meinung zu bilden und an den demokratischen Entscheidungen teil-

zunehmen. Eine freie Presse, heißt aber eben nicht eine zügellose Presse, denn im Gegen-

teil sind Freiheit und Verantwortung (…) aufs engste miteinander verknüpft.“89 
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4. Medien als vierte Staatsgewalt? 

Der Begriff der Medien als vierte Staatsgewalt geht in die Epoche der Aufklärung, also ins 

18. Jahrhundert zurück. Weitläufig wird die Meinung vertreten, dass der französische Phi-

losoph und Gesellschaftskritiker Jean-Jacques Rousseau90 von der Presse als „vierte Säu-

le“ im Staat, in Anlehnung an die Gewaltenteilung nach Locke und Montesquieu, gespro-

chen hat. Auch der Moralist Thomas Carlyle besprach die „vierte Gewalt“ im 19. Jahrhun-

dert: Neben den drei Gewalten sitze eine „‘vierte Gewalt‘ auf den Parlamentstribünen, 

mächtiger als alle anderen – die Presse“91. In Österreich wurde der Begriff besonders 

durch Rene Marcic geprägt. Der Staatsrechtslehrer und Rechtsphilosoph hat den Begriff in 

vielen Vorlesungen wiederbelebt. Er forderte die Massenmedien und die Journalisten auf, 

sich ihrer wichtigen Funktion als Wächter im Staat und als Hüter der Demokratie und da-

mit als vierte Gewalt, nämlich als Kontrolleur von Legislative, Exekutive und Judikative, 

bewusst zu sein.92 Medien gehören dieser Ansicht zu Folge zu den Staatsfunktionen dazu. 

Sind sie aber eine vierte Staatsgewalt im ordentlichen Sinne? 

Es stellt sich primär die Frage, was Staatsgewalten sind. Der organisatorische Teil der Ver-

fassung besteht hauptsächlich in einer Zuweisung von staatlichen Aufgaben auf unter-

schiedliche Rechtsträger oder Organe, die diese Aufgaben im Zusammenwirken ausüben 

dürfen. In der Verfassung vorgesehen sind somit die Exekutive, die Legislative und die 

Judikative. Eine Veränderung im Gefüge der Staatsorgane wäre eine Gesamtänderung der 

Bundesverfassung.
93

 Die Funktionen des Staates sind daher aufgeteilt in die Gesetzgebung 

und die Vollziehung. Die Vollziehung wird weiter unterschieden in Gerichtsbarkeit und 

Verwaltung.94 Die Gerichtsbarkeit ist eine gesetzesvollziehende Tätigkeit. Zu dessen Orga-

nen gehören die Richter, das mitwirkende Volk und die Rechtspflege. Die Gesetzgebung 

bezieht sich auf die Formulierung von Gesetzen deren Organe der Nationalrat und der 
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Bundesrat sind. Die Verwaltung bezieht sich auf die Ausübung der Agenden des Staates. 

Zu den Organen gehören der Bundespräsident, die Bundesregierung, die Bundesminister 

sowie die Landesregierung.  

Die Medien haben in diesem Gefüge keinen Verfassungsauftrag.95 Sie verfügen somit nicht 

über eine verfassungsrechtlich legitimierte Kompetenz. Auch werden sie nicht als Organe 

einer Staatsgewalt genannt. Selbst wenn Medien daher eine große Macht in einem demo-

kratischen Rechtsstaat haben, so nehmen sind sie keine vierte Staatsgewalt im Sinne von 

Staatsgewalten.  

Die Medien sind folglich im technischen Sinne keine Staatsgewalt. Sie erfüllen jedoch 

inhaltlich keine Staatsaufgabe. Ihre Funktionen bestehen darin, Öffentlichkeit herzustellen 

und das Handeln der Staatsgewalten zu kontrollieren. Massenmedien stellen aber eine in-

termediäre Gewalt, die zwischen Staat und Gesellschaft tritt und damit beide voneinander 

abschirmt.  

Sie unterstützen sie die Demokratie, fördern indes die Öffentlichkeit und den Diskurs über 

politische Themen. Sie sind somit ein Apparat, welcher das Funktionieren der drei Staats-

gewalten in einem demokratischen Staat gewährleisten. Sie unterstützen die Elemente, 

deren es bei der Meinungsfindung, -bildung und -änderung bedarf, sorgen für Transparenz 

und Offenheit, für Diskurs und Auseinandersetzung und sie kontrollieren und decken auf. 

Die Öffentlichkeit ist eine Voraussetzung für die in der Demokratie erforderliche Partizipa-

tion.96 Die Medien begleiten die Prozesse der Politik und der sozialen Kommunikation und 

sie leisten vermittelnde Dienste.97 Ihre öffentliche Aufgabe besteht darin, die Öffentlichkeit 

zu informieren, Öffentlichkeit herzustellen, Missstände darzustellen und die Regierung zu 

Kontrollieren.98 Sie haben eine Dialogfunktion zwischen dem Volk und den gewählten 

Vertretern in Parlament und Regierung.99 

Selbst verfolgen sie aber nicht den Zweck der Staatsförderung, sondern Eigentinteressen, 

insbesondere ökonomische Erfolge. Solche Ziele dienen oft nicht der Demokratie bzw sind 

dieser unter Umständen sogar abträglich. Die Medienrealität steht daher der Unabhängig-

keit einer Staatsgewalt entgegen: Die privatwirtschaftlich organisierten Medien folgen 
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mehr dem Diktat der Ökonomie als jenem der Ethik.100 Auf diesem Prinzip basieren Be-

richterstattungen mit Tendenz zu Skandalisierungen und Bloßstellungen, Eigenschaften, 

die der Demokratie nicht förderlich sind. Massenmedien sind selbst Institutionen, die 

Machtinteressen vertreten und somit nicht unkontrollierte Kontrolleure sein dürfen.101 Ihr 

Handeln muss daher kontrolliert werden und zwar nicht nur, von Gegenspielern, sondern 

von einer übergeordneten Instanz.  

Die Massenmedien sollen im Sinne deren intermediären Gewalt eine Rolle außerhalb die-

ses Gefüges einnehmen und so als Beobachter, Kritiker und Öffentlichkeitshersteller agie-

ren. Die Medien gelten daher neben Legislative, Exekutive und Judikative als eine Art 

„Publikative“102. Die Ansicht, dass die Medien eine vierte Staatsgewalt darstellen ist folg-

lich mehr eine Zustandsbeschreibung, als eine tatsächliche Erweiterung der Staatsgewalten 

von drei auf vier.
103

 Die Medien haben keine klassische Staatsaufgabe, welche sie ver-

pflichtend wahrnehmen müssten. Funktional nehmen sie jedoch eine demokratische Auf-

gabe wahr, welche in der Meinungsäußerungsfreiheit fußt. 

Dass die Medien keine vierte Staatsgewalt sind, ist auch positiv zu bewerten. Würden die 

Medien als vierte Staatsgewalt betrachtet und eingeordnet werden, so würden zuallererst 

ihre Freiheiten eingeschränkt werden. Es bestünde die Gefahr, dass den Medien Pflichten 

auferlegt werden, wodurch die ihnen zugrunde liegende Voraussetzung der Freiheit be-

schnitten würde und es zu einer „Medienplanwirtschaft“ kommt.104 
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5. Exkurs: Charakteristik des Journa-

listen 

Die Aufgabe der Massenmedien ist es, die Gesellschaft über Regierungstätigkeiten zu in-

formieren, sie zur Willensbildung anzuregen und in weiterer Folge das vom Volk ge-

wünschte Handeln der Regierung wiederum zu kontrollieren. Die Massenmedien handeln 

allerdings nicht als solche selbst, sondern durch ihre Journalisten. In diesem Zuge stellt 

sich die Frage, wer der Journalist ist, der diese staatstragende und für die Demokratie we-

sentliche Aufgabe erfüllen soll? Ich beginne dazu mit einem Zitat von Litzka: 

 

„Der Mensch besteht aus Vorlieben, Vorurteilen, Abneigungen - und er hat, wenn er Jour-

nalist ist, öfter als ein Angehöriger jeder anderen Berufsgruppe die Chance, seine Wahr-

heiten bei diesen seinen Vorlieben, Vorurteilen und Abneigungen zu bestellen. Und er neigt 

natürlich dazu, sich so etwas auf gar keinen Fall zuzugeben. Er braucht ja auch positive 

Vorurteile über sich selbst. Journalisten meinen natürlich immer, sie hätten es mit Zeit- 

und Sachzwängen zu tun, die nun einmal der Freiheit des Journalisten wenig Spielraum 

lassen. Schlimm wird es freilich vor allem, wenn wegen solcher Sachzwänge die Würde des 

Menschen, deren Beachtung auch von Journalisten einzufordern ist, mit Füßen getreten 

wird, schlimm übrigens genauso für die Würde des Getretenen wie für die Würde des Tre-

ters, der, um das letzte Foto aus dem Familienalbum zu bekommen  wie es im Fachjargon 

heißt -, "die Witwen schüttelt" und ihnen dabei einredet, er komme im Auftrag des Pfarrers 

oder der Firmenleitung.“105 

 

Im allgemeinen Verständnis über den Charakter des Journalisten, soll er praktisch, schlicht 

objektiv, unbeeinflusst und unbeeinflussbar sein. Er soll Informationen vermitteln und 

transportieren, er soll den Spalt zwischen der Regierung und der Gesellschaft auffüllen, er 

soll unterhalten. Und vor allem soll er so gut schreiben, dass er gelesen wird. Was „gut“ 

ist, ist strittig. Guter Journalismus kann aus verschiedenen Perspektiven betrachtet werden. 

Einerseits bestimmen die Absatzzahlen jenes „Gut“ des Journalisten. Anderseits bestim-

men Wertvorstellungen, Ideale und Intellekt das „Gut“. Der Journalist ist jedoch nicht nur 

ein Mittel zum Zweck, er ist ein Mensch. Wie die Vorstellungen dessen, was ein Mensch 

ist und sein sollte, was ihn gut, ehrwürdig und achtungsvoll macht unterschiedlich sind, so 

sind die Vorstellungen über den Journalisten verschieden. Je nach Blickpunkt, sei es der 

Publizistische, Juristische oder Gesellschaftliche oder Wirtschaftliche, werden an den 

Journalisten verschieden Anforderungen gestellt, verschiedene Erwartungshaltungen an 
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den Tag gelegt. Auch der Journalist selbst hat unterschiedliche Ansichten von sich selbst 

als Journalist und seiner Profession allgemein. Das Selbstbild des Journalisten nimmt Be-

zug auf verschiedene Rollen. So sehen sich die Journalisten selbst oft als Kritiker und Kon-

trolleur, Erzieher, Anwalt, neutraler Informant oder als Wissenschaftsvermittler.
106 

Diese 

unterschiedlichen Rollverständnisse sind alle nobel und dienen schlussendlich immer dem 

Zweck der Massenmedien. Vielfach entsprechen diese Ideen aber nur nach Außen dem, 

was der Journalist von sich selbst hält. Realistisch betrachtet sehen sich viele Journalisten 

einfach als Unterhalter, die weder einen gesellschaftspolitischen Auftrag erfüllen wollen 

noch sich einer demokratischen Verantwortung bewusst wären.  

5.1. Publizistisch 

Das Berufsbild des Journalisten beschreibt der deutsche Journalisten-Verband so: 

„Journalist ist, wer hauptberuflich an der Erarbeitung bzw. Verarbeitung von Informatio-

nen, Meinungen und Unterhaltung durch Medien mittels Wort, Bild, Ton oder Kombination 

dieser Darstellungsmittel beteiligt ist.“ 

Gerhard Litzka sagt dazu: 

„Journalismus sollte zuallererst sein: eine Dienstleistung, Orientierungshilfe durch geraff-

te, aber möglichst unverfälschte Information. Journalisten-Ethos hat sich, wie bereits an-

gedeutet, vorrangig vom Leser/Hörer/Zuschauer her zu definieren. Ihn sollte sich der 

mündige Bürger vorstellen, nicht als zu bevormundendes, zu bekehrendes, zu manipulie-

rendes und missionarisch zu betreuendes Objekt oder gar Opfer.“107 

 

Das oberste Kredo des Journalisten sollte es daher sein, objektiv und wertungsfrei über die 

Wahrheit zu berichten. Roger Blum erklärt so auch:  

„Als Journalismus bezeichnen wir eine Tätigkeit, bei der Personen unvoreingenommen 

und kritisch Material zur Information und zur Unterhaltung sammeln, auswählen, eventu-

ell präzisieren, interpretieren und kommentieren und in verständlicher Form über ein pe-

riodisches und/oder aktuelles Medium der Öffentlichkeit zur Verfügung stellen.“108 

Dem publizistischen Verständnis des Journalisten liegt zugrunde, dass er als Transporteur 

von Informationen gilt. Es geht darum, dass die Journalisten die Wahrheit präsentieren, 

darstellen und verkaufen. 
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Journalisten sind der Tatsache verpflichtet. Sie dürfen Tatsachen nicht verändern, müssen 

aber den Geschehnissen, über die sie berichten, eine Dimension geben.109 Nach Ulrich Sa-

xer handelt es sich beim Journalismus um ein „institutionalisiertes, organisiertes und ge-

mäß berufskulturellen Routinen ablaufendes Sammeln, Prüfen, Auswählen, Verarbeiten 

und Verbreiten von Nachrichten, Kommentierendem und Unterhaltungsstoffen über Me-

dien durch Individuen“110. Innerhalb dieser Tätigkeit, sollen die Journalisten seriös, sorg-

fältig und fair arbeiten, damit eine qualitative Nachricht entsteht.111 Charaktermerkmale 

eines guten Journalisten, der Nachrichten von guter Qualität produziert sind Gewissenhaf-

tigkeit, Zuverlässigkeit und Vertrauenswürdigkeit, ein Aufgehen in der Arbeit, Entschluss-

kraft und Einsatzbereitschaft ebenso wie Takt und Diskretion, Zuvorkommenheit und 

Selbstbeherrschung.112 

Manfred Rühl beschreibt den Journalismus folgendermaßen: 

„Das Journalismussystem produziert organisationsförmig in Kooperation und Koordinati-

on, während es, in Konkurrenzverhältnissen seine Produktionsmittel beschafft und die 

Produktionen vertreibt.[…] Gesellschaftsfähig geworden ist der Journalismus als Funkti-

onssystem durch marktförmige Leistungen und Gegenleistungen, wobei ihm Organisatio-

nen und Haushalte, vor allem die gesellschaftlichen Funktionssysteme Politik, Wirtschaft, 

Wissenschaft, Kunst, Erziehung, Religion usw gegenüberstehen.“113 

Der Journalist arbeitet in einem wirtschaftlichen System. In diesem System herrscht ein 

Miteinander und ein Gegeneinander. Dies wiederum führt zu Information, Kontrainforma-

tion und Desinformation.114 Unter diesen Bedingungen muss der Journalist eine Leistung 

erbringen, die dem Diktat der Aktualität gerecht werden muss.115 Gleichsam aber sollte es 

auch dem Diktat der Demokratie gerecht werden und nebenbei auch die Rechte Betroffener 

wahren. Allein dies scheint eine zerreißende Aufgabe zu sein. Der Journalist muss ständig 

einen optimalen Ausgleich finden, zwischen Demokratieförderlichkeit und unternehmeri-

schem Denken. Er erfüllt eine staatstragende Rolle, ist aber gleichzeitig ein Subjekt der 

Marktwirtschaft. Der Journalist muss sozusagen eine Zwitterrolle einnehmen.  
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Darüber hinaus darf in diesen Systemen nicht vergessen werden, dass der Journalist in der 

heutigen Zeit immer mehr Fachwissen benötigt, etwa im Bereich Wirtschaft oder Politik. 

Die Journalisten brauchen immer mehr Sachkenntnis, eine immer höhere Bildung, um den 

Menschen die Geschehnisse zu erklären und darzulegen, wieso diese Information interes-

sant und wesentlich ist. Sie müssen also Fachleute werden, ohne dabei zu vergessen, dass 

sie die breite Öffentlichkeit informieren müssen, deren Kenntnisse beschränkt sind.116  

5.2. Juristisch 

Gemäß § 1 Abs 2 Journalistengesetze (JournalistenG) sind Journalisten diejenigen, „die 

mit der Gestaltung des Textes oder mit der Herstellung von Bildern (Laufbildern) über 

aktuelles Tagesgeschehen betraut und mit festen Bezügen angestellt sind und diese Tätig-

keit nicht bloß als Nebenbeschäftigung ausüben.“ 

Der Journalist wurde als ein Medienmitarbeiter definiert, der in Medien in Schrift, Druck, 

Bild (Foto, Film, Elektronik) oder Ton Informationsinhalte (auf politischem, wirtschaftli-

chem, kulturellem und sportlichem Gebiet) mit Bezug auf aktuelles Geschehen für einen 

größeren Personenkreis verfasst oder gestaltet.  

Mit dem JournalistenG verfolgte der Gesetzgeber gemäß Arbeiterkammer den Zweck, den 

Journalisten „einen möglichst wirkungsvollen Gesinnungsschutz angedeihen zu lassen, um 

dem öffentlichen Leben einen geistig selbständigen und sittlich widerstandsfähigen Jour-

nalistenstand zu erhalten“117. Denn die Gesellschaft wird durch den Journalisten nicht nur 

informiert, sondern auch „geistig und sittlich in erheblichem Ausmaß beeinflusst“118. Der 

Journalist wirkt somit bedeutend an der allgemeinen Meinungsbildung mit und verrichtet 

eine hauptsächlich schöpferische Tätigkeit, die „zu ihrer vollen Entfaltung der geistigen 

Selbständigkeit, der sittlichen Widerstandsfähigkeit und eines stets wachsenden Verant-

wortungsbewusstseins gegenüber der Allgemeinheit bedürfe“119. 

Ein Überzeugungsschutz kommt dem Journalisten auch im Mediengesetz zu. Durch 

§ 2 MedienG kommt ihm das Recht zu, seine Mitarbeit an der inhaltlichen Gestaltung von 

Beiträgen oder Darbietungen, die seiner Überzeugung in grundsätzlichen Fragen oder den 

Grundsätzen des journalistischen Berufes widersprechen, zu verweigern. Diese Bestim-
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mung schützt die Einstellung des Journalisten in Bezug auf Moral, Politik und Religion.120 

Der Überzeugungsschutz kann allerdings nicht gegen die grundlegende Richtung des Me-

diums durchgesetzt werden. Grundsätzlich sind durch diese Bestimmung die Journalisten 

im Verhältnis zu anderen Arbeitnehmern privilegiert. Zwar können in einem gewissen 

Ausmaß Überzeugungen eines normalen Mitarbeiters auch geschützt sein, der Gewissens-

schutz ist aber nicht derart ausgeprägt, wie jener des Journalisten. Laut Berka liegt der 

Grund darin, dass „das durch den Überzeugungsschutz mitgewährleistete Mindestmaß 

publizistischer Individualentfaltung Ausfluss der institutionellen Komponente der Presse-

freiheitsgewährleistung ist. Insofern wird der verfassungsrechtlich gewährleistete Typ der 

Pressestruktur durch den Überzeugungsschutz mitcharakterisiert. In diesem Umstand liegt 

die Ursache für die Privilegierung der Medienmitarbeiter gegenüber anderen abhängig 

Beschäftigten“121. 

Durch die Bestimmung wird daher nicht nur der individuelle Überzeugungsschutz des 

Journalisten gewährleistet. Vielmehr stellt sie auch ein Mittel dar, um die „Vielfalt und 

Ungebrochenheit der öffentlichen Meinung“
122

 zu sichern. 

Das MedienG beschreibt den Journalisten in § 1 MedienG wie folgt: 

„Medienmitarbeiter: wer in einem Medienunternehmen oder Mediendienst an der inhaltli-

chen Gestaltung eines Mediums oder der Mitteilung des Mediendienstes journalistisch 

mitwirkt, sofern er als Angestellter des Medienunternehmens oder Mediendienstes oder als 

freier Mitarbeiter diese journalistische Tätigkeit ständig und nicht bloß als wirtschaftlich 

unbedeutende Nebenbeschäftigung ausübt.“ 

Inhaltliches Mitwirken setzt eine gestalterische Tätigkeit voraus, die auf den durch das 

Medium verbreiteten Informationsgehalt gerichtet ist und jemand somit schöpferisch, ges-

taltend, auswählend bzw redigierend tätig ist.
123

 Das MedienG nimmt daher Bezug auf 

künstlerische Aspekte, als auch auf ein organisatorisches Element, wobei rein organisatori-

sche Tätigkeiten nicht darunter fallen. Der Medienmitarbeiter gestaltet daher künstlerisch 

den Inhalt der Nachricht und bestimmt über den Nachrichtenwert – er bestimmt also, wel-
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che Nachricht von öffentlichem Interesse ist und wie diese Nachricht bestmöglich verkauft 

wird. Dadurch, dass ihm diese wichtigen Aufgaben zukommen, werden auch die Ver-

pflichtungen im Bezug auf § 29 MedienG, die Sorgfaltspflichten, relevant. Diese Bestim-

mung führt aus, dass, sofern der Journalist die journalistische Sorgfaltspflicht einhält, er 

unter Umständen von der Haftung befreit ist.
124

 Für die Charakteristik des Journalisten ist 

diese Bestimmung wesentlich. Der Journalist bekommt in der Judikatur hauptsächlich bei 

der Beschreibung der journalistischen Sorgfalt einen Charakter zugewiesen, bzw erklärt, 

welche Erwartungen die Judikatur an ihn stellt. So entschied der OGH im Bezug auf die 

Einhaltung der journalistischen Sorgfalt folgendes: „Bei der Prüfung, ob die journalisti-

sche Sorgfalt eingehalten wurde, ist von der Maßfigur eines verantwortungsvollen, gewis-

senhaften, verständigen, sach- und fachkundigen Journalisten auszugehen, der sorgfältige 

Recherchen anstellt und dabei dem Grundsatz „audiatur et altera pars" - welchem in der 

Regel durch Einholung einer Stellungnahme des Betroffenen zu entsprechen ist - Rechnung 

trägt.“
125

 

Die Judikatur geht daher von einem sach- und fachkundigen Menschen aus. Sie trägt auch 

der Ansicht der Arbeiterkammer und dem Überzeugungsschutz Rechnung, stellt aber auch 

im Bezug auf die Funktion der Medien gewisse Anforderungen an ihn, die in Anbetracht 

der Haftungsbefreiung und Privilegierung notwendig sind.  

5.3. Ökonomisch/Politisch/Gesellschaftlich 

Grundsätzlich wird im Folgenden von einer Laienmeinung über den Journalisten ausge-

gangen. Laien personifizieren den Journalismus als Plural – die Journalisten, die Medien. 

Nach Rühl werden die Journalisten negativ, oberflächlich, sensationsversessen, schmierig, 

bestecherisch, versoffen betrachtet.126 Zum Image des Journalisten gehört ebenso, dass er 

politisch eher nach links tendiert, den Kapitalismus eher negativ betrachtet und sich dafür 

mehr sozial engagiert. Die Laien sehen den Journalismus bzw den Journalisten selten in 

einem System arbeitend, in einem organisations- und marktförmig vernetzten Kommunika-

tionssystem.  
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Die ehemals hoch angesehene Zunft verkam zu einer gesellschaftlich verschmähten Be-

rufsgattung. Politiker fürchten sich einerseits vor ihnen, anderseits brauchen sie sie wie 

kein anderes Instrument und versuchen sich ihrer zu bedienen, um Publizität zu erreichen.  

Die Journalisten können aber auch als Spiegel der Gesellschaft gesehen werden. Der Jour-

nalist ist kein Exot in unserer Gesellschaft, er ist einer von uns. Gabriel Laub sagt:  

„Die Menschen werden von keinem Medium verdummt. Sie werden nur in ihrer Dummheit 

bestätigt.“127 

Schreibt er reißerisch und polemisch, weil er gelesen wird.  

 

Die Informationen mit denen der Journalist handelt, sind (meist) nicht (und wenn doch, 

dann immerhin strafbar) frei erfunden. Sie wurden weitergegeben durch die PR-

Abteilungen der Parteien, Gesellschaften, Unternehmen, Regierungen usw. Gerhard Litzka 

sagt dazu:  

„Jede Gesellschaft hat die Journalisten, die sie verdient und für deren Ausbildung sie ver-

antwortlich ist. Es müssen große Zeiten gewesen sein, in denen Bismarck sagen konnte, 

aus einem guten Redakteur lasse sich jederzeit ein guter Staatssekretär machen.“128  

 

Hierbei sieht man auch, dass die journalistische Qualität weder allein an „den Medien“ 

noch allein an der Person „Journalist“ hängt, sondern ganz wesentlich von dessen Ausbil-

dung herrührt. Heutzutage braucht ein Journalist keine einschlägige Ausbildung mehr, um 

es präzise auszudrücken: er braucht praktisch keine Ausbildung. Der Beruf ist kein akade-

mischer, nicht die Bestgebildeten, wie in den Anfängen des Journalismus, als einige der 

wenigen, die Schrift und Sprache beherrschten, werden Journalisten. Journalistisches Ar-

beiten wurde zu einem „learning by doing“. So heißt es auch im JournalistenG, dass jener 

Journalist ist, der den journalistischen Beruf ausübt. Es ist also nicht verwunderlich, wenn 

Inhalte nicht wissenschaftlich fundiert transportiert werden. Als Nicht-Jurist ist es schwer, 

einen komplexen juristischen Sachverhalt logisch, richtig und schlüssig darzustellen. Ge-

nauso verhält es sich mit wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Themen. Zu erwarten, 

dass korrekt über politische Vorgänge berichtet werden kann, einfach aufbereitet komplexe 

Handlungen dargestellt werden, ohne dass aber die Journalisten eine Ausbildung dafür 
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haben, ist eine Erwartung an einen Menschen, die schlicht nicht erfüllbar ist. Problema-

tisch ist allerdings, dass man das JournalistenG nicht dahingehend ändern kann, als dass 

man bestimmt, dass Journalist ist, wer eine entsprechende akademische Ausbildung absol-

viert hat. Das Gewerbe zu reglementieren würde wahrscheinlich seine Qualität fördern. 

Allerdings stünde dies in eklatantem Widerspruch zur Meinungsäußerungsfreiheit womit 

dieser Gedanke hier auch gleich wieder endet.  

 

Eine Möglichkeit der Qualitätssteigerung läge womöglich darin, dem Journalisten Arbeit 

abzunehmen und ihm Inhalte besser aufbereitet zur Verfügung zu stellen. Dies aber führt 

dann wieder zu einer Bestimmung von Information und die Meinungsfreiheit beinhaltet 

nicht nur die Meinungsäußerungsfreiheit, sondern auch das Recht, Information zu bekom-

men. Vorbereitete Information beinhaltet aber die Gefahr, dass sie unvollständig ist, womit 

wir auch diesen Gedanken hier gleich wieder beenden. Anzumerken ist, dass durchaus 

fachspezifisch ausgebildete Personen journalistisch arbeiten und somit Fachliteratur her-

stellen. Dies gilt jedoch insbesondere nicht für die großen Tageszeitungen, welche den 

Großteil der Bevölkerung erreichen und welche den „normalen“ Menschen informieren 

und am demokratischen Prozess teilnehmen lässt.   
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6. Exkurs: Der Rezipient 

Gerade für die Wirkungsforschung, aber meines Erachtens auch für die Rechtslage, ist ent-

scheidend, wie der Rezipient mit den Medieninhalten umgeht, wie er der Medienrealität 

subjektiven Sinn und Bedeutung zuschreibt, wie er durch die Medienwirklichkeit seine 

soziale Realität konstruiert und wie er die Medienrealität deutet.
129

  

 

Bis in die 70er Jahre wurde der Rezipient grundsätzlich von Journalisten nicht beachtet. 

Sie waren der Meinung zu wissen, was das Richtige für den Rezipienten/Leser sei. Im Lau-

fe der Zeit wuchs die Anzahl der Medien, der Zeitungen, der Fernsehsender und es ent-

stand ein Kampf um Quoten, Verkaufszahlen und Aufmerksamkeit. So musste man sich an 

den Rezipienten halten, ihm bieten, was er lesen, hören, sehen mochte und somit bestimm-

te die Nachfrage das Angebot. Der Journalist, einst verpönte er den „Anpassungsjourna-

lismus“, musste nun wissen, was er bieten sollte, was er bieten kann und wie klug der 

Mensch ist, den er vor sich hat.  

 

Es folgte eine Zeit, in der der Rezipient erforscht wurde, nicht um seines Besten willen, 

sondern, um der Konkurrenz einen Schritt voraus zu sein. Die Medien wollen unterhalten, 

denn mit Unterhaltung lässt sich Geld verdienen. Im Journalismus wurde der Begriff „Re-

daktionelles Marketing“
130

 erfunden. Es wird vom Journalisten gefordert, die Wünsche und 

Interessen der Zielgruppe zu kennen, um ihm diese zu liefern. Aber auch, um die Informa-

tionen so zu platzieren, dass sie schlagend werden, dass der Rezipient ohne großen Auf-

wand sieht, was wichtig ist, wie systematisch Informationen aufbereitet werden müssen. Es 

wurde auch erforscht, wie man den Rezipienten mit einfachen Tricks leiten, ihn zu Ent-

scheidungen bringen kann, die er sich gar nicht mehr bewusst ist, aber eben gut für den 

Absatz sind. Wenn die Redaktionen übermäßiges Marketing betreiben, verlieren sie ihre 

öffentliche Verantwortung und ihre politische Funktion aus den Augen. Dann kommen das 

Gesetz und die Judikatur des Verbrauchers ins Spiel. Wo beginnt die Manipulation des 

Rezipienten, sodass er nicht mehr in die Verantwortung gezogen werden kann? 
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6.1. Was darf von ihm erwartet werden? 

Medien haben bestimmte Wirkungen auf das Publikum. Diese sind vielfältig, sehr ver-

schieden in Intensität und Art, genauso unterschiedlich, wie die Menschen selbst. Der 

Journalist arbeitet mit einem sehr breiten und wie schon öfters betont, dispersen und unbe-

kannten Publikum. Er weiß nichts über die einzelne Person, den einzelnen Leser. Vielleicht 

weiß er aber etwas über die Zielgruppe, über die Menschen, die seine Artikel lesen.  

Befasst man sich mit dem Thema „Verantwortung“ einem dispersen Publikum gegenüber, 

so drängt sich die Frage auf, wie dieses Publikum charakterisiert ist und ob der Journalist 

dem Einzelnen oder der Allgemeinheit verantwortlich ist. In einem direkten Dialog intera-

giere ich mit nur einem Gegenüber, so mag ich diesem verantwortlich sein. Aber wenn ich 

mein Gegenüber nicht kenne, dann kann ich nicht auf seine subjektive Art eingehen. Ich 

muss mich darauf verlassen können, dass es sich auf eine gewisse Art und Weise „norm-

konform“ verhält, dass es in ein Schema oder eine Gruppe oder eine „Schublade“ passt. Ich 

muss davon ausgehen, dass Aktion und Reaktion grundsätzlich bei allen gleich ablaufen. 

Deshalb gehen wohl auch der EuGH und der OGH bei ihrer Judikatur zum Irreführungs-

tatbestand des UWG vom „durchschnittlichen Verbraucher“ aus, und prüfen nicht in jedem 

Einzelfall.  

Weiß man, wer der Rezipient ist, so beantwortet sich auch die Frage, was von ihm erwartet 

werden kann. Grundsätzlich lässt sich sagen, dass laut Judikatur von ihm nur Durchschnitt-

liches erwartet wird. Durchschnittliche Aufmerksamkeit, durchschnittliches Verständnis, 

durchschnittliche Bildung. Eigentlich erwartet man da schon sehr viel. Denn unsere Ge-

sellschaft, besonders die gebildete, stellt an den Menschen eine Erwartung, dass er doch 

ziemlich klug ist, ziemlich nüchtern und ziemlich einsichtig und eben vernünftig. Betrach-

tet man die Medienlandschaft allgemein, stellt sich die Frage, ob diese durchschnittlichen 

Erwartungen nicht doch etwas überdurchschnittlich sind. Denn es wird stark mit sehr ein-

fachen, unterhaltenden und nicht gerade zum Denken anregenden Elementen gearbeitet, 

um die Rezipienten bei Laune zu halten.  

Dennoch: den Durchschnitt heranzuziehen ist wahrscheinlich das einfachste und in Anbet-

racht der ansonsten entstehenden Bürokratie und Arbeit für die Gerichte, das effizienteste 

Mittel. Für etwaige Abweichungen vom Durchschnittsmenschen ist jeder „abnorme“ Rezi-

pient für sich selbst verantwortlich. 
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6.2. Juristisches Bild 

Lange Zeit galt das Leitbild des flüchtigen Verbrauchers maßgebend für den Charakter des 

Verbrauchers. Der durchschnittliche Verbraucher pflegt demnach eine Aussage „weder 

genau, vollständig und kritisch zu würdigen, noch grammatikalische und philologische 

Überlegungen anzustellen.“
131

 Vielmehr ist er schlicht mit „durchschnittlicher Intelligenz 

und Sachkunde“
132

 ausgestattet. Der EuGH hat in der Cassis de Dijon Entscheidung dieses 

Verbraucherleitbild aber abgeändert und ist nun zu einem durchschnittlich informierten 

und verständigen Verbraucher gekommen. Der EuGH geht bei der Beurteilung der Irrefüh-

rungseignung vom Leitbild eines „aufgeklärten, mündigen Verbrauchers“ bzw. eines 

„durchschnittlich informierten, aufmerksamen und verständigen Durchschnittsverbrau-

chers“ aus. Er räumt aber auch ein, dass die Aufmerksamkeit des Durchschnittsverbrau-

chers je nach Art der beworbenen Ware unterschiedlich sein kann. Da aber eben auf den 

Gegenstand und die oben genannten sozialen, kulturellen und sprachlichen Faktoren Rück-

sicht genommen wird, ist der Begriff Durchschnittsverbraucher ein differenzierter.  

 

Dieses Leitbild hat auch der OGH übernommen.
133

 Der OGH verwendete bisher die For-

mel vom Eindruck der Ankündigung bei flüchtiger Betrachtung und durchschnittlicher 

Aufmerksamkeit.134
  

 

Die Judikatur zum Mediengesetz geht somit auch von einem durchschnittlich informierten 

Rezipienten aus. So ist es ständige Rechtsprechung des OGH, dass  bei der Ermittlung der 

mit dem Erklärungsinhalt verbreiteten Tatsache auf das Verständnis des durchschnitt-

lich informierten Lesers abzustellen, mit anderen Worten: der Erklärungsinhalt ist nach 

dem Gesamteindruck des Durchschnittslesers zu interpretieren.135 

6.3. Kommunikationswissenschaftliches Bild 

Die Kommunikationswissenschaftler, im Gegensatz zu den Rechtswissenschaftlern, gehen 

nicht von einem Durchschnittsmenschen aus, sondern differenzieren stark zwischen den 

Verschiedenen Rezipienten. Dies zum einen im Sinne der Medienwirkungsforschung, also 

um herauszufinden, wie die Medien wirken – aber auch im Sinne der Ökonomie, des Mar-
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ketings und der Platzierung des Mediums, um dadurch dem Rezipienten genauer liefern zu 

können, was er will, was er nachfragt und was schlussendlich die Rentabilität des Mediums 

fördert. 

 

Durch die Publikumsforschung werden die Rezipienten in Zielgruppen eingeteilt. Das Me-

dium stellt sich erst die Frage, wen es erreichen will, für wen es arbeitet, und auf wen es 

sich ausrichtet. Daraufhin wird erforscht, wie dieser Mensch auf etwas reagiert, wie er lebt, 

was zu ihm passt, worüber er informiert werden möchte. Anhand dieses Wissens arbeitet 

das Medium dann an der Vermarktung ihres Produktes für diese Zielgruppe. Gerade neue 

journalistische Produkte müssen das Interesse der Rezipienten durch Werbemaßnahmen 

wecken, was aber eben nur dann funktioniert, wenn man weiß, wessen Interesse man we-

cken will und wie dieser darauf reagiert. Deshalb müssen die Rezipienten in Gruppen ein-

geteilt werden: 

 

Georg Ruhrmann unterscheidet den
136

  

1. Gebildeten Rezipienten, der sich für die Meinung bekannter Journalisten interes-

siert, er bevorzugt ernste Unterhaltung und Politik. 

2. Ältere Frauen mit wenig Schuldbildung, orientieren sich an Meinungen bekannter 

Politiker und Journalisten. 

3. Junge Rezipienten, mit wenig Schulbildung, Nachrichten werden nicht als wichtig 

empfunden.  

4. Rezipienten mit sehr schlechter Schulbildung, interessieren sich nicht für Nachrich-

ten und Meinungen sondern für Sport- und Unterhaltungssendungen.  

 

Um den Rezipienten zu Charakterisieren wurde dieser mit Merkmalen versehen und unter-

schieden, so etwa Alter, Einstellung, Bildung, soziale Schicht und Interesse. Der Rezipient 

wird analysiert, um herauszufinden, wie die Nachrichten und Informationen bei wem wir-

ken. 

 

Bonfadelli unterscheidet soziodemographische und persönlichkeitsbezogene Merkmale des 

Rezipienten im Sinn der Beeinflussbarkeit desselben. Er fasst zusammen: 
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1. Personen mit hoher Aggressivität und sozialer Isoliertheit lassen sich weniger be-

einflussen. 

2. Sehr intelligente Rezipienten scheinen wegen ihrer großen Lernwilligkeit sehr be-

einflussbar, besonders bei rationalen und logischen Argumenten.  

3. Rezipienten selektieren stark die Nachrichtenangebote. 

4. Sie neigen zu Fehlinterpretation der Medieninhalte in Richtung der eigenen Prä-

disposition.
137

 

 

Der Rezipient ist im Sinne von Ruhrmann und Bonfadelli jemand, der selektiv mit den 

Nachrichten umgeht, „seine Nachrichten“ auswählt und zwar nicht nach journalistischen 

Kriterien wie Nachrichtenfaktoren oder Aktualität, sondern nach individuellem Interessen, 

also der subjektiven Relevanz. Das heißt aber auch wieder, dass eine Nachricht eben im-

mer wieder anders aufgenommen und konstruiert wird, dass unterschiedliche Weltbilder 

entwickelt werden und es gerade keinen durchschnittlichen Verbraucher gibt. Ein und die-

selbe Nachricht wird von den Rezipienten sehr unterschiedlich aufgenommen und bewer-

tet. Dennoch kann man die Rezipienten in verschiedene Gruppen einteilen. Juristisch be-

trachtet kann man nicht jeweils auf den einzelnen Menschen eingehen. Man kann nicht von 

jedem Journalisten erwarten, dass er alle erdenklichen Gedankengänge jedes Rezipienten 

bedenkt, wenn er etwas publiziert. Daher sind Gruppen von Rezipienten erforderlich. Um 

dann im rechtswissenschaftlichen Sinne darüber urteilen zu können, wie etwas verstanden 

wird, braucht es den Durchschnittsmenschen.  
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C. Rechtliche Rahmenbedingungen 

Im Folgenden wird der Anwendungsbereich des Grundrechts auf freie Meinungsäußerung 

und dessen Einschränkungen sowie die Problematik zwischen den Persönlichkeitsrechten 

Betroffener und der Meinungsäußerungsfreiheit definiert, welche insbesondere ihre Abwä-

gung in der institutionellen Dimension der Meinungsäußerungsfreiheit findet. Weiters wird 

die innerstaatliche Rechtslage in Bezug auf den Persönlichkeitsschutz dargestellt.  
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1. Grundpfeiler: Freiheit 

„Freedom of thought and speech is the matrix,  

the indispensable condition of nearly every other form of freedom“.
138

 

1.1. EMRK und Verfassungsrecht 

Der Naturrechtslehre zu Folge hat jeder Mensch angeborene, mit seiner Person verbundene 

und damit unveräußerliche Rechte.
139

 Diese Vorstellung entwickelte sich im 

17. Jahrhundert in England im Zuge der Auseinandersetzung zwischen König und Parla-

ment. Folge daraus war, dass die Grundrechte in der Habeas Corpus Akte 1679, der Petiti-

on of Rights 1682 und der Bill of Rights 1689 verankert wurden. Hier wird erstmals die 

Betonung der Gewissensfreiheit, besonders in Religionsfragen und der politischen Mitbe-

stimmung durch das Parlament gegenüber dem Monarchen stark.
140

 Der Mensch wird da-

bei als Einzelner und nicht als Glied der Gemeinschaft betrachtet. In der Folge entstanden 

die Freiheitsrechte in der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776. Die 

Unabhängigkeitserklärung berief sich auf die Existenz „unentziehbarer, von staatlicher 

Anerkennung unabhängiger Menschenrechte, wegen deren Verletzung die amerikanischen 

Kolonien dem König von Großbritannien den Gehorsam verweigerten und sich vom engli-

schen Mutterland loslösten“
141

. Die Freiheitsrechte entstanden auch in der Bill of Rights 

des Staates Virginia vom 12. Juni 1776, dem ersten modernen Grundrechtskatalog, und im 

Zuge der französischen Revolution in der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte vom 

26. August 1789.
142

 Diese französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 

1789 hatte wesentlichen Einfluss auf die Grundrechtskodifikation europäischer Staaten.
143

  

Die ältesten Grundrechte sind Freiheitsrechte, die den Einzelnen gegenüber dem Staat 

schützen. Dazu zählen die persönliche Freiheit, der Schutz des Privateigentums, die Frei-

heit der Erwerbstätigkeit, die Vereins- und Versammlungsfreiheit und die Meinungsfrei-

heit. In Frankreich geht die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789 so weit, 
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dass sie die Meinungsfreiheit als „un des droits le plus précieux de l‘homme“
 144

 (eines der 

vornehmsten Rechte des Menschen) bezeichnet. 

Im Jahre 1867 wurden mit dem österreichischen Staatsgrundgesetz allgemeine Rechte der 

Bürger eingeführt. Dazu gehörten die Gleichheit vor dem Gesetz, der Eigentumsschutz und 

die Meinungs- und Pressefreiheit. Das StGG (Staatsgrundgesetz) bildet den Kern des nati-

onalen Grundrechtskatalogs. Dieser Teil wurde in den Rechtsbestand der Republik Öster-

reich übernommen und durch den Art 149 BV-G (Bundesverfassungs-Gesetz) Bestandteil 

des Bundesverfassungsrechts. Den wesentlichsten Bestandteil des österreichischen Grund-

rechtsbestandes verkörpert aber die EMRK, welche 1964 in Verfassungsrang gehoben 

wurde.
145

 Die Entstehung der EMRK ist mit dem Ende des zweiten Weltkriegs verbunden 

und bildet eine Antwort auf die systematische Missachtung von Menschenrechten.
146

 Sie 

ist die bedeutendste Ergänzung innerstaatlicher Grundrechtsquellen.  

Die Meinungsäußerungsfreiheit ist in Art 10 EMRK und in Art 13 StGG gewährleistet. 

1.2. Meinungsfreiheit 

Artikel 13 StGG: 

„Jedermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck oder durch bildliche Darstellung 

seine Meinung innerhalb der gesetzlichen Schranken frei zu äußern. Die Presse darf weder 

unter Zensur gestellt, noch durch das Konzessions-System beschränkt werden. Administra-

tive Postverbote finden auf inländische Druckschriften keine Anwendung.“ 

 

  

Art 10 EMRK: Freiheit der Meinungsäußerung (fehlerhafte Übersetzung) 

1) Jeder hat Anspruch auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Freiheit der 

Meinung und die Freiheit zum Empfang und zur Mitteilung von Nachrichten oder Ideen 

ohne Eingriff öffentlicher Behörden und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen ein. Dieser 

Artikel schließt nicht aus, dass die Staaten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fernsehunterneh-

men einem Genehmigungsverfahren unterwerfen. 

2) Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflichten und Verantwortung mit sich bringt, kann 

sie bestimmten, vom Gesetz vorgesehenen Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkun-

gen oder Strafdrohungen unterworfen werden, wie sie im Gesetz vorgeschrieben und in 
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einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Sicherheit, der Aufrechter-

haltung der Ordnung und der Verbrechensverhütung, des Schutzes der Gesundheit und der 

Moral, des Schutzes des guten Rufes oder der Rechte anderer, um die Verbreitung von ver-

traulichen Nachrichten zu verhindern oder das Ansehen und die Unparteilichkeit der 

Rechtsprechung zu gewährleisten, unentbehrlich sind.“ 

Die authentische Fassung des Art 10 EMRK ist in englischer und französischer Sprache. 

Die oben dargestellte deutsche Übersetzung im BGBl 1958/210 ist jedoch fehlerhaft und 

drückt das eigentlich Gemeinte nur teilweise aus.
147

  

Entgegen der Überschrift ist nicht nur die „Freiheit der Meinungsäußerung“, sondern die 

„Freiheit der Äußerung“, also auch der Übermittlung von Tatsachenäußerungen geschützt. 

Die englische Fassung spricht daher auch von „Freedom of expression“, die französische 

Fassung von „Liberté d’expression“.  

Darüber hinaus sind nicht nur „Nachrichten“, sondern auch ganz allgemein „Informatio-

nen“ geschützt. In der englischen und französischen Fassung wird daher auch von „infor-

mation and ideas“ und „informations ou des idées“ gesprochen. Gemeint ist dabei jede 

Ansicht oder Vorstellung, die man von etwas hat.
148

 Öhlinger
149

 hält dazu fest, dass die 

Übersetzung von „Information and ideas“ in „Nachrichten“ eine Verengung des tatsäch-

lich Gemeinten darstellt. Nachrichten würden etwas Aktuelles und Neues darstellen. In-

formationen hingegen wäre ein weiterer Begriff.  

Zudem sind die Einschränkungen in Abs 2 alle gleichen Ranges. Mit dem Ausdruck „um 

… zu“ wird in der Deutschen Fassung eine Rangordnung vorgenommen, die weder in der 

englischen noch in der französischen Fassung vorkommt.
150

  

Die Richtige Übersetzung lautet daher: 

Art 10 EMRK: Freiheit der Äußerung 

1) Jedermann hat Anspruch auf freie Äußerung. Dieses Recht schließt die Freiheit der 

Meinung und die Freiheit zum Empfang von Mitteilung von Informationen oder Ideen ohne 

Eingriffe öffentlicher Behörden und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen ein. Dieser Artikel 

schließt nicht aus, dass die Staaten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fernsehunternehmen ei-

nem Genehmigungsverfahren unterwerfen.  

 

                                                      
147

 Vgl. Rami in WK
2
 MedienG, Präambel, S. 10.  

148
 Vgl. Öhlinger, Verfassungsrecht

8
. S. 414. 

149
 Vgl. Öhlinger, Verfassungsrecht

8
. S. 414. 

150
 Vgl. Öhlinger, Verfassungsrecht

8
. S. 416. 
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2) Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflichten und Verantwortung mit sich bringt, kann 

sie bestimmten, vom Gesetz vorgesehenen Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkun-

gen oder Strafdrohungen unterworfen werden, wie sie in einer demokratischen Gesell-

schaft unentbehrlich sind im Interesse der nationalen Sicherheit, der territorialen Unver-

sehrtheit oder der öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und der 

Verbrechensverhütung, des Schutzes der Gesundheit und der Moral, des Schutzes des gu-

ten Rufes oder der Rechte anderer, der Verhinderung der Verbreitung von vertraulichen 

Nachrichten oder der Gewährleistung des Ansehens und der Unparteilichkeit der Recht-

sprechung.  

 

Unter dem Begriff Meinungsäußerungsfreiheit lassen sich neben der Freiheit der Mei-

nungsäußerung im engeren Sinn die Informationsfreiheit, die Freiheit der Kommunikation 

durch Massenmedien, die Pressefreiheit und Teile der Kunst und Wissenschaftsfreiheit 

zusammenfassen. Unter Meinung ist die „gedankliche Stellungnahme zu irgendwelchen 

Fragen wissenschaftlicher, kultureller, technischer oder sonstiger Art zu verstehen, mag 

sie neu sein oder nur die von anderen bereits geäußerte Ansicht wiedergeben. Jedenfalls 

enthält die Meinung stets ein Werturteil desjenigen, der sie äußert.“
151

 

Das Recht auf freie Meinungsäußerung steht zusammen mit dem Recht auf Leben und dem 

Verbot der Folter hierarchisch an der Spitze des Grundrechtssystems.
152

 Die Meinungsäu-

ßerungsfreiheit ist die wichtigste Grundvoraussetzung für den Journalismus und ganz gene-

rell für die Medien. Sie ist aber nicht nur für die Medienbranche eine der wesentlichsten 

Grundfreiheiten, sondern für die ganze Gesellschaft. Ihre Einzigartigkeit dürfte im Zu-

sammenwirken von verschiedenen persönlichkeitsrelevanten und staatstragenden Elemen-

ten liegen.
153

  

Die Meinungsäußerungsfreiheit nimmt somit eine Doppelfunktion ein: sie bietet sowohl 

eine individualrechtliche, als auch eine institutionelle Garantie.
154

 Die Meinungsäuße-

rungsfreiheit hat aber auch, neben der individualrechtlichen Dimension, eine politisch-

soziale Seite
155

 und hat somit eine wesentliche Rolle für die Demokratie. Im Urteil 

Handyside umschrieb der EGMR die zwei Dimensionen der Meinungsäußerungsfreiheit 

folgendermaßen: 

                                                      
151

 VfSlg. 2060/1950 zitiert nach Berka in Machacek/Pahr/Stadler, 40 Jahre EMRK. S. 413. 
152

 Vgl. Villiger, Handbuch der Europäischen Menschenrechtskonvention. S. 345. 
153

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 25. 
154

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 25. 
155

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 28. 
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„Freedom of expression constitutes one of the essential foundations of a democratic socie-

ty and one of the basic conditions for its progress and for the development of every man 

and woman.“
156

 

In dem Urteil markt intern Verlag GmbH Klaus Beermann c Deutschland erkannte der 

EGMR ebenso eine individualrechtliche Dimension der Meinungsäußerungsfreiheit an: 

„While it is true that one of the fundamental functions of freedom of expression in a demo-

cratic society is the discussion of matters of general public interest this is by no means the 

only area to which it appeals.“
157

 

Im Hinblick auf die individualrechtliche Dimension ist erkenntlich, dass die Kommunika-

tion für die Verwirklichung der menschlichen Persönlichkeit elementar ist.
158

 Die Mei-

nungsäußerungsfreiheit erlaubt es dem Menschen, seine Meinung zu äußern oder auch 

nicht zu äußern
159

, Informationen zu empfangen oder nicht empfangen zu wollen.
160

  

Die Gewährleistung der Meinungsäußerungsfreiheit ist aber eben nicht nur Selbstzweck 

seine eigene Meinung zu äußern, sondern auch Mittel zum Zweck. „Das Recht erschöpft 

sich mit anderen Worten nicht im Schutz des Individuums, sondern deutet auch auf ein 

über den Einzelnen hinausreichendes Ziel hin: die Sicherung einer demokratischen Gesell-

schafts- und Rechtsordnung.“
161

 An einer unbeschränkten Ausübung der Meinungsäuße-

rungsfreiheit durch den Einzelnen können somit wichtige öffentliche Interessen beste-

hen.
162

  

Der Gerichtshof erkannte im Urteil Lingens, dass die Ermöglichung einer politischen De-

batte im Zentrum („at the very core“) des Rechtes auf freie Meinungsäußerung steht
163

 

und hat somit die Bedeutung der Meinungsäußerungsfreiheit verdeutlicht.
164

 Die Meinung-

                                                      
156

 Zit. nach Villiger, Handbuch der Europäischen Menschenrechtskonvention. S. 345. 
157

 Markt intern Verlag GmbH und Klaus Beermann c Deutschland, zitiert nach Lindenmann, Ein Grundrecht 

auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 28. 
158

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 26. 
159

 Ausdrücklich wird das Recht, keine Meinung äußern zu müssen nicht von Art 10 geschützt. Man kann es 

aber als gewährleistet ansehen, weil das Verbot, eine bestimmte Meinung äußern zu müssen, ebenso ein 

Eingriff in die Meinungsfreiheit wäre wie das Verbot einer bestimmten Äußerung. Vgl. Berka in Macha-

cek/Pahr/Stadler, 40 Jahre EMRK. S. 417. 
160

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 28. 
161

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 25. 
162

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 38. 
163

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 28; vgl ebenso: Lingens c Österreich.  
164

 „In diesem Zusammenhang ruft der Gerichtshof in Erinnerung, dass die Freiheit der Meinungsäußerung 

gemäß Art 10 Abs. 1 einen der Grundpfeiler einer demokratischen Gesellschaft darstellt, eine der Grundvor-
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säußerungsfreiheit gehört daher zu den politischen Grundrechten, denn sie dient der Parti-

zipation des Menschen am politischen Prozess im Rahmen einer demokratischen Gesell-

schaft.
165

 „Die Meinungsäußerungsfreiheit hat ‚schlechthin konstituierende‘ Bedeutung für 

die freiheitlich-demokratische Staatsordnung.“
166

 Ohne freie Meinung können andere 

Grundrechte nicht verteidigt werden. „Ohne sie ist Demokratie nicht denkbar.“
167

 

Darauf darf das Recht aber nicht beschränkt werden. Die Meinungsäußerungsfreiheit ist 

auch (wenn auch nicht ausschließlich und einzig) eine Voraussetzung zur Ausübung ande-

rer Grundrechte. Sie kann aber auch Hindernis für die Ausübung der Grundrechte sein, so 

etwa das Recht auf informationelle Selbstbestimmung oder der Unschuldsvermutung.
168

 

Führt man die Dimensionen zusammen, so lässt sich erkennen, dass der Einzelne die Mei-

nungsäußerungsfreiheit grundsätzlich aus persönlichen Gründen ausübt. Dies ist nicht nur 

legitim, sondern entspricht auch dem Sinn der Meinungsäußerungsfreiheit.
169

 Diese indivi-

dualrechtliche Berufung kann aber auch im Interesse der Aufrechterhaltung einer demokra-

tischen Staatsform liegen. Die beiden Interessen können übereinstimmen, müssen aber 

nicht übereinstimmen.
170

 Die Kunst der Rechtsprechung besteht darin, eine Balance zwi-

schen diesen beiden Dimensionen zu wahren. Die Ausübung der Freiheit birgt aber nicht 

nur Herausforderungen für die Rechtsprechung, sondern erfordert auch von den Individuen 

„Pflichten und Verantwortung“.
171

 Diese Pflichten und Verantwortungen gewinnen insbe-

sondere dann Bedeutung, wenn es um Angriffe auf das Ansehen privater Personen geht.
172

  

 

 

                                                                                                                                                                 
aussetzungen für ihren Fortschritt und für die Entfaltung eines jeden Einzelnen. […] Das ergibt sich aus den 

Erfordernissen des Pluralismus, der Toleranz und der Aufgeschlossenheit, ohne die eine „demokratische 

Gesellschaft“ nicht bestehen kann.“ Lingens c Österreich, 8. Juli 1986. 
165

 „Unter den Einschränkungen des Abs. 2 gilt dieses Grundrecht nicht nur für „Informationen“ oder 

„Ideen“, die ein positives Echo haben oder die als unschädlich oder unwichtig angesehen werden, sondern 

auch für solche, die verletzen, schockieren oder beunruhigen.“ Lingens c Österreich, 8. Juli 1986; vgl. Villi-

ger, Handbuch der Europäischen Menschenrechtskonvention. S. 345; vgl. ebenso: Mayer-Ladewig, Europäi-

sche Menschenrechtskonvention
2
. S. 190; vgl. ebenso: Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 184. 

166
 Lüth Urteil, BVerfGE 7/1998 [208] zitiert nach Korn, Politik und Politiker als Objekt der Justiz in Lan-

genbucher, Die Kommunikationsfreiheit der Gesellschaft. S. 263. 
167

 Frowein in Frowein/Peukert, Europäische MenschenRechtsKonvention, EMRK-Kommentar. S. 384. 
168

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 30. 
169

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 30. 
170

 Vgl. Lindenmann, Ein Grundrecht auf Persönlichkeitsentfaltung? S. 30. 
171

 Siehe Art 10 Abs 2 EMRK. 
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 Vgl. Reischauer in Rummel, ABGB Kommentar
3
. § 1330, Rz 7e. 
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1.2.1. Verpflichtung des Staates 

Die Meinungsfreiheit als solche ist vom Staat zu gewährleisten und ihre Beschränkungen 

werden von diesem ausgestaltet.
173

 Fraglich ist jedoch, ob sich daraus eine Verpflichtung 

des Staates ergibt, dass er zur Ermöglichung der Freiheit tätig werden muss, ob also von 

Seiten des Staates ein Handlungsgebot besteht. Grundsätzlich richtet sich die Pressefreiheit 

gegen den staatlichen Pressezwang und verbürgt daher Abwehrrechte. Handlungsgebote, 

die über die Abwehrfunktion hinaus gehen, sind grundsätzlich anerkannt. Es stellt sich aber 

zB die Frage, ob der Staat verpflichtet ist, einen Medienpluralismus
174

 zu gewährleisten. 

Eine Pressekonzentration ist für die Demokratie schädlich. Ein wesentlicher Bestandteil 

der freiheitlichen Kommunikationsordnung ist die Pluralität der Meinungen und Informati-

onen. Nach Berka
175

 ist der Gesetzgeber jedenfalls befugt, Maßnahmen zu setzen, um 

Meinungsvielfalt herzustellen oder zu bewahren, wobei den Eingriffsbedingungen des Art 

10 Abs 2 EMRK Genüge getan werden muss. Verpflichtet wird der Gesetzgeber jedenfalls 

zum Handeln, wenn ohne eine „staatliche Intervention die existentiellen Grundbedingun-

gen der freiheitlichen Meinungsäußerung und Information gefährdet wären“
176

.  

Im Vordergrund des Art 10 EMRK steht jedoch die Verpflichtung des Staates, in die Frei-

heit der Meinungsäußerung nicht einzugreifen. Es handelt sich daher um ein klassisches 

Freiheitsrecht, ein Abwehrrecht. Den Staat trifft die Pflicht, Eingriffe in grundrechtliche 

Positionen zu unterlassen, sofern sie nicht auf Grund von Gesetzesvorbehalten oder Ein-

griffsermächtigungen erlaubt sind, denn Ziel der Kodifikation subjektiver Rechte im 19. 

Jahrhundert war es, „einen Freiheitsraum des Einzelnen gegenüber Eingriffen des Staates 

zu sichern“
177

. Des Weiteren trifft den Staat die Pflicht, den Grundrechtsträger vor Eingrif-

fen durch Dritte zu schützen. Die Wahl der Schutzmittel liegt im Ermessenspielraum des 

Staates. Somit steht ihm frei, ob er seiner Schutzverpflichtung durch die Legislative, Exe-
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 Vgl. Öhlinger, Verfassungsrecht
7
. S. 299. 

174
 Vgl. Mayer-Ladewig, Europäische Menschenrechtskonvention

2
. S. 192. Das Erfordernis des Medienplura-

lismus ergibt sich aus der Vorgabe des Schutzes der Demokratie. Medienpluralismus fördert die Objektivität 

und die Meinungsäußerungsfreiheit in dem Sinne, als dass keine Meinung indoktriniert werden kann. Diese 

Indoktrinierung durch den Staat ist dann beschränkt, wenn der Staat mehrere Medienakteure erlaubt und 

Grundlagen für einen Medienpluralismus schafft. Durch den Medienpluralismus kann auch die Meinungs-

vielfalt ermöglicht werden, da nicht nur eine bestimmte Meinung geäußert wird und werden kann, sondern 

mehrere.  
175

 Vgl. Berka in Machacek/Pahr/Stadler, 40 Jahre EMRK. S. 428 f. 
176

 Berka in Machacek/Pahr/Stadler, 40 Jahre EMRK. S. 429. 
177

 Öhlinger, Verfassungsrecht
7
. S. 299.  
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kutive oder Judikative nachkommt.
178

  Kommt die Republik Österreich der Verpflichtung 

nicht nach, so kann sie daher auch wegen einer „Grundrechtsverletzung durch Unterlas-

sung“ vom EGMR verurteilt werden.
179

 

1.2.2. Grundrechtsträger 

Grundrechtsträger sind natürliche und juristische Personen. Das Recht auf Meinungsfrei-

heit ist ein Jedermannsrecht. Art 10 Abs 2 EMRK kennt keine von dem „individuellen 

Recht auf aktive und passive Meinungsfreiheit abgerückte Garantie einer freien Presse und 

eines freien Rundfunks“
180

. Medien haben keine privilegierte Position, besondere Regeln 

zum Schutz der Medien sind allerdings insofern erlaubt, als sie die Rechte anderer Perso-

nen nicht aushöhlen.  

Beim Grundrecht auf Kommunikationsfreiheit handelt es sich um ein einklagbares indivi-

duelles Recht, welches nach Erschöpfung des innerstaatlichen Instanzenzuges von jedem 

Bürger eines Vertragsstaates der MRK mit der Menschenrechtsbeschwerde vor dem euro-

päischen Gerichtshof für Menschenrechte geltend gemacht werden kann.
181

 Die Europäi-

sche Kommission für Menschenrechte (EKMRE) vertritt in ihrer Entscheidung vom 

13.10.2003, Nr 18116/91 die referierte Auffassung: „Die Grundlage der Regel der Er-

schöpfung des innerstaatlichen Instanzenzuges nach Art 26 MRK ist es, dass der belangte 

Staat Gelegenheit gehabt haben muss, den behaupteten Schaden mit innerstaatlichen Mit-

teln wieder gutzumachen.“
182

 „Bei der Entscheidung, ob ein dringendes gesellschaftliches 

Bedürfnis für einen Eingriff besteht, genießen die Vertragsstaaten einen gewissen Ermes-

sensspielraum.“
183

 

                                                      
178

 Vgl. Nowak, Einführung in das internationale Menschenrechtssystem. S. 62 ff; vgl ebenso: Öhlinger, 

Verfassungsrecht
7
. S. 306 ff.  

179
 Beispielsweise die Unterlassung des Schutzes der Privatsphäre. Vgl. Grabenwarter/Pabel, Europäische 

Menschenrechtskonvention
5
. S. 125. 

180
 Dörr, Die europäische Medienordnung in Hans-Bredow-Institut, Internationales Handbuch der Medien. 

S. 42. 
181

 Dörr, Die europäische Medienordnung in Hans-Bredow-Institut, Internationales Handbuch der Medien. 

S. 42. 
182

 EKMRE, 13.10.2003, Nr 18116/91.  
183

 EKMRE, 13.10.2003, Nr 18116/91 zitiert nach Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und 

Medienrecht
4
. S. 231. Margin of Appreciation: die Mitgliedstaaten bekommen das Recht zwischen dem öf-

fentlichen Interesse und dem Interesse des Einzelnen Abwägungen vorzunehmen und zu entscheiden, wann 

sie welches Recht einschränken. Grundgedanke war, dass der innerstaatliche Richter den spezifischen Kon-

text besser beurteilen kann, als eine internationale Autorität. Es wird in Kauf genommen, dass die Konventi-

on in verschiedenen Staaten unterschiedlich interpretiert wird. Die Richter müssen somit auf die kulturellen, 

historischen und sozialen Unterschiede der Mitgliedstaaten Rücksicht nehmen. Entschieden wurde dies erst-

mals im Fall Handyside. 
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Ob die Meinungsäußerung zulässig ist, bestimmt sich danach, ob Formvorschrift, Bedin-

gungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen in einem angemessenen Verhältnis zu dem 

angestrebten berechtigten Ziel stehen. Ob diese Verhältnismäßigkeit gegeben ist, kann 

nicht für ganz Europa in einem einheitlichen Konzept entschieden werden. Die Notwen-

digkeit einer Einschränkung muss überzeugend dargelegt werden, wobei die innerstaatli-

chen Behörden besser in der Lage sind, ebendiese Notwendigkeit zu beurteilen als interna-

tionale Richter.
184

 

Innerstaatlich kommt dem OGH die Möglichkeit zu, letztinstanzliche Entscheidungen neu-

erlich aufzunehmen.
185

 Es besteht im Strafverfahren die Möglichkeit eines Erneuerungsan-

trages (§ 363a StPO) an den OGH, wenn der EGMR, eine Verletzung eines EMRK-

Rechtes festgestellt hat, aber auch schon vor bzw unabhängig von einer Entscheidung des 

EGMR wenn behauptet wird, dass durch „eine Entscheidung oder Verfügung eines Straf-

gerichts die Konvention verletzt wurde und nicht auszuschließen ist, dass die Verletzung 

einen für den hievon Betroffene nachteiligen Einfluss auf den Inhalt einer strafgerichtli-

chen Entscheidung ausüben konnte“
186

. Damit wurde laut Berka eine Art „Grundrechtsbe-

schwerde“ an den OGH eröffnet. Diese Möglichkeit wurde durch eine Rechtsprechung des 

OGH erst eröffnet. In seiner Entscheidung 13 Os 135/06m vom 1.8.2007 dehnte er den 

Anwendungsbereich der Erneuerung des Strafverfahrens auf das oben genannte Maß aus. 

Begründet wurde diese Erweiterung damit, dass durch die veränderte Rechtsprechung des 

EGMR zu den Verfahrensgarantien nachträglich eine Lücke entstanden sei. Eine Lücken-

schließung durch eine OGH Rechtsprechung sei daher gerechtfertigt. Laut Reindl-

Krauskopf liege hier jedoch tatsächlich keine Lückenschließung vor, sondern eine Rechts-

schöpfung und äußert sich dazu kritisch.
187

 Sie ist der Ansicht, dass den Gerichten keine 

Korrektur bzw Substituierung des Gesetzgebers erlaubt ist, da die Rechtsschöpfung beim 

Gesetzgeber und nicht bei den Gerichten liegt (dies im Gegensatz zum anglo-

amerikanischen Rechtssystem). Sie ist daher der Ansicht, dass „diese Gewaltentrennung 

und die dahinterstehende Bindung auch der Gerichte an die geltenden Gesetze“
188

 auch 

                                                      
184

 EGMR Nr 8/1993/403/481. 
185

 Vgl. Lendl, Die Rechtsprechung des OGH in Verfahren nach dem MedienG, ÖJZ 2011/3. 
186

 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz. S. 25. 
187

 Vgl. Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, Wiener Kommentar zur StPO. Vor §§ 363a – c, Rz 13-14; vgl. 

Reindl-Krauskopf, Die Erneuerung des Strafverfahrens – zulässige Analogie oder Rechtsschöpfung? JBl 

2008, 130. 
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 Reindl-Krauskopf, Die Erneuerung des Strafverfahrens – zulässige Analogie oder Rechtsschöpfung? JBl 

2008, 130. 
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die Höchstgerichte zu achten haben. Die methodische Vorgehensweise des OGH sei daher 

insbesondere in Anbetracht der Vorhersehbarkeit und Rechtssicherheit problematisch.
189

 

1.2.3. Mitteilungsfreiheit  

Art 10 EMRK umfasst mehrere Freiheiten. Kern ist aber die Gewährleistung der offenen 

geistigen Auseinandersetzung.
190

 Er garantiert die Freiheit der Meinungsäußerung, also die 

Freiheit, eigene Meinungen und Ideen zu bilden und diese anderen Personen sowie der 

Öffentlichkeit mitzuteilen. Art 10 EMRK garantiert ebenso die freie Mitteilung bzw. Ver-

mittlung von Informationen und Ideen, „die nicht direkt der eigenen Meinung entsprin-

gen“
191

.  

Art 10 EMRK garantiert also die Meinungsbildungsfreiheit und die Meinungsäußerungs-

freiheit. Meinungsbildungsfreiheit ist „the freedom to hold opinion / liberté d’opinion.“ Es 

ist dabei ein „Vorgang des Innenlebens geschützt, der vor jeder Äußerung liegt“
192

. Damit 

kommt zum Ausdruck, dass der Staat dem Bürger keine Meinung aufdrängen darf, er 

schützt den Bürger vor staatlicher Indoktrinierung.
193

 Denn damit die Funktion der Mei-

nungsfreiheit, also das Möglichmachen einer Demokratie,
194

 gewahrt werden kann, müssen 

die Medien von der Meinung der Regierung unabhängig sein, das heißt, die Regierung darf 

die Medien nicht beeinflussen.195 

Meinungsfreiheit beinhaltet auch die Freiheit zur Meinungskundgabe, also zu Äußerungen, 

welche ein Werturteil enthalten ebenso wie Tatsachenäußerungen. Die Formulierung „In-

formationen und Ideen“ zeigt, dass Tatsachenbehauptungen ebenso wie Meinungskundga-

ben geschützt sind. Es fallen alle denkbaren Kommunikationsformen unter den Schutz der 

Äußerungsfreiheit.
196

 Die Rechte des Art 10 EMRK sind weit gefasst und umfassen jede 

Form der Kommunikation im zwischenmenschlichen Bereich.
197

 Es besteht in inhaltlicher 

Hinsicht eine umfassende Freiheit, die alle Kommunikationsinhalte unabhängig von ihrem 

                                                      
189

 Vgl. Reindl-Krauskopf, Die Erneuerung des Strafverfahrens – zulässige Analogie oder Rechtsschöpfung? 
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Wert, Inhalt, ihrer Richtigkeit oder Form umfasst.198 Alles was ausgedrückt wird, ist 

Schutzobjekt, egal in welcher Form. Die Meinungsfreiheit gilt für jegliche Ausdrucksmit-

tel, also Wort, Schrift, Druck, Film, Theater, Fotos, Flugblätter, Transparente und Plaka-

te.
199

 Es spielt auch keine Rolle, aus welchem Motiv und für welchen Zweck sich der 

Grundrechtsträger auf seine Meinungsäußerungsfreiheit beruft.200
 Ob die Meinungsäuße-

rung daher ideelle oder andere, etwa kommerzielle Interessen verfolgt, ist irrelevant.
201

 

Geschützt werden also nicht nur einzelne oder bestimmte Informationen, sondern alle In-

halte, somit auch solche, die schockieren, die entgegen der allgemeinen Meinung stehen, 

verletzen und beunruhigen.
202

 Die Freiheit der Meinungsäußerung findet somit nicht nur 

auf Nachrichten oder Ideen Anwendung, die positiv aufgenommen werden.
203

 Vielmehr 

sind nach Art 10 EMRK auch Äußerungen geschützt, die sich gegen Grundprinzipien des 

demokratischen Staates richten.
204

 Die Meinungsäußerungsfreiheit hängt daher weder vom 

Inhalt einer Äußerung, noch von irgendeiner Qualität des Geäußerten, noch von einer be-

sonderen Legitimation des Äußernden ab.205 
 

Die Frage der Unterscheidung zwischen Meinung und bloßen Tatsachen stellt sich erst bei 

der Frage der Rechtfertigung von Eingriffen.206 „Auf den Inhalt einer Äußerung kann es für 

die Frage, ob der Schutzbereich eröffnet ist, nicht ankommen.“
207

 Daher ist jede Äußerung, 

egal ob bewusst oder unbewusst, ob wahr oder unwahr, ob verletzend oder aggressiv, eine 

Information oder Idee gemäß Art 10 EMRK.
208

  

1.2.4. Passive Informationsfreiheit 

Die passive Informationsfreiheit ist die Freiheit der Öffentlichkeit, Informationen, die an-

dere mitteilen wollen, ohne staatliche Hindernisse und Diskriminierung zu empfangen und 

zu sammeln.
209

 Berka sieht in der ausdrücklichen Gewährleistung dieses „rezeptiven“ 
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Rechts eine Reaktion der EMRK auf moderne Formen staatlicher Informationskontrol-

len.
210

 Der EGMR stellte in den Entscheidungen Handyside und Thorgeirson 25.6.1992, 

Nr. 47/1991/299/370 klar, dass nicht nur die Presse die Aufgabe hat, Nachrichten und 

Ideen, die im öffentlichen Interesse stehen, zu verbreiten, die Öffentlichkeit hat auch ein 

Recht darauf, sie zu empfangen.
211

 Aus Art 10 EMRK ist jedoch keine Verpflichtung des 

Staates abzuleiten, den Zugang zu Information zu gewährleisten oder selbst Informationen 

bereitzustellen (aktive Informationsverschaffungsfreiheit).
212

 Passive Informationsfreiheit 

darf nicht so verstanden werden, dass die staatlichen Behörden eine Verpflichtung zur In-

formationsweitergabe, bzw. zu einem aktiven Tun hätten.
213

 Der VfGH hielt dazu fest: 

„Aus Art 10 MRK resultiert zwar keine Verpflichtung des Staates, den Zugang zu Informa-

tionen zu gewährleisten oder selbst Informationen bereitzustellen. Eine Behinderung der 

Beschaffung und Ermittlung öffentlich zugänglicher Informationen durch (aktives) Eingrei-

fen von Staatsorganen ist aber ausschließlich unter den Voraussetzungen des Abs 2 des Art 

10 MRK zulässig, weil nur eine solche Interpretation es gewährleistet, das Recht der Mei-

nungsäußerung auf Grund eines umfassenden Informationsstandes wirklich auszuüben 

(VfSlg. 11.297/1987).“
214

 

 

Art 10 EMRK garantiert somit nicht nur die freie Meinungsäußerung und Wiedergabe von 

Informationen durch die Medien, sondern schützt auch gegen Behinderung durch (aktives) 

Eingreifen von Staatsorganen in der Beschaffung der Ermittlung öffentlich zugänglicher 

Informationen.
215

 Die Empfangsfreiheit wird aber restriktiv ausgelegt und garantiert nur 

den Empfang allgemein zugänglicher Informationen: „Ein Recht auf Empfang bestimmter 

Informationen seitens der Behörden kann daraus nicht abgeleitet werden.“
216

 Jedoch ist 

das Sammeln von Informationen durch gezielte Tätigkeit vom Schutz der Informations-

freiheit umfasst. Laut Frowein bedeutet die Empfangsfreiheit daher auch, dass der Emp-
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fänger sich um die Information bemühen kann, auch wenn das „seek“ (Sammeln) nicht in 

der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und dem UN-Pakt für Bürgerliche und 

Politische Rechte aufgenommen wurde.
217

 Laut Berka ist das aktive Suchen nach Informa-

tionen mit in Art 10 eingeschlossen.
218

 Grabenwarter sieht darin eine abwehrrechtliche 

Dimension des Art 10 EMRK: „Jedermann hat das Recht, sich um Informationen zu be-

mühen, und darf dabei vom Staat nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt werden.“
219

 Da-

raus resultiert nach Grabenwarter und Frowein/Peukert, „dass der Staat sein Informati-

onssystem so einrichten muss, dass man sich tatsächlich über die wesentlichen Fragen 

informieren kann“
220

. Ob eine gezielt einseitige Berichterstattung im staatlichen Rundfunk 

und Fernsehen einen Verstoß gegen die Freiheit der Meinungsbildung darstellt, ist laut 

Frowein fraglich.
221

 Grundsätzlich soll diese Einseitigkeit verhindert werden. Und somit 

sagt auch der Gerichtshof, dass der Staat eine Pflicht hat, nicht gezielt einseitig zu infor-

mieren sondern er ist ausdrücklich derjenige, der das Prinzip des Pluralismus im Medien-

bereich garantieren muss.
222

 Das Publikum hat nämlich auch das Recht, angemessen vom 

Staat informiert zu werden.
223

 Dem Publikum sei so keinerlei Nachricht vorzuenthalten, 

sondern die volle Information zu gewährleisten. Der Gerichtshof hat dabei den objektiven 

Charakter der Informationsfreiheit unterstrichen.
224

 Aus diesem Grundsatz ist folglich ab-

zuleiten, dass der Staat sein Informationssystem so einrichten muss, dass man sich auch 

über die wesentlichen Fragen informieren kann.
225

 

1.2.5. Pressefreiheit 

Die Medienfreiheit soll in einer „demokratischen Gesellschaft den objektiven Austausch 

von Meinungen durch die Massenmedien ermöglichen“
226

. Die Aufgabe der Presse ist es 

also, Informationen und Ideen über politische Fragen und Fragen von öffentlichem Interes-
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se zu verbreiten.
227

 Die Grundsätze, welche für die individuelle Meinungsfreiheit gelten, 

gelten auch für die Pressefreiheit in verfassungsrechtlicher Hinsicht.
228

 In Bezug auf den 

erhöhten Informationsbedarf der Presse zur Unterstützung des objektiven Meinungsaustau-

sches kommen der Presse ganz besonders die Rechte des Art 10 EMRK zu. Der Verfas-

sungsgerichtshof hat daher festgestellt:  

„Die aus Art 10 EMRK erfließenden Rechte stehen grundsätzlich jedermann zu, sie wirken 

sich allerdings im Hinblick auf den höheren Informationsbedarf der Presse im Besonderen 

im Medienbereich aus.“
229 

 

 

Laut Berka ist die „Pressefreiheit […] die grundrechtliche Freiheit, Nachrichten und Mei-

nungen durch das Mittel der Presse frei äußern und verbreiten zu dürfen.“
230

 Geschützt sei 

dabei „jeder durch Druckwerke verbreitete Inhalt, die aktuelle Nachricht ebenso wie der 

wertende Kommentar, Abbildung, Karikaturen und auch der Anzeigenteil einer Zeitung. 

Auch bloß der Sensationslust oder Unterhaltung dienende Beitrage sind ein geschützter 

Grundrechtsgebrauch.”
231

  

Geschützt ist innerhalb der Pressefreiheit nicht nur der Journalist sondern ebenso der Ver-

leger eines periodischen Druckwerks. Laut Grabenwarter erstreckt sich der Schutzbereich 

der Pressefreiheit nur auf periodisch erscheinende Druckwerke.
232

 Andere, nicht periodisch 

erscheinende Druckwerke, fallen unter die allgemeine Freiheit der Meinungsäußerung oder 

in die Kunstfreiheit. Anderer Meinung ist jedoch Berka.
233

 Seiner Ansicht nach kommt die 

Pressefreiheit jedem Druckwerk zugute, auch den Büchern, Flugblättern oder Plakaten, 

gleichgültig, ob sie in herkömmlichen Druckverfahren oder in einer anderen technischen 

Form der Vervielfältigung hergestellt werden.  

Von der Pressefreiheit umfasst sind die organisatorischen Rahmenbedingungen wie etwa 

der Vertrieb der Zeitung, als auch die Arbeit des Journalisten.
234

 Die Pressefreiheit gewähr-

leistet die Freiheit der Inhaltsbestimmung. Weder durch staatliche Beschränkungen, noch 

durch sonstige staatliche Interventionen darf auf den Inhalt einer Pressemitteilung einge-
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wirkt und dieser somit bestimmt werden.
235

 Des Weiteren schützt die Pressefreiheit „den 

gesamten Prozess der Sammlung und Verbreitung von Informationen durch die Presse, die 

Herausgabe und den Druck von Zeitungen und Zeitschriften und ihre Distribution über 

beliebige Vertriebswege.“
236

 Daher beinhaltet sie das Verbot eines Konzessionssystems, 

der Zensur und administrativer Postverbote.
237

  

Geschützt sind das Redaktionsgeheimnis, die Beschaffung von Informationen, die Recher-

chetätigkeit, das Schreiben und die Hilfstätigkeiten.
238

 Ebenfalls vom Schutz der Presse-

freiheit umfasst sind Publikationen von Informationen, die Journalisten zugekommen sind, 

zuvor aber in rechtswidriger Weise und unter Bruch einer Geheimhaltungs- oder Ver-

schwiegenheitspflicht erlangt wurden.
239

 

1.2.5.1. Public Watchdog 

Den Schutz der Presse begründet der EuGH mit ihrer besonderen Bedeutung in der demo-

kratischen Gesellschaft.  

Der EuGH betont immer wieder die wichtige Funktion der Presse für eine liberale und plu-

ralistische Demokratie, er misst der Presse eine besondere Verantwortung als „public 

watchdog“, also als „Wächter der Öffentlichkeit“ zu.
240

 Laut Urteil Lingens c Österreich 

umfasst die Pressefreiheit die Aufgabe „to impart information and ideas on political issues 

just as on those of other areas of public interest.“
241

 Durch die Pressefreiheit bekommt die 

Öffentlichkeit die Möglichkeit, sich eine Meinung über Ideen und Vorstellungen der politi-

schen Parteien und Politiker zu bilden. „Daran schließt sich lückenlos die besondere Ver-

antwortung der Presse als ‚public watchdog‘.“
242

 Demnach ist es die Aufgabe der Presse, 

die Öffentlichkeit über Mängel und Fehler, rechtswidrige Machenschaften in der Politik 

und der Gesellschaft hinzuweisen. Ihr kommt aber auch die Aufgabe zu, im Wirtschaftsle-

ben „Licht auf die Geschäftsgebaren einzelner Firmen zu werfen“
243

. Die grundsätzliche 

Aufgabe der Presse ist es, die Gesellschaft und die Öffentlichkeit zu informieren. Sie soll 
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den Menschen Informationen näher bringen, zu denen diese sonst nicht kommen würden. 

Sie hat also die Aufgabe, Informationen und Ideen zu verbreiten, damit die Öffentlichkeit 

„von dem korrespondieren Recht, diese Information und Ideen zu empfangen, Gebrauch 

machen kann“
244

.  

1.2.5.2. Schutzpflicht des Staates in Bezug auf die Presse 

Der EGMR hat mehrfach die besondere Aufgabe der Presse im demokratischen Prozess 

und somit die Verpflichtung des Staates zum Schutz der Presse angesprochen.
245

 Der Ver-

fassungsgerichtshof hat die Frage des Ausmaßes der Schutzpflicht folgendermaßen darge-

legt: Medien seien nicht nur eine Ware, sondern auch ein wesentliches Element der Mei-

nungsbildung. Dies rechtfertigt Maßnahmen, die der Gefährdung der Existenz kleinerer 

Medienunternehmen entgegenwirken wie etwa durch Subventionen, um somit den Medi-

enpluralismus aufrechterhalten zu können.
246

  

1.2.5.3. Redaktionsgeheimnis 

Der Schutz der Presse wird unter anderem durch die Garantie des Redaktionsgeheimnisses 

gewährleistet. Das Redaktionsgeheimnis ist in einem demokratischen Staatswesen unver-

zichtbar, gerade in Anbetracht der öffentlichen Aufgabe der Medien.
247

 Geschützt ist das 

Redaktionsgeheimnis sowohl durch Art 10 EMRK als auch durch § 31 MedienG. Da das 

Redaktionsgeheimnis Bestandteil des Grundrechts der Meinungsfreiheit nach Art 10 

EMRK ist, welches im Verfassungsrang steht, steht auch das Redaktionsgeheimnis im Ver-

fassungsrang.
248

  

Art 10 EMRK nennt den Schutz des Redaktionsgeheimnisses nicht explizit. Ohne einen 

Schutz der journalistischen Quellen könnten die Informanten abgeschreckt werden und die 

Presse nicht mehr dabei unterstützen, die Öffentlichkeit über Angelegenheiten von öffent-

lichem Interesse zu informieren. Ohne Schutz der Anonymität von Verfassern kritischer 

Presseberichte wäre die Pressefreiheit laut Swoboda wertlos.
249

 Der Schutz der journalisti-
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schen Quellen stellt daher eine Grundbedingungen der Pressefreiheit dar.
250

 In der Ent-

scheidung Goodwin
251

 hielt der EGMR fest
252

: 

„Eine der Grundvoraussetzungen für die Pressefreiheit ist der Schutz der journalistischen 

Informationsquellen. Ohne einen solchen Schutz würden Informanten davon abgehalten 

werden, die Presse bei ihrer öffentlichen Informationsaufgabe zu unterstützen. Damit wür-

de die Funktion der Presse als öffentlicher „Wachhund“ untergraben und ihre Fähigkeit, 

genaue und zuverlässige Informationen zu liefern, beeinträchtigt werden.“ 

Gemäß EGMR, Goodwin trifft den Staat eine Pflicht zum Schutz journalistischer Quellen, 

wobei die Anordnung der Offenlegung dieser Quellen nur unter außergewöhnlichen Um-

ständen zulässig sei. Der OGH nimmt dies in seine Rechtsprechung auf und erläutert den 

Schutz der Vertraulichkeit journalistischer Quellen als Grundbedingung für die Pressefrei-

heit im Sinne der EMRK.
253

 In Österreich geht dieser Schutz aber über das europäische 

Schutzniveau hinaus, denn der Gesetzgeber verzichtet auf jede Abwägung mit Gegeninte-

ressen.
254

  

Die Frage nach der Offenlegung der Quellen, bzw dem Redaktionsgeheimnis ist eine sehr 

weitläufige.
255

 Die Journalisten können ihre Aufgabe als „public watchdog“ nur verfolgen, 

wenn sie Informationen erhalten, die andere Personen nicht erhalten haben. Die Medien 

sind darauf angewiesen, Informationen von externen Personen zu erhalten. Um die Medi-

enfreiheit ausüben zu können, sollen sie daher das Recht haben, den Informanten ihre Ver-

traulichkeit zuzusichern. Der Zweck des Redaktionsgeheimnisses ist der Schutz des Ver-

trauensverhältnisses zwischen dem Informanten und dem Journalisten. Daher kommt es 

nicht darauf an, ob die betreffende Mitteilung selbst vertraulich ist. 
256

 Die Informanten 

sollen den Schutz des Vertrauens genießen können, um der Presse Informationen zu ver-
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130/10g. 



60 

 

mitteln. Wäre der Schutz der Quellen nicht vorhanden, so wäre die Informationsfindung 

erschwert bis gar nicht möglich.
257

 Hätten sie also dieses Recht nicht, so stellte sich die 

Frage, woher und wie sie zu Informationen gelangen würden. Gerade in Anbetracht der 

restriktiven Rechtsprechung über Investigationsjournalismus sind die Medien darauf an-

gewiesen, Informationen zu erhalten. Würden sie nicht unter dem besonderen Schutz des 

Redaktionsgeheimnisses stehen, erhielten sie weniger Informationen.
258

  

Innerstaatlich kommt nach § 31 Abs 1 MedienG und § 157 Abs 1 Z 4 StPO dem Medien-

inhaber, Herausgeber, Medienmitarbeiter und Arbeitnehmer eines Medienunternehmens 

oder Mediendienstes das unbedingte Recht zu, als Zeuge die Beantwortung von Fragen zu 

verweigern, wer einen Artikel verfasst hat oder der Redaktion zur Verfügung gestellt hat, 

wer dem Medium eine Information erteilt hat, und welchen Inhalt diese Information hatte. 

259
 Das Recht der Zeugnisverweigerung steht allen Arbeitnehmern des Medienunterneh-

mens oder Mediendienstes zu. Das heißt, auch eine Sekretärin ist vom Schutz umfasst. 

Allerdings ausgenommen sind gelegentliche Mitarbeiter, Gastkommentatoren und Neben-

berufler.
260

 Das Redaktionsgeheimnis ist demnach ein Berufsprivileg.
261

  

Es ist ein Recht zu Schweigen. Es ist aber keine Pflicht. Der Informant hat daher keinen 

Rechtsanspruch darauf, nicht genannt zu werden.
262

 Das Zeugnisverweigerungsrecht er-

streckt sich auf alle Verfahren und ist daher absolut.
263

 Ist der Journalist geladener Zeuge, 

so muss er beim Gericht erscheinen, hat aber bezüglich des in § 31 Abs 1 genannten The-

menkreises ein Entschlagungsrecht. Ist der Journalist Beschuldigter im Strafverfahren, so 

kann er sich nicht wirkungsvoll auf das Redaktionsgeheimnis berufen. Es gehört allerdings 

zu den Rechten des Beschuldigten, nicht auszusagen. Daher kann die Beantwortung von 

Fragen nach den in § 31 leg cit genannten Inhalten auch beim Beschuldigten nicht erzwun-

gen werden.
264

 Das Entschlagungsrecht ist beschränkt auf Informationen, die dem Journa-

listen im Hinblick auf seine journalistische Tätigkeit mitgeteilt wurden. „Mitteilung“ be-

deutet daher eine individuelle Kommunikation einer Information an einen Journalisten. 
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Zufälliges Erlangen von Kenntnis über einen Sachverhalt unterliegt nicht dem Schutz des 

Redaktionsgeheimnisses.
265

 

Die Bestimmung normiert ein Beweismittelverbot. Das Zeugnisverweigerungsrecht darf 

nicht umgangen werden, etwa durch Sicherstellung, Beschlagnahmung oder Herausgabe-

anordnung.
266

 Allerdings darf das entsprechende Beweisthema durch andere Beweismittel 

geklärt werden.
267

 Zudem relevant ist, dass das Redaktionsgeheimnis nicht gilt, wenn ge-

gen Journalisten, Medieninhaber oder andere Medienmitarbeiter selbst ermittelt wird. Wird 

gegen diese ermittelt, können sie zwar, wie andere Beschuldigte auch, vom Recht, nicht 

auszusagen, Gebrauch machen. Aber das Umgehungsverbot gilt dabei nicht.
268

 

Im medienrechtlichen Strafverfahren geht dieses Recht allerdings oft zu Lasten des Betrof-

fenen. Dieser kann keinen Journalisten genau benennen, sofern der Journalist nicht als Ver-

fasser im Text erkennbar ist.  

Man erkennt dabei die Janusköpfigkeit und wiederum die Schwierigkeit der Thematik rund 

um die Medien- und Meinungsfreiheit. Zum einen schützt das Institut des Redaktionsge-

heimnisses die Medienfreiheit, es stützt die Demokratie und die Pluralität der Meinungen. 

Wird es aber ausgenutzt, indem die Journalisten ihre Artikel nicht bezeichnen, oder falls 

benannt, darauf verweisen, dass der problematische Teil eines Artikels von einem anderen, 

nicht benannten Journalisten verfasst wurde, so schädigt dieses Recht auf Zeugnisverwei-

gerung einen Dritten. Diesem Dritten werden damit Rechte abgesprochen, die er im Nor-

malfall hätte, aufgrund des Handelns des Journalisten aber eben nicht hat.  

1.2.5.4. Gestaltungsfreiheit 

Zur Pressefreiheit gehört auch die Gestaltungsfreiheit der Medienberichte. Die Art und 

Weise der Berichterstattung ist somit von Art 10 EMRK umfasst. Dies wurde in den Fällen 

Jersil und News weiter betont. Im letzten Fall war von österreichischen Gerichten gegen 

die News eine einstweilige Verfügung erlassen worden. Es wurde dabei untersagt, „Fotos 

des im Rahmen der Briefbombenserie der 90-er-Jahre in Untersuchungshaft genommenen 

Herrn B. in Kombination mit einem Bericht über das gegen ihn anhängige Strafverfahren 

zu veröffentlichen. Die nachfolgende Verurteilung nach dem Mediengesetz wegen Verlet-

                                                      
265
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zung der Unschuldsvermutung erachtete der EGMR als Verstoß gegen Art 10 EMRK. Da-

mit stellte der Gerichtshof eindeutig klar, dass den Journalisten die Wahl der Gestal-

tungsmittel für ihre Berichterstattung überlassen bleiben muss.“
269

 

 

Nach dem zuvor gesagten kommt der Pressefreiheit eine besondere Rolle zu. Die Aus-

übung der Pressfreiheit ist jedoch auch mit Pflichten und Verantwortlichkeiten verbun-

den.
270

 Besonders zu berücksichtigen sind dabei Persönlichkeitsrechte Betroffener. Journa-

listen müssen bei der Veröffentlichung ihrer Beiträge bedenken, welche Auswirkungen das 

Bekanntwerden von Tatsachen insbesondere für die Betroffenen haben kann.
271

 So haben 

mittlerweile die journalistischen Sorgfaltspflichten in der Rechtsprechung deutliche Kontu-

ren erhalten. Auch der EGMR
272

 hielt fest, dass Art 10 EMRK keine völlig uneinge-

schränkte Freiheit der Meinungsäußerung garantiert, auch nicht in Bezug auf eine Presse-

berichterstattung über Angelegenheiten von ernsthaftem öffentlichem Interesse.  

„Der Schutz, den Art 10 MRK Journalisten für eine Berichterstattung über Fragen des 

öffentlichen Interesses bietet, steht unter dem Vorbehalt, dass sie in gutem, auf eine genaue 

und verlässliche Information gerichteten Glauben handeln, im Einklang mit den Geboten 

der journalistischen Ethik“.
273
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2. Einschränkungen der Meinungs-

freiheit 

Grundsätzlich garantiert Art 10 EMRK die Freiheit der Meinungsäußerung. Grundsätzlich 

nicht erlaubt sind unwahre Tatsachenbehauptungen, wohl aber Werturteile und Meinun-

gen. Diese Auffassung teilt auch der OGH und hält dazu fest: „Bei unwahren Tatsachen-

behauptungen oder bei Werturteilen, die auf einer unwahren Tatsachenbehauptung basie-

ren, gibt es kein Recht auf freie Meinungsäußerung.“
274

 

Neben dieser generellen Einschränkung normiert Art 10 Abs 2 EMRK weitere Gründe, 

welche einen Eingriff in die Meinungsfreiheit rechtfertigen können.
275

 Für die staatlichen 

Behörden werden Rechtfertigungsgründe bestimmt, für das Individuum die Schranken der 

Ausübung des Rechts.
276

 Art 10 EMRK erhält den längsten Beschränkungskatalog für ein 

Konventionsrecht.
277

 Art 10 EMRK erlaubt, dass die Meinungsfreiheit aus bestimmten, 

genau aufgezählten Gründen beschränkt werden kann und unterstreicht, dass die Ausübung 

der Rechte mit Pflichten und Verantwortungen verbunden ist.
278

 Der Gesetzgeber kann 

somit im Hinblick auf die besondere Verantwortung ihrer publizistischen Macht den Medi-

en besondere Pflichten auferlegen.
279

 Trotz der großen Freiheit der Medien ist somit auch 

die Medienfreiheit nicht schrankenlos gewährleistet. Schon im Grundrecht ist die Pflicht 

zur Verantwortung deutlich festgelegt und der Gesetzgeber wird durch diesen Gesetzes-

vorbehalt zur Einschränkung der Freiheit ermächtigt. Beschränkungen sind jedoch nur in-

soweit zulässig, als sie dem formellen Gesetzesvorbehalt des Art 13 StGG und dem mate-

riellen Gesetzesvorbehalt des Art 10 Abs 2 EMRK entsprechen.
280

 

Besteht für den Eingriff keine Rechtfertigung, so stellt dieser eine EMRK-Verletzung dar.  
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Der Wortlaut des Art 10 EMRK definiert die Meinungsäußerungsfreiheit nicht konkret.
281

 

Was Meinungsäußerungsfreiheit genau ist, ist schwer zu umschreiben und lässt sich auch 

aus der Rechtsprechung der Konventionsorgane nur annähernd bestimmen. Viel mehr aber 

ist ersichtlich, wann Einschränkungen nicht erlaubt sind.  

Die Überprüfung, ob eine Einschränkung der Meinungsäußerungsfreiheit nach Art 10 

EMRK erlaubt ist oder nicht, erfolgt in drei Stufen und die Notwendigkeit jeglicher Ein-

schränkungen ist nach dem EGMR
282

 überzeugend darzulegen und in erste Linie von den 

innerstaatlichen Behörden zu beurteilen. Erstens wird geprüft, ob der Eingriff vom Gesetz 

vorgesehen ist. Zweitens wird geprüft, ob ein in Abs 2 des Art 10 EMRK angeführtes Ein-

griffsziel verfolgt wird. Die in Art 10 Abs 2 EMRK genannten Ziele sind: „nationale Si-

cherheit, territoriale Unversehrtheit oder öffentliche Sicherheit, Aufrechterhaltung der 

Ordnung und Verbrechensverhütung, Schutz der Gesundheit und der Moral, Schutz des 

guten Rufes oder der Rechte anderer, Verhinderung der Verbreitung von vertraulichen 

Nachrichten, Gewährleistung des Ansehens und der Unparteilichkeit der Recht-

sprechung.“
283

 Der EGMR hat festgelegt, dass Beschränkungsmöglichkeiten in Bezug auf 

die Ziele des Art 10 Abs 2 EMRK in drei Kategorien eingeteilt werden können
284

: 

1. Zum Schutz des öffentlichen Interesses (nationale Sicherheit, territoriale Integrität, 

öffentliche Sicherheit, Verbrechensverhütung, Schutz der Gesundheit und der Mo-

ral);  

2. Zum Schutz individueller Rechte (Schutz des guten Rufes oder der Rechte anderer, 

Verhütung der Verbreitung von vertraulichen Nachrichten); 

3. Zur Aufrechterhaltung des Ansehens und der Unparteilichkeit der Recht-

sprechung.
285

  

Bei der Beurteilung, ob ein Ziel, auf das sich die nationalen Behörden im Zuge der Recht-

fertigung eines Eingriffes berufen, einem dieser genannten Ziele entspricht, sind die Kon-

ventionsorgane großzügig, denn bei der Überprüfung, ob eine Maßnahme notwendig ist, ist 
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ein strengerer Maßstab anzulegen.
286

 Drittens wird folglich geprüft, ob der Eingriff ver-

hältnismäßig, also zur Erreichung des Ziels in einer demokratischen Gesellschaft notwen-

dig ist.
287 

 Das grundrechtliche Schutzregime steht in engem Bezug zur demokratischen 

Idee. Zum einen werden der umfassende Grundrechtsschutz und die wirksame Grund-

rechtskontrolle als Beitrag zur fortschreitenden Demokratisierung verstanden. Zum ande-

ren ist „das Ideal einer demokratischen Gesellschaft das Leitmotiv bei der Konkretisierung 

der einzelnen Garantien“
288

. Daher kann festgehalten werden, dass jedes grundrechtssen-

sible Staatshandeln nur dann gerechtfertigt ist, wenn es dem Interesse an der Aufrechter-

haltung demokratischer Strukturen und Verfahren dient.
289

 Aufgabe der demokratischen 

Gesellschaft ist es, „einen Ausgleich zwischen den grundrechtlich gesicherten Interessen 

und Überzeugungen der einzelnen Menschen und Gruppen zu ermitteln“
290

. Das Grund-

recht auf Meinungsfreiheit steht ganz besonders in einem engen Bezug zur Leitidee der 

demokratischen Gesellschaft.
291

 Je enger der Bezug des Grundrechts zur Demokratie ist, 

desto strenger sind die Maßstäbe, die eine Rechtfertigung von Grundrechtseingriffen er-

lauben. Der Schutz und die Aufrechterhaltung der Pressefreiheit stellen folglich eine Auf-

gabe dar, der sich eine demokratische Gesellschaft zu stellen hat, wenn sie als solche gel-

ten will.
292

  

2.1. Gesetzlich vorgesehen 

Gemäß Abs 2 muss ein Eingriff gesetzlich vorgesehen sein. Die gesetzliche Grundlage 

kann auch ungeschriebenes Recht sein, sofern die weiteren Voraussetzungen erfüllt sind, 

dieser also innerstaatliche Gesetzeskraft zukommt und die Behörde zum Eingriff ermäch-

tigt.293 Als Gesetz werden daher nicht nur Gesetze im herkömmlichen Sinne verstanden, 

                                                      
286

 Vgl. Schwaighofer, Die Rechtslage nach der Europäischen Menschenrechtskonvention  in Hoff-

mann/Marko/Merli/Wiederin, Information, Medien und Demokratie. S. 58.  
287

 Dem beklagten Staat obliegt dafür die Beweislast Vgl. Wyss, Öffentliche Interessen – Interessen der Öf-

fentlichkeit? Rz 635; vgl. ebenso: Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht Praxiskommentar. S. 189. 
288

 Wyss, Öffentliche Interessen – Interessen der Öffentlichkeit? Rz 584. 
289

 Vgl. Wyss, Öffentliche Interessen – Interessen der Öffentlichkeit? Rz 586; EGMR 6.09.1978, Klass c 

Deutschland.  
290

 Wyss, Öffentliche Interessen – Interessen der Öffentlichkeit? Rz 586. 
291

 Siehe Kapitel B.3.2.  
292

 Vgl. Wyss, Öffentliche Interessen – Interessen der Öffentlichkeit? Rz 634. 
293

 Vgl. Villiger,  Handbuch der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK). S. 312. 



66 

 

sondern auch andere staatliche Normen.294 Fehlt eine gesetzliche Grundlage, so führt dies 

zur Feststellung einer Verletzung der EMRK. 

2.2. Hinreichend bestimmt 

Die gesetzliche Grundlage muss hinreichend zugänglich sein, der Bürger soll sich also 

angemessen über das anwendbare Recht informieren können.
295

 Das Gesetz muss so be-

stimmt sein, dass der Bürger das behördliche Handeln voraussehen
296

 kann und weiß, wel-

che Folgen sein Verhalten auslösen kann.
297 

Das nationale Recht muss dazu ausreichend 

präzise formuliert sein. Grundsätzlich muss dem Journalisten ex ante erkennbar sein, ob 

seine Berichterstattung zulässig ist oder nicht.
298

 

2.3. Zweckverfolgung 

Wesentlich ist, dass die behördlichen Eingriffe die in Art 10 Abs 2 EMRK genannten 

Zwecke verfolgen. Die aufgelisteten Ziele sind unterschiedlich. Bei der Beurteilung, ob so 

ein Zweck tatsächlich verfolgt wurde, kommt den innerstaatlichen Behörden großes Er-

messen zu. Den Ermessensspielraum, den der EGMR den Mitgliedstaaten gibt, erkennt 

man insbesondere bei der Beurteilung, ob eine Äußerung gegen die Moral verstößt. Die 

Straßburger Organe befassten sich im Fall Handyside mit der Konfiszierung eines Buches 

durch die britischen Behörden und der Verurteilung des Verlegers zu einer Geldbuße we-

gen Verstoßes gegen den Obscene Publication Act von 1959/1964. Das Buch war ein Rat-

geber für Schul- und Lebensfragen und war an Jugendliche ab 12 Jahren gerichtet. Die 

Themen wurden antiautoritär und systemkritisch angegangen. Die britischen Gerichte wa-

ren der Meinung, dass das Buch die Jugendlichen zu einem leichtfertigen Umgang mit 

heiklen Themen wie etwa Pornografie veranlassen könnte und somit gegen die Moral ver-

stoße, was einen Eingriff in Art 10 EMRK rechtfertige. Der EGMR stellte keinen unge-

rechtfertigten Eingriff fest. Über den Begriff der Moral besteht keine einheitliche Vorstel-

lung: 
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„Insbesondere lässt sich dem innerstaatlichen Recht der verschiedenen Vertragsstaaten 

nicht ein einheitlicher europäischer Moralbegriff entnehmen. Die Vorstellungen von den 

Anforderungen der Moral, die ihren jeweiligen Gesetzen zugrunde liegen, ändern sich je 

nach Zeit und Ort, besonders in unserer Epoche, die durch einen schnelllebigen und tief-

greifenden Wandel der Auffassungen auf diesem Gebiet gekennzeichnet ist. Dank ihres 

direkten und ständigen Kontakts zu den in ihren Ländern wirkenden Kräften sind die staat-

lichen Behörden grundsätzlich besser in der Lage als der internationale Richter, sich zum 

genauen Inhalt dieser Anforderungen zu äußern sowie zur „Notwendigkeit“ einer „Ein-

schränkung“ oder „Strafdrohung“, die dazu bestimmt ist, jenen Anforderungen zu ent-

sprechen.“
299

 

 

Die Vorstellung von Moral ändert sich von Zeit zu Zeit, von Ort zu Ort. Daher maßt sich 

auch der EGMR nicht an, einheitliche Moralvorstellungen für alle Vertragsstaaten herbei-

zuführen. Der EGMR verweist bei dieser Beurteilung auf die staatlichen Beurteilungsspiel-

räume. Der Schutz der Moral ist stets von unterschiedlichen Vorstellungen geprägt. Solan-

ge der Staat also darlegt, wieso er zu der Entscheidung gekommen ist und dies nachvoll-

ziehbar für den EGMR ist, darf dieser die Begriffe selbst nicht nach seinem Gutdünken 

beurteilen.  

2.4. Notwendig in einer demokratischen Gesellschaft 

Der behördliche Eingriff muss schließlich in einer demokratischen Gesellschaft notwendig 

sein. Er muss laut EGMR einem dringenden sozialen Bedürfnis entsprechen und verhält-

nismäßig erscheinen.
300

 Notwendigkeit bedeutet daher, dass ein dringendes soziales Be-

dürfnis besteht.
301

 Dass die Maßnahme einem dringenden sozialen Bedürfnis entsprechen 

muss, stellt den Bezug zum öffentlichen Interesse her. Die Definition, was ein Thema von 

öffentlichem Interesse ausmacht, hängt vom Einzelfall ab.
302

 Von öffentlichem Interesse 

sind nicht nur politische Themen oder Kriminalfälle, sondern auch etwa Sportberichte. 

Eheprobleme eines Staatspräsidenten oder finanzielle Schwierigkeiten eines bekannten 

Sängers stellen aber nicht Angelegenheiten von allgemeinem Interesse dar.
303

 Festzuhalten 

ist überdies, dass der Schutz, den Art 10 Abs 2 EMRK den Journalisten bietet, wenn sie 

über Angelegenheiten von öffentlichem Interesse berichten, davon abhängt, dass sie in 
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gutem Glauben handeln, um richtige und zuverlässige Information – im Einklang mit der 

journalistischen Ethik – zu liefern.
304

 Entscheidend ist also, ob und wie weit journalistische 

Sorgfaltspflichten beachtet wurden.
305

 

Die Beschränkung der Meinungsfreiheit unterliegt des Weiteren einem strikten Verhält-

nismäßigkeitsgebot.
306

 „Nur wenn die Einschränkung einem zwingenden sozialen Bedürf-

nis entspricht und geeignet und erforderlich ist, kann sie vor der Konvention Bestand ha-

ben.“
307

 Die Maßnahme muss also verhältnismäßig erscheinen, das heißt, dass die Schwere 

des Eingriffs dem Eingriffszweck gegenübergestellt wird.
308

 Die Notwendigkeit steht somit 

im Bezug zur Verhältnismäßigkeit. Die EMRK verlangt ein Abwägen und einen angemes-

senen Ausgleich zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Öffentlichkeit.
309

 

Durch die Verhältnismäßigkeitsprüfung wird der Persönlichkeitsschutz in Relation zur 

Macht der Medien gesetzt und bedacht, ob die Veröffentlichung die Persönlichkeit des 

Einzelnen zerstören kann. Leistet der Bericht einen Beitrag zu einer Debatte von allgemei-

nem Interesse, so ist ein Eingriff in die Rechte Dritter eher gerechtfertigt. Art 10 Abs 2 

EMRK lässt daher wenig Raum für einschränkende Maßnahmen in Bezug auf politische 

Reden. Es besteht eine Vermutung für die Zulässigkeit der Meinungsäußerung.
310

 

Ebenfalls unter den Schutzbereich des Art 10 EMRK gehört der „Commercial Speech“. 

Damit sind öffentliche Aussagen gemeint. Im Bezug auf die Einschränkungsmöglichkeit 

besteht allerdings ein Unterschied zwischen Äußerungen, die im wirtschaftlichen Interesse 

getätigt werden und solchen, die im politischen, kulturellen oder anderem, die Allgemein-

heit betreffenden Kontext getätigt werden. Äußerungen im wirtschaftlichen Interesse sind 

weniger geschützt. Dies lässt sich mit dem Zweckgedanken der EMRK erklären: Der öf-

fentliche Diskurs über öffentliche Angelegenheiten soll ermöglicht werden und frei sein. 

Für Äußerungen mit kommerziellem Interesse und innerhalb eines Wettbewerbsverhältnis-

ses gelten daher die wettbewerbsrechtlichen Regelungen und es wird sohin ein stärkerer 

Eingriff in die Meinungsäußerungsfreiheit gerechtfertigt.
311

 Der EGMR sagt allerdings, 
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dass für Äußerungen, die nicht nur „wirtschaftliche Erklärungen“ darstellen, sondern ei-

nen Beitrag zur öffentlichen Diskussion darstellen, welche das Allgemeininteresse berüh-

ren, andere Maßstäbe gelten. Auf Aussagen, die ohne Wettbewerbsabsicht „im Rahmen 

einer öffentlichen Kontroverse getätigt werden“
312

, dürfen wettbewerbsrechtliche Stan-

dards nicht übertragen werden.  

Neben der Weitergabe von Information ist aber auch die Weitergabe von Kommentaren 

besonders in politischen Diskussionen geschützt. Einschränkungen sind dann erlaubt, wenn 

sie in einer Demokratie notwendig sind. Holtz-Bacha erklärt: „Die Rechtsprechung hat 

gezeigt, dass der EGMR – […] – der Presse sowohl eine Medium- wie auch eine Faktor-

Funktion zuweist und diese schützt. Das heißt, Meinungsäußerung- und Medienfreiheit 

schützen nicht nur die Informationsaufgabe der Medien im Dienste der politischen Mei-

nungs- und Willensbildung, sondern zugleich auch deren Kommentierungs- und damit 

Kontrollfunktion gegenüber Staat und Wirtschaft.“
313

 Die Journalisten sind somit die Ge-

genspieler der Politiker. Sie überwachen und kommentieren ihre Arbeiten, sie lassen sie 

nicht einfach nur gewähren, sondern durch ihre Arbeit wird die Arbeit der Politiker und der 

Regierung an die Öffentlichkeit gebracht. Eine Öffentlichkeit, welche die Arbeit beurteilt 

und befürwortet oder sanktioniert.  

Einschränkungen sind grundsätzlich nur erlaubt, wenn ein zwingendes soziales Bedürfnis 

besteht, da die demokratische Gesellschaft auf Pluralität, Toleranz und Freiheit beruht.
314

 

Die Medien sollen gerade im politischen Bereich eine lebendige geistige Auseinanderset-

zung ermöglichen und einen gewissen Spielraum lassen.  

Beinhalten politische Reden rassistische Äußerungen, so sind sie nicht zwingend vom 

Schutz der Meinungsäußerungsfreiheit umfasst. Äußerungen, die verletzend oder rassis-

tisch oder demokratiefeindlich sind, werden zwar nicht von vornherein aus dem Schutzbe-

reich ausgeschlossen. Die Beurteilung eines Sachverhalts, der unter Art 17 EMRK fällt, 

muss diesen Umstand jedoch im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung berücksichti-

gen.
315

 Dennoch gilt: Obwohl auch schockierende und beleidigende Äußerungen von Art 

10 EMRK umfasst sind, werden rassistische Diskriminierungen in allen ihren Arten und 

Erscheinungsformen bekämpft und die Meinungsfreiheit zieht dort „wo wider dem Geist 
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der Konvention Gewalt verherrlicht wird, Hasstiraden oder rassistische Inhalte verbreitet 

werden, die Grenze“
316

.  

Leitentscheidung bezüglich der Medienberichte über Rechtsradikalismus ist das Urteil des 

EGMR Jersil c Dänemark vom 23. September 1994. Das Urteil betraf die strafrechtliche 

Verurteilung eines Journalisten für ein Fernsehinterview mit einer Gruppe junger Rechts-

radikaler, welche sich rassistisch äußerten.
317

 Der EGMR hielt fest, dass im Bereich des 

Rechts auf freie Meinungsäußerung insbesondere der Schutz der Presse von großer Bedeu-

tung ist. Die Berichterstattung unter Verwendung von Interviews (auch wenn diese rassisti-

sche Inhalte haben), ist eine der wesentlichen Instrumente der Presse in ihrer Funktion als 

„public watchdog“. Die Bestrafung des Journalisten sei daher ungerechtfertigt, denn es 

würde die Presse daran hindern, sich an Diskussionen über aktuelle Themen von öffentli-

chem Interesse zu beteiligen. Nur wenn schwerwiegende Gründe vorlägen, sei eine Bestra-

fung gerechtfertigt. Im Fall Jersil lagen diese Gründe nicht vor. Anderer Meinung war der 

Richter Ryssdal. Seiner Meinung nach kann der Schutz rassistischer Minderheiten nicht 

geringeres Gewicht haben als die Freiheit, Informationen weiterzugeben.
318

  

Wesentlich ist aber, dass die Große Kammer zwischen der Berichterstattung des Journalis-

ten und den Äußerungen der Rechtsradikalen selbst unterschied. Die Verurteilung des 

Journalisten war zwar EMRK widrig. Die Äußerung der Rechtradikalen selbst war aber 

nicht von Art 10 EMRK geschützt. Der EMGR zitierte dazu die Kühnen-Entscheidung und 

die Glimmerveen-Entscheidung. Die Rechtsradikalen wurden wegen herabsetzender Äuße-

rungen über Menschen schwarzer Hautfarbe und Gruppen ausländischer Arbeiter in Dä-

nemark verurteilt. Entscheidungen bezüglich rassistischer Äußerungen sind daher im Lich-

te des UN-Übereinkommens gegen Rassendiskriminierung von 1966 zu fällen, dessen Zie-

le und Zwecke von größerem Gewicht für die Entscheidung sind, ob die Verurteilung des 

Beschwerdeführers notwendig im Sinne des Art 10 Abs 2 EMRK ist.
319

 

Im Urteil Lehideux führte der EGMR zudem aus, dass es keine Zweifel darüber gebe, dass 

die Rechtfertigung einer Pro-Nazi-Politik, wie jede andere Bemerkung, die sich gegen die 

der Konvention zugrunde liegenden Werte richte, nicht den Schutz des Art 10 EMRK ge-
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nießen.
320

 Der EGMR hat festgehalten, dass Äußerungen, die darauf abzielen, anderen ihre 

Menschenrechte zu entziehen, den Schutz von Art 10 EMRK nicht genießen. Gemäß Art 

17 EMRK kann ein Verhalten, das eine Missachtung der Demokratie darstellt und die 

Menschenrechte zu beseitigen versucht, nicht durch die Konvention gedeckt werden.
321

  

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass in die Medienfreiheit also in verfassungskonfor-

mer Weise eingegriffen werden kann, wenn der Eingriff gesetzlich vorgesehen ist, wobei 

das Gesetz ausreichend bestimmt sein muss, und dieser nicht gegen ein absolutes Ein-

griffsverbot verstößt; der Eingriff einem der in Art 10 Abs 2 EMRK angeführten Zwecke 

dient und zur Erreichung eines solchen Zwecks in einer demokratischen Gesellschaft not-

wendig ist.
322

 Der Eingriff muss verhältnismäßig zum verfolgten legitimen Ziel sein und 

die Rechtfertigungsgründe müssen relevant und ausreichend sein.
323

 Bei der Überprüfung 

der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit kommt den innerstaatlichen Behörden ein 

Ermessens- und Handlungsspielraum zu.
324

 Die Verbreitung unwahrer Tatsachenbehaup-

tungen ist grundsätzlich nicht erlaubt und nicht vom Schutz des Art 10 EMRK umfasst.  
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3. Grundrechtsproblematik: Mei-

nungsfreiheit vs. Privatsphäre 

„Es ist ein wesentliches Erfordernis für  

die menschliche Freiheit, dass die Presse,  

die öffentlichen Interessen dienen soll,  

sich nicht in den Dienst der gemeinen  

Instinkte des Publikums, seiner  

Tratsch- und Skandalsucht stellt. Ob der  

Tratsch wahr ist oder nicht, darauf  

kommt es gar nicht an, und dass er  

nichts Ehrenrühriges enthält,  

entzieht seiner Verbreitung erst recht jede Berechtigung.“
325

 

 

Sowie jede Person ein Recht auf freie Meinungsäußerung hat, so hat auch jede Person das 

Recht auf Schutz ihrer Privatsphäre. Sie hat das Recht, selbst bestimmen zu können welche 

Aspekte ihres Privatlebens sie wem preisgeben möchte. Das Recht auf Privatsphäre ver-

pflichtet die staatlichen Organe zum Schutz vor medialen Übergriffen. Denn in Abwägung 

der Art 10 und Art 8 EMRK ist stets zu bedenken, dass das Recht auf freie Meinungsäuße-

rung kein Freibrief für das Aufstellen unrichtiger Tatsachenbehauptungen oder für kriti-

sche Wertungen ist, die in persönliche Beleidigungen oder Verunglimpfungen ausarten.
326

 

Im Spannungsverhältnis zur Pressefreiheit steht daher der Schutz der Privatsphäre. Es ge-

hört zum Journalismus, über Ereignisse zu berichten, die nicht offensichtlich sind. Zum 

guten Journalismus gehört es, Ereignisse nicht zu erfinden bzw mit wahren Tatsachen un-

verhältnismässig in die Privatsphäre Dritter einzugreifen.327 

Die Privatsphäre ist zum einen in der EMRK geschützt, zum anderen bestehen in den in-

nerstaatlichen Gesetzen Schutznormen: Besonders wichtig im Bereich der Medien ist der 

Persönlichkeitsschutz, der schon durch die Generalklausel §16 ABGB geregelt ist. Ge-

schützt sind insbesondere: 

- Namen (§§ 16 und 43 ABGB, § 7a MedienG) 

- Ehre 
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o Üble Nachrede (§ 111 StGB, § 1330 ABGB, § 6 MedienG) 

o Vorwurf einer schon abgetanen gerichtlich strafbaren Handlung (§ 113 

StGB) 

o Beleidigung (§ 115 StGB, § 1330 ABGB, § 6 MedienG) 

o Recht am eigenen Bild (§ 78 UrhG) 

- Wahrheit 

o Verleumdung (§ 297 StGB, § 6 MedienG) 

o Kreditschädigung (§ 152 StGB, § 1330 Abs 2 ABGB) 

o Recht am eigenen Bild (§ 78 UrhG) 

o Widerruf und Veröffentlichung 

- Privat- und Geheimsphäre 

o Datenschutz 

o Tatsachen des Privat- und Familienlebens (§ 112 StGB, § 1328a ABGB, 

§ 7 MedienG) 

o Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse (§§ 122 ff StGB) 

3.1. Schutz der Privatsphäre durch Art 8 EMRK 

Art 8 EMRK 

 (1) Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Woh-

nung und ihrer Korrespondenz. 

(2) Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff 

gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nati-

onale oder öffentliche Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechter-

haltung der Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der 

Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. 

Privatleben iS des Art 8 EMRK wird vom EGMR als weiter Begriff verstanden, „der einer 

abschließenden Definition nicht zugänglich ist, sich auf die physische und psychische In-

tegrität einer Person bezieht und deshalb vielfältige Aspekte der Identität einer Person 

umfassen kann, wie die geschlechtliche Identität und sexuelle Orientierung, den Namen 
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oder Elemente des Rechtes am eigenen Bild“.
328

 Ebenso dazu gehört die seelische und kör-

perliche Unversehrtheit.
329

 „Das Recht auf Privatleben sichert dem Individuum den Frei-

raum zu, innerhalb dessen er seine Persönlichkeit entwickeln und verwirklichen kann.“
330

 

Art 8 EMRK enthält, anders als Art 5 oder Art 9 bis 11 EMRK, keine ausdrückliche Ge-

währleistung einer Freiheit. Dem Einzelnen wird vielmehr ein Recht auf Achtung (right to 

respect/droit au respect) seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines 

Briefverkehrs zugesichert.
331

  

Der Begriff „Privatleben“ umfasst sämtliche Aspekte der Identität einer Person. Dazu ge-

hört das Recht auf Selbstbestimmung (im Sinne von Selbstdarstellung).
332

 Dem Einzelnen 

soll die ungestörte Entfaltung der Persönlichkeit in seiner Beziehung zu anderen Menschen 

ohne Eingriffe von außen gewährleistet werden.
333

 Der Einzelne hat ein Recht, selbst zu 

bestimmen, wie er sich in der Öffentlichkeit darstellen und wie er wahrgenommen werden 

will. Dieses Recht umfasst auch das Recht am eigenen Bild.
334

 Der Staat hat dafür zu sor-

gen, dass das Recht am eigenen Bild angemessen geschützt wird und der Einzelne so das 

Recht hat, die Nutzung des Bildnisses zu kontrollieren, einschließlich des Rechts, dessen 

Veröffentlichung zu verweigern.
335

 Zum Recht auf Privatleben gehört auch das Recht auf 

Privatsphäre. Dem Recht auf Achtung der Selbstbestimmung folgt ein Recht auf Achtung 

der Intimität und Ehre einer Person.
336

 Die Rechte nach Art 8 EMRK bilden insgesamt eine 

„umfassende Garantie eines Freiheitsraums des Einzelnen, der für die freie Entfaltung der 

Persönlichkeit unabdingbar ist“
337

. 

Grundrechtsträger sind alle natürlichen Personen. Aber auch juristische Personen können 

Träger der Grundrechte sein.
338
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3.2. Verhältnis zwischen Art 8 EMRK und Art 10 EMRK 

Das Verhältnis zwischen diesen zwei Grundrechten gehört zu den kompliziertesten Kon-

kurrenzproblemen des Konventionsrechts.
339

 Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass 

ihnen der gleiche Stellenwert zukommt.
340

 

Art 8 kommt dann ins Spiel, wenn sich „der von der Berichterstattung Betroffene auf den 

unzureichenden Schutz seiner Privatsphäre durch den Vertragsstaat beruft“
341

. Insbeson-

dere in Bezug auf Art 10 EMRK hat der Gerichtshof eine Reihe von Kriterien herausgear-

beitet, die im Rahmen einer Interessensabwägung zwischen den Rechten der Art 8 und Art 

10 EMRK maßgeblich sind. Wesentlich ist, ob der Artikel einen Beitrag zu einer Debatte 

von allgemeinem öffentlichem Interesse leistet. Bilder von Personen in der Klatschpresse 

stillen daher eher die Sensationsgier der Bevölkerung, als dass sie zu einer Debatte öffent-

lichen Interessens beitragen. „Der Umfang der Verpflichtung, das Recht am eigenen Bild 

zu schützen, ist im Einzelfall in Abwägung mit dem durch Art 10 geschützten Interesse an 

der Publikation solcher Fotos und dem Informationsinteresse zu bestimmen.“
342

 Wesent-

lich ist des Weiteren die Rolle oder Funktion der betroffenen Person und die Art der Tätig-

keiten, die Gegenstand eines Berichtes sind; also der Unterscheidung zwischen „pub-

lic/political figures“ und „ordinary person“. Eine der Öffentlichkeit unbekannte Privat-

person kann einen besonderen Schutz ihres Rechts auf Privatleben beanspruchen. Dies gilt 

nicht für Personen des öffentlichen Lebens. Es muss unterschieden werden zwischen Tat-

sachenberichten, die einen Beitrag zu einer Debatte in einer demokratischen Gesellschaft 

leisten können und der Berichterstattung über Einzelheiten des Privatlebens einer Person, 

die etwa kein politisches Amt ausübt.
343

 Die Aufgabe der Medien als „public watchdog“ 

mag die Veröffentlichung von Berichten über Personen des öffentlichen Interesses in Be-

zug auf ihr öffentliches Amt rechtfertigen, nicht jedoch die Berichterstattung über Einzel-

heiten des Privatlebens.  
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Auch Personen, die nicht der breiten Öffentlichkeit, jedoch in einem jeweiligen Fachkreis 

bekannt sind, müssen eine Berichterstattung über sich hinnehmen, sofern diese Berichter-

stattung in Bezug auf ihre Tätigkeit veröffentlicht wird. Medienberichte über Ereignisse 

von hohem öffentlichem Interesse, die den Staat betreffen, dürfen die Namen beteiligter 

Privatpersonen daher nennen. So etwa, wenn in einem Artikel über das Ausmaß der Ver-

flechtung von Politik und Bankgeschäften sowie der politischen und wirtschaftlichen Ver-

antwortlichkeit für enorme Verluste der Bank berichtet wird.
344

 

Weiterer wesentlicher Punkt ist, wie das Verhalten der Person vor der Veröffentlichung 

des Berichtes ist und ob die Information bereits vor der Veröffentlichung bekannt war.
345

 

Neben den an der Person des Betroffenen haftenden Attributen, ist auch das Verhalten der 

Journalisten wesentlich: die Art und Weise, wie die Information  beschafft wurde und ihr 

Wahrheitsgehalt tragen wesentlich dazu bei, ob der Bericht gegen Art 8 EMRK verstößt. 

„Maßstab ist, ob der Journalist entsprechend seiner Verantwortung in gutem Glauben und 

auf einer wahren Tatsachengrundlage tätig wird und ‚zuverlässig sowie präzise‘ Informa-

tionen in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der journalistischen Berufsethik lie-

fert.“
346

 Ebenso kommt es auf die Art und Weise der Darstellung der betroffenen Person in 

der Veröffentlichung und das Ausmaß der Verbreitung an. Auch kann der Zeitpunkt der 

Veröffentlichung eine Rolle in der Abwägung spielen. 

In Bezug auf informationelle Selbstbestimmung erkennt man den Anspruch des durch Art 

8 EMRK Geschützten, die Kontrolle über persönliche Daten zu behalten. Art 10 EMRK 

gewährt kein Recht auf Einsicht oder auf den Zugang zu Informationen, die von Behörden 

oder Privaten angelegt worden sind. Die Informationsbeschaffungsfreiheit erstreckt sich 

nur auf Auskünfte, die öffentlich zugänglich sind oder andere freiwillig erteilen.
347

  

Art 8 EMRK umfasst auch das Recht, allein gelassen zu werden. Dies ist insbesondere 

wesentlich bei dem von Art 10 EMRK umfassten Indoktrinierungsverbot. Meinungen dür-

fen nicht aufgedrückt werden, vielmehr muss die Denkfreiheit ermöglicht und gewährleis-

tet werden.
348
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3.2.1.  Public Figures 

Grundsätzlich sind politische Nachrichten und Ideen von Art 10 EMRK erfasst und Abs 2 

lässt wenig Raum für Einschränkungen gegenüber politischen Reden oder Debatten über 

Fragen von öffentlichem Interesse.
349

 Die Freiheit der politischen Debatte ist das Kern-

stück des Konzepts einer demokratischen Gesellschaft.
350

 Die Grenzen zulässiger Kritik 

sind bei Politikern daher weiter gezogen als bei Privatpersonen. „Der Politiker setzt sich 

wissentlich genaueren Beurteilungen jedes seiner Worte und jeder seiner Taten seitens der 

Journalisten und der gesamten Öffentlichkeit aus. […] Daher muss er ein größeres Maß an 

Toleranz zeigen.“
351

 Dies insbesondere dann, wenn er Äußerungen tätigt, die kritikwürdig 

sind.
352

 

Grundsätzlich kommt jeder Person der Schutz der Privatsphäre und des guten Rufes zu. In 

Bezug auf die Funktion der Massenmedien in einem demokratischen Rechtsstaat müssen 

aber Personen, die zur Demokratie beitragen, gewisse Einschränkungen ihrer Rechte zu 

Gunsten der Demokratie hinnehmen. Die Grenze der Einschränkung ist insbesondere bei 

Personen, die in der Öffentlichkeit stehen (public figures), eng gezogen. Da diese sich im 

öffentlichen Raum bewegen, muss der Schutzzweck dem Interesse der Öffentlichkeit ge-

genüber abgewogen werden. Wenn es sich bei der Veröffentlichung um einen Beitrag zu 

einer Debatte von öffentlichem Interesse handelt, ist eine Einschränkung der Meinungsäu-

ßerungsfreiheit nur in engen Grenzen zulässig. „Doch auch die Politiker oder sonst allge-

mein bekannte Personen, für deren Leben sich die breite Bevölkerung interessiert und die 

immer wieder Gegenstand von Medienberichterstattungen sind, haben Anspruch darauf, 

dass die Allgemeinheit ihren höchstpersönlichen Lebensbereich respektiert.“
353

 Der 

höchstpersönliche Lebensbereich nach § 16 ABGB garantiert besonderen Schutz vor medi-

aler Preisgabe. Eine Interessensabwägung findet diesfalls im Zuge der Rechtfertigung nicht 

statt. Nur der, der sein Privatleben in die Öffentlichkeit stellt, muss wahre oder zumindest 

sorgfältig recherchierte Berichte über Details seines Privatlebens dulden.
354
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 Vgl. OGH 19.3.2010, 6 Ob 265/09 b in ecolex 2010/270; ebenso MR 3/10, OGH 19.3.2010, 6 Ob 
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4
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Aber auch gegen Politiker sind Werturteile ohne hinreichendes Tatsachensubstrat oder 

Wertungsexzesse nicht vom Recht auf freie Meinungsäußerung gedeckt. „Bei unwahren 

Tatsachenbehauptungen oder bei Werturteilen, die auf einer unwahren Tatsachenbehaup-

tung basieren, gibt es kein Recht auf freie Meinungsäußerung.“
355

 Werturteile, die nicht 

auf unwahren Tatsachenbehauptungen basieren, „dürfen im politischen Meinungskampf 

uU auch besonders kritisch u massiv in die Ehre des anderen eingreifen.“
356

 Dabei bedarf 

die Äußerung aber eines Konnexes zu einer politischen bzw im allgemeinen Interesse lie-

genden Debatte. Bewusste Ehrverletzungen, bei denen nicht die Auseinandersetzung mit 

der Sache, sondern die Diffamierung der Person im Vordergrund steht, werden nicht ge-

schützt.
357

 Die Grenze ist daher dort zu ziehen, wo unabhängig von der politischen Debatte 

ein persönlich unehrenhaftes Verhalten vorgeworfen wird und bei Abwägung der Interes-

sen ein nicht mehr vertretbarer Wertungsexzess vorliegt.
358

 

Die höhere Toleranzschwelle kann auch für Personen gelten, die mit einer Person des öf-

fentlichen Lebens in Verbindung stehen, da sie ebenso die öffentliche Sphäre betreten ha-

ben.
359

 

Erstmals hat der EMGR diese Abgrenzung vorgenommen bei der Entscheidung Lingens 

gegen Österreich.
360

 Der damalige Herausgeber des „Profil“ warf dem amtierenden Bun-

deskanzler Kreisky unter anderem „übelsten Opportunismus“ und „unmoralisches“ sowie 

„würdeloses“ Verhalten vor. Die österreichischen Gerichte verurteilten Lingens. Der 

EGMR erklärte aber, dass Werturteile dann straflos sind, wenn sie unabhängig davon, ob 

sie berechtigt oder unberechtigt sind, als Schlussfolgerung aus richtigen und vollständig 

wiedergegebenen Fakten gezogen werden. Lingens hätte in seinem Artikel die Fakten, auf 

die sich seine Kritik stützte, richtig und vollständig dargelegt. Es war daher eine straflose 

Wertung.
361

 Die EGMR stellte damit klar, dass der Eingriff in Herrn Lingens Ausübung 
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3
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der Redefreiheit nicht notwendig war in einer demokratischen Gesellschaft zum Schutz des 

guten Rufes anderer. Er stand in keinem Verhältnis zum verfolgten legitimen Ziel.
362

  

Ebenso verhält es sich nach dem EGMR mit wertenden Meinungsäußerungen. Besonders 

im Fall Oberschlick
363

 zeigte der EGMR auf, dass Werturteile, auch wenn sie exzessiv sind 

(Oberschlick beschimpfte Jörg Haider als einen „Trottel“), als Gesamtbild zu betrachten 

sind. Den Unmut, den Haider mit seiner Rede hervorgerufen habe, führte dazu, dass der 

Ausdruck „Trottel“ nicht unangemessen gewesen sei. Dazu tritt, dass die Grenzen vertret-

barer Kritik in Bezug auf Politiker, die in ihrer öffentlichen Eigenschaft auftreten, weiter 

zu ziehen sind als in Bezug auf eine Privatperson. Ebenso haben nun die innerstaatlichen 

Gerichte zwischen Tatsachenaussagen und Werturteilen zu unterscheiden und anzuerken-

nen, dass ein Wahrheitsbeweis für Werturteile nicht verlangt werden darf.
364

 Eine Titulie-

rung als Trottel könne somit verhältnismäßig sein, wenn diese Äußerung im Rahmen einer 

politischen Diskussion gefallen sei, die vom Kritisierten selbst ausgelöst und mit provo-

kanten Aussagen geführt worden sei.
365

 Die Entscheidung wurde nicht einstimmig getrof-

fen, sondern mit einer Mehrheit von 7:2. Der österreichische Richter Matscher schloss sich 

weder in der Begründung noch in der Schlussfolgerung der Entscheidung an, da sie den 

grundlegenden Unterschied zwischen Kritik und Werturteil auf der einen Seite und einer 

Beleidigung auf der anderen Seite missachtete. Oberschlick habe Haider nicht nur kriti-

siert, sondern vulgär beleidigt. Der Zusammenhang, in dem die Äußerung getätigt wurde, 

sei dabei irrelevant, sofern sie nicht eine unmittelbare Reaktion auf eine Provokation sei. 

Zwischen der Veröffentlichung der Rede Haiders und dem Zeitungsartikel vergingen fünf 

Monate. Zweck des Art 10 EMRK sei es, einen echten Austausch von Meinung zu ermög-

lichen und nicht einen primitive viertklassigen Journalismus zu schützen. Auch Reischauer 

schließt sich dieser Auffassung an. In Anschluss an Korn sagt er, dass in einer „noch so 

engagierten Diskussion zu höchst kontroversiellen Themen […] auch die Würde des An-

dersdenkenden zu respektieren“
366

 ist. Nach Korn ist es „nicht Aufgabe der Gerichte, ei-

nem Verbalterrorismus in der politischen Auseinandersetzung mit dem Feigenblatt der 
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Meinungsäußerungsfreiheit Vorschub zu leisten“
367

. Grundsätzlich ist das zentrale Anlie-

gen der EMRK, die Menschwürde zu schützen. Es gibt nach Reischauer keinen vernünfti-

gen Grund, wieso die Meinungsfreiheit exzessiv zur Beeinträchtigung der Würde anderer 

gebraucht werden darf, denn dies könne unmöglich im Interesse einer demokratischen Ge-

sellschaft liegen.368 Die Billigung von Exzessen, so Reischauer369, würde zur Politikver-

drossenheit des Publikums beitragen.  

Wie dem auch sei, der EGMR gewährt aber über Art 10 EMRK dem kritischen Werturteil 

eine weitrechende Privilegierung. Eine schrankenlose Meinungs- und Kritikfreiheit wird 

aber nicht eingeräumt. Der Persönlichkeitsschutz von Politikern ist daher zwar einge-

schränkt, die Grenzen liegen aber dort, „wo unabhängig von der politischen Debatte ein 

persönlich unehrenhaftes Verhalten vorgeworfen wird und bei der Abwägung der Interes-

sen ein nicht mehr vertretbarer Wertungsexzess vorliegt“
370

. Ehrverletzende Werturteile 

ohne Basis eines konkreten und wahren Sachverhalts unterliegen dem Tatbild des § 1330 

Abs 1 ABGB und lassen sich nicht durch Art 10 EMRK rechtfertigen.
371

  

3.2.2.  Achtung des guten Rufs des Menschen 

Nach dem EGMR genießt auch der gute Ruf einer Person Schutz nach Art 8 EMRK. Der 

EGMR hat im Fall Pfeifer
372

 gegen Österreich eine Verletzung des Art 8 EMRK darin ge-

sehen, dass der Staat Österreich den guten Ruf einer Person nicht hinreichend geschützt 

habe, indem er Äußerungen, die die Grenzen der Meinungsäußerungsfreiheit überschritten 

haben, nicht sanktionierte.  

Der Universitätsprofessor P. verharmloste die Verbrechen des Nazi-Regimes und behaup-

tete, die Juden hätten 1933 den Krieg erklärt. Der Beschwerdeführer warf P. in einem 

Kommentar vor, Nazi-Doktrin zu verwenden und die alte Nazi-Mär von der jüdischen 

Weltverschwörung aufzuwärmen. P strengte ein Verfahren wegen übler Nachrede an, das 

mit einem Freispruch endete. Die Staatsanwaltschaft erhob gegen P. wegen nationalsozia-
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listischer Wiederbetätigung Anklage. P beging kurz vor Prozessbeginn Selbstmord. In ei-

nem kurz darauf erschienen Artikel wurde der Beschwerdeführer der Menschenhatz be-

zichtigt, die P. in den Selbstmord getrieben hätte. Auf Antrag des Beschwerdeführers wur-

de die Medieninhaberin nach § 6 MedienG zur Zahlung einer Entschädigung verurteilt. 

Das Urteil wurde in der Berufungsinstanz aufgehoben. Der Beschwerdeführer behauptete 

eine Verletzung von Art 8 EMRK, da die österreichischen Gerichte es verabsäumt hätten, 

seinen guten Ruf zu schützen. Der gute Ruf bildet laut EGMR einen Teil der persönlichen 

Identität und fällt unter den Schutzbereich des Privatlebens, selbst wenn diese im Kontext 

einer öffentlichen Debatte kritisiert wird.
373

 Durch die Behauptung wurde die Grenze ak-

zeptabler Kritik überschritten. Der Gerichtshof verurteilte Österreich wegen Verletzung 

von Art 8 EMRK.  

In neueren Urteilen relativierte der Gerichtshof aber den allgemeinen Schutz des guten 

Rufes und hielt fest, dass die Bestimmung nur derart massive Auswirkungen auf das Pri-

vatleben schützt, wenn diese die persönliche Integrität gefährden.
374

 Angriffe auf den guten 

Ruf einer Person sind solche, die einen „gewissen Schweregrad“ erreichen und in einer 

Weise geschehen, „welche die Wahrnehmung des Rechts auf Achtung des Privatlebens 

beeinträchtigen“
375

. Eingriffe in den guten Ruf sind also solche, die auf Grund ihrer Ziel-

richtung und Schwere geeignet sind, über den äußeren sozialen Achtungsanspruch hinaus 

die persönliche Integrität der Person zu verletzen.
376

  

Im Zusammenhang mit dem Schutzziel der Einschränkung der Freiheit nach Art 10 EMRK 

und somit dem Schutz der Rechte anderer, steht der Schutz des guten Rufes. Das Ziel des 

guten Rufes ist im Rahmen des Art 10 Abs 2 als legitimes Ziel zur Einschränkung der 

Meinungsfreiheit genannt. Es spielt dort eine Rolle, wo gegen Äußerungen mit beleidigen-

dem Charakter vorgegangen wird.
377

 Beide Ziele werden „in der Rechtsprechung des 

EGMR nunmehr auch auf den Beleidigungsschutz von Behörden und öffentlichen Einrich-

tungen erstreckt“.
378
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Kern des Schutzes nach Art 10 EMRK ist, dass „jeder, auch eine der breiten Öffentlichkeit 

bekannte Person, eine berechtigte Erwartung auf Schutz und Achtung ihrer Privatsphäre 

hat“ – „reasonable expectation of privacy“
379

. Dem Anspruch auf „reasonable 

expectation of privacy“ entspricht die Verpflichtung des Staates, den Schutz auf Pri-

vatsphäre zu gewährleisten.
380

 Die Verpflichtung des Staates zur Achtung des Privat- und 

Familienlebens beschränkt sich nicht darauf, Eingriffe zu unterlassen. Der Staat muss auch 

den positiven Schutz des Privatlebens durch Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwal-

tung sicherstellen.
381

 Das Grundrecht enthält aber ebenso ein Abwehrrecht gegen die staat-

liche Erforschung der Privatsphäre.
382

 In der Rechtsordnung müssen Voraussetzungen da-

für geschaffen werden, dass sich der Betroffene gegen die Beeinträchtigung seiner Pri-

vatsphäre von Dritten wehren kann.
383

 Dazu trifft den Staat die Pflicht, zwischen den be-

troffenen Belangen, den Interessen des Einzelnen und denen der Gemeinschaft, die als le-

gitime Ziele in Art 8 Abs 2 EMRK verankert sind, eine gerechte Abwägung zu treffen.
384

 

Der Staat hat daher auch die Pflicht dafür zu sorgen, dass ein Betroffener seine Rechte 

auch im Verhältnis zwischen Privatpersonen durchsetzen kann.
385

 Die Gerichte müssen 

einen fairen Ausgleich zwischen den Rechten des von einem Eingriff Betroffenen und dem 

Recht auf Äußerungsfreiheit in Form einer Interessensabwägung sicherstellen.
386

 Gerade 

im Bereich Persönlichkeitsschutz und Medienfreiheit verpflichtet die Verfassung die Straf- 

und Zivilgerichte zu einer verfassungskonformen Interpretation, zu einer Interessensabwä-

gung im Sinne einer freien geistigen Auseinandersetzung.
387

 Der Umfang der Schutzpflicht 

ist im Einzelfall eine Abwägung zwischen den in Art 10 EMRK geschützten Interessen an 

der Publikation, dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit und den Interessen nach Art 

8 EMRK.  

3.2.3. Achtung der Ehre 

Nach Art 10 Abs 2 EMRK darf das Recht auf Freiheit der Äußerung unter bestimmten 

Voraussetzungen „for the protection of the reputation or rights of others“ eingeschränkt 
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werden. Art 10 EMRK ermächtigt den Staat zum Schutz der Ehre vor Angriffen. Er ver-

pflichtet ihn aber nicht dazu. Strittig ist, ob solch eine Verpflichtung aus Art 8 Abs 1 iVm 

Art 1 EMRK entspringt.
388

 Im Urteil Lingens wurde keine Abwägung zwischen Art 8 und 

Art 10 durch den EGMR vorgenommen. Nach anderen Entscheidungen (unter anderem 

Pfeifer) schützte Art 8 EMRK auch den guten Ruf und fungiert damit als Gegengewicht 

zur Äußerungsfreiheit nach Art 10 EMRK.
389

  

Berka stellte sich schon 1999 die Frage, ob eine Verfassungsrechtsordnung, „die dem Ein-

zelnen vielfältige Rechte garantiert, wirklich blind ist gegenüber dem elementaren An-

spruch des Menschen, in seinem sozialen Geltungsanspruch nicht verletzt zu werden“
390

. 

Für Berka könnte man einen Menschenrechtswürdekern des Ehranspruchs in den Grund-

rechten aus Art 2 und Art 8 EMRK sehen. 

3.2.4. Recht am eigenen Bild 

Auch der Schutz des Rechtes am eigenen Bild bildet einen wesentlichen Bestandteil des 

Art 8 EMRK, denn das Recht auf Schutz am eigenen Bild resultiert als Fallgruppe des 

Art 8 EMRK. Es setzt das Recht, die Nutzung des Bildes zu kontrollieren, voraus. Die 

Kontrolle besteht darin, dass der Betroffene über die Nutzung des Bildes bestimmen und 

sie somit auch untersagen kann. Grundsätzlich haben die Medien gemäß Art 10 EMRK das 

Recht, Personenfotos als legitime Form der Meinungsäußerung zu veröffentlichen. Doch 

können solche Fotos „sehr persönliche oder sogar intime Informationen über eine Person 

oder deren Familie beinhalten“
391

. Der Schutzbereich des Art 8 EMRK bezieht sich auf 

den häuslichen Bereich, aber auch auf den öffentlichen Raum. Daher haben auch Personen, 

die in der Öffentlichkeit stehen, das Recht, dass ihre Privatsphäre respektiert wird.
392

 Auch 

eine allgemein bekannte Person hat Anspruch darauf, dass die Allgemeinheit ihren 

höchstpersönlichen Lebensbereich respektiert. Der höchstpersönliche Lebensbereich ge-

nießt daher besonderen Schutz vor medialer Preisgabe
393

 und vor Veröffentlichung von 

Bildern über das Privatleben. Wesentlich für die Interessensabwägung bei solchen Fotos 

im Rahmen des Art 8 und Art 10 EMRK ist unter anderen, unter welchen Bedingungen die 

Fotos aufgenommen wurden. Insbesondere bei heimlichen Aufnahmen aus weiter Entfer-
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nung mit Teleobjektiv, oder bei Details der Privatsphäre durch Eingriffe in die Intimsphäre 

kommt dies einer Dauerbelästigung nahe und greift womöglich in den Schutzbereich des 

Art 8 EMRK ein.  

3.2.4.1. Caroline I 

Im Fall der Prinzessin Caroline von Monaco stellt sich das Problem der Konvergenz von 

Meinungsäußerungsfreiheit und Schutz der Privatsphäre. Man erkennt in der Berichterstat-

tung über den Privatbereich des Menschen die Janusköpfigkeit der Mediengesellschaft. Die 

Medien sollen einerseits ihre öffentliche Aufgabe erfüllen, indem sie über Personen öffent-

lichen Interesses berichten, auf der anderen Seite greifen sie aber sehr schnell in die Per-

sönlichkeitsrechte ein. Die Grenze zwischen Schlüssellochjournalismus und der, die Pri-

vatsphäre des Einzelnen respektierenden Berichterstattung ist sehr schwierig zu ziehen. 

Es stellt sich hier also die Frage, ob die Meinungsäußerung über eine gewisse Person zu-

lässig ist oder nicht. Im Fall Caroline wurden in den deutschen Zeitschriften Bunte, Frei-

zeitrevue und neue Post drei Fotoserien veröffentlicht.
394

 In allen drei Fotostrecken wurde 

sie in privaten Momenten abgelichtet. Unter anderem mit ihren Kindern, ihren Männern, 

ihren Pferden oder sie alleine.  

In Österreich stellt sich die Situation in Bezug auf diese Problematik folgendermaßen dar: 

Bei Personen des öffentlichen Lebens unterscheidet der österreichische OGH zwischen 

solchen, deren Aussehen allgemein bekannt ist und solchen, die zwar der Öffentlichkeit 

teilweise bekannt sind, deren Aussehen allerdings nur ein beschränkter Teil der hierfür 

interessierten Öffentlichkeit kennt. Ist die abgebildete Person allgemein bekannt, werden 

ihre Interessen durch die Bildnisveröffentlichung selbst in aller Regel nicht beeinträchtigt. 

Die Veröffentlichung ist jedoch dann nicht zulässig, wenn das Bild die Privat- und Intim-

sphäre einer solchen Person betrifft, wenn sie entstellend wirkt, wenn es den Abgebildeten 

durch den Begleittext der Neugierde und Sensationslust der Öffentlichkeit preisgibt oder 

wenn es ihn mit Vorgängen in Verbindung bringt, mit denen er nichts zu tun hat, wenn das 

Bild Werbezwecken dient oder der Abgebildete mit politischen Auffassungen in Verbin-

dung gebracht wird, die er ablehnt.
395
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In Deutschland begehrte Caroline von Monaco die Unterlassung der Veröffentlichung die-

ser Fotos mit der Begründung, dass diese unter anderem ihr Recht auf Schutz ihrer Pri-

vatsphäre und ihr Recht am eigenen Bild verletze. Nachdem die Prinzessin bis zum EGMR 

prozessierte, vertrat dieser zum Verhältnis des Schutzes des Privatlebens und des Rechtes 

auf freie Meinungsäußerung folgende Meinung: 

„Obwohl die Freiheit der Meinungsäußerung auch für die Veröffentlichung von Fotos gilt, 

so handelt es sich hier aber um einen Bereich, in dem der Schutz des guten Rufs und der 

Rechte anderer eine besondere Bedeutung einnimmt. Es handelt sich hierbei nicht um die 

Verbreitung von Ideen, sondern von Bildern, die sehr persönliche oder sogar intime Infor-

mationen über einen Menschen enthalten. Außerdem entstehen die in der Boulevardpresse 

veröffentlichen Fotos oftmals unter Bedingungen, die einer Dauerbelästigung gleichkom-

men und von der betroffenen Person als besonders heftiges Eindringen in ihr Privatleben, 

wenn nicht sogar als Verfolgung empfunden werden.“
396

 

Dem EGMR zufolge liegt im Fall Caroline kein Allgemeininteresse an der Veröffentli-

chung der Bilder vor, womit das Verhältnis Privatsphäre und Freiheit der Meinungsäuße-

rung nicht zugunsten der Meinungsäußerung ausfällt. Die Prinzessin hat keine offiziellen 

Funktionen erfüllt und die streitgegenständlichen Fotos und Artikel sind ausschließlich auf 

Einzelheiten aus ihrem Privatleben bezogen. Die Öffentlichkeit hat kein legitimes Interesse 

daran zu erfahren, wo die Prinzessin sich aufhält und wie sie sich allgemein in ihrem Pri-

vatleben verhält. Selbst wenn ein solches Interesse, sowie kommerzielle Interessen der 

Zeitschriften bestünden, so haben diese hinter dem Interesse der Beschwerdeführerin auf 

Privatsphäre zurückzutreten. Dies wäre anders zu bewerten, wenn es um Politiker und ihre 

politische Funktion geht. Dabei ist das Verhältnis eher zu Gunsten der Meinungsäuße-

rungsfreiheit zu gewichten, da ein öffentliches Interesse an Aussagen von Politikern be-

steht und diese den öffentlichen politischen Diskurs fördern. Verfolgt ein Politiker in sei-

nen öffentlichen Auftritten eine Politik, die stark gegen Homosexuelle gerichtet ist, die das 

Familienleben und das ehrenhafte Verhalten als Mitglied der Familie in den Vordergrund 

stellt und handelt er dann im privaten Bereich genau entgegen seinen proklamierten Über-

zeugungen, so wird das Interesse der Öffentlichkeit an der Bekanntgabe dieser Handlungen 

eher gegeben sein und somit die Privatsphäre der politischen Lüge hinterher stehen. Die 

Glaubwürdigkeit einer Person darf nicht nur durch die Medien aufgebaut werden – nur 

weil eine Person sich medial gut verkaufen kann, darf sie nicht Moral predigen, aber den-

noch unmoralisch handeln. Eine Aufgabe der Presse kann und soll es auch sein, solche 
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Widersprüchlichkeiten aufzudecken. Dies ist zudem auch in § 7 Abs 2 MedienG festgelegt. 

Es darf dann etwas über das Privatleben veröffentlicht werden, wenn es für das öffentliche 

Interesse bedeutsam sein kann, also, wenn ein unmittelbarer Zusammenhang des Privatle-

bens mit dem öffentlichen Leben besteht. Der Schutz des Art 8 EMRK endet somit nicht 

per se, wenn eine Person an die Öffentlichkeit tritt.  

3.2.4.2. Caroline II 

Von Prinzessin Caroline und Prinz Ernst August wurden Bilder während eines Skiurlaubes 

veröffentlicht. Die Bilder waren ohne deren Einwilligung aufgenommen worden und zeig-

ten das Paar bei einem Spaziergang. Die Bilder wurden von einem Text begleitet, der den 

schlechten Gesundheitszustand des Fürsten Rainer von Monaco behandelte. Das Paar 

strebte die Erlassung einer einstweiligen Verfügung gegen die Veröffentlichung weiterer 

Fotos an. Der deutsche Bundesgerichtshof war aber der Auffassung, dass die Erkrankung 

des Fürsten eine Frage von allgemeinen gesellschaftlichen Interessen darstelle. Die Presse 

sei daher verpflichtet, darüber zu berichten. Dazu gehöre auch, dass das Verhalten der Fa-

milie im Bezug auf die Krankheit eruiert und dargestellt wird. Auch die Verfassungsbe-

schwerde der Prinzessin wurde abgewiesen. Die Prinzessin erhob Beschwerde beim 

EGMR.  

Der Gerichtshof hielt erneut fest, dass der Begriff „Privatleben“ sämtlich Aspekte der Iden-

tität einer Person umfasst. Dazu gehört ihr Name, ihre Abbildung und ihre körperliche und 

seelische Unversehrtheit.
397

 Dazu gehört auch die ungestörte Entfaltung der Persönlichkeit 

in ihrer Beziehung zu anderen Menschen. Es besteht ein Bereich der Interaktion einer Per-

son mit anderen, auch wenn sie im öffentlichen Raum stattfindet, der dem Privatleben zu-

zurechnen und von Art 8 EMRK geschützt ist.  

Des Weiteren hielt der Gerichtshof fest, dass selbst wenn eine Person in der Öffentlichkeit 

steht, die Veröffentlichung eines Fotos einen Eingriff in die Privatsphäre darstellen 

kann.
398

 „Bezüglich der Fotos hat der Gerichtshof festgestellt, dass das Bildnis einer Per-

son eines der wesentlichen Persönlichkeitsmerkmale darstellt, weil es die spezifischen 
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Charakteristika einer Person zeigt, die sie von anderen unterscheiden.“
399

 Da die Fotos 

sehr persönliche und intime Informationen über eine Person beinhalten können, kommt in 

diesem Bereich dem Schutz des guten Rufs ein besonderer Stellenwert zu. Dies deshalb, da 

Fotos in Boulevardblättern primär der Befriedigung öffentlicher Neugier über Details aus 

dem höchstpersönlichen Lebensbereich dienen. Des Weiteren werden solche Fotos meist 

unter Umständen aufgenommen, die einer ständigen Belästigung gleichkommen und vom 

Betroffenen als schwerwiegender Eingriff in die Privatsphäre, bis hin zur Verfolgung, 

wahrgenommen werden.  

Der EMGR stellte hinsichtlich der unterschiedlichen Interessen der Medien und der Betrof-

fenen klar, dass die von Art 8 EMRK und Art 10 EMRK gewährleisteten Rechte grund-

sätzlich den gleichen Stellenwert haben. Es erfolgt aber eine Interessenabwägung. Kern-

elemente dieser Abwägung sind der Beitrag der Veröffentlichung zu einer Debatte von 

allgemeinem Interesse, die Bekanntheit und das frühere Verhalten des Betroffenen, weiters 

Inhalt, Form und Folgewirkung der Veröffentlichung und die Umstände, unter denen die 

Fotos aufgenommen bzw. die Information beschaffen wurde.
400

 Die nationalen Gerichte 

haben im Fall Caroline II diese Rechtsprechung des Gerichtshofes angewandt. Sie haben 

festgehalten, dass die Krankheit des Fürsten ein zeitgeschichtliches Ereignis sei, über das 

die Presse berichten dürfe; dies schließe die begleitenden Abbildungen mit ein.  

Die Prinzessin wandte in ihrer Beschwerde beim EGMR ein, dass die nationalen Gerichte 

ein beliebiges Ereignis als zeitgeschichtliches Ereignis darstellen könnten. Der Gerichtshof 

wies darauf hin, dass es nicht seine Aufgabe ist, im Zusammenhang mit der vorliegenden 

Beschwerde über die Vereinbarkeit der EMRK mit künftigen Veröffentlichungen von Fo-

tos der Prinzessin zu entscheiden.
401

 Der EGMR akzeptierte daher die Entscheidung der 

nationalen Gerichte, da diese eine sorgfältige Abwägung der Interessen vorgenommen und 

ausdrücklich auf die Kriterien der EGMR-Rechtsprechung Bezug genommen haben.  

Der Unterschied zu Caroline I besteht darin, dass die Prinzessin im 1. Fall als Privatperson 

qualifiziert wurde, weil sie keine Funktion innerhalb oder im Auftrag des monegassischen 

Staates oder seinen Einrichtungen ausübte, obwohl sie Repräsentationsaufgaben bei be-
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stimmten kulturellen Ereignissen oder Wohltätigkeitsveranstaltungen wahrnahm. Der 

BVerGH hat nun aber Prinzessin Caroline als absolute Person der Zeitgeschichte qualifi-

ziert und somit unter Abwägung der Interessen erkannt, dass die Informationen über den 

Gesundheitszustand von öffentlichem Interesse sind. Auch der EGMR hält fest, dass die 

Prinzessin keine gewöhnliche Privatperson ist, sondern eine Person des öffentlichen Le-

bens. Entscheidend für die Frage, ob eine Berichterstattung erlaubt ist oder nicht, ist daher 

nicht, ob die Person ein öffentliches Amt oder eine staatliche Funktion ausübt, sondern ob 

an einer Person ein legitimes Informationsinteresse der Öffentlichkeit besteht.
402

  

3.2.4.3. Kate Middleton 

Im Sommer 2012 erschienen von der Prinzessin Fotos in Boulevardzeitungen, welche sie 

oben ohne zeigten. Die Fotos wurden von einem Paparazzo während eines Frankreichur-

laubs der Prinzessin und von Prinz William geschossen. Sie sind unscharf, zeigen aber 

doch deutlich, dass die Prinzessin kein Oberteil trägt. Weiters ist erkenntlich, dass der Pa-

parazzo weit weg war und mit einem starken Zoom die Fotos schießen konnte.  

Ein Gericht in Nanterre bei Paris untersagte dem Klatschmagazin „Closer“ die Verwen-

dung der Aufnahmen, alle Fotos der Serie mussten innerhalb von 24 Stunden den Briten 

übergeben werden, da die weitere Verbreitung verboten war.
403

 Dem Magazin drohte sonst 

eine Strafe von 10'000 Euro.
404

 Die Entscheidung wurde damit begründet, dass die Veröf-

fentlichungen nicht Gegenstand von allgemeinem Interesse sind. Das Paar war im Urlaub, 

die Veröffentlichung stand nicht im Zusammenhang mit einem offiziellen, öffentlichen 

Auftritt. Zudem seien die Fotos besonders aufdringlicher Natur und verletzten die Pri-

vatsphäre.
405

 Das Gericht entschied daher im Einklang mit der Rechtsprechung des EGMR 

insbesondere in Anlehnung an die Fälle Caroline.  
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4. Persönlichkeitsschutz im Medien-

recht, ABGB, StGB, UrhG 

Der von einer Medienberichterstattung Betroffene wird nicht nur durch die Grund- und 

Menschenrechte geschützt, vielmehr sind die für das Verhältnis zwischen dem Einzelnen 

und der medialen Berichterstattung relevanten Persönlichkeitsrechte in unterschiedlichen 

Rechtsbereichen verankert. Der Schutz der Persönlichkeitsrechte findet somit im Medien-

recht, dem Zivilrecht, dem Strafrecht und dem Urheberrecht seine nähere Ausgestaltung.
406

  

Ganz allgemein stellt § 16 ABGB die Generalklausel in Bezug auf den innerstaatlichen 

Persönlichkeitsschutz dar. § 16 leg cit ist eine Zentralnorm der Rechtsordnung und schützt 

den Kernbereich der Menschenwürde. Laut § 16 ABGB hat jeder Mensch angeborene, 

schon durch die Vernunft einleuchtende Rechte. Diese angeborenen Rechte sind allgemei-

ne, jedermann zustehende Persönlichkeitsrechte auf Achtung des Privatlebens und der Ge-

heimsphäre.
407

 Diese „Persönlichkeitsrechte sind absolute Rechte und genießen als solche 

Schutz gegen Eingriffe Dritter.“
408

  

Der Schutzbereich des § 16 ABGB umfasst unter anderem das Recht auf Ehre, das Recht 

auf Wahrung des wirtschaftlichen Rufs (Kredit, Erwerb, Fortkommen) einer natürlichen 

und juristischen Person, sowie den Bildnisschutz. Ebenso gehört das Recht auf Achtung 

der Geheimsphäre als „angeborenes Recht“ zu § 16 ABGB. Es schützt vor Eindringen in 

die Geheimsphäre einer Person als auch gegen die Veröffentlichung rechtmäßig erlangter 

Geheimnisse.
409

 Zur Privatsphäre zählen auch private Lebensumstände, welche nur einem 

eingeschränkten Personenkreis bekannt sind und nicht für die Öffentlichkeit bestimmt 

sind.410 
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Abgeleitet aus dieser Zentralnorm ergeben sich die entsprechenden rechtlichen Regelungen 

im ABGB, StGB, MedienG und UrhG.  

Der Zweck bzw. die Ratio des ABGB, des StGB und des UrhG wird im Rahmen der Dis-

sertation nicht erörtert. Eingehen möchte ich aber auf das MedienG, da dieses das wesent-

liche Spezialgesetz im Rahmen der Dissertation darstellt. Das MedienG ist eine lex 

specialis und verdrängt die Bestimmungen des StGB sowie der StPO.
411 

Das MedienG regelt die Rechte und Pflichten aller Medien iSv § 1 Abs 1 Z 1 MedienG. 

Laut Berka
412

 ist das MedienG historisch betrachtet als ein Rechtsgebiet entstanden, das 

auf die besondere geistige und soziale Mächtigkeit der Massenmedien bezogen ist. Es will 

somit „den Besonderheiten der öffentlichen Kommunikation in einem massenhaften und 

verstreuten Publikum Rechnung tragen und jene besondere Verantwortung ausformen, die 

mit den Massenmedien herkömmlicherweise verbunden wird“.
 413

 

Die Präambel des MedienG besagt, dass dieses zur Sicherung des Rechts auf freie Mei-

nungsäußerung und auf Information die volle Freiheit der Medien gewährleistet. Be-

schränkungen der Medienfreiheit, deren Ausübung Pflichten und Verantwortung mit sich 

bringt, sind nur unter den in Art 10 Abs 2 EMRK bezeichneten Bedingungen zulässig.  

Das MedienG versucht sowohl die Freiheit zu gewährleisten, als auch dieser angemessene 

Schranken zu setzen. Dabei müssen rechtliche Regelungen in Bezug auf den Persönlich-

keitsschutz in Massenmedien den Anforderungen der journalistischen Arbeit in all ihren 

Facetten wie etwa der Schnelllebigkeit und der Ergänzungs- und Änderungsbedürftigkeit 

genügen. Schließlich soll der Journalist seine Freiheit nicht verlieren, über die Welt berich-

ten zu können und zwar täglich, schnell und aktuell.  

Das MedienG ist aufgeteilt in zehn Abschnitte. Der erste Abschnitt erklärt die relevanten 

Begriffe. So wird unter § 1 Abs 1 Ziffer 12 definiert, was unter Medieninhaltsdelikt zu 

verstehen ist:  

„§ 1. MedienG: 

(1) Im Sinn der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist […] 

                                                      
411
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12. ,,Medieninhaltsdelikt”: eine durch den Inhalt eines Mediums begangene, mit gerichtli-

cher Strafe bedrohte Handlung, die in einer an einen größeren Personenkreis gerichteten 

Mitteilung oder Darbietung besteht.“ 

Medieninhaltsdelikte sind Delikte, bei denen eine mit gerichtlicher Strafe bedrohte Hand-

lung durch den Inhalt eines Mediums begangen wird und somit in einer Mitteilung oder 

Darbietung an einen größeren Personenkreis bestehen.  

Medieninhaltsdelikte sind Delikte, die nicht bei der Erfassung von Informationen, sondern 

bei der Weitergabe derselben entstehen. Das Delikt ist nur erfüllt, sofern es öffentlich oder 

„in einem Druckwerk, im Rundfunk oder sonst auf eine Weise, dass es der breiten Öffent-

lichkeit zugänglich wird“
414

 begangen wird. Es handelt sich um in einem Medium vermit-

telte Inhalte, welche bspw Persönlichkeitsrechte einer Person verletzen, nationalsozialisti-

sche Äußerungen enthalten, Verstöße gegen das Verbotsgesetz oder Hochverrat und Verrat 

von Staatsgeheimnissen darstellen. Grundsätzlich können aber beinahe alle Äußerungsde-

likte Medieninhaltsdelikte sein.
415

  

Gemäß § 28 MedienG bestimmt sich die strafrechtliche Verantwortlichkeit für Medienin-

haltsdelikte nach den allgemeinen Strafgesetzen.
416

 Die häufigsten Medieninhaltsdelikte 

sind strafbare Handlungen gegen die Ehre (üble Nachrede [§111 StGB], Beleidigung [§115 

StGB]) oder Kreditschädigung (§152 StGB). Ebenso dazu gehören Vergehen und Verbre-

chen nach dem Verbotsgesetz.  

Medieninhaltsdelikte können in allen Formen des § 12 StGB erfolgen und auch in der Stu-

fe des Versuchs begangen werden.
417

 Ein Versuch liegt etwa vor, wenn jemand auf einer 

Pressekonferenz ehrenrührige Äußerungen macht, die aber von den Journalisten nicht ver-

öffentlicht werden.
418

 

Im zweiten Abschnitt wird der Schutz der journalistischen Berufsausübung und der Redak-

tionsstatuten geregelt. Durch diese Bestimmungen soll die Überzeugung und der Ruf des 

Journalisten geschützt werden. 
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Im dritten Abschnitt ist der Persönlichkeitsschutz geregelt. Der Gesetzgeber hat hierbei 

versucht, einen „schonenden Ausgleich der Interessen“
419

 herzustellen, der dem „Verfas-

sungswert der freien Rede ebenso Rechnung trägt wie den schutzwürdigen Interessen des 

Einzelnen“
420

. Dieser Abschnitt wird in den nächsten Kapiteln eingehend besprochen. 

Darüber hinaus werde ich auf die strafrechtlichen Bestimmungen des MedienG eingehen. 

Wie bereits gesagt, bestimmt sich gemäß § 28 MedienG die strafrechtliche Verantwort-

lichkeit für Medieninhaltsdelikte grundsätzlich nach den allgemeinen Strafgesetzen. So 

können auch alle strafbaren Handlungen Gegenstand eines Medieninhaltsdeliktes sein, 

sofern dies ihrer Natur nach möglich ist.
421

 §§ 29 ff MedienG normieren jedoch strafrecht-

liche Besonderheiten für Medieninhaltsdelikte. Diese strafrechtlichen Bestimmungen sind 

insofern sehr interessant, als man hier sieht, dass der Gesetzgeber die Aufgabe der Medien 

und der Journalisten in einer Demokratie erkannt hat. Die Bestimmungen des StGB werden 

im MedienG an die bei den Medien auftretenden Sonderprobleme angepasst: Das MedienG 

und das StGB unterscheiden sich somit wesentlich in der Beweispflicht. Nach den in 

§ 111 StGB normierten Beweislastregelungen ist ein Medieninhaltsdelikt nur dann nicht 

strafbar, wenn man einen Wahrheitsbeweis über die geäußerte Tatsache erbringen kann. 

Das StGB verlangt somit bei übler Nachrede den vollen Wahrheitsbeweis für einen Frei-

spruch. Dies ist für die journalistische Arbeit eine unerträgliche Belastung. Die tägliche 

Arbeit eines Journalisten würde quantitativ stark schrumpfen, da er, bevor er etwas veröf-

fentlichen würde, stets darauf bedacht sein müsste, den Wahrheitsbeweis vorab schon be-

reit zu haben. Daher genügt gemäß § 29 MedienG bei Aussagen, bei welchen ein Wahr-

heitsbeweis zulässig ist, der Beweis der Einhaltung der journalistischen Sorgfalt. Journalis-

ten sind nach dem MedienG daher straffrei, wenn sie den Beweis der Wahrnehmung der 

journalistischen Sorgfalt erbringen, darlegen können, dass sie die Meldung gutgläubig für 

wahr halten konnten und ein öffentliches Interesse an der Veröffentlichung bestand. Darauf 

werde ich weiter unten näher eingehen.  

Das MedienG bietet folgende Rechtsbehelfe: 

• Publizistische Wiedergutmachung 

                                                      
419

 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz, Praxiskommentar
3
. S. 24. 

420
 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz, Praxiskommentar

3
. S. 24. 

421
 Vgl. Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht

4
. S. 4. 
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– Gegendarstellung § 9: Es ist dies eine unentgeltliche Veröffentlichung im 

selben Medium, an derselben Stelle, in der der unwahre oder unvollständige 

Bericht veröffentlicht wurde. 

– Nachträgliche Mitteilung § 10: Dies ist eine nachträgliche Mitteilung über 

den Ausgang eines Strafverfahrens gegen den von der 

Medienberichtstattung Betroffenen. Sie ist in Form, Frist usw. ident mit der 

Gegendarstellung. Sie ist ein Instrument, mit dem ein Freigesprochener die-

se Tatsache veröffentlichen lassen kann.  

• Einziehung: § 33 MedienG gibt die Möglichkeit, die Einziehung des Medienstücks 

zu beantragen. Da die Urteile aber meist lange dauern, ist die Effizienz begrenzt.  

• Beschlagnahme: § 36 MedienG. Es ist dies keine Zensur, sondern ein Abwägen von 

Interessen, zwischen den nachteiligen Folgen für den Medieninhaber und dem 

Rechtsschutzinteresse des Betroffenen.  

• Veröffentlichung: Es kann der Öffentlichkeit mitgeteilt werden, dass ein Strafver-

fahren gegen ein Medium eingeleitet wurde, wenn anzunehmen ist, dass der objek-

tive Tatbestand eines Medieninhaltsdeliktes erfüllt ist und der Betroffene einen ent-

sprechenden Antrag zur Veröffentlichung stellt. Darüber hinaus kann beantragt 

werden, dass das gerichtliche Urteil oder der gerichtliche Vergleich veröffentlich 

wird. Die Veröffentlichung von gerichtlichen Entscheidungen hat ohne Einschal-

tung und Weglassung zu erfolgen und dem Gericht erster Instanz nachzuweisen.
422

 

• Finanzielle Entschädigung steht zu bei:
423

 

– übler Nachrede, Verspottung, Beschimpfung, Verleumdung § 6 MedienG 

– Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs § 7 MedienG  

– Verletzung des Identitätsschutzes § 7a Abs 1 MedienG  

– Verletzung der Unschuldsvermutung § 7b MedienG  

– Verbotener Veröffentlichung § 7c MedienG  

 

Die folgenden Kapitel befassen sich mit dem Persönlichkeitsschutz der von Medienbe-

richterstattung Betroffenen. Dabei werde ich auf den Ehrenschutz, den Wahrheitsschutz 

und den Geheimnisschutz eingehen.  

                                                      
422

 Vgl. Swoboda, Das Recht der Presse. S. 39. 
423

 Vgl. Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht
4
. S. 38 ff. 
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4.1. Ehrenschutz  

Die Ehre gehört zu den absolut geschützten Rechtsgütern und darf daher nicht verletzt 

werden. Der Ehrenschutz ist als Individualschutz ausgestaltet. Berka hält dazu fest: „Das 

Ehrenschutzrecht schützt den berechtigten Geltungsanspruch eines Menschen vor unver-

dienter Herabsetzung.“
424

  

 

Verletzt wird dieser Geltungsanspruch durch unwahre und beleidigende Tatsachenbehaup-

tungen, Beschimpfung und Verspottung, während das Aussprechen der Wahrheit selbst 

dann, wenn sie für den Menschen kränkend sind, den Anspruch auf Ehre nicht wirklich 

beschädigt.
425

 Scharfe Kritik aber ist von der Meinungsfreiheit umfasst und muss sie der 

Betroffene auch hinnehmen.
426

  

 

Der Ehrenschutz findet vor allem in den strafrechtlichen Tatbeständen der §§ 111 ff StGB, 

im zivilrechtlichen Ehrenbeleidigungstatbestand des § 1330 Abs 1 ABGB, (der mit einem 

darüber hinaus gehendenden Tatbestand der Kreditgefährdung (leg cit Abs 2) verknüpft 

ist) und dem § 78 UrhG seinen Ausdruck. Der medienrechtliche Ehrenschutz ist verankert 

in § 6 MedienG, wobei diese Bestimmung auf die strafrechtlichen Tatbestände der üblen 

Nachrede, der Beschimpfung, der Verspottung und der Verleumdung verweist.  

4.1.1 Üble Nachrede  

4.1.1.1. § 111 StGB Üble Nachrede 

4.1.1.1.1. Objektive Ehrverletzung 

 

Der Ehrenschutz ist strafrechtlich durch § 111 StGB gewährleistet. Der Begriff der Ehre 

wird im StGB nicht beschrieben, „sondern nur vorausgesetzt“
427

. Die hA versteht darunter 

das Ansehen und die Achtung, die der Mensch in seiner Umwelt genießt.
428

 Dabei geht es 

                                                      
424

 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. §§ 6 – 8a, Rz 2. 

425
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §§ 6 – 8a, Rz 2. 

426
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §§ 6 – 8a, Rz 2. 

427
 Vgl. Rami in WK

2
 StGB. § 111, Rz 6. 

428
 Vgl. Rami in WK

2
 StGB. § 111, Präambel Rz 6. 
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um die objektive Ehre und damit um die Beurteilung und Wertschätzung eines Menschen 

in seiner Umwelt. Die subjektive Ehre und somit das Ehrgefühl ist nicht umfasst.
429

  

§ 111 Abs 1 StGB enthält zwei Tatbestände: den Vorwurf einer unehrenhaften Eigenschaft 

oder Gesinnung (allgemeine Tatsachenbehauptung), oder den Vorwurf eines unehrenhaften 

oder unsittlichen Verhaltens (konkretisierter Tatsachenvorwurf), der geeignet ist, den Be-

troffenen in der Öffentlichkeit verächtlich zu machen
430

 und somit bei der Allgemeinheit 

Ablehnung oder Verachtung hervorruft.
431

 Der Täter erhebt folglich gegen einen anderen 

entweder einen konkreten Verhaltensvorwurf oder einen allgemeinen Charaktervorwurf,
432

 

in einer für Dritte wahrnehmbaren Weise.
433

 Darunter wird der Vorwurf eines Verhaltens 

verstanden, das der herrschenden Vorstellung vom moralisch Richtigen in einem Maße 

zuwiderläuft, dass die soziale Wertschätzung des Betroffenen darunter leidet.
434

 Mayerho-

fer definiert dies wie folgt: „Unehrenhaft oder unsittlich sind solche Handlungen, die ein 

anständiger, sozial integrierter Mensch nicht vornimmt und deren Störwert geeignet ist, 

das reibungslose Zusammenleben in der Gesellschaft fühlbar zu beeinträchtigen.“
435

  

Der Vorwurf muss objektiv geeignet sein, das Opfer verächtlich zu machen, bzw in seiner 

Wertschätzung herabzusetzen.  

Der Bedeutungsgehalt einer Äußerung ist nicht nach dem subjektiven Willen des Erklären-

den, sondern aus dem Empfängerhorizont des angesprochenen, flüchtigen 

Adressatenkreises zu ermitteln.
436

 Für die Beurteilung des Bedeutungsinhalts ist die Auf-

fassung jenes Lesers maßgeblich, an den sich der Artikel nach seiner Aufmachung, 

Schreibweise und seinem Thema wendet.
437

 Laut OLG Wien ist somit „bei anspruchslosen 

Texten […] der unbedarfte Leser Maßfigur.“
438

 In politischen Auseinandersetzungen ist 

die Beurteilung des politisch verständigen Lesers maßgeblich, nicht jene des Durch-

schnittslesers.  

                                                      
429

 Vgl. Korn, Politik und Politiker als Objekt der Justiz in Langenbucher, Die Kommunikationsfreiheit der 

Gesellschaft. S. 263. 
430

 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 4. 
431

 Vgl. Rami in WK
2
 StGB. § 111, Rz 10. 

432
 Vgl. Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht

4
. S. 7. 

433
 Vgl. Holoubek/Kassai/Traimer, Grundzüge des Rechts der Massenmedien

4
. S. 145. 

434
 Vgl. Rami in WK

2
 StGB. § 111, Rz 11; vgl. ebenso: Mayerhofer, StGB

6
. § 111, Rz 1. 

435
 Mayerhofer, StGB

6
. § 111, Rz 2. 

436
 Vgl. Korn, Politik und Politiker als Objekt der Justiz in Langenbucher, Die Kommunikationsfreiheit der 

Gesellschaft. S. 278 
437

 Vgl. Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht
4
. S. 128; vgl. OLG Wien 

21.12.1987, 27 Bs 569/87 – MR 1988.  
438

 OLG Wien, 16.1.1989, 27 BS 604/88.  
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4.1.1.1.2. Unwahre Tatsachenäußerungen und Wertungsexzesse 

Tatbildlich im Sinne des § 111 Abs 1 StGB sind nur Tatsachenäußerungen.
439

 Werturteile 

sind nicht per se umfasst.
440

 „Werturteile, die auch Tatsachenmitteilungen transportieren, 

sind aber an der Bestimmung des § 111 Abs 1 StGB zu messen.“
441

  

Zu beachten ist, dass auch wahre Vorwürfe tatbestandsmäßig sind, weil auch wahrheits-

gemäße Aussagen üble Nachreden sein können. Tatbildlich können wahre Tatsachenäuße-

rungen dann werden, wenn ein Wertungsexzess vorliegt, was voraussetzt, dass die „Äuße-

rung unverhältnismäßig überzogen ist und jedes Maß an Sachlichkeit vermissen lässt“
442

. 

Die Fälschlichkeit der Behauptung ist daher kein Tatbestandsmerkmal.
443

 Ist die wahre 

Aussage aber eine sachbezogene Kritik, erfüllt sie das Tatbild nicht; ebensowenig erfüllt 

das Tatbild Kritik an Leistungen, Entscheidungen und Erklärungen anderer, wie beispiels-

weise wissenschaftlichen Arbeiten, Gerichtsurteilen, künstlerischen oder literarischen 

Werken. Nicht ehrenrührig ist die Darstellung schlechter wirtschaftlicher Verhältnisse. Die 

Behauptung, jemand sei finanziell am Ende oder wirtschaftlich pleite, befinde sich im 

Konkurs oder Ausgleich, ist nicht unehrenhaft oder gegen die guten Sitten verstoßend. Der 

Tatbestand des § 111 StGB ist jedoch erfüllt, wenn jemand als Pleitier dargestellt wird, der 

über seine Verhältnisse lebt.
444

  

Bildet die Kritik daher nur einen Deckmantel für die üble Nachrede, „um den Betroffenen 

persönlich anzugreifen oder zu diffamieren, wird der Anspruch auf achtungsvolle Behand-

lung, welche das Wesen des Schutzobjektes ‚Ehre‘ ausmacht, verletzt“
445

. 

4.1.1.1.3. Aktivlegitimation für Tätigkeitsdelikte  

Opfer übler Nachreden kann jeder Mensch, nicht aber ein Gebilde, sein. Eine Personen-

mehrheit kann grundsätzlich nicht Objekt der üblen Nachrede sein.
446

 Ob das Opfer die 

                                                      
439

 Vgl. Rami in WK
2
 StGB. § 111, Rz 5. 

440
 Dies stimmt überein mit der Rechtsprechung des EGMR, wonach die Verbreitung unwahrer Tatsachen 

nicht von Art 10 EMRK geschützt, wohl aber die Verbreitung von Werturteilen und/oder Meinungen; 

vgl.Swoboda, Das Recht der Presse
2
. S. 48. 

441
 Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 5. 

442
 Berka/Höhne/Noll/Polley, Mediengesetz, Praxiskommentar. S. 286. 

443
 Daher ist der Entlastungsbeweis der Richtigkeit der Behauptung ein sachlicher Strafausschließungsgrund 

und kein Rechtfertigungsgrund. Vgl. Mayerhofer, StGB
6
. § 112, Rz 1. 

444
 OLG Wien, 10.8.1989, 18 Bs 234/98, OLG Wien, 10.2.1999, 24 Bs 340/98. 

445
 Mayerhofer, StGB

6
. § 111 Rz 2a 

446
 Vgl. Mayerhofer, StGB

6
, § 111. Ausnahme davon bestehen für den Nationalrat, den Bundesrat, die Bun-

desversammlung, die Landtage, das Bundesheer, dessen selbständige Abteilungen und Behörden. Beleidi-

gungen unter einer Kollektivbezeichnung sind nur als Beleidigungen der davon betroffenen Einzelperson 

strafbar. 
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Ehrenbeleidigung versteht oder nicht, ist irrelevant.
447

 Zur Verwirklichung des Tatbestan-

des genügt die abstrakte Gefährdung.
448

 Die Bestimmung ist daher ein Tätigkeitsdelikt, das 

die abstrakte Gefährdung des Rechtsguts der Ehre pönalisiert.
449

 Es kommt dabei nicht auf 

den Eintritt des Erfolgs an.
450

  

4.1.1.1.4. Wahrheitsbeweis 

Gemäß § 111 Abs 2 ist bei der qualifizierten üblen Nachrede, also der üblen Nachrede in 

einer breiten Öffentlichkeit, der Gutglaubensbeweis nicht zulässig. Es bedarf des Wahr-

heitsbeweises.
451

 Gemäß § 112 StGB ist der Wahrheitsbeweis und der Beweis des guten 

Glaubens nur auf Antrag des Täters aufzunehmen.
452

 Über Tatsachen des Privat- und Fa-

milienlebens und über strafbare Handlungen, die nur auf Verlangen eines Dritten verfolgt 

werden, sind der Wahrheitsbeweis und der Beweis des guten Glaubens nicht zugelassen. 

Es trifft den Journalisten die Beweislast. Kann der Wahrheitsbeweis nicht erbracht werden, 

gehen die Zweifel zu Lasten des Täters.
453

 Dazu weiter unten ausführlich.  

4.1.1.2. § 6 MedienG 

4.1.1.2.1. § 6 Abs 1 MedienG 

4.1.1.2.1.1. Verwirklichung des objektiven Tatbestandes 

§ 6 MedienG gewährleistet den Betroffenen einer beleidigenden Medienberichterstattung 

einen medienrechtlichen Entschädigungsanspruch, wenn „durch die Veröffentlichung der 

objektive Tatbestand bestimmter strafrechtlicher Beleidigungsdelikte verwirklicht wur-

de“
454

.  

§ 6 MedienG schützt den guten Ruf des von der Medienberichterstattung Betroffenen
455

 

und verweist so „auf die objektiven Tatbestände der Üblen Nachrede (§ 111 Abs 1 StGB), 

                                                      
447

 Vgl. Rami in WK
2
 StGB. Vorbemerkungen zu § 111, Rz 8. Auch ein Kind kann Opfer der Ehrenbeleidi-

gung sein. 
448

 Vgl. Rami in WK
2
 StGB. § 111, Rz 6; vgl. ebenso: Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und 

Medienrecht
4
. S. 7. 

449
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 4. 

450
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 4. vgl. ebenso: Rami, WK

2
 StGB. §111, 

Rz 2; OGH 13 Ns 75/11z. 
451

 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 6. 
452

 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 6; vgl. ebenso: Holou-

bek/Kassai/Traimer, Grundzüge des Rechts der Massenmedien
4
. S. 145. 

453
 Vgl. Rami in WK

2
 StGB. § 111, Rz 23. 

454
 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §6, Rz 1. 

455
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 42; vgl. ebenso: Rami, WK

2
 MedienG. 

§ 6, Rz 1a. 

http://kommentare.rdb.at/kommentare/contentVersions/stgb/25/stgb_p111_normtext.html
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der Beschimpfung (§ 115 Abs 1 [erste Variante] StGB), der Verspottung (§ 115 Abs 1 

[zweite Variante] StGB) und der Verleumdung (§ 297 Abs 1 StGB). Diese Aufzählung ist 

abschließend”
456

.  

Im gegenständlichen Kapitel relevant ist die üble Nachrede. Üble Nachrede kann verstan-

den werden als Schmähung und läuft auf einen Charaktervorwurf hinaus. Des Weiteren 

kann auch ein Verhaltensvorwurf eine üble Nachrede darstellen. Wesentlich ist, dass der 

objektive Tatbestand eines bestimmten strafrechtlichen Beleidigungsdelikts durch die Ver-

öffentlichung in einem Medium hergestellt wurde. Berka führt dazu aus: „Auf 

Sachverhaltselemente, die an die Person des konkreten Täters anknüpfen, ist nicht abzu-

stellen, wie der Hinweis auf den ‚objektiven‘ Tatbestand zeigen soll.“
457

  Nach 

Litzka/Strebinger ist der Verweis auf den objektiven Tatbestand unter anderem damit zu 

begründen, dass im Hinblick auf das Redaktionsgeheimnis die Person des Verfassers von 

Beiträgen oft nicht bekannt wird und es daher nicht auf die nachweislich vorsätzliche Be-

gehung der im § 6 MedienG angeführten Delikte ankommen kann.
458

 Auf die Absicht bzw. 

weitere Aspekte der subjektiven Tatseite des Verfassers kommt es daher grundsätzlich 

nicht an.
459

 

4.1.1.2.1.2. Rechtfertigungsgründe 

§ 6 MedienG ist nach überwiegender Ansicht ein zivilrechtlicher Anspruch,
460

 für den der 

Medieninhaber
461

 nach der Art einer verschuldensunabhängigen Gefährdungshaftung
462

 

einzustehen hat.
463

 Auf den Vorsatz oder die Schuld des Artikelverfassers kommt es nicht 

an.
464

 Subjektive Entschuldigungs- und Strafausschließungsgründe sind unbeachtlich. Die 

Frage ob Rechtfertigungsgründe den Entschädigungsanspruch ausschließen oder nicht, ist 

                                                      
456

 Rami in WK
2
 MedienG. §§ 6-7, Rz 6. Ausführlich dazu weiter unten.  

457
 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. § 6, Rz 4. 

458
 Vgl. Litzka/Strebinger, MedienG

5
. S. 21.  

459
 Gemäß Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
 ist es umstritten, ob das 

Vorliegen von Rechtfertigungsgründen den Entschädigungsanspruch generell ausschliess oder nur unter 

bestimmten Umständen. Die Kontroverse hänge damit zusammen, dass der Begriff „objektiver Tatbestand“ 

divergierend ausgelegt werden könne. Die Rspr habe zu dieser Frage noch keine eindeutige Lösung gefun-

den.  
460

 Der OGH (OGH 13 Os 75/97) verstand den Anspruch auch schon als sui generis. Für weitere Ausführung 

vgl. Rami in WK
2
 MedienG. §§ 6-7, Rz 1. 

461
 Niemals ist der Verfasser oder Bearbeiter eines Artikels Anspruchsgegner, vgl. Litzka/Strebinger, Me-

dienG
5
. S. 25.  

462
 Vgl. Rami in WK

2
 MedienG §§ 6-7, Rz 5.  

463
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §§ 6-8a, Rz 22. 

464
 OLG Wien, 23.3.2011, 17 Bs 288/10t, MR 3/11; Vgl. Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxis-

kommentar
3
. §6, Rz 4. 

http://kommentare.rdb.at/kommentare/contentVersions/stgb/25/stgb_p297_normtext.html
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strittig,
465

 denn grundsätzlich gilt, dass lediglich maßgeblich ist, dass die strafbare Hand-

lung nach außen in Erscheinung getreten ist.
466

 Zu beachten ist jedoch, so Berka
467

, dass 

zur Verwirklichung eines objektiven Tatbestandes auch die Rechtswidrigkeit gehört. Daher 

sei es nach Berka zutreffend, wenn die Judikatur und ein Teil der Lehre zwischen subjekti-

ven und objektiven Rechtfertigungsgründen unterscheiden. Zu den subjektiven Rechtferti-

gungsgründen gehören Gründe, die an der Person des Verfassers haften. Zu den objektiven 

Rechtfertigungsgründen zählen Gründe, die von der Person des Verfassers losgelöst und 

somit an sich gerechtfertigt sind, zum Beispiel wenn der Betroffene seine Zustimmung zur 

Veröffentlichung gegeben hat oder wenn die Behauptung gerechtfertigt ist. Objektive 

Gründe der Äußerung rechtfertigen möglicherweise eine Äußerung. Subjektive Rechtferti-

gungsgründe sind jedenfalls unbeachtlich.
468

  

Zöchbauer
469

 verweist im Zuge der Diskussion über die Verschuldensunabhängigkeit auf 

die Ausnahmetatbestände des § 6 Abs 2 MedienG und stellt fest, dass dort auch Entschul-

digungsgründe abgebildet werden, sodass im Ergebnis auch auf Verschuldenselemente 

Bedacht zu nehmen ist (zu Abs 2 gleich ausführlich). Auch Rami ist kritisch gegenüber der 

absoluten Verschuldensunabhängigkeit.
470

  

4.1.1.2.1.3. Aktivlegitimation 

Aktivlegitimiert ist der Betroffene. Die Aktivlegitimation ist nach den Grundsätzen zu be-

urteilen, die für die §§ 111, 115, 297 StGB gelten.
471

 Berka beschreibt den Betroffenen wie 

folgt: „Betroffener ist jener Mensch, der zum Gegenstand einer identifizierenden Bericht-

erstattung wurde, die ihn in einer in dem jeweiligen Tatbestand näher ausgeführten Art 

und Weise in seinen Rechten beeinträchtigt.“472 
 

Da es beim Ehrenschutz um Äußerungen gegen einen anderen geht, müssen diese erkenn-

bar473 auf ein oder mehrere bestimmte Opfer gemünzt sein.474 
Auf die namentliche Nen-

                                                      
465

 Medieninhaber ist, wer tatsächlich die Stellung des Medieninhabers innehat, unabhängig davon, ob er im 

Impressum genannt ist oder nicht. Vgl. Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. §§ 6-8a, 

Rz 35; OGH 13 Os 91/96. 
466

 Vgl. OLG Wien, 23.3.2011, 17 Bs 288/10t, MR 3/11. 
467

 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 6, Rz 5. 

468
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §6, Rz 5. 

469
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 40.  
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 Vgl. Rami in WK

2
 MedienG. §§ 6-7, Rz 11. 

471
 Vgl. Rami in WK

2
 MedienG. §§ 6-7, Rz 3. 

472
 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §§ 6-8a, Rz 24. 

473
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 3; OLG Wien, 27 Bs 300/88. 

474
 Vgl. Rami in WK

2
 StGB. § 111, Rz 6. 
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nung kommt es dabei nicht an, aber auf die Individualisierbarkeit einer einzelnen natürli-

chen Person. Kollektivbeleidigung wird daher grundsätzlich unter § 6 MedienG nicht ge-

ahndet.
475

 Insbesondere dann sind Kollektivbeleidigungen nicht strafbar, wenn sich eine 

Äußerung auf ein Durchschnittsurteil ohne sichere Beziehbarkeit auf eine Einzelperson 

bezieht. Diesfalls ist niemand betroffen und niemand kann zur Geltendmachung von An-

sprüchen wegen Verletzungen der Ehre legitimiert sein.
476

 Wenn jedoch ein kleines, über-

schaubares Kollektiv Gegenstand der Ehrenbeleidigung geworden ist, bzw. sich die Äuße-

rung über ein Kollektiv auf Einzelpersonen durchschlägt, hat jedes einzelne Mitglied des 

Kollektivs das Recht, den Täter strafgerichtlich zu verfolgen.
477

  

Die Aktivlegitimation ergibt sich aus der Anlehnung an das Strafrecht, da strafrechtliche 

Beleidigungsdelikte nur die Ehre von natürlichen Personen schützen.
478

  

4.1.1.2.2. § 6 Abs 2 MedienG 

§ 6 Abs 2 MedienG regelt die Ausschlussgründe, also diejenigen Gründe, die einen Ent-

schädigungsanspruch nach Abs 1 ausschließen, obwohl dessen Tatbestand erfüllt ist. Das 

Vorliegen der Ausschlussgründe hat der Medieninhaber zu beweisen.
479

 

Grundsätzlich scheiden Entschädigungsansprüche gemäß § 6 Abs 2 Z 2 bei übler Nachre-

de (somit nicht bei Beschimpfung, Verspottung, Verleumdung)
480

 aus, wenn die Veröffent-

lichung a) „wahr“ ist (und ein Wahrheitsbeweis erbracht werden kann) oder b) ein über-

wiegendes Interesse der Öffentlichkeit an der Veröffentlichung bestanden hat und auch bei 

der Aufwendung der gebotenen journalistischen Sorgfalt hinreichende Gründe vorgelegen 

sind, die Behauptung für wahr zu halten.  

4.1.1.2.2.1. Wahrheitsbeweis 

Ist die Veröffentlichung im Fall einer üblen Nachrede wahr, so sind Entschädigungsan-

sprüche ausgeschlossen. Laut Berka „trägt das MedienG dem Umstand Rechnung, dass 

                                                      
475

 Anders ist dies beim Presserat: auch Kollektivbeleidigungen können bei ihm beanstandet und von ihm 

gerügt werden.  
476

 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 3. 
477

 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 3; OGH 10 Os 196, 197/77; OLG Wien, 

18 Bs 81/95. 
478

 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. §§ 6-8a, Rz 29. 

479
 Vgl. Rami, WK

2
. §6, Rz 10b. 

480
 Laut Berka wird die sachliche Rechtfertigung für die unterschiedliche Behandlung der verschiedenen 

Beleidigungsdelikte im Wesentlichen in dem Umstand begründet ist, dass es nur bei der üblen Nachrede auf 

die Wahrheit und Unwahrheit des Vorwurfs oder auf das Bemühen um eine wahrheitsgetreue Berichterstat-

tung ankommt, vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 6, Rz 22. 
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wahrheitsgetreue Veröffentlichungen im Prinzip […] gegen kein rechtlich geschütztes Inte-

resse verstoßen, und zwar auch dann nicht, wenn sie der Ehre eines Menschen nahetre-

ten“
481

. Man kann sogar annehmen, dass durch kritische Berichte, die auch Skandale und 

Fehltritte gewisser Personen darstellen, gerade die öffentliche Aufgabe der Medien als 

„public watchdog“ erfüllt wird. Es mag daher in gewissen Fällen auch ein gesteigertes 

öffentliches Interesse an einer wahrheitsgetreuen Medienberichterstattung über vorwerfba-

res menschliches Verhalten bestehen, wenn gemeinschaftliche Belange betroffen sind.
482

  

Der Wahrheitsbeweis setzt voraus, dass es sich bei der Beleidigung um eine solche in 

Form einer Tatsachenbehauptung handelt.
483

 Bei beleidigenden Werturteilen ist ein Wahr-

heitsbeweis nicht möglich; sie sind grundsätzlich von Art 10 EMRK umfasst. Beleidigende 

Werturteile sind aber dann zu bestrafen, wenn ein Wertungsexzess vorliegt.
484

  

An dieser Stelle ist daher zu unterscheiden zwischen Tatsachenbehauptungen und Wertur-

teilen: 

 Werturteile müssen grundsätzlich im Lichte der Meinungsäußerungsfreiheit sankti-

onslos bleiben. Für beleidigende Tatsachenäußerungen wird im Falle der Unwahr-

heit gehaftet.  

 Tatsachen sind „Umstände, Ereignisse oder Eigenschaften mit einem greifbaren, 

für das Publikum erkennbaren, von ihm an Hand bestimmter oder zu ermittelnder 

Umstände auf seine Richtigkeit überprüfbaren Inhalt“
485

.  

 Werturteile hingegen sind auf Grund einer Denktätigkeit gewonnen, sie geben eine 

rein subjektive Meinung des Erklärenden wieder.
486

 Eine objektive Überprüfung 

kann nicht in Betracht kommen.
487

 Bei Werturteilen ist das „Erfordernis des Wahr-

heitsbeweises unerfüllbar und bildet daher für sich allein eine Verletzung der Frei-

heit der Meinungsäußerung“
488

.  

 Auch ein Werturteil kann unverhältnismäßig sein, wenn eine ausreichende Tatsa-

chengrundlage fehlt. Werturteile, die „unnötigerweise in beleidigender Sprache 

                                                      
481

 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. §6, Rz 25. 

482
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §6, Rz 25. 

483
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §6, Rz 29. 

484
 Wertungsexzess liegt vor, wenn es dem Äußernden nicht um die Sache gegangen ist, sondern nur darum 

den Ruf eines Menschen zu beschädigen oder diesen persönlich bloßzustellen. 
485

 Tades/Hopf/Kathrein/Stabentheiner, ABGB
37

. § 1330, E 150; OGH 27.2.1997 SZ 70/38.  
486

 Vgl. OGH 18.5.1983 SZ 68/97; Tades/Hopf/Kathrein/Stabentheiner, ABGB
37

. § 1330, E 155. 
487

 Vgl. Schwimann, ABGB
2
. § 1330, Rz 12. 

488
 Litzka/Strebinger, MedienG

5
. S. 3. 
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geäußert werden, genießen keinen Schutz, wenn der Beschwerdeführer seine Kritik 

ohne weiteres auch ohne den Gebrauch der beleidigenden Äußerung hätte äußern 

können“.
489

  

 Für die Bewertung, ob eine Tatsachenbehauptung oder ein Werturteil vorliegt, ist 

der gesamte Zusammenhang einer Veröffentlichung zu bedenken. Das Thema des 

Wahrheitsbeweises muss sich zum Inhalt des beleidigenden Vorwurfs kongruent 

verhalten.
490

 Unrichtige Behauptungen können „auf Basis eines bestimmten Sach-

verhaltes nicht mit einem anderen, wenngleich richtigen Sachverhalt gerechtfertigt 

werden“
491

. Das Thema des Wahrheitsbeweises muss sich daher mit dem Inhalt des 

inkriminierten Vorwurfs decken.492 Wesentlich ist weiter, ob die inkriminierte Äu-

ßerung in ihrem Aussagekern zutrifft. Die Wahrheit sämtlicher Einzelheiten ist 

nicht gefordert.493 Auf Details und Nebenumstände und deren Richtigkeit kommt es 

nicht an.
494

  

Liegt also eine wahre Tatsachenbehauptung vor, so scheiden Entschädigungsansprüche des 

Betroffenen aus.  

 4.1.1.2.2.2. Überwiegendes öffentliches Interesse und Einhaltung journalisti-

scher Sorgfalt  

Entschädigungsansprüche scheiden nach § 6 Abs 2 Z 2 lit b MedienG auch dann aus, wenn 

ein überwiegendes Interesse der Öffentlichkeit an der Veröffentlichung bestand und die 

journalistische Sorgfalt gewahrt wurde.
495

 Liegt ein öffentliches Interesse an der Veröffent-

lichung vor, haftet der Medieninhaber nur bei einem Sorgfaltsverstoß.
496

 Diese Rechtferti-

gungsgründe sind mit der Rolle der Medien als Aufdecker von Missständen zu begrün-

den.
497

 Das Berufsethos verlangt ein gewissenhaftes Recherchieren. Medien sind aber oft 

                                                      
489

 Kissich mit Anmerkungen zu OGH 19.3.2010, 6 Ob 265/09b, ÖJZ 2010, S. 768ff.  
490

 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. §6, Rz 28. 

491
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 43. 

492
 Vgl. Rami in WK

2
 MedienG § 6 Rz 15; Betrifft die Äußerung einen Politiker oder eine sonstige Person 

des öffentlichen Lebens, lässt die Rechtsprechung ein „dünneres Tatsachensubstrat“ für den Wahrheitsbe-

weis zu: Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 43; OGH 15 Os 106/10t; 15 Os 

49/11m; 15 Os 50/11h. 
493

 Vgl. Rami in WK
2
 MedienG. § 6, Rz 15. 

494
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 43; OGH 15 Os 106/10t; 15 Os 49/11m; 

15 Os 50/11h.  
495

 Vgl. Korn, Gedanken zum Entwurf einer Mediengesetznovelle 2009, ÖJZ 2009/104. Vgl. ebenso: Zöch-

bauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 44. 
496

 Vgl. OLG Wien, 23.3.2011, 17 Bs 288/10t, MR 3/11. 
497

 Vgl. Korn, Nachforschungspflicht des Journalisten-Presseaussendungen der Arbeiterkammer, MR 2005, 

305. 
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nicht in der Lage, die Wahrheit einer Behauptung mit letzter Sicherheit herauszufinden.
498

 

Daher wird bei § 6 Abs 2 lit b MedienG auf den Wissensstand des Journalisten im Zeit-

punkt der Veröffentlichung abgestellt. 

Der Haftungsauschlußgrund nach § 6 Abs 2 Z 2 lit b MedienG entspricht im Wesentlichen 

der journalistischen Sorgfaltspflicht gemäß § 29 Abs 1 MedienG. Hinsichtlich der Tatbe-

standsmerkmale des überwiegenden öffentlichen Interesses und der gebotenen journalisti-

schen Sorgfalt kann auf § 29 leg cit verwiesen werden.  Ein Unterschied besteht jedoch 

darin, dass in § 6 Abs 2 Z 2 lit b leg cit nicht darauf abgestellt wird, dass beim Medienin-

haber/Mitarbeiter der gute Glaube der Wahrheit einer Beschuldigung vorliegt, sondern ob 

objektiv hinreichend Gründe vorlagen, die Behauptung für wahr zu halten.
499

 Der Vorteil 

dabei besteht darin, dass im Verfahren nach § 6 leg cit der Medieninhaber den Wahrheits-

beweis der journalistischen Sorgfalt führen kann, auch wenn er den Verfasser nicht nennt. 

Er muss nur beweisen, dass für den ungenannten Verfasser ausreichend Gründe vorlagen, 

die Behauptung für wahr zu halten und er kann durch objektive Umstände dartun, dass 

dieser die erforderliche journalistische Sorgfalt aufgewendet hat.
500

  

§ 29 MedienG ist ein berufsständisches Sonderrecht, ein Berufsprivileg für Medieninhaber 

und Medienmitarbeiter. Der Straflosigkeitsgrund des § 29 Abs 1 MedienG kommt nur Mit-

arbeitern, also Personen, die ständig redaktionell an einem Medium mitarbeiten, zu und ist 

somit ein Berufsprivileg.
501

 Darunter sind Personen zu verstehen, die ständig und nicht 

bloß gelegentlich redaktionell an einem Medium mitarbeiten.
502

 Wer nur gelegentlich pub-

lizistisch tätig ist, kommt nicht in den Genuss des Berufsprivilegs.
503

 Freie Journalisten, 

sofern sie nicht Medienmitarbeiter sind, Buchautoren und Journalisten, die (ausnahmswei-

se) in einem anderen Medium als jenem, in dem sie Mitarbeiter sind schreiben, können 

sich nicht darauf berufen.
504

  

§ 29 leg cit normiert, dass bei Medieninhaltsdelikten, bei denen der Wahrheitsbeweis zu-

lässig (der Anwendungsbereich des § 29 leg cit ist daher auf die Delikte der üblen Nachre-

                                                      
498

 Vgl. Korn, Nachforschungspflicht des Journalisten-Presseaussendungen der Arbeiterkammer. MR 2005, 

305. 
499

 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 29, Rz 21. 

500
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. § 6, Rz 33. 

501
 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. § 29, Rz 2. 

502
 Vgl. Litzka/Strebinger, MedienG

5
. S. 157. 

503
 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. § 29, Rz 7. 

504
 Vgl. Litzka/Strebinger, MedienG

5
, S. 157; vgl. ebenso: Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxis-

kommentar
3
. § 29, Rz 7. 
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de beschränkt, weil nur hier der Wahrheitsbeweis zulässig ist
505

) ist, neben dem Wahr-

heitsbeweis auch eine „Straflosigkeit“ wegen Wahrnehmung journalistischer Sorgfalt mög-

lich ist.
506

 Damit die journalistische Sorgfalt erfüllt ist, müssen drei Voraussetzungen ku-

mulativ vorliegen:  

§ 29 MedienG sieht vor, dass „der Medieninhaber oder ein Medienmitarbeiter wegen ei-

nes Medieninhaltsdelikts, bei dem der Wahrheitsbeweis zulässig ist, nicht nur bei erbrach-

tem Wahrheitsbeweis, sondern auch dann nicht zu bestrafen ist, wenn ein überwiegendes 

Interesse der Öffentlichkeit an der Veröffentlichung bestanden hat und auch bei der Auf-

wendung der gebotenen journalistischen Sorgfalt für ihn hinreichende Gründe vorgelegen 

sind, die Behauptung für wahr zu halten.“ 

a) Überwiegendes öffentliches Interesse 

Die Sorgfaltspflicht umschließt eine Güterabwägung zwischen öffentlichem Informations-

interesse und schutzwürdigen Interessen der Betroffenen. Die Straflosigkeit fordert eine 

Interessenabwägung zwischen dem überwiegenden öffentlichen Interesse, also dem Nach-

richtenwert der Veröffentlichung und dem Rechtsgut der Ehre des von der Berichterstat-

tung Betroffenen.
507

 

Überwiegendes öffentliches Interesse ist dann anzunehmen, wenn die Veröffentlichung 

nicht bloß der Befriedigung von Neugierde und Sensationslust oder simpler Unterhaltung 

dient.
508

 Der Sachverhalt muss einen Nachrichtenwert im objektiven Sinn haben. Vorgänge 

in politischen Parteien oder Entwicklungen großer Wirtschaftsunternehmen können sol-

chen Nachrichtenwert
509

 haben. Das Veröffentlichungsinteresse liegt besonders dann vor, 

wenn die Nachricht der Staatswillensbildung und der politischen Meinungsbildung zuzu-

rechnen ist.
510

 Das Interesse der Öffentlichkeit muss überwiegend sein, das heißt, bei der 

gebotenen Interessensabwägung müssen die Öffentlichkeitsinteressen schwerer gewichtet 

                                                      
505

 Vgl. Höhne in Berka/Höhne/Noll/Polley, Mediengesetz, Praxiskommentar
3
. S. 303. 

506
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 112. 

507
 Vgl. Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 115. 

508
 Vgl. Zöchbauer in Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht

4
. S. 100; vgl. 

EGMR 25.11.08 Armeniene vs Lithuania und Biriuk vs Lithuania, NL 2008, 345.  
509

 Nachrichtenwert kann im publizistischen und demokratischen Sinn unterschiedlich bewertet werden: so 

hat für Journalisten eine Meldung hohen Nachrichtenwert, wenn etwa Neuigkeiten aus der Prominenz im 

Umfeld ans Tageslicht kommen; diese Nachricht muss aber nicht unbedingt einem Nachrichtenwert im Sinne 

des Gesetzes entsprechen, insbesondere dann nicht, wenn damit nur die Neugier befriedigt wird. 
510

 Vgl. Berka, Massenmedien, S. 221.  
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werden, als das Interesse des Betroffenen am Unterbleiben der Veröffentlichung.
511

 Das 

überwiegende Interesse kann in der Person (Person von öffentlichem Interesse; der Zeitge-

schichte) oder im Sachverhalt (politische/wirtschaftliche/ökologische/gesellschaftliche 

Ereignisse) liegen. Wesentlich ist, dass „je höher […] ein Eingriff in die Ehre ist, desto 

höher […] der Nachrichtenwert der Mitteilung sein“
512

 muss.  

b) Journalistische Sorgfalt: Sachgerechte Recherche 

Die journalistische Sorgfalt setzt, wie dargelegt, eine sachgerechte Recherche voraus.
513

 

Als Richtschnur für alle Medienmitarbeiter ist jenes Sorgfaltsmaß heranzuziehen, das „ein 

mit den rechtlich geschützten Werten entsprechend verbundener, besonnener und einsich-

tiger Mensch in der entsprechenden Lage aufwenden würde, um die Gefahr einer Rechts-

gutbeeinträchtigung hintanzuhalten“
514

. Bei der Prüfung, ob die journalistische Sorgfalt 

eingehalten wurde oder nicht, ist laut OGH und OLG Wien von einer Maßfigur des ve-

rantwortungsvollen, gewissenhaften, verständigen, sach- und fachkundigen Journalisten 

auszugehen, der sorgfältige Recherchen anstellt und eine Stellungnahme der Betroffenen 

einholt.
515

 Ob die journalistische Sorgfalt eingehalten wurde, misst sich somit an objekti-

ven Kriterien.
516

 Dies erkennt man am Wortlaut „gebotene Sorgfalt“.
517

  

Den Journalisten trifft die Pflicht zur sorgfältigen Recherche und Prüfung der Zulässigkeit 

der Informationsquellen. Der Umfang der Prüfpflicht richtet sich nach der Zuverlässigkeit 

des Informanten.
518

 Grundsätzlich darf der Journalist auf Informationen aus bisher verläss-

lichen und anerkannten Quellen sowie auf amtliche Aussendungen vertrauen. Der EGMR 

stellt darauf ab, dass besondere Gründe dafür erforderlich sind, die Medien von ihrer 

„normalerweise bestehenden Pflicht zu dispensieren“
519

, etwa wenn bei einer ex ante-

Betrachtung vernünftigerweise davon ausgegangen werden konnte, dass die herangezogene 

Informationsquelle zuverlässig ist.
520

 Prüfen die Journalisten diese Aussendungen nicht 

weiter, so verletzen sie dabei nicht die gebotene journalistische Sorgfalt. Kann der Journa-
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 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 29, Rz 14. 

512
 Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 115. 

513
 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. § 29, Rz 217. 

514
 Hager/Zöchbauer. Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht

4
. S. 102. 

515
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 113; OLG Wien, 18 Bs 155/96, MR 

1997/194; OGH 15 Os 125/08h.  
516

 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 29, Rz 17. 

517
 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. § 29, Rz 17. 

518
 Vgl. Litzka/Strebinger, MedienG

5
. S. 156.  

519
 Röggla/Zöchbauer, Journalistische Sorgfalt – Beweisaufnahme im Berufungsverfahren. MR 2009/124. 

520
 Röggla/Zöchbauer, Journalistische Sorgfalt – Beweisaufnahme im Berufungsverfahren. MR 2009/124. 
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list also davon ausgehen, dass derartige Informationen wahr sind, so hat er die journalisti-

sche Sorgfaltspflicht in Bezug auf die sachgerechte Recherche eingehalten und handelt im 

guten Glauben.  

Vertraut der Journalist aber der Information nicht oder ist die Quelle keine anerkannte, so 

ist er zur Nachforschung verpflichtet. Der Umfang der Nachforschungspflicht ist im Ein-

zelfall zu beantworten.
521

 Zur Nachforschungspflicht gehört jedoch grundsätzlich, die Stel-

lungnahme des Betroffenen einzuholen. Ohne Stellungnahme kann nicht davon ausgegan-

gen werden, dass eine Aussage von Journalisten für wahr gehalten wird. Die journalisti-

sche Sorgfaltspflicht verlangt also die Einholung der Stellungnahme des Betroffenen ins-

besondere dann, wenn nicht besondere Gründe für die Verlässlichkeit des Informanten 

sprechen.
522

 Daran mag auch die Dringlichkeit der Meldung und somit der journalistische 

Zeitdruck nichts ändern.
523

 Litzka/Strebinger fassen zusammen: „Journalistische Sorgfalt 

nimmt somit wahr, wer alle möglichen und zumutbaren Recherchen gewissenhaft durchge-

führt hat.“
524

  

In § 29 MedienG wird somit unter journalistischer Sorgfalt die Anwendung jener Sorgfalt 

bei der Recherche verstanden, die angesichts der mit dem Journalismus verbundenen Ver-

antwortung geboten ist, um nach Möglichkeit der Verbreitung unrichtiger oder unnötig 

verletzender Berichte vorzubeugen.
525

 Informationen müssen immer überprüft werden – 

der Prüfungsmaßstab ist an den Zeitpunkt der Prüfung geknüpft.
526

 Darüber hinaus muss 

der Journalist überlegen, ob die Interessen der Nichtveröffentlichung jene des Betroffenen 

an der Veröffentlichung überwiegt.  

c) Wahrhaftigkeit: Behauptung für wahr halten 

Dritte Voraussetzung für die Einhaltung der journalistischen Sorgfalt ist, dass hinreichende 

Gründe bestanden haben, die Behauptung für wahr zu halten. Dies ist nach objektivem 

Maßstab zu prüfen. So halten auch der OGH und das OLG Wien
527

 fest, dass die Presse bei 
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 Vgl. Korn, Nachforschungspflicht des Journalisten – Presseaussendungen der Arbeiterkammer. MR 

2005/305. 
522

 Vgl. 6 Ob 51/01w. 
523

 Vgl. Litzka/Strebinger, MedienG
5
. S. 156; vgl. ebenso: Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz 

Praxiskommentar
3
. § 29. Rz 18; OLG Wien 27 Bs 23/90, MR 1990, 54. 

524
 Litzka/Strebinger, MedienG

5
. S. 157. 

525
 Vgl. Swoboda, Das Recht der Presse

2
. S. 153. 

526
 OLG Wien, 24 Bs 79/98.  
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 OGH 1 Ob 4/87, MR 1987, 131 und OLG Wien, 18 Bs 305/01, MR 2002, 12. 
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überwiegendem Interesse der Öffentlichkeit nur die Pflicht zur Wahrhaftigkeit trifft, also 

hinreichend Gründe zu haben, die Behauptung für wahr zu halten, nicht aber zur objekti-

ven Wahrheit. Der gute Glaube des Journalisten muss oft genügen, gerade aufgrund der 

Schnelligkeit, die im Wahrheitsfindungsprozess an den Tag gelegt werden muss. So halten 

auch Litzka/Strebinger fest: „Das objektive und ernsthafte Bemühen um eine wahrheitsge-

mäße Darstellung reicht aus, um eine strafrechtliche Haftung zu verneinen.“
528

 Wahrhaf-

tigkeit kann als Bemühen um die intersubjektive Nachprüfbarkeit von Aussagen definiert 

werden. Wahrhaftig ist demnach eine Aussage, die sich in den wichtigsten Schritten ihres 

Zustandekommens nachvollziehen lässt. Wahrhaftigkeit ist daher ein Merkmal journalisti-

scher Vorgehensweise.
529

 Seethalter definiert Wahrhaftigkeit folgendermaßen: „Sie bezieht 

sich auf das Bemühen, Informationen vor ihrer Veröffentlichung zu verifizieren und Quel-

len gemäß dem journalistischen Grundsatz ´check, recheck, doublecheck´ zu überprü-

fen.“
530

 Rami führt dazu aus: „Die persönliche Überzeugung von der Richtigkeit der Mit-

teilung soll dann genügen, wenn der Journalist bei der Beurteilung der Verdachtsmomen-

te, Anhaltspunkte und Beweismittel die Sorgfalt eines mit der besonderen Verantwortung 

und den Berufsgrundsätzen verbundenen Journalisten aufgewendet hat. Hat er dies getan, 

so soll es nicht darauf ankommen, ob sich die Behauptung letztlich als richtig erweist.“
531

  

Mit dem Nachweis der Wahrnehmung der journalistischen Sorgfalt im Bereich der Medien 

wird somit eine Art Gutglaubensbeweis geführt.
532

 Litzka/Strebinger halten aber fest, dass 

§ 29 MedienG nicht Straflosigkeit wegen guten Glaubens begründet, wohl aber enthält § 

29 leg cit den spezifischen Straflosigkeitsgrund der Wahrnehmung der journalistischen 

Sorgfalt.
533

 Im Ergebnis führt dies zu einer intersubjektiven Gutgläubigkeit, da der Gut-

glaubensbeweis durch das Erfordernis der Aufwendung der journalistischen Sorgfalt ob-

jektiviert wird.
534

  

Generell gesprochen gilt bei den Medien kein starrer Sorgfaltsmaßstab, vielmehr wird auf 

den Einzelfall abgestellt. Je schwerer der Eingriff in fremde Rechte ist, desto höher sind 

                                                      
528

 Vgl. Litzka/Strebinger, MedienG
5
. S. 157. 

529
 Vgl. Seethaler, Öffentliche Aufgabe und Wahrhaftigkeitspflicht in der Berichterstattung in Kozi-

ol/Seethaler/Thiede, Medienpolitik und Recht. S. 67. 
530

 Seethaler, Öffentliche Aufgabe und Wahrhaftigkeitspflicht in der Berichterstattung in Kozi-

ol/Seethaler/Thiede, Medienpolitik und Recht. S. 68. 
531

 Vgl. Rami, WK
2
 § 29 Rz 1; vgl. ebenso: EBRV 2 BlgNR 15. GP 41 f. 

532
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 113.  

533
 Vgl. Litzka/Strebinger, MedienG

5
. S. 156.  

534
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 113. 
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die objektiven Anforderungen an die journalistische Sorgfalt. „Je schärfer die Kritik ist, 

desto größer ist die den Medien hinsichtlich der Richtigkeit der Darstellung obliegende 

Sorgfaltspflicht.“
535

 Gebotene Sorgfalt bedeutet daher die Sorgfalt im konkreten Fall. Der 

Presserat entschied im November 2011 über einen Artikel der Tageszeitung „Österreich“, 

und hielt fest, dass es bei brisanten Themen, wie etwa Ausländerfeindlichkeit und Drogen-

konsum, einer dieser Brisanz angepassten ernsthaften und gründlichen Auseinandersetzung 

durch den Journalisten bedarf.
536

 Zur Auseinandersetzung mit dem zugrunde liegenden 

Thema gehört, dass stets eine Güterabwägung zwischen der Pressefreiheit und den Rechten 

Betroffener stattfinden muss. Die Presse genügt ihrer Sorgfaltspflicht also dann, wenn sie 

ihre publizistische Tätigkeit „im Hinblick auf Inhalt, Wahrheit und Herkunft der Nachricht 

mit den ihr zu Gebote stehenden Mittel überprüft, wobei das objektive ernstliche Bemühen 

um wahrheitsgemäße Darstellung ausreicht, da die Presse nicht über die weitreichenden 

Möglichkeiten der Wahrheitsfindung verfügt wie zB die Justiz.“
537

 

Zusammenfasend lässt sich sagen: Ist die journalistische Sorgfalt eingehalten worden, die 

Berichterstattung aber dennoch unwahr, so reicht die Einhaltung der journalistischen Sorg-

falt allein jedoch noch nicht zur Straflosigkeit des Medieninhabers aus. Denn neben der 

Einhaltung der journalistischen Sorgfalt muss der Medieninhaber bzw. der Medienmitar-

beiter auch gutgläubig im Bezug auf die Richtigkeit der Äußerung sein und ein überwie-

gendes öffentliches Interesse an der Veröffentlichung bestanden haben.  

4.1.1.2.2.3. Dogmatische Einordnung 

Dogmatisch wird der § 29 MedienG unterschiedlich eingeordnet. Es findet sich sowohl ein 

Element des Rechtfertigungsgrundes (überwiegendes Interesse der Öffentlichkeit) als auch 

ein Schuldausschließungsgrund (Aufwendung der gebotenen journalistischen Sorgfalt, 

hinreichende Verdachtsgründe).
538

 Die eine Seite hält es für einen Schuldausschließungs-

grund, die andere hingegen ist der Meinung, es bestehe ein Entschuldigungsgrund
539

, wie-

                                                      
535

 Löffler, Presserecht
4
, 334 in Korn, Die Übernahme von Agenturmeldungen – ein Problem journalistischer 

Sorgfalt. MR 1997/243. 
536

 Vgl. Presserat Entscheidung 

http://presserat.at/rte/upload/entscheidungen/entscheidung_2011_54_vom_15.11.2011.pdf. 
537

 Löffler/Ricker, Handbuch des Presserechts
5
. 39. Kapt Rz 7 und 8 in Korn, Nachforschungspflicht des 

Journalisten – Presseaussendungen der Arbeiterkammer. MR 2005/305. 
538

 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 29, Rz 3. 

539
 Die Einhaltung der journalistischen Sorgfalt als Entschuldigungsgrund und somit als subjektiver Strafaus-

schlussgrund: Rami in WK
2
.
 
§ 29, Rz 4a.  
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der andere qualifizieren § 29 MedienG als Rechtfertigungsgrund.
540

 Laut Heindl
541

 wird, 

um eine Festlegung zu vermeiden, überwiegend von einem Strafausschließungsgrund oder 

Straflosigkeit gesprochen.  

Die grundsätzlich gleichartige Bestimmung des § 6 Abs 2 Z 2 lit b MedienG wurde in einer 

zivilrechtlichen Entscheidung als Rechtfertigungsgrund beurteilt.
542

  

4.1.1.2.2.4. Verfahren  

Der Wahrheitsbeweis und der Beweis der journalistischen Sorgfalt sind nur aufzunehmen, 

wenn sich der Beschuldigte oder das am Verfahren beteiligte Medienunternehmen darauf 

beruft.
543

  

4.1.1.2.2.4.1. Beweislast für die Wahrheit 

Der Wahrheitsbeweis und der Beweis der Einhaltung der journalistischen Sorgfalt sind 

janusköpfig.
544

 Rami hält dazu fest: „Materiellrechtlich handelt es sich um besondere 

Strafausschlussgründe, prozessual um besondere Fälle des Entlastungsbeweises: Anders 

als sonst im Strafverfahren, wonach im Zweifel stets zu Gunsten des Angeklagten oder des 

sonst in seinen Rechten Betroffenen zu entscheiden ist, ob eine Tatsache als erwiesen fest-

zustellen ist, trifft den Täter hier insoweit die Beweislast. Misslingt ihm der Beweis, ist er 

zu bestrafen.“
545

 Dem Medieninhaber, der sich auf den Strafausschließungsgrund beruft, 

und dem der Beweis misslingt, fällt dies selbst zu Lasten.
546

 Die Entschädigung ist damit 

unter Umständen auch zuzusprechen, wenn die Berichterstattung möglicherweise doch 

zutreffend war, der Beweis dafür jedoch nicht erbracht werden konnte. Berka hält dazu 

aber auch fest: „Erweist sich im Verfahren die objektive Richtigkeit des beleidigenden 

Vorwurfs, entfällt die Haftung des Medieninhabers auch dann, wenn dieser oder der Ver-

                                                      
540

 Die Nichteinhaltung der journalistischen Sorgfaltspflicht ist nach Korn Schuldparameter. Korn sagt dazu: 

„ME ist die Wahrnehmung berechtigter Interessen der Rechtfertigungsgrund, die Einhaltung der journalisti-

schen Sorgfalt ist hingegen eine der Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, um einen unter diesen Um-

ständen zustande gekommenen Pressebericht dann letztlich für gerechtfertigt zu erachten.“ Vgl. Korn, Nach-

forschungspflicht des Journalisten – Presseaussendungen der Arbeiterkammer. MR 2005/305; Kein Rechtfer-

tigungsgrund laut Rami aaO, da die inkriminierte Äußerung dennoch strafbar ist, wenn sich der Beschuldigte 

nicht auf die Einhaltung der journalistischen Sorgfalt beruft. 
541

 Vgl. Heindl in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 29, Rz 3. 

542
 OGH 6 Ob 291/00p, vgl. Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. § 29, Rz 3. 

543
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 115. 
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 Vgl. Rami, WK

2
 MedienG. §6, Rz 12a. 

545
 Rami, WK

2 
MedienG. §6, Rz 12a. 

546
 Vgl. Litzka/Strebinger, MedienG

5
. S. 27; Vgl. ebenso: Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxis-

kommentar
3
. § 6, Rz 27; Vgl. ebenso: Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 43; ebenso Rami in 

WK
2
 MedienG. § 6, Rz 12. 
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fasser zum Zeitpunkt der Veröffentlichung den Vorwurf gar nicht für wahr hielt oder 

leichtfertig gehandelt hat“.547 

Kann die Wahrheit also bewiesen werden, so haftet er nicht.  

4.1.1.2.2.4.2. Zurechnung des Bedeutungsgehaltes 

Kann die Wahrheit nicht bewiesen werden, stellt sich die Frage, wie der Inhalt der nicht 

bewiesenen Äußerung zu deuten ist.  Es stellt sich also die Frage, welcher Bedeutungsge-

halt einer Veröffentlichung dem Täter zuzurechnen ist. Fraglich ist, ob die 

„Unklarheitenregel“ nach wie vor gilt. Zu unterscheiden ist zwischen der zivilrechtlichen 

und der strafrechtlichen Beurteilung. In der zivilrechtlichen Beurteilung galt bisher immer 

die Unklarheitenregel, dies scheint aber derzeit in Diskussion zu stehen. Nähere Ausfüh-

rungen dazu siehe weiter unten unter § 1330 Abs 1.  

Im Gegensatz zur zivilrechtlichen Judikatur ist die medienrechtliche deutlicher. In der Rsp 

der letzten Jahre ist durchgehend der Grundsatz anzutreffen, dass es sich bei der Beurtei-

lung des Bedeutungsinhalts einer Veröffentlichung um eine Tatfrage handelt, die der freien 

Beweiswürdigung des Gerichts nach § 258 Abs 2 StPO unterliegt.
548

 Die medienrechtliche 

Judikatur des OGH stellt nach dem Grundsatz „in dubio pro reo“ nun auf die für den An-

geklagten günstigste Auslegungsvariante ab.
549

 Somit gelte laut Berka, entgegen der An-

sicht von Rami, der strafrechtliche Grundsatz „in dubio pro reo“.
550

 Der OGH Entschied 

dazu:  

„Bei der Beurteilung des Bedeutungsinhalts einer Textpassage, aber auch einer bildlichen 

Darstellung, handelt es sich um eine […] Tatfrage. Dabei ist der Bedeutungsinhalt einer 

inkriminierten Textstelle oder eines Bildes aus dem Gesamtzusammenhang der mit den 

damit inhaltlich im Konnex stehenden Ausführungen zu ermitteln, sohin auf den situativem 

[sic] Kontext abzustellen, in den der fragliche Aussagegehalt einzuordnen ist. Die urteils-

mäßige Feststellung des Bedeutungsinhalts - allenfalls auch in der für den Äußernden un-

günstigsten Variante - obliegt dem Gericht in Ausübung des ihm nach § 258 Abs 2 StPO 

zukommenden Beweiswürdigungsermessens. Wenn dabei jedoch mehrere verschiedene 

Auslegungen zur Beurteilung des Sinngehalts einer Aussage nicht ausgeschlossen werden 

können, ist - entsprechend dem im Strafprozess geltenden Grundsatz „in dubio pro reo" - 

von der für den Angeklagten günstigsten Variante auszugehen (vgl § 14 StPO nF). Die 

                                                      
547

 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. §6, Rz 27. 

548
 Vgl. Öner, Die politische Satire im österreichischen Straf- und , JBl 2011, 742; RS0092588; OGH 

11Os124/07f (11Os125/07b). Im Unterschied dazu handelt es sich bei der Ermittlung des Sinngehalts einer 

Äußerung im Zivilrecht um eine Rechtsfrage, vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Praxiskom-

mentar MedienG. S. 2.  
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 OGH 11 Os 124/07f, 11 Os 125/07b, OGH 15 Os 6/08h, OGH 15 Os 7/08f.  
550

 Vgl. Noll in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. Präambel, Rz 45. 
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gegenteilige Judikatur, wonach bei Vorliegen mehrerer Auslegungsvarianten einer Äuße-

rung der Äußernde die für ihn ungünstigste gegen sich gelten lassen muss, ist somit […] für 

Strafurteile nicht aufrecht zu halten.”
551

 

Mit dieser Entscheidung wurde von der bisherigen Unklarheitenregel abgegangen. Nun ist 

von der meinungsfreundlichsten, weil für den Angeklagten günstigsten Variante auszuge-

hen, weil der Grundsatz der Unklarheitenregel für Strafurteile nicht mit dem Grundsatz “in 

dubio pro reo” vereinbar sei. Es ist nun also grundsätzlich primär der Wortsinn der inkri-

minierten Passage zu ermitteln. Ein verborgener Sinn muss so ausgelegt werden, dass die 

für den Angeklagten günstigste Variante zum Tragen kommt.
552

 Dabei ist der Gesamtzu-

sammenhang zu betrachten und eine objektive Deutung vorzunehmen. In Bezug auf Mas-

senmedien merkte Korn zur Auslegung des Bedeutungsgehalts bereit vor der genannten 

Entscheidung an: „Ob eine massenmediale Äußerung mehrdeutig ist oder nicht, ist von den 

Gerichten unter Berücksichtigung des Gesamtzusammenhanges, in den die Äußerung ein-

gebettet ist, nach objektiven Kriterien zu beurteilen. Steht die bloße Möglichkeit einer ob-

jektiven Mehrdeutigkeit fest, ist bei massenmedialen Äußerungen aufgrund der Inhomoge-

nität des Empfängerkreises davon auszugehen, dass die objektiv mehrdeutige Äußerung 

tatsächlich auch in diesem Sinn aufgefasst wurde.“
553

  

In weitere Folge hielt der OGH darüber hinaus fest, dass mit dem neuen “Grundsatz je-

doch nicht eine Beweisregel in dem Sinn geschaffen wurde, dass zur Frage des Bedeu-

tungsinhalts jedenfalls von der für den Angeklagten günstigsten Variante auszugehen ist. 

Vielmehr ist von dieser Auslegungsregel nur dann Gebrauch zu machen, wenn objektiv 

vernünftige Zweifel am Vorliegen von für die Schuld- oder Subsumtionsfrage entscheiden-

den tatsächlichen Umständen bestehen. Lässt sich eine Äußerung jedoch eindeutig in eine 

Richtung auslegen und bestehen an dieser Interpretation keinerlei vernünftige Zweifel, so 

ist von dieser Variante auszugehen - selbst wenn sie für den Äußernden als ungünstiger 

einzustufen ist”
554

.  
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 OGH 15 Os 6/08h (7/08f), MR 2008, 180. 
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 Vgl. Öner, Die politische Satire im österreichischen Straf- und Medienrecht, JBl 2011, 742. 
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4.1.2. Beschimpfung § 115 StGB  

4.1.2.1. Öffentlich oder vor mehreren Leuten 

Die Beleidigung eines anderen ist nach § 115 Abs 1 StGB strafbar, wenn sie öffentlich 

oder vor mehreren Leuten erfolgt.  

Öffentlich ist eine Handlung in Entsprechung zu § 68 StGB dann, wenn sie unmittelbar 

von einem größeren Personenkreis wahrgenommen wird.
555

 Wie viele Menschen einen 

größeren Personenkreis darstellen, sagt das Gesetz nicht. Laut Fabrizy wird man einen 

größeren Personenkreis jedoch erst ab etwa zehn Menschen annehmen können.
556

  

Vor mehreren Leuten wird die Tat dann begangen, wenn sie in Gegenwart von mehr als 

zwei vom Täter und vom Angegriffenen verschiedenen Personen begangen wird und diese 

sie wahrnehmen können. Es ist also zur Verwirklichung des Tatbildes grundsätzlich die 

Anwesenheit von fünf Personen erforderlich, davon drei Unbeteiligte.
557

 Die Anwesenheit 

des Beschimpften ist nicht erforderlich.
558

  

4.1.2.2. Geringschätzung 

Beschimpfung ist ein Ausdruck der Geringschätzung.
559

 Nach Berka ist die Beschimpfung 

„eine Beurkundung der Missachtung gegenüber einem anderen, die eine zu tolerierende 

Geringfügigkeitsschwelle überschreitet“
560

. Beschimpfungen sind derbe Missfallenskund-

gebungen, die sich auf das inhaltslose Vermitteln der Ablehnung reduzieren.
561

 Der Täter 

verleiht seiner Missachtung durch beleidigende Worte oder durch sonstige beleidigende 

Handlungen Ausdruck.
562

 Dazu gehören sowohl Äußerungen von Schimpfworten („Trot-

tel“, „Idiot“) als auch bestimmte Gebärden und sonstige Handlungen wie z.B. entsprechen-

de Abbildungen.
563

 Dem Schimpfenden muss die Beschimpfung des Beleidigten bewusst 

                                                      
555

 Vgl. Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht
4
. S. 11. 
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10
. S. 238. 
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6
. § 115, Rz 1. 
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3
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sein, um strafbar zu sein.
564

 Es wird jedoch nicht die tatsächliche Wahrnehmung durch 

andere verlangt, sondern nur die Wahrnehmbarkeit.
565

  

Die Entscheidungen bezüglich der Beschimpfung sind sehr kasuistisch, da jede Aussage 

individuell und einzelfallbezogen zu prüfen ist. Sogar der Tonfall ist dabei maßgeblich.
566

 

Derbe Missfallensäußerungen wie etwa „Arschloch“ oder „Drecksau“ sind idR tatbe-

standsmäßig. Mitunter ist die Abgrenzung zu § 111 StGB schwierig. Kommt der Wahr-

heitsbeweis in Betracht oder will der Täter einen Charakter- oder Verhaltensvorwurf erhe-

ben, so indiziert dies den Tatbestand der üblen Nachrede. Will er nur beschimpfen oder 

verächtlich machen, so jenen des § 115 StGB.  

4.1.2.3. Entschuldigungsgrund 

Bei Tatbestandserfüllung besteht grundsätzlich nie Straffreiheit, ausgenommen im Falle 

eines Zitats.
567

 Als Entschuldigungsgrund kann jedoch gemäß Abs 3 leg cit die Entrüstung 

im Moment herangezogen werden.
568

 Laut Zöchbauer muss die Beleidigung „in einem 

sachlichen und zeitlichen Zusammenhang zum Verhalten des Anderen stehen“
569

. Für den 

Entschuldigungsgrund muss ein die Entrüstung auslösendes Verhalten des Opfers vorlie-

gen, der Täter muss sich zur Tat durch Entrüstung hinreißen lassen und nicht wohlüberlegt 

handeln. Die Entrüstung muss allgemein begreiflich sein und die Tat in einer den Umstän-

den nach entschuldbaren Weise, also angemessen zum Anlass, geschehen.
570

 

4.1.3. Verspottung 

4.1.3.1. § 115 StGB 

Durch die Verspottung werden körperliche oder geistige Gebrechen hervorgehoben oder 

Hinweise auf ungeschicktes Verhalten getätigt, um den Verspotteten in der öffentlichen 

Meinung lächerlich zu machen und herabzusetzen.
571

 Laut Swoboda versteht man unter 

Verspottung, „dass der Täter einen Anderen lächerlich macht oder als minderwertig ver-

höhnt, etwa durch Nachäffen körperlicher Gebrechen.“
572

 Der Verspottete muss nicht in 
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 Vgl. Mayerhofer, StGB
6
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der Ehre gemindert werden, seinem Charakter oder seiner Achtbarkeit muss nicht nahe 

getreten werden
573

, aber er muss lächerlich gemacht werden.
574

 Voraussetzung für die 

Strafbarkeit ist die Absicht, jemanden dem öffentlichen Spott auszusetzen. Tatbestands-

merkmal ist die Willensrichtung, den Gegenstand des Spottes herabzuwürdigen.  

Im Gegensatz zur Beschimpfung ist bei der Verspottung die Entrüstung kein Entschuldi-

gungsgrund. 
575

 

4.1.3.2. § 6 MedienG  

§ 6 MedienG führt den Tatbestand der Verspottung auf. Der Unterschied zur üblen Nach-

rede besteht im Strafausschließungsgrund: Der Wahrheitsbeweis ist nicht zulässig.
 576

  

Überdies hinaus wird auf die Ausführungen zu § 6 MedienG weiter oben verwiesen. 

4.1.4. Ehrenbeleidigung § 1330 Abs 1 ABGB 

4.1.4.1. Absolut geschütztes Persönlichkeitsrecht 

Die Ehre und der wirtschaftliche Ruf sind absolut geschützte Persönlichkeitsrechte im Sin-

ne des § 16 ABGB. Ehrenbeleidigung ist jedes der Ehre, verstanden als Personenwürde 

(gemäß § 16 ABGB), nahetretende Verhalten, denn die Ehre entspringt aus der Personen-

würde.
577

 Jedermann hat Anspruch auf achtungsvolle Behandlung durch andere. Da der 

Anspruch „jedermann“ zukommt, sind sowohl natürliche, als auch juristische Personen 

vom Schutz des § 1330 ABGB umfasst. Juristischen Personen kommt ganz allgemein der 

Persönlichkeitsschutz insoweit zu, als dass es nicht der Sache nach undenkbar ist, das eine 

juristische Person ein bestimmtes Persönlichkeitsrecht haben kann.
578

 So hielt der OGH in 

seiner Entscheidung vom 10.10.1995 fest: „Es ist in Lehre und Rechtsprechung anerkannt, 

daß juristische Personen eigene Persönlichkeitsrechte haben, insbesondere passiv beleidi-

gungsfähig im Sinne des § 1330 Abs 1 ABGB sind, weil sie grundsätzlich die gleichen 

Rechte wie natürliche Personen haben. Dieser Schutz wird unter Hinweis auf Ostheim (Zur 

Rechtsfähigkeit von Personenverbänden 156) insofern eingeschränkt, als eine juristische 

Person unmittelbar in ihrer Ehre nur beeinträchtigt sein kann, wenn es sich um ihre sozia-
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le Wertstellung innerhalb der Gemeinschaft handelt” 
579

 Diese Entscheidung des OGH 

stellt klar, dass die Ehre als soziale Wertstellung in der Gesellschaft verstanden wird. Lan-

ge Zeit bestand Unsicherheit darüber, ob die Ehre als eine „sittlich-persönliche Hal-

tung“
580

, oder eben als soziale Wertstellung innerhalb der Gesellschaft verstanden werden 

soll. Der OGH stellt mit dieser Entscheidung klar, dass er unter Ehre nicht eine sittlich-

persönliche Haltung, sondern die soziale Wertstellung innerhalb der Gemeinschaft versteht 

und somit auch juristische Personen Opfer einer Ehrenbeleidigung sein können. 

Die Beleidigung einer natürlichen Person kann gleichzeitig auch eine Beleidigung oder 

Beeinträchtigung des wirtschaftlichen Rufs einer juristischen Person sein. Umgekehrt kann 

auch eine Beleidigung einer juristischen Person zu einer Beleidigung einer natürlichen 

Person führen.  

4.1.4.2. Tatbestand 

Ehrenbeleidigend ist die Verbreitung unwahrer Tatsachen, sowie die Verbreitung wahrer, 

aber den Betroffenen offensichtlich kränkender oder schädigender Tatsachen.
581

  

Eine Ehrverletzung liegt dann vor, wenn die Ehrverletzung der Umwelt bekannt wird
582

 

und diese aufgrund der ehrverletzenden Äußerung dem Verletzten nicht mehr die gebotene 

achtungsvolle Behandlung entgegenbringt.
583

  

Es kommt bei der Ehrenbeleidigung in Bezug auf die Verbreitung unwahrer Tatsachen 

nicht darauf an, wie die Äußerung gemeint war oder ob sie vorsätzlich getätigt wurde oder 

nicht
584

, es kommt nur darauf an, wie sie beim Publikum ankommt.
585

 Schon fahrlässige 

Ehrbeleidigung macht verantwortlich.
586

 Es geht somit darum, dass der Betroffene in sei-

ner sozialen Wertstellung innerhalb der Gesellschaft herabgesetzt wird.
587

  

                                                      
579

 OGH 4Ob49/95. 
580

 Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
4
. §1330, Rz 1a. 

581
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. §1330, Rz 1. 

582
 Die Äußerung erfordert eine gewisse Publizität. Wird sie nur gegen den Beleidigten selbst geäußert, so 

liegt kein Fall des § 1330 ABGB vor. 
583

 Vgl. OGH 25.1.1996 SZ 69/12; Tades/Hopf/Kathrein/Stabentheiner, ABGB und alle wichtigen Nebenge-

setze
37

. § 1330, E 67. 
584

 Die Ehre darf weder vorsätzlich noch sorgfaltswidrig verletzt werden. Es reicht eine fahrlässige Beleidi-

gung, um den Tatbestand des § 1330 ABGB zu erfüllen.  
585

 Vgl. OGH 20.10.1992 6 Ob 283/01p; OGH 6 Ob 146/03v in MR 2003, 302; Ta-

des/Hopf/Kathrein/Stabentheiner, ABGB und alle wichtigen Nebengesetze
37

. § 1330, E 112. 
586

 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
4
. § 1330, Rz 3. 

587
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. § 1330, Rz 1. 
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Bei der Verbreitung wahrer Tatsachen muss der Mitteilende den Betroffenen offensichtlich 

kränken oder schädigen wollen und darf kein überwiegendes Informationsinteresse der 

Allgemeinheit oder des Mitteilungsempfängers vorliegen.
588

  

4.1.4.3. Auslegung Bedeutungsinhalt 

Der objektive Bedeutungsgehalt einer Aussage ist eine Rechtsfrage.
589

 Bei der Frage der 

Auslegung des Bedeutungsgehalts gibt es somit keine Beweislastverteilung.
590

 Davon zu 

unterscheiden ist die Frage, ob eine Tatsachenbehauptung oder ein Werturteil getroffen 

wurde und ob die Aussage wahr ist oder nicht.
591

 Den Äußernden trifft die Beweislast für 

die Wahrheit der Tatsachenbehauptung. 

Bei der Verbreitung wahrer Tatsachen oder bei Misslingen des Wahrheitsbeweises ist zu 

überprüfen, ob die Äußerung die Ehre verletzt: Die Verletzung muss „von einem mit der 

Rechtsordnung verbundenen maßgerechten Menschen als Ehrenbeleidigung empfunden 

werden“
592

. Der Sinn und der Bedeutungsinhalt einer Äußerung richten sich nach dem 

Gesamtzusammenhang und dem vermittelten Gesamteindruck für einen unbefangenen 

Durchschnittsleser.
593

 Der Tatbestand ist somit dann erfüllt, wenn die Auslegung des Be-

deutungsgehalts einer Äußerung nach dem Verständnis eines durchschnittlich qualifizier-

ten Erklärungsempfängers ehrenrührig ist. Dabei muss der gesamte Zusammenhang der 

Äußerung betrachtet werden.
594

 Gemäß Reischauer
595

 gibt es keinen Durchschnittsleser per 

se, denn die Medien sprechen ein breites Spektrum von Konsumenten an, so besteht etwa 

bei Boulevardzeitungen und Qualitätsmedien ein unterschiedliches Publikum. Es kommt 

daher auf den entsprechenden Verkehrskreis und dessen Empfängerhorizont an.
596

  

                                                      
588

 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
4
. § 1330, Rz 1. 

589
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. § 1330, Rz 13. 

590
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. § 1330, Rz 7c. 

591
 Werturteile werden von der Meinungsäußerungsfreiheit umfasst. Zu beachten ist, dass die Meinungsäuße-

rungsfreiheit mit dem Recht auf Ehre kollidieren kann. Das Recht auf Meinungsfreiheit gilt jedoch nur für 

wertende Äußerungen. Es ist aber kein Freibrief für das Aufstellen unrichtiger Tatsachenbehauptungen oder 

kritische Wertungen, die in persönlichen Beleidigungen oder Verunglimpfungen ausarten. Das Recht auf 

Meinungsfreiheit ist nicht so konzipiert, dass es in die Rechte anderer eingreifen darf. Kommt es jedoch zu 

Kollisionen, müssen die Gerichte eine Interessensabwägung vornehmen. Wertungsexzesse setzen der Mei-

nungsfreiheit ihre Grenzen. Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
4
. § 1330, Rz 7b f. 

592
 Reischauer in Rummel, ABGB Kommentar

3
. § 1330, Rz 1. 

593
 Vgl. 6 Ob 2060/96a, Korn zu OGH 21.5.2003, 6 Ob 22/03h, MR 2003, 225; ebenso OGH 19.3.2010, 6 ob 

265/09 b in ecolex 2010/270. 
594

 OGH 19.3.2010 in 6 Ob 265/09 b, ÖJZ 2010/17. S. 769 ff. 
595

 Vgl. Reischauer in Rummel, ABGB Kommentar
3
. § 1330, Rz 8a. 

596
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. § 1330, Rz 8a. 
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Im Zivilrecht gilt, anders als im Strafrecht, die Unklarheitenregel zur Auslegung des Be-

deutungsgehalts. „Ist der Sinngehalt eines Berichtes nach dem Gesamtzusammenhang 

mehrdeutig, muss der Äußernde die ungünstige Auslegung gegen sich gelten lassen 

(Unklarheitenregel).“
597

 Voraussetzung dafür ist, dass ein nicht unbeträchtlicher Teil des 

angesprochenen Publikums die Äußerung tatsächlich in diesem ungünstigen Sinn verste-

hen kann.
598

 Kritiken dazu bestehen unter anderem wie folgt: 

 Nach Berka kann jedoch im Lichte des Art 10 EMRK die lange Zeit angewendete 

Formel, bei der dann, wenn der Wahrheitsbeweis nicht erbracht werden kann, sich 

der Journalist die ungünstige Variante anrechnen lassen muss, nicht aufrechterhal-

ten werden.
599

 Er hält fest, dass der OGH
600

 im zivilrechtlichen Ehrenschutz davon 

ausgeht, dass bei der Auslegung von inkriminierten Äußerungen auf den Gesamt-

eindruck des unbefangenen Durchschnittsadressaten abzustellen ist. Die Möglich-

keit einer noch belastenderen Deutung muss somit unbeachtlich bleiben.
601

  

 Der OGH
602

  entschied in Bezug auf die Unklarheitenregel, dass deren Anwendung 

am Grundrecht der Meinungsfreiheit zu messen ist. Liegt die Annahme eines be-

stimmten Tatsachenkerns nahe, der wahr ist und die damit verbundenen Werturteile 

als nicht exzessiv rechtfertigt, muss die entfernte Möglichkeit einer der Äußernden 

noch stärker belastenden Deutung unbeachtlich bleiben.  

 Auch Reischauer
603

 bespricht im neuen ABGB Kommentar die Unklarheitenregel. 

Er hält dazu fest, dass in der zivilrechtlichen Judikatur grundsätzlich davon ausge-

gangen wird, dass die ungünstigere Deutung dem Äußernden zu unterstellen ist. 

Wendungen, die bei verkehrsüblicher flüchtiger Kenntnisnahme zu Missverständ-

nissen führen können, wären laut OGH immer zum Nachteil desjenigen auszulegen, 

der sich ihrer bedient. Auch die Betrachtung im Gesamtzusammenhang ändere an 

dieser Ansicht nichts. Zu beachten sei jedoch, dass die Unklarheitenregel nicht gilt, 
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 OGH 15.4.2010, 6 Ob 36/10b in MR 2010/195. 
598

 Korn, Politik und Politiker als Objekt der Justiz in Langenbucher, Die Kommunikationsfreiheit der Ge-

sellschaft. S. 278; OGH 14.3.2000, 4 Ob 49/00k. 
599

 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. Präambel, Rz 45. 

600
 OGH 6 Ob 265/09b, OGH 6 Ob 218/08i, OGH 6 Ob 192/10v. 

601
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. Präambel, Rz 45. 

602
 OGH 15.10.2102,6 Ob 162/12k in MR 2013, 67. 

603
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. §1330, Rz 8c. 
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wenn der Sinngehalt der Erklärung nach dem Verständnis des unbefangenen 

Durchschnittsbetrachters in einer bestimmten Richtung klar ist.
604

  

In Bezug auf Schlagzeilen und deren Bedeutungsgehalt ist Korn der Ansicht, dass die Be-

urteilung der Schlagzeile nicht isoliert betrachtet werden darf. Vielmehr sind Schlagzeilen, 

Überschriften und andere Hervorhebungen eines Textes am Gesamthinhalt zu prüfen. 

Schlagzeilen und Überschriften sind nur dann alleine maßgeblich, wenn sie den Eindruck 

einer vollständigen Information erwägen.
605

 

4.1.4.4. Rechtfertigungsgrund 

Wird aufgrund der eben dargestellten Prämissen eine Verletzung der Ehre angenommen, so 

stellen sich die Fragen der Rechtfertigungsgründe und der Beweislast. Zur Beantwortung 

dieser Fragen ist zu unterscheiden zwischen dem verschuldensunabhängigen Unterlas-

sungsanspruch und dem Schadenersatzanspruch. 

4.1.4.4.1. Unterlassungsanspruch: objektives Eingriffsrecht  

Der Träger des Rechtsguts Ehre hat einen verschuldensunabhängigen Unterlassungsan-

spruch. Nur wer ein Eingriffsrecht hat, führt keinen rechtswidrigen Erfolg herbei.
606

 Dieses 

Eingriffsrecht hat er Eingreifer nach den allgemeinen Grundsätzen zu beweisen. 

Ein Eingriffsrecht kann etwa darin liegen, dass ihm: 

 der Wahrheitsbeweis gelingt oder  

 ein überwiegendes öffentliches Interesse bestand. Anhand einer Interessensabwä-

gung kann das Verhalten des Äußernden als rechtmäßig beurteilt werden. Dem In-

teresse am gefährdeten Gut müssen die Interessen des Handelnden und die der All-

gemeinheit gegenübergestellt werden.
607

 Reischauer hält fest, dass es dabei auf 

„die Art des eingeschränkten Rechtes, die Schwere des Eingriffs, die Verhältnismä-

ßigkeit zum verfolgten Zweck und den Grad der Schutzwürdigkeit dieses Interes-

ses“
608

 ankommt. Dem Täter obliegt dann der Beweis, dass bei Aufwendung der 
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 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
4
. §1330, Rz 8c. 

605
 Korn, Glosse zu OGH vom 23.1.2003 zu 6Ob296/02a in MR 2013, 67; vgl. ebenso: Reischauer in Rum-

mel/Lukas, ABGB
4
. § 1330, Rz 8a. 

606
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. § 1330, Rz 7a. 

607
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. § 1330, Rz 7b. 

608
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4
. § 1330, Rz 7b. 
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gebotenen journalistischen Sorgfalt hinreichende Gründe vorlagen, die Behauptung 

für wahr zu halten.
609

  

Trotz Wahrheit kann jedoch ein berechtigtes Interesse der Öffentlichkeit an der Veröffent-

lichung in einem Medium fehlen. Rechtswidrig ist die Äußerung jedenfalls dann, wenn die 

Interessen des anderen unnötig verletzt werden und somit kein Informationsbedürfnis der 

Allgemeinheit oder des Mittteilungsempfängers vorliegt.
610

 

4.1.4.4.2. Schadenersatz: subjektives Verschulden 

Begehrt der Geschädigte Schadenersatz wegen Ehrverletzung nach Abs 1, so liegt die Be-

weislast beim Journalisten für ein fehlendes sorgfaltswidriges Handeln. „Das fehlende 

Verschulden im subjektiven Sinn hat nach allg Grundsätzen nach Feststehen der Sorgfalts-

verletzung immer der belangte Deliktsfähige zu beweisen.“
611

 Er muss sogar beweisen, 

dass er ohne Vorsatz handelte.
612

 Kann also der Journalist beweisen, dass er die nötige 

Sorgfalt eingehalten hat, ohne Vorsatz handelte und bestand ein öffentliches Interesse an 

der Veröffentlichung, so war diese gerechtfertigt.  

4.1.5. Bildnisschutz 

Bildnisschutz ist das Recht am eigenen Bild. Das Bildnis einer Person ist jede Abbildung, 

auf der diese Person kenntlich wird.
613

 Der Bildnisschutz schützt nicht den Lichtbildher-

steller, sondern den Abgebildeten, gehört zu den zivilrechtlichen Persönlichkeitsrechten 

und ist in § 78 UrhG geregelt.
614

 Der § 78 UrhG soll das Selbstbestimmungsrecht des Ab-

gebildeten über die Verwendung seines Bildnisses schützen.
615

 Zu bedenken ist, dass 

§ 78 UrhG und sein immaterialgüterrechtliches Rechtsinstrumentarium zwar gegen die 

Persönlichkeitsinteressen verletzende Veröffentlichung von Bildnissen schützen, aber nach 

hM nicht gegen die unbefugte Bildaufnahme an sich.
616

  

 

                                                      
609

 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
4
. § 1330, Rz 17. In Bezugnahme auf § 6 Abs 2 Z 2 lit b Me-

dienG und § 1330 ABGB, wo das öffentliche Interesse als Rechtfertigungsgrund dargelegt wird.  
610

 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
4
. § 1330, Rz 1. 

611
 Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. § 1330, Rz 17. 

612
 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB

4
. § 1330, Rz 17. 

613
 Vgl. Mayer, Werberechtspraxis. S. 195. 

614
 Vgl. Doba, Leitfaden. Foto-Urheberrecht für österreichische Berufsfotografen. S. 36. 
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 Vgl. Schumacher, Medienberichterstattung und Schutz der Persönlichkeitsrechte. S. 185. 
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 Vgl. Thiele, Unbefugte Bildaufnahme und ihre Verbreitung im Internet – Braucht Österreich einen eige-

nen Paparazzi-Paragrafen? RZ 2007, 2. 



120 

 

4.1.5.1. Erkennbarkeit der abgebildeten Person 

Wesentlich ist, dass die abgebildete Person erkennbar ist. Dabei genügt es, dass die abge-

bildete Person auf Grund bestimmter begleitender Umstände und Erscheinungsmerkmale 

oder durch den Rahmen, in den das Bild gestellt wird, erkennbar ist. Dies sind Fotos, auch 

wenn sie mit einem schwarzen Balken versehen sind, sofern die Erkennbarkeit gegeben ist. 

Auch gelten Karikaturen, Zeichnungen und Schattenrisse als Bildnisse, sofern die Person 

erkennbar ist. § 78 UrhG ist nur dann verletzt, wenn der Abgebildete für Personen, die ihn 

schon öfter gesehen haben, erkennbar ist.
617

 Dazu gehören Angehörige und Bekannte, je-

doch auch Personen aus der näheren und weiteren Nachbarschaft, die dem Abgebildeten 

regelmäßig begegnet sind, ohne den Namen und die sonstigen Verhältnisse dieses Men-

schen zu kennen.
618

  

4.1.5.2. Verletzung schutzwürdiger Interessen des Abgebildeten 

Die Bildnisveröffentlichung ist verboten, wenn durch sie berechtigte, schützenswürdige 

Interessen des Abgebildeten verletzt werden. Es stellt sich nun die Frage, was schutzwür-

dige Interessen sind. Grundsätzlich ist die Judikatur darüber sehr einzelfallbezogen. Es 

lässt sich jedoch sagen, dass bei der Beurteilung der berechtigten Interessen des Abgebil-

deten das Bild mit dem zusammenhängenden Text zu beurteilen ist. Es sind dabei nicht nur 

Textzeilen zu berücksichtigen, die sich auf das Bild beziehen, sondern auch solche, die 

keinen besonderen Hinweis auf das Bild machen. „Ein für den Abgebildeten nachteiliger 

Text begründet eine Verletzung seiner schutzwürdigen Interessen durch die Bildveröffent-

lichung jedenfalls dann, wenn er unwahr ist.“
619

 Wesentlich ist also jeweils der Zusam-

menhang, in dem das Bild veröffentlicht wird. Der Begleittext kann das Bild in einen völ-

lig anderen Kontext bringen, folglich zu Missdeutungen führen, etwa wenn der Abgebilde-

te durch den Begleittext mit Vorgängen in Verbindung gebracht wird, mit denen er nichts 

zu tun hat, der Begleittext falsch ist oder der Neugierde und Sensationslust der Öffentlich-

keit preisgegeben wird. Wird ein kranker Mensch fotografiert und als Titel die „Komatrin-

kerjugend“ herangezogen, wird durch die Abbildung des Kranken eine Missdeutung zu 

seinen Ungunsten provoziert und somit in seinen höchstpersönlichen Lebensbereich einge-

griffen.
620

 Grundsätzlich kann man daher sagen, wird der Abgebildete bloßgestellt, ent-

würdigt oder herabgesetzt bzw. auf erniedrigende Art dargestellt und wird sein Privatleben 
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 OGH 4 Ob 82/11d. 
618

 OGH 4 Ob 52/11t. 
619

 Swoboda, Das Recht der Presse
2
. S. 194. 

620
 Vgl. Holoubek/Traimer/Weiner, Grundzüge des Rechts der Massenmedien. S. 67. 
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preisgegeben oder die Abbildung auf eine Art benützt, die zu Missdeutungen Anlass ge-

ben, wird in die berechtigten Interessen eingegriffen.
621

 

4.1.5.3. Zustimmung zur Veröffentlichung 

Stimmt der Abgebildete der Veröffentlichung zu, darf das Bild auch veröffentlicht wer-

den.
622

 Denn wurde die Zustimmung gegeben, so kann mit der Veröffentlichung nicht in 

die berechtigten Interessen des Abgebildeten eingegriffen werden. Die Zustimmung zur 

Bildnisveröffentlichung schließt den Bildnisschutz daher aus.
623

 Ob die Zustimmung tat-

sächlich vorliegt, muss genau geprüft werden.
624

 Grundsätzlich sollte der Zweck und der 

Rahmen, für den die Zustimmung gilt, berücksichtigt werden. Diesen Rahmen sollte man 

nicht verlassen.
625

 Stimmt der Abgebildete der Veröffentlichung in einem bestimmten Fall 

zu, so darf das Bildnis nicht in einem anderen Zusammenhang veröffentlicht werden.
626

 

Die Zustimmung muss aber nicht ausdrücklich erfolgen, eine konkludente Zustimmung ist 

ausreichend.
627

  

4.1.5.4. Bildnisse von „public figures“ 

In Bezug auf „public figures“ hat der OGH festgehalten, dass auch ihre 

Bildnisveröffentlichung nicht schrankenlos zulässig ist.  

“Auch solche Personen haben einen Anspruch darauf, dass die Allgemeinheit Rücksicht 

auf ihre Persönlichkeit nimmt. Daher ist auch die Intimsphäre dieser Personen geschützt 

und die Verbreitung von Bildern unzulässig, die entstellend wirken oder den Abgebildeten 

im Zusammenhang mit dem Begleittext der Neugierde und Sensationslust der Öffentlichkeit 

preisgeben oder mit Vorgängen in Verbindung bringen, mit denen er nichts zu tun hat (4 

Ob 100/94 = ÖBl 1995, 233 - Handbuch des österreichischen Rechtsextremismus; 4 Ob 

121/08k; RIS-Justiz RS0077903 [T1]). Auch eine Person, für deren Leben sich breite Be-

völkerungskreise interessieren und die immer wieder Gegenstand von Medienberichten ist, 

hat Anspruch darauf, dass ihre Privatsphäre respektiert wird (4 Ob 165/03y = ÖBl 2004, 

89 - Pinkelprinz; zuletzt etwa 4 Ob 121/08k = MR 2008, 289 - Eheprobleme [Korn]; 4 Ob 

150/08z und 4 Ob 165/08f).“
628
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 Vgl, Zeiler, Recht und Unrecht am eigenen Bild in Mayer, Persönlichkeitsschutz und Medienrecht. S. 25; 
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 Vgl. OGH 24.2.2009, 4 Ob 233/08f. 
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Bei bekannten Persönlichkeiten kann auch in deren materielle Interessen eingegriffen 

werden, wenn deren Bekanntheitsgrad zu wirtschaftlichen Zwecken ausgenutzt wird, ohne 

dass diese Anteil am Gewinn haben.
629

 Dem Abgebildeten wird die Möglichkeit genom-

men, sein Bildnis zu seiner eigenen Verwertung zu nutzen. Nach der Ansicht von Schuma-

cher ist die Verletzung des § 78 UrhG ist daher schon gegeben, wenn nur wirtschaftliche 

Interessen betroffen sind.
630

 Grundsätzlich geht man jedoch davon aus, dass die Darstel-

lung von Personen, so wie sie sich in der Öffentlichkeit gezeigt haben, ohne Werbecharak-

ter und ohne negative Tendenz zulässig ist.
631

 Beruft sich das Medium auf Eigeninteres-

sen/Interessen der Öffentlichkeit an der Veröffentlichung, so muss eine Interessenabwä-

gung zwischen den Interessen des Abgebildeten am Unterbleiben der Veröffentlichung, 

den Interessen des Mediums an der Veröffentlichung der Abbildung und dem Interesse der 

Öffentlichkeit an der Veröffentlichung vorgenommen werden.
632

 „In der Rechtsprechung 

des Gerichtshofs ist im Zusammenhang mit der Veröffentlichung von Fotos und Artikeln 

und der Interessenabwägung zwischen Art 8 EMRK und Art 10 EMRK danach zu unter-

scheiden, ob die Veröffentlichungen nur dem Zweck dienten, die Neugier eines bestimmten 

Publikums im Hinblick auf Einzelheiten aus dem Privatleben einer bekannten Person zu 

befriedigen, oder ob sie als Beitrag zu einer Debatte von allgemeinem gesellschaftlichen 

Interesse angesehen werden können; in ersterem Fall gebietet die freie Meinungsäußerung 

eine weniger weite Auslegung (EGMR 24. 6. 2004, Beschwerde Nr 59320/00 - v. Hannover 

gegen Deutschland, MR 2004, 246, Rz 65 f).”633Die Interessen des Abgebildeten werden 

jedenfalls dann verletzt, wenn in seinen höchstpersönlichen Lebensbereich eingegriffen 

wird.
634

  

4.1.5.5. Beweislast 

Die Umstände, aus denen die Verletzung berechtigter Interessen abgeleitet wird, sind vom 

Kläger zu beweisen. Die Beweislast trifft nur dann den Beklagten, wenn der Begleittext als 

Ehrenbeleidigung im Sinne des § 1330 Abs 1 ABGB zu qualifizieren ist.
635

 Ob in die be-

                                                      
629

 Vgl. Schumacher, Medienberichterstattung und Schutz der Persönlichkeitsrechte. S. 184.  
630

 Vgl. Schumacher, Medienberichterstattung und Schutz der Persönlichkeitsrechte. S. 186. 
631

 Vgl. Swoboda, Das Recht der Presse
2
. S. 195. 

632
 Vgl. Holoubek/Traimer/Weiner, Grundzüge des Rechts der Massenmedien. S. 67. 

633
 Vgl. OGH 18.11.2008, 4 Ob 165/08f. 

634
 Vgl. Holoubek/Traimer/Weiner, Grundzüge des Rechts der Massenmedien. S. 67. 

635
 Vgl. OGH 18.11.2008, 4 Ob 165/08f. 
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rechtigten Interessen eingegriffen wurde, ist nach den im Zeitpunkt der 

Bildnisveröffentlichung gegeben Umständen zu beurteilen.
636

 

Zusammenfassend lässt sich daher sagen, dass das schutzwürdige Interesse des Abgebilde-

ten an der Verhinderung der Veröffentlichung des Bildnisses diese grundsätzlich unzuläs-

sig macht. Wenn aber der Verbreiter des Bildes auch Interessen an der Verbreitung be-

hauptet, müssen die Interessen gegeneinander abgewogen werden.
637

 Die Veröffentlichung 

kann gerechtfertigt sein, wenn das Veröffentlichungsinteresse des Verbreiters höher ist, als 

das des Abgebildeten an der Geheimhaltung.
638

 

4.2. Wahrheitsschutz 

4.2.1. Verleumdung § 6 MedienG 

§ 6 MedienG umfasst neben der Beschimpfung und der Verspottung auch die Verleum-

dung. Der objektive Tatbestand der Verleumdung ist erfüllt, wenn „ein Mensch zu Unrecht 

einer strafbaren Handlung oder der Verletzung einer Amts- oder Standespflicht verdäch-

tigt wird und diese Verdächtigung zugleich geeignet ist, den Verleumdeten der konkreten 

Gefahr einer behördlichen Verfolgung auszusetzen“
639

. Wesentlich ist, dass die Unwahr-

heit Tatbestandsmerkmal ist. Ist daher der inkriminierte Vorwurf wahr, scheidet eine Haf-

tung des Medieninhabers mangels Tatbestandsmäßigkeit aus. 
640

 Das Delikt stellt auf die 

objektive Erfüllung des Tatbestandes ab.  

4.2.2. Kreditschädigung  

4.2.2.1. §§ 152 StGB: 

Tatbestand ist das Aufstellen unrichtiger Tatsachenbehauptungen wodurch Kredit, Erwerb 

oder berufliches Fortkommen einer natürlichen oder juristischen Person
641

 gefährdet oder 

geschädigt werden. Die unrichtige Tatsache und die Gefährdung des Betroffenen sind Tat-

bestandsmerkmal. Der Privatankläger muss die Unwahrheit beweisen. 

Der Schutzzweck ist das Vermögen des Geschädigten. Es wird dabei der Kredit, also die 

Vertrauenswürdigkeit im Hinblick auf Fähigkeit und Willen, ein Darlehen zu erhalten, der 

                                                      
636

 Ris Justiz RS0113492. 
637

 Vgl. OGH 4 Ob 4/91. 
638

 Vgl. OGH 12. 4. 2011, 4 Ob 3/11m. 
639

 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. §6, Rz 20. 

640
 Vgl Rami in WK

2
 MedienG. § 6, Rz 14. 

641
 Vgl. WK

2
 StGB. § 152, Rz 1. 
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Erwerb und somit die Verdienstmöglichkeit durch wirtschaftliche Tätigkeit und berufliches 

Fortkommen, vor Schädigung oder Gefährdung durch Behauptung unrichtiger Tatsachen 

geschützt.
642

 Das Wort Kredit ist auf das Vertrauen in die Erfüllung von Verbindlichkeiten 

beschränkt.
643

 Erwerb ist nicht auf jede wirtschaftsbezogene Tätigkeit erstreckt, „sondern 

nur auf eine solche, die unmittelbar der Gewinnung von Einkommen dient“
644

. Berufliches 

Fortkommen betrifft nur Privatpersonen, nicht aber juristische Personen, da diese keinen 

Beruf haben. Es ist daher schon begrifflich nicht möglich, diese gemäß § 152 StGB zu 

schädigen oder zu gefährden.
645

  

Das Delikt ist ein Vorsatzdelikt.
646

 Der Vorsatz des Täters muss sich auf die Unrichtigkeit, 

die Schädigung und die konkrete Gefährdung erstrecken.
647

 Wenn der Täter die Informati-

on für richtig hält, kann er das Delikt nicht begehen und zwar auch dann nicht, wenn er die 

Richtigkeit fahrlässig angenommen hat. Der Beweis der Wahrung der journalistischen 

Sorgfalt wirkt hier strafausschließend.
648

  

4.2.2.2. § 1330 Abs 2 ABGB 

 

§ 1330 Abs 2 ABGB schützt den Ruf und sanktioniert die unwahre rufschädigende Tatsa-

chenbehauptung, nicht jedoch Werturteile.
649

 Unwahrheit bedeutet, dass der Inhalt einer 

Äußerung nicht mit der Wirklichkeit übereinstimmt. Es muss hier geprüft werden, ob die 

Behauptung im Wesentlichen der Wahrheit entspricht. Eine Äußerung ist unwahr, wenn ihr 

sachlicher Kern nicht der Wahrheit entspricht.
650

 Der Wahrheitsbeweis ist dann als erb-

racht anzusehen, wenn er den Inhalt der Mitteilung im Wesentlichen bestätigt.
651

 Maßgeb-

lich ist der Zeitpunkt der Äußerung.  
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 Vgl. Holoubek/Kassai/Traimer, Grundzüge des Rechts der Massenmedien
4
. S. 147. 
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 Vgl. Mayerhofer, StGB

6
. § 152, Rz 1.  
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 Mayerhofer, StGB

6
. § 152, Rz 1. 
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 Vgl. Mayerhofer, StGB

6
. § 152, Rz 3. 

646
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145. 
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 Vgl. Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht
4
. S. 22. 
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 Vgl. Swoboda, Das Recht der Presse

2
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3
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4.2.2.2.1. Tatsachenbehauptung 

„Wie die Ehre, so ist auch der wirtschaftliche Ruf einer Person ein absolutes Recht.“
652

 

Zwar sind die Ehre und der wirtschaftliche Ruf nicht identisch, die Ehre sowie der wirt-

schaftliche Ruf hängen jedoch beide von der Meinung anderer ab und beiden drohen durch 

falsche Informationen Gefahren.
653

 Zweck des Abs 2 leg cit ist es nun, den Diskriminie-

rungsschaden, verursacht durch die Verbreitung unwahrer Tatsachen, abzuwehren.
654

 We-

sentlich nach Abs 2 leg cit ist somit, dass die Äußerung unwahre Tatsachen darstellt. „Ent-

hält eine Ehrenbeleidigung iwS Tatsachenbehauptungen bzw ist sie Tatsachenbehauptung 

[…], so ist idR auch der Tatbestand des Abs 2 S 2 (oder3) erfüllt.“
655

 Tatsache ist jeder 

objektiv überprüfbare Umstand, selbst wenn es sich um eine bewertende Einschätzung 

handelt.
656

 

Auch bloße Verdächtigungen fallen grundsätzlich unter Abs 2 leg cit.
657

 Die Unwahrheit 

einer Tatsachenbehauptung kann auch durch die Unvollständigkeit des bekanntgegebenen 

Sachverhalts hervorgerufen werden.
658

 Bei einer wertenden Kritik, die auf einer konkreten 

Tatsachengrundlage beruht, ist zu prüfen, auf welchen Tatsachenkern sich die Kritik be-

zieht, und sofern er wahr ist, kann die Äußerung nur bei einem Wertungsexzess verboten 

werden.
659

 Werturteile als rein subjektive Aussagen, die einer objektiven Überprüfbarkeit 

entzogen sind, werden von Abs 2 leg cit nicht erfasst, können aber als Ehrenbeleidigung 

gegen Abs 1 leg cit verstoßen.
660

 

Für die Deutung der Tatsachenbehauptung, also für die Frage, ob diese rufschädigend war 

oder nicht, ist die Sicht des redlichen Mitteilungsempfängers maßgebend.
661

 „Die Äuße-

rung ist so auszulegen, wie sie von den angesprochenen Verkehrskreisen – zB den Lesern 
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 Reischauer in Rummel, ABGB Kommentar
3
. § 1330 Rz 7. 
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4
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4
. § 1330, Rz 6. 
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. § 1330, Rz 7. 
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4
. § 1330, Rz 8a. 



126 

 

einer Tageszeitung – bei ungezwungener Auslegung verstanden wird.“
662

 Wie oben darge-

stellt, gilt schlussendlich die Unklarheitenregel. 

4.2.2.2.2.Schädigung des wirtschaftlichen Rufs 

Der wirtschaftliche Ruf genießt Schutz gegen unwahre Tatsachenbehauptungen.
663

 Wer 

den wirtschaftlichen Ruf rechtswidrig beeinträchtigt bzw schädigt, wird nach § 1330 Abs 2 

ABGB verantwortlich.   

Laut Reischauer ist eine „Schädigungseignung […] dann anzunehmen, wenn Tatsachen 

behauptet werden, die beim Publikum eine nachteilige Meinung vom Geschäftsbetrieb ei-

nes Unternehmers, von seinen Waren oder seiner Kreditwürdigkeit erweckt, sofern die 

Behauptungen nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge meist die Wirkung haben, dass der 

betroffene Betrieb einen Schaden erleidet oder der Kredit seines Inhabers erschüttert.“
664

 

Selbst wenn der Schaden erst durch das Handeln eines Dritten tatsächlich bewirkt wird, 

handelt der Äußernde rechtswidrig, wenn er fahrlässig unrichtige Tatsachen behauptet und 

dadurch Kredit, Erwerb und Fortkommen eines anderen schädigt.
665

 Kreditgefährdung 

liegt dann vor, wenn die Zahlungsfähigkeit in Frage gestellt wird. Die Gefährdung des 

Erwerbs betrifft die gegenwärtige wirtschaftliche Lage. Die Fortkommensgefahr betrifft 

die künftige wirtschaftliche Entwicklung, wie etwa Aufstiegschancen.
666

 Diese Aufzählung 

ist nicht abschließend, denn der Schutz des wirtschaftlichen Rufes ist umfassend und nicht 

auf die Tatbestände des § 1330 ABGB beschränkt.
667

  Daher fällt grundsätzlich jede Ge-

fährdung wirtschaftlich bedeutsamer Beziehungen oder Verhältnisse unter Abs 2 leg cit. 

Die Möglichkeit wirtschaftlicher Nachteile als Folge von Äußerungen erfüllt den Tatbe-

stand bereits.
668

 Es genügt somit die abstrakte Gefährdung.
669
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 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
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4.2.2.2.3. Aktivlegitimation 

Aktivlegitimiert ist die natürliche, als auch die juristische Person mit oben ausgeführten 

Einschränkungen. Auch juristische Personen sind, wie oben dargestellt, Träger des Rechts-

guts Ehre, da ihnen in der Regel die gleichen Rechte wie natürlichen Personen zukom-

men.
670

 Ein zivilrechtlicher Schutz kommt ihnen insbesondere dann zu, wenn die über sie 

verbreiteten Tatsachen mit dem Betrieb des Unternehmens unmittelbar zusammenhängen 

und daher auf das Unternehmen selbst bezogen werden können.
671

 Berka hält dazu fest, 

dass der wirtschaftliche Ruf und der Kredit eines Unternehmens durch eine diffamierende 

Berichterstattung auch Unternehmen beeinträchtigen könne und diesen somit auch ein zi-

vilrechtlicher Schutz der Ehre zukommt.
672

  

Das bedeutet, dass niemand, auch ein Wirtschaftsunternehmen nicht, es dulden muss, dass 

über ihn in der Öffentlichkeit falsche ehrenrührige und geschäftsschädigende Tatsachenbe-

hauptungen verbreitet werden.673 
 

4.2.2.2.4. Beweislast 

Im Bereich der reinen Rufschädigung gelten die allgemeinen Beweislastregeln. Der Betrof-

fene hat die Unwahrheit, die Tatsachenverbreitung und deren Ursächlichkeit für die Ge-

fährdung oder Verletzung des wirtschaftlichen Rufes zu beweisen.
674

  

4.2.2.2.4.1. Schadenersatz 

Der Schadenersatzanspruch setzt Verschulden voraus. Es genügt leichte Fahrlässigkeit.
675

  

Der Anspruch auf Schadenersatz setzt also vorwerfbares Verhalten voraus, das der Betrof-

fene bei der reinen Rufschädigung zu beweisen hat (anders bei der Ehrenbeleidigung).
676

 

Beim Schadenersatzanspruch für Rufschädigungen, die nicht Ehrenbeleidigungen sind, 

gelte nach Reischauer, dass hier der Geschädigte die Beweislast für die Unrichtigkeit der 

Tatsachenbehauptung und die Sorgfaltspflichtverletzung trifft. So judizierte auch der 

OGH, dass bei einer Rufschädigung den Kläger nach den allgemeinen Regeln die Beweis-

                                                      
670

 Siehe dazu Ausführungen zu § 1330 Abs 1 oben. Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB Kommentar
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 Vgl. Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB
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4
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last trifft, das heißt er hat die Tatsachenverbreitung und deren Ursächlichkeit für die Ge-

fährdung oder Verletzung zu beweisen und darüber hinaus auch die Tatsachenunrichtig-

keit.
677

 Wer Schadenersatz begehrt, muss daher beweisen, dass der Täter die Unwahrheit 

verbreitete und er die Unwahrheit der verbreiteten Tatsache zumindest kennen musste und 

die Tatsache dennoch verbreitete (objektive Sorgfaltsverletzung). Wird die Unwahrheit 

bewiesen, so indiziert diese grundsätzlich eine vom Beklagten unterlassene Prüfung. Der 

Beklagte muss dann beweisen, dass er wenigstens Anhaltspunkte für die Wahrheit der be-

kämpften Tatsachenmitteilung hatte und dass somit die subjektive Vorwerfbarkeit fehlt. 

Hätte der Journalist die Unwahrheit kennen müssen, so ist die Äußerung rechtswidrig er-

folgt. „Kennen-Müssen“ bedeutet, dass die Unrichtigkeit der Tatsache bei Einhaltung der 

objektiven Sorgfalt erkennbar war, er die Tatsache aber dennoch verbreitet hat.
678

  

4.2.2.2.4.2. Unterlassungsanspruch 

Im Gegensatz zur früheren Auflage äußert sich Reischauer in der neuesten Auflage des 

ABGB-Kommentars dahingehend, dass der Täter den Wahrheitsbeweis führen muss, so-

weit es um den Unterlassungsanspruch geht. Denn, da die Ehre und der wirtschaftliche Ruf 

absolute Rechtsgüter sind, stehe dem Träger des Rechtsgutes ein verschuldensunabhängi-

ger Unterlassungsanspruch zu. Nur wer ein Eingriffsrecht hat und dessen Grenzen einhält, 

führt keinen rechtswidrigen Eingriff herbei. Rechtfertigungsgründe hat jedoch der Täter zu 

beweisen. Da grundsätzlich nur die Wahrheit der behaupteten rufschädigenden Tatsache 

ein Eingriffsrecht darstellt, muss der Täter die Wahrheit beweisen. Alleine die Aufwen-

dung der journalistischen Sorgfalt gibt kein Eingriffsrecht. Gibt sie ausnahmsweise aber 

ein solches, so etwa beim Rechtfertigungsgrund des überwiegenden öffentlichen Interesses 

(§ 6 Abs 2 Z 2 lit b MedienG), kann der Unterlassungsanspruch durch den Beweis der Ein-

haltung der gebotenen Sorgfalt abgewehrt werden (dann muss wieder der Täter den Beweis 

führen).  

4.2.2.2.5. Rechtfertigung 

Im Zuge der Verbreitung einer Information durch einen Journalisten kann die Verbreitung 

dann gerechtfertigt und somit rechtmäßig sein, wenn das Interesse der Öffentlichkeit an der 

Kenntnis der Äußerung die Interessen des Verletzten an deren Unterbleiben überwiegt, zB 

wegen der besonderen Stellung des Zitierten in der Öffentlichkeit oder wegen der aktuel-

                                                      
677

 OGH 13.9.2012, 6Ob99/12w. 
678
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Nebengesetze
37

. § 1330, E 303a. 



129 

 

len, besonderen Wichtigkeit des Themas.
679

 Bestand also ein Interesse der Öffentlichkeit 

an der Veröffentlichung einer Tatsachenbehauptung und sind bei der Veröffentlichung 

hinreichende Gründe vorgelegen, die Behauptung für wahr zu halten, so ist die Veröffent-

lichung gerechtfertigt. Dies hält § 6 Abs 2 Z 2 MedienG für die üble Nachrede fest, gilt 

aber auch bei § 1330 ABGB und zwar sowohl für die üble Nachrede als auch für die Ruf-

schädigung, die nicht gleichzeitig Ehrenbeleidigung ist.
680

  

Es bedarf also auch im Verfahren nach § 1330 ABGB für das Rechtwidrigkeitsurteil einer 

umfassenden Interessensabwägung im Sinne der garantierten Meinungsäußerungsfreiheit 

des Art 10 EMRK.  

4.2.2.2.6. Ansprüche 

Wird § 1330 Abs 2 ABGB verletzt, so steht neben dem Schadenersatz- und Unterlassungs-

anspruch auch ein verschuldensabhängiger Anspruch auf Widerruf und Veröffentlichung 

des Widerrufs zu.
681

  

4.3. Geheimnisschutz 

4.3.1. Tatsachen des Privat und Familienlebens §§ 111, 112 StGB 

Unter Privatleben ist der Bereich außerhalb des Berufes und der Öffentlichkeit zu verste-

hen. Familienleben ist das Leben innerhalb der Familie.
682

 Über Tatsachen des Privat- und 

Familienlebens ist der Wahrheitsbeweis und der Beweis des guten Glaubens nicht aufzu-

nehmen. § 112 StGB normiert somit ein Beweisthemenverbot. Zu § 111 StGB siehe oben. 

Stellt die üble Nachrede ein Medieninhaltsdelikt dar, so kann der Wahrheitsbeweis auch 

hinsichtlich Tatsachen des Privat- und Familienlebens geführt werden, sofern diese mit 

dem öffentlichen Leben unmittelbar zusammenhängen.
683

  

4.3.2. Höchstpersönlicher Lebensbereich § 7 MedienG 

Das Privatleben ist eine gesellschaftliche Konstruktion, eine Erfindung des Bürgertums des 

19. Jahrhunderts, ausgehend von dem „right to be let alone“.
684

 Gegenwärtig schaut die 
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Situation aber anders aus, die Privatsphäre scheint immer mehr aufgelöst zu werden. Einer-

seits durch Vorratsdatenspeicherungen, biometrische Datenbanken und dergleichen, ander-

seits durch die sozialen Netzwerke wie Facebook und Twitter. Aber auch die Medien grei-

fen immer mehr in den höchstpersönlichen Lebensbereich Betroffener ein. 

Anträge nach § 7 MedienG, also Entschädigungsanträge wegen Verletzung des höchstper-

sönlichen Lebensbereichs, nahmen somit in den letzten Jahren rasant zu. Die Aufgabe des 

Medienrechts ist es, den Schutzbereich der Privatsphäre festzulegen und zu bestimmen, 

wo, wann und wie die Meinungsäußerungsfreiheit Vorrang hat.
685

 § 7 des MedienG vereint 

die Widersprüche: Abs 1 bezweckt die Durchsetzung des Anspruchs auf Privatleben, Abs 2 

normiert Ausschlussgründe zu Gunsten der Meinungsäußerung.  

4.3.2.1. Definition  

Der höchstpersönliche Lebensbereich umfasst jene Angelegenheiten, „deren Kenntnis-

nahme durch Außenstehende die persönliche Integrität im besonderen Maß berührt. Dazu 

gehören vor allem das Leben in der Familie, die Gesundheitssphäre und das Sexualleben, 

aber auch Kontakte mit engsten Vertrauten“
686

. § 7 leg cit schützt nicht das gesamte priva-

te Leben, sondern nur das Höchstpersönliche. Berichte über psychische oder physische 

Befindlichkeiten, Gesundheitszustände oder Berichte über angeblichen Ehebruch oder 

Eheprobleme, Berichte über Familienstreitigkeiten eines Menschen zählen daher zum 

höchstpersönlichen Lebensbereich.
687

 Berichte über Berufs- oder Vermögensverhältnisse 

sind hingegen nicht von § 7 Abs 1 leg cit umfasst.
688

  

§ 7 MedienG soll dem Privatleben einen selbständigen Schutz geben und „trägt dem Um-

stand Rechnung, dass es eine Vielzahl von Tatsachen gibt, die ein Mensch vor den Augen 

einer breiten Öffentlichkeit verbergen möchte und die nicht ehrenrührig und unter Um-

ständen vielleicht nicht einmal ansehensmindernd sind“.
689

 Die Bestimmung fordert somit 

keine Ehrenrührigkeit der Äußerung, sondern eine Bloßstellung. „Im § 7 geht es nicht um 

                                                                                                                                                                 
684

 Lendl, Die Rechtsprechung des OGH in Verfahren nach dem MedienG. ÖJZ 2011/3. 
685

 Vgl. Lendl, Die Rechtsprechung des OGH in Verfahren nach dem MedienG. ÖJZ 2011/3. 
686

 Lendl, Die Rechtsprechung des OGH in Verfahren nach dem MedienG. ÖJZ 2011/3; vgl. ebenso: Ha-

ger/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht
4
. S. 45; vgl. ebenso Berka in  Ber-

ka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 7, Rz 8; vgl. ebenso: Zöchbauer in 

Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 47; 
687

 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 47; OLG Wien 17 Bs 63/04, OLG Linz 

8 Bs 291/03, OLG Wien 17 Bs 298/04, OGH 15 Os 32/09h, OGH 15 Os 5/09p, OLG Wien 18 Bs 342/12z.  
688

 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 47. 
689

 Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
3
. § 7, Rz 2.  
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eine gegenüber der üblen Nachrede weniger gewichtige Ehrenbeleidigung, sondern um die 

Verletzung von Persönlichkeitswerten, die in der Preisgabe intimster Angelegenheiten ge-

legen ist.”
690

  

§ 7 ist dem „Indiskretionenschutz“ verpflichtet.
691

 Ist ein Sachverhalt allgemein bekannt, 

so ist er nicht mehr Teil des höchstpersönlichen Lebensbereiches.
692

 Anderer Meinung ist 

Berka, für den auch bekannte Tatsachen bloßstellend sein können, denn die grenzenlose 

Medienpublizität kann einen intensiven Eingriff darstellen.
693

 Grundsätzlich können auch 

bekannte Angelegenheiten zum höchstpersönlichen Lebensbereich durch Zeitablauf wer-

den. Liegt der Sachverhalt, etwa eine ehemaligen Prostitution, länger zurück und wird er 

von der Betroffenen geheim gehalten, so können solche abgeschlossenen Lebensphasen 

Teil des höchstpersönlichen Lebensbereichs werden.
694

 Man erkennt aus dem Gesagten, 

dass es bei der Erfüllung des Tatbestandes nicht darauf ankommt, ob die Aussagen wahr 

sind oder nicht.
695

 Auch wahre Aussagen können tatbestandsmäßig sein.  

Da § 7 Abs 1 MedienG den „höchstpersönlichen Lebensbereich“ schützt sind daher, wie 

auch bei § 6 MedienG, nur natürliche Personen aktiv legitimiert.
696

  

4.3.2.2. Deckung mit Art 8 EMRK? 

In der jüngeren Rechtsprechung und Literatur wird die Auffassung vertreten, dass sich 

entsprechend dem Willen des Gesetzgebers der Begriff des höchstpersönlichen Lebensbe-

reichs iS des § 7 Abs 1 leg cit mit dem Privat- und Familienleben iS des Art 8 EMRK 

deckt.
 697

 Insbesondere Zöchbauer
698

 ist jedoch der Meinung, dass sowohl in der Wortin-

terpretation als auch durch eine systematische Betrachtung der Begriff des „höchstpersön-

lichen Lebensbereichs“ des §  7 Abs 1 MedienG nicht nach dem Begriff des Art 8 EMRK 

interpretiert werden kann, da der Begriff des MedienG enger ausgelegt werden muss als 

                                                      
690

 Rami in WK
2
 MedienG. § 7, Rz 6. 

691
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 47. 

692
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 48. 

693
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §7, Rz 19. 

694
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 48. 
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 Vgl. Rami in WK

2
 MedienG. § 7, Rz 7.  

696
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 47; vgl. ebenso: Rami, WK

2
 MedienG. § 
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2
 MedienG. § 7, Rz 3; vgl. ebenso: Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 47; 

OGH 11 Os 144/07x. 
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 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 47. 
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jener nach Art 8 EMRK. Zum höchstpersönlichen Lebensbereich zählen nämlich nur An-

gelegenheiten, die die persönliche Integrität in besonderem Masse berühren.
699

  

Insbesondere scheint nach dem EGMR die Bildberichterstattung unter den Begriff des Art 

8 EMRK zu fallen. Diesen Begriff könne man aber, so Zöchbauer, nicht ohne weiteres auf 

die Wortberichterstattung übertragen.
700

 Des Weiteren hat der EGMR den Begriff des 

Art 8 EMRK so weit ausgedehnt, dass er unter anderem auch den guten Ruf schützt. 

§ 7 MedienG deckt diese Bereiche aber nicht ab, so ist insbesondere der gute Ruf des Men-

schen nur dann von § 7 MedienG geschützt, wenn der höchstpersönliche Lebensbereich 

betroffen ist.
701

  

4.3.2.3. Bloßstellung 

Unzulässig sind Berichte über den höchstpersönlichen Lebensbereich dann, wenn sie ge-

eignet sind, den Betroffenen in der Öffentlichkeit bloßzustellen. Grundsätzlich bedarf es, 

damit der Tatbestand des § 7 MedienG erfüllt ist, also einer Bloßstellung des höchstpersön-

lichen Lebensbereichs.
702

 Bloßstellung bedeutet keine Minderung oder Gefährdung des 

Ansehens. Bloßstellend kann daher auch eine Veröffentlichung privater Angelegenheiten 

sein, die weder subjektiv noch objektiv die Gefahr einer negativen, abwertenden Einschät-

zung durch die Umwelt nach sich zieht.
703

 Übertriebene Empfindlichkeiten des Einzelnen 

fallen jedoch nicht ins Gewicht.
704

 Belanglosigkeiten können ebensowenig bloßstellen.
705

  

Je reißerischer die Aufmachung, desto eher ist von einer Bloßstellungseignung auszuge-

hen. Auch die Verbreitung von unbegründeten Gerüchten über die intimen Seiten des Pri-

vatlebens können den Tatbestand des § 7 MedienG erfüllen.
706

 Denn die Veröffentlichung 

hat zur Folge, dass der Einzelne keine Chance mehr hat, Einfluss auf das der Umwelt er-

öffnete Persönlichkeitsbild zu nehmen.  

Jede Informationsteilhabe durch Außenstehende über den höchstpersönlichen Lebensbe-

reich bedeutet also grundsätzlich eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs. 

                                                      
699

 Vgl. Zöchbauer in der Glosse zu OGH 21.1.2009  15Os 175/08m. MR 2009,11.  
700

 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 47. 
701

 Vgl. Rami in WK
2
 MedienG. § 7, Rz 3. 

702
 Vgl. Hager/Zöchbauer, Persönlichkeitsschutz im Straf- und Medienrecht

4
. S. 45. 

703
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §7, Rz 17. 

704
 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar

3
. §7, Rz 18. 

705
 Vgl. Zöchbauer in Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. S. 49. 

706
 Vgl. Röggla/Zöchbauer, Personen des öffentlichen  Lebens – Gerüchte über das Privatleben. MR 4/09. 
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Zur Beurteilung, ob eine Bloßstellung besteht, werden die Begleitumstände und die Aus-

wirkungen einer Veröffentlichung mit in Betracht gezogen.
707

  

Zu beachten ist, dass bei Angelegenheiten der intimsten Sphäre bereits jede Informations-

teilhabe durch Außenstehende auch wenn darüber ganz sachlich berichtet wurde per se 

eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs bedeutet.
708

 

4.3.2.4. Unzulässiger Wahrheitsbeweis 

Grundsätzlich ist der Wahrheitsbeweis bei Berichten über den höchstpersönlichen Lebens-

bereich nicht zulässig.  

§ 7 Abs 2 MedienG hält fest: „Gemäß Abs 2 Z 2 MedienG besteht kein Anspruch auf Ent-

schädigung für die durch eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs erlittene 

Kränkung, wenn die Berichterstattung wahr ist und in einem unmittelbaren (!) Zusammen-

hang mit dem öffentlichen Leben steht.“
709

 Wird also eine wahre Veröffentlichung in un-

mittelbarem Zusammenhang mit dem öffentlichen Leben gemacht, scheiden Entschädi-

gungsansprüche aus.
710

 Es ergibt sich daraus, dass auch über Tatsachen des höchstpersön-

lichen Lebensbereiches ein Wahrheitsbeweis geführt werden darf und der Medieninhaber 

sich darauf berufen muss und sie zu beweisen hat, wenn die Aussage in unmittelbarem 

Zusammenhang mit dem öffentlichen Leben steht.
711

 Eine Ausnahme liegt dann vor, wenn 

die Berichterstattung im unmittelbaren Zusammenhang mit dem öffentlichen Leben steht.  

Öffentliches Leben ist der Bereich, der die Gemeinschaft (Gesetzgebung, Verwaltung, po-

litische Parteien, Massenmedien, Gerichtsbarkeit) betrifft.
712

 Im öffentlichen Leben stehen 

aber nicht nur Politiker, sondern auch Künstler, Sportler, Wissenschaftler udgl.
713

 

Steht also ein Mensch in der Öffentlichkeit, darf auch über höchstpersönliche Angelegen-

heiten berichtet werden, sofern der Bericht gerade im unmittelbaren Zusammenhang mit 

dem öffentlichen Leben steht. Wird daher über die pädophile Neigung eines Priesters oder 

eines Lehrers berichtet, so muss sich dieser solch eine Berichterstattung gefallen lassen. 

                                                      
707

 Vgl. Berka in Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar
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Ebenso muss sich ein verheirateter Politiker, der vehement für den Schutz der Institution 

der Ehe eintritt, einen Bericht über eine Affäre gefallen lassen.
714

 Die Berichterstattung ist 

zulässig, so wie sie notwendig ist, um die auf den öffentlichen Lebensbereich bezogenen 

Informationsinteressen sachgerecht zu befriedigen.
715

  

Der Wahrheitsbeweis ist daher im unmittelbaren Zusammenhang mit dem öffentlichen 

Leben möglich. Es folgt daher, dass auch § 29 MedienG zur Anwendung kommt, da der 

Wahrheitsbeweis erlaubt ist. § 29 leg cit bespricht die Thematik des höchstpersönlichen 

Lebensbereiches und schafft ein Privileg für den Medieninhaber oder Medienmitarbeiter, 

denn er lässt die Beweisführung über das Privat- und Familienleben im Gegensatz zu § 112 

StGB zu, wenn die Behauptung im unmittelbaren Zusammenhang mit dem öffentlichen 

Leben steht. Der Wahrheitsbeweis gelingt de facto sehr selten. Analog zu § 112 StGB sind 

nur die Beweise aufzunehmen, auf die sich der Beschuldigte beruft.
716

 Beruft sich der Be-

schuldigte auf den Wahrheitsbeweis, kann sich das Gericht nicht auf die Feststellung der 

Erfüllung der journalistischen Sorgfalt beschränken. Die journalistische Sorgfalt erfordert 

immer die Bedachtnahme auf die Wahrheitspflicht, insbesondere in Anbetracht der „öf-

fentlichen Aufgabe der Presse als Trägerin des Nachrichtenwesens, als Sprachrohr, aber 

auch als Gestalterin der öffentlichen Meinung und Kontrollinstitution“
717

. 

Falsche Behauptungen über Tatsachen des höchstpersönlichen Lebensbereichs begründen 

jedenfalls eine Haftung nach § 7 MedienG – auch dann, wenn der Verfasser gutgläubig 

gehandelt hat und die journalistische Sorgfaltspflicht aufgewendet hat. An unwahren In-

formationen über das Privatleben besteht somit kein geschütztes und berechtigtes Informa-

tionsinteresse.
718

 Der gute Glaube an die Wahrheit der Berichterstattung und die Einhal-

tung der journalistischen Sorgfalt reichen im höchstpersönlichen Lebensbereich daher 

nicht aus, außer es handelt sich um eine Berichterstattung, welche in unmittelbaren Zu-

sammenhang mit dem öffentlichen Leben steht.
719

 Anders als bei § 6 MedienG genügt so-

mit zum Ausschluss des Entschädigungsanspruchs die Wahrnehmung journalistischer 

Sorgfalt nicht, wenn die Berichterstattung nicht in unmittelbaren Zusammenhang mit dem 

öffentlichen Leben steht. 
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4.3.2.5. Einwilligung des Betroffenen 

Bei Verletzungen im höchstpersönlichen Lebensbereich besteht kein Entschädigungsan-

spruch, wenn nach den Umständen angenommen werden darf, dass der Betroffene der 

Veröffentlichung zugestimmt hätte. § 7 Abs 2 Ziffer 3 MedienG erfasst das Nichtbestehen 

eines Entschädigungsanspruchs bei vorheriger Einwilligung in die Berichterstattung durch 

den Betroffenen. Die Einwilligung in die Berichterstattung iS einer rechtsgeschäftlichen 

Erklärung schließt Entschädigungsansprüche grundsätzlich aus.
720

 Die Zustimmung kann 

schon dann angenommen werden, wenn sie sich aus den Umständen ergibt.
721

 Die Zu-

stimmung darf aber nicht fingiert werden, sondern muss sich auf den konkreten Anlass 

beziehen.
722

 Die Rechtsprechung ist bei der Beurteilung der Einwilligung zurückhaltend. 

Ein Interview über eine bevorstehende Scheidung rechtfertigt keinen Artikel über die de-

taillierten Scheidungsgründe.
723

 Zieht jedoch jemand sein Privat- und Familienleben in die 

Öffentlichkeit, um damit Publizität zu erreichen und einen Vermarktungsprozess voranzu-

treiben, so ist von einer Zustimmung auszugehen und zwar auch dann, wenn er sich mit 

dem konkreten Bericht nicht einverstanden erklärt.
724

 Grundsätzlich kann man daher sagen, 

wenn jemand nur oberflächlich von seinem Leben erzählt, kann man dies nicht als Einwil-

ligung werten. Erzählt aber jemand aus dem höchstpersönlichen Lebensbereich, so hat der 

Betroffene auch eine kritische Berichterstattung hinzunehmen.
725
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D. Zur Notwendigkeit einer Medien-

ethik  

„If governments have a responsibility for ensuring freedom for the media, it is the duty of 

the press and the media themselves to use that freedom responsibly. That means respect for 

the rights and privacy of the individual. It means respect for fairness and balance. And it 

means respect for accuracy – for the facts. Lack of respect for any or all of those repre-

sents an abuse of the freedom of the media.” Mrs. Margaret Thatcher, April 1989. 

Wieso brauchen wir eine Medienethik? Reicht das Recht rund um den Mediensektor nicht 

aus? Sofern das Medienrecht nicht ausreicht: Gehen die Journalisten nicht von sich aus 

verantwortungsvoll mit den Informationen um?  

Durch die Gesetze, welche die Arbeit der Medientreibenden bestimmen, wird die Medien-

landschaft geprägt und geordnet. Die rechtlichen Normen geben dem Mediensystem eine 

Struktur und versuchen die unterschiedlichen Freiheiten und Interessen der Akteure, die 

notwendigen Funktionen der Medien und die Eigenheiten der journalistischen Arbeit in ein 

geordnetes Verhältnis zu bringen.  

Trotz all dieser gesetzlichen Regelungen ist es Tatsache, dass die Berichterstattungen oft-

mals qualitativ mangelhaft sind. Die Journalisten schreiben gegen die Ehre Dritter versto-

ßende Artikel und setzen reißerische Titel über solche Berichte. Nachrichten werden zu 

Schlagzeilen, Informationen zu Marketing, Politik zu einem medialen Ereignis wo nur der 

Medienmarkt und nicht der Inhalt der Politik bestimmend für den Ausgang der Wahlen ist. 

Menschen werden verhöhnt und mental wie finanziell in den Ruin getrieben. Ethisch und 

bis zu einem gewissen Grad rechtlich betrachtet möge man solche Berichterstattungen 

vermeiden. Doch: Wieso sollte eine Boulevardzeitung an den idealen Forderungen nach 

Wahrheit und Objektivität festhalten, wenn die Veröffentlichung anderer Berichte profitab-

ler ist? Warum sollte ein Journalist seinen Artikel nicht sensationell darstellen, wenn das 

im Prinzip von niemandem verurteilt wird? Warum sollte die Freiheit der Medien über das 

Recht hinausgehend ethisch reflektiert werden, wenn diese ethisch abzuwertenden Produk-

te gerade der Nachfrage des Publikums entsprechen?726 
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Das Medienrecht setzt der Handlungsfreiheit, im Besonderen der Kommunikations- und 

Medienfreiheit, Grenzen, welche dem Schutz der Allgemeinheit und individueller Rechts-

güter dienen und Freiheiten hauptsächlich im Sinne der Demokratie- und Sozialisations-

funktion erlauben.727 Das Medienrecht ist so zu gestalten, dass es den Medien die Wahr-

nehmung ihrer Aufgaben ermöglicht. Gleichzeitig soll ein Mediensystem entstehen und 

erhalten bleiben, welches für die Erfüllung der öffentlichen Aufgabe auch Gewähr bietet. 

Die öffentliche Aufgabe der Medien besteht im Wesentlichen darin, Informationen zu lie-

fern, die der Bürger braucht, um sich eine Meinung in demokratischen Prozessen zu bilden, 

denn der Mensch soll sich auf rationale Weise eine eigene Meinung über Angelegenheiten 

allgemeiner Bedeutung bilden können.728 Die Medien müssen ihre Produkte ethisch reflek-

tieren, denn wenn die Medien nur mehr wirtschaftlich profitable Berichte veröffentlichen, 

kommen sie ihrer Aufgabe in einem demokratischen Rechtsstaat nicht mehr nach. Dies 

wiederum müsste zur Folge haben, dass sie auch ihre Privilegien (wie etwa Zeugni-

sentschlagungsrecht, Privilegien in der Beweisführung anhand der Einhaltung journalisti-

scher Sorgfaltspflichten usw.) verlieren, welche sich grundsätzlich aus ihrer Funktion für 

den demokratischen Prozess ergeben. 

Es stellt sich schließlich die Frage, ob die rechtlichen Rahmenbedingungen ausreichen, um 

einen solchen, nicht der Funktion der Massenmedien (sei es aus nur die Demokratiefunkti-

on oder die Sozialisationsfunktion) entsprechenden Publikationsstil der Journalisten einzu-

dämmen oder ob ethische Regeln dieser Tendenz entgegensteuern können. 

Das im Kapitel „Rahmenbedingungen“ Ausgeführte lässt erkennen, dass das Medienrecht 

grundsätzlich sehr ausführlich ist. Lücken bestehen demnach nicht in der Gesetzgebung. 

Vielmehr stellt sich die Frage der ethisch korrekten Ausübung der Grundfreiheiten durch 

die Journalisten selbst. Zwar können der Berichterstattung gewisse rechtliche Einschrän-

kungen auferlegt werden, aber ein gesamtheitliches Verbot käme einer Zensur nahe, wo-

durch nicht zuletzt die Medien ihre Funktionen verlieren würden. Die Journalisten bedür-

fen also weiterer Regelungsinstanzen. Eine solche kann die Ethik darstellen. Doch was ist 

Ethik überhaupt? 
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1. Was ist Ethik? 
 

„Den Inhalt der Ethik  

befriedigend zu erfassen,  

ist wohl das wichtigste  

und schwierigste Problem,  

das dem menschlichen Geist  

gestellt ist.“
729

 

 

Die Klärung der Frage was Ethik ist bzw die Darstellung der Theorien über die Ethik füllt 

bereits Bücher und sprengt daher den Rahmen dieser Dissertation. Ich beschränkte mich 

daher im Folgenden auf die relevanten Aspekte für das Thema dieser Arbeit.  

Laut Suda gibt es nicht die Ethik bzw das System der Ethik.
730

 Vielmehr gibt es verschie-

dene Systeme und verschiedene Ausformungen der Ethik.
731

 Wie wir handeln und was wir 

in unsere Entscheidungsprozesse einbeziehen, erklärt die Ethik in ihren verschiedenen 

Ausprägungen jeweils unterschiedlich, etwa in der angewandten oder normativen Ethik, in 

der jüdisch-christlichen oder griechisch-philosophischen Richtung. 

1. Die angewandte Ethik setzt sich bei moralischen Entscheidungsproblemen mit Nor-

men, Werten und Grundorientierungen des Menschen auseinander. Sie entwickelt 

als Theorie des richtigen Handelns Kriterien und vermittelt eine „Handlungsorien-

tierung in moralisch relevanten Entscheidungssituationen und dient letztlich der 

Handlungskoordination im Umgang mit anderen Menschen.“732 Die angewandte 

Ethik kümmert sich um die Beziehung vom Gedachten zum Handeln, also praxisbe-

zogen und nicht rein theoretisch. „Aus philosophischer Perspektive wird der Ethik 

die Aufgabe der Krisenreflexion zugeschrieben.“733 Sie ist nicht starr, sondern flexi-

bel und ändert sich, je nach Lebenssituation. Es handelt sich dabei nicht um Prinzi-

pien, sondern um momentane Handlungsweisen. Objektive Werte in der Ethik gibt 

es jedoch nicht. Normen gelten hingegen als Zielvorstellungen des Handelns. Für 
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ethische Normen gilt wiederum das Prinzip der Allgemeingültigkeit, unabhängig 

von Situation, Religion oder Zeit.734 

 

2. Die normative Ethik ermittelt Prinzipien des moralisch (sittlich) richtigen und guten 

Handelns (bzw. Unterlassens).735 So sagen Brosda/Schicha: „Sie ist eine Theorie, die 

Normen aufstellt, die an Handlungen gebunden sind. Handlungsnormen beziehen 

sich auf Werte, die sich an gesellschaftlichen Wertvorstellungen orientieren und 

nicht die Aufgabe besitzen absolute Wahrheiten darzustellen.“736 Es bestehen vier 

Begründungen normativer Ethik737: 

a) Die Begründung unter Bezugnahme auf zugeschriebene individuelle Rechte, 

welche die demokratische Verfassung garantiert. (Rede-, Gewissens-, Ver-

sammlungsfreiheit); 

b) Die Begründung auf Verpflichtungen durch Vertragsmodelle in Form der Dis-

kursethik von Habermas oder der Vertragstheorie von Rawls; 

c) Die Begründung von Pflichten, die mit normativen Erwartungen an spezifisch 

gewählte oder zugeschriebene Rollen verbunden sind (Hippokratischer Eid, 

Kodizes); 

d) Die Begründung aufgrund von allgemeinen Prinzipien.  

 

3. Der griechische Ethikbegriff beschäftigt sich mit der Suche nach dem guten Leben. 

Klun definiert die Fragen so: „Wie kann der Mensch zu einem guten, gelungen Le-

ben gelangen? Worin besteht eigentlich dieses Leben, das zugleich auch als höchs-

tes Gut für den Menschen bezeichnet werden kann?“738 Dahinter steht die Idee des 

Heros, der alles verkörpert, was gut und schön ist. Er ist ein Ideal des Besten, ein 

aristokratisches Ideal. „Den Ausgangspunkt bildet jeweils mein Leben, das ich im-

mer schon lebe und das von einer grundlegenden Möglichkeit gekennzeichnet ist. 

Denn es liegt an mir, ob ich dieses mein Leben zu seiner Vollendung, zum guten und 

glücklichen Leben werden lasse, oder ob ich dieses Ideal verfehle. Was genau das 

gelungene Leben ausmacht und wie diese Glückseligkeit zu erreichen ist, bleibt Ge-

                                                      
734

 Schicha, Philosophische Ethik in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis. S. 26. 
735

 Schicha, Philosophische Ethik in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis. S. 8. 
736

 Schicha, Philosophische Ethik in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis. S. 8. 
737

 Schicha, Philosophische Ethik in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis. S. 8. 
738

 Klun, „Bin ich Hüter meines Bruders?“ Zur philosophischen Begründung der Nächstenethik.  
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genstand der philosophischen Betrachtung.“739 Man spricht hierbei von der eudai-

monistischen Ethik. Sie hat ihren Ursprung im griechischen Denken und heißt 

Glück. Dieses Glück ist das Endziel, auf das alle anderen Ziele hin geordnet werden 

müssen.740 

 

4. Seit Aristoteles wird Ethik als wissenschaftliche Kategorie für das moralische und 

sittliche Handeln gebraucht.741 „Unter Ethik wird die wissenschaftliche Beschäfti-

gung mit Genese und Anwendung von Normen verstanden.“742 Die Moral bezeichnet 

die Normen, die das Handeln anleiten. Die Ethik reflektiert als „Moralphilosophie“ 

diese moralischen Normen und ihre Begründungen. „Ethik begründet allgemeingül-

tige Regeln für gutes und gerechtes Handeln.“743 Sie muss ihre leitendenden Maß-

stäbe aus der Anthropologie beziehen. Moral ist mit der Anforderung verknüpft, das 

eigene Handeln mit Rücksicht auf die Interessen anderer abzugrenzen.744 Die Ethik 

bezieht sich auf das Handeln oder Unterlassen einer Person oder Personengruppe. 

Nach Brosda und Schicha zufolge sensibilisiert sie eben die Vernunft dafür, dass je-

der für sein Handeln und für die Güte seines Handelns verantwortlich sein sollte und 

ist. Die Verantwortung bildet sohin die Grundlage einer „vernünftigen Innen- bzw. 

Selbststeuerung“745 der Personen, wobei jedoch die Gründe für das Handeln aus-

schlaggebend sind und nicht die Folge.  

Ganz allgemein kann man daher sagen, dass die Ethik eine Disziplin ist, die über den ge-

samten Bereich menschlicher Praxis reflektiert und ihn in evaluativen sowie normativen 

Hinsichten zu beurteilen sucht.
746

 Ethik ist die philosophische Reflexion der Moral, bezo-

gen auf eine Gesamtdarstellung.
747

 Ihr Material sind die im individuellen sowie gesell-

schaftlichen Alltag gelebten Werte und moralischen Überzeugungen.
748

 Vor allem aber ist 

Ethik eine praktische Disziplin sowie eine Orientierungs- und Argumentationshilfe und 
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 Klun, „Bin ich Hüter meines Bruders?“ Zur philosophischen Begründung der Nächstenethik. 
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 Scherer, Einführung in die Philosophie. S. 153. 
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 Schicha, Philosophische Ethik in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis. S. 21. 
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 Brosda/Schicha, Handbuch der Medienethik. S. 10. 
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 Brosda/Schicha, Handbuch der Medienethik. S. 10. 
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 Mackie, 1981 in Schicha, Philosophische Ethik in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und 

Praxis. S. 21. 
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 Klun, „Bin ich Hüter meines Bruders?“ Zur philosophischen Begründung der Nächstenethik. 
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 Vgl. Düwell/Hübenthal/Werner, Handbuch Ethik. S. 2. 
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 Vgl. Suda, Ethik. S. 16; Schiller, Ethik in der Welt des Kapitals. S. 37. 
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 Vgl. Strasser in Fischer/Strasser, Rechtsethik. S. 136.  
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wie Höffe
749

 sagt, ein „Prüfstein, indem sie geleitete von der Idee eines sinnvollen mensch-

lichen Lebens […] auf methodischem Weg und ohne letzte Berufung auf politische und 

religiöse Autoritäten oder auf das von Alters her Gewohnte und Bewährte allgemeingültige 

Aussagen über das gute und gerechte Handeln“ sucht. Auch Pusch ist der Ansicht, dass 

Ethik als Orientierungsmaßstab für die Frage dient, was wir tun oder lassen sollten.
750

 

Ethik versucht demnach die Frage zu beantworten: „Was sollen wir tun?“ Seines Erachtens 

hat die Ethik den Anspruch, zu zeigen, was im Leben und in der Welt wertvoll und sinn-

voll ist.
751

 Wenn die Ethik daher die Aufgabe hat Orientierungsmaßstäbe zu setzen, dann 

muss sie laut Pusch in Anlehnung an Knoblauch
752

 auch allgemeine Züge tragen. Ethik ist 

somit seines Erachtens, trotz der unterschiedlichen Ausformungen und unterschiedlichen 

Antworten auf die Frage was Ethik ist, zeitlos und ihre Grundsätze gelten immer. Nach 

Märtens
753

 gründet sich die Ethik als kosmisches Gesetz auf einer ganzheitlichen Weltan-

sicht, die verschiedene Philosophien und Religionen einschließt. Der Mensch wird dabei 

als Ganzes verstanden und daher spiegelt sich die Ethik seines Erachtens im Menschen 

wieder. Wichtig dabei sei die Abgrenzung zur Moral. Diese bringt die überwiegend von 

den Religionen eingeführten Verhaltensrichtlinien zum Ausdruck – Moralvorstellungen 

gelten jedoch nicht immer gleich, sondern ändern sich. Ethik hingegen überdauert seiner 

Ansicht nach den zeitlichen Wandel, ist nicht kulturellen Strömungen unterworfen, wird 

nicht individuell interpretiert und berücksichtigt nicht die persönlichen Belange Einzelner. 

In Anlehnung an Kants kategorischen Imperativ ist Märtens daher der Ansicht, dass sich 

unsere Handlungen an der Ethik orientieren soll, welche universal ist und somit unsere 

Handeln stets daran orientiert sein soll, dass es Gesetz werden könnte.
754
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2. Medienethik als Steuerungs- und 

Refexionsinstanz  
 

Der Medienethik bedarf es, um die Art der Berichterstattung zu lenken, welche durch Ge-

setze nicht ausreichend geregelt werden kann. Es braucht die Ethik als Steuerungsinstanz. 

Kaminsky sagt, dass es diese Steuerungsinstanz als Reaktion auf Verunsicherungen, die im 

Zuge der gegenwärtigen Medienpraxis und in Anbetracht der möglichen Entwicklungsrich-

tungen entstanden sind, braucht.755 Die Medienethik soll im Umgang mit dem Angebot und 

der Fülle an Information helfen. Schicha meint ergänzend dazu, dass die „Medienethik 

nicht bei ethisch fragwürdiger Berichterstattung tadeln, sondern als Steuerungs- und Re-

flexionsinstanz die Begründungswege im Umgang mit Medien analysieren“756 soll. 

2.1. Medienethik als angewandte Ethik 

Medienethik beschäftigt sich mit der Produktion, der Distribution und der Rezeption der 

durch die Medien vermittelten Informationen.757 Ricken führt dazu aus, dass die Ethik nicht 

danach fragt, ob das Verhalten, die Art der Distribution und Rezeption von Information 

richtig oder falsch ist, sondern sie fragt danach, wie sie richtig wäre, in Anbetracht der ge-

genwärtigen Situation.758  

Medienethik ist somit eine angewandte Ethik.759 Nach Pieper ist eine „angewandte Ethik 

eine Ethik, welche durch die Anwendung allgemeiner ethischer Prinzipien auf bestimmte 

Lebens- und Handlungsbereiche zu einer speziellen und somit konkreten Ethik wird“760. 

Medienethik ist daher, so fasst Boventer zusammen, als „angewandte Ethik auf die Prob-

lemlösung im Bereich der Medien gerichtet“761. Seiner Meinung zufolge gibt es die Me-

dienethik aufgrund der Probleme im Bereich der Mediendistribution,762 denn die Medien-

distribution hat aufgrund neuer Möglichkeiten auch mit neuen Problemen zu kämpfen. So 

stellen sich heute durch die Kommerzialisierung der Medien andere ethische Fragen als 
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 Vgl. Kaminsky, Medienethik – Ein Engagement zwischen Verunsicherung und Verantwortung. S. 45. 
756

 Schicha, Philosophische Ethik in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis. S. 21. 
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 Vgl. Schicha, Philosophische Ethik in Brosda/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis. S. 28. 
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 Vgl. Ricken, Allgemeine Ethik. S. 18. 
759

 Vgl. Boventer, Macht der Medien. S. 60. 
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 Pieper, Einführung in die Ethik
3
, S. 84. 

761
 Vgl. Boventer, Macht der Medien. S. 57. 
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 Vgl. dazu: Boventer, Macht der Medien. 
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früher, denn die Medieninhalte haben sich seitdem die Medienunternehmen gewinnorien-

tiert agieren, verändert. Weil die Medien private Unternehmen sind, müssen sich ihre In-

halte nicht nur an ethischen, sondern auch an ökonomischen Paradigmen ausrichten. Des 

Weiteren ergeben sich auf Grund wissenschaftlicher und technischer Entwicklungen für 

die Journalisten neue Handlungsmöglichkeiten und zunehmend auch neue Gelegenheiten, 

den ethischen Anforderungen widersprechend zu handeln. Für diese neuen Bewertungs-

probleme des journalistischen Handelns braucht es daher nach Funiok eine Medienethik.763 

Diese soll dann, so Kaminsky, zwischen dem Können und dem Sollen aller im Medienge-

schehen Beteiligter vermitteln und somit Verunsicherungen beseitigen.764 

2.2. Hilfestellung bei Verunsicherungen im Umgang mit In-

formation im Rahmen verschiedener, sich entgegenlaufen-

der Interessen 

Ethik kann im Falle einer Verunsicherung bezüglich des Umgangs mit Information eine 

Hilfestellung bieten. Nach Boventer sind Verunsicherungen „Handhabungsprobleme, Ent-

scheidungsprobleme und Rechtfertigungsprobleme im Umgang mit Medien.“765 

Die Ethik kann Anleitungen für das Handeln liefern und somit den Journalisten die Verun-

sicherung nehmen. Es geht nicht darum, ein Patentrezept herzustellen – Ziel der Medien-

ethik ist nach Boventer vielmehr die Schärfung des ethischen Urteils.766 Journalistisches 

Handeln kann anhand von Maßstäben der Ethik beurteilt werden.767 Die Medienethik kann 

aber nicht die Missstände oder Handlungen der Menschen verhindern.768 Sie kann die 

Journalisten höchstens sensibilisieren und zu einem verantwortungsbewussten Handeln 

befähigen.769 So kann sie also Antworten darauf geben, wie wir mit Bildern von sterbenden 

Menschen umgehen, wie wir Informationen über Krieg und Tote darstellen, wie wir die 

Politik thematisieren, wie wir religiöse Dispute besprechen. 

Verunsicherungen des journalistischen Handelns entstehen aufgrund verschiedener Interes-

sen auf verschiedenen Ethikebenen. Die verschiedenen Interessen stehen im vermeintli-
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 Vgl. Funiok, Medienethik und der Wertediskurs über Medien, S. 41. 
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 Vgl. Kaminsky, Medienethik – Ein Engagement zwischen Verunsicherung und Verantwortung in Bros-

da/Schicha, Medienethik zwischen Theorie und Praxis S. 44. 
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 Vgl. Boventer, Macht der Medien. S. 57. 
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 Vgl. Wiegerling, Medienethik. S. 4. 
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 Vgl. Wiegerling, Medienethik. S. 4. 
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 Vgl. Wiegerling, Medienethik. S. 4. 
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chen Widerspruch zueinander, welche es in weiterer Folge zu verbinden gilt. Folgt man 

den Ausführungen Schichas, unterteilt die Medienethik diese verschiedenen Interessen in 

folgende sechs Inhaltsbereiche: 

 Metaethische Ebene: Hier werden die grundlegenden Prinzipien wie Freiheit 

und Verantwortung diskutiert.770 

 Medienpolitische Ebene: Diese Ebene regelt den Rahmen, in dem sich Me-

diensysteme und Medienunternehmen organisieren. Es geht dabei beispielswei-

se um Informationsfreiheit und Zeugnisverweigerungsrecht.771 

 Organisationsebene: Hier steht das Tun und Unterlassen der Medienunter-

nehmen im Rahmen der Pressefreiheit zur Diskussion. Es handelt sich dabei um 

Informationsmedien oder Unterhaltungsformate und die Frage, wie diese ihre 

Aufgaben erfüllen.772 

 Berufsbezogene Ebene: Hier werden die allgemeinen normativen Ansprüche 

journalistischen Handelns und deren Umsetzung formuliert. Es geht dabei um 

die medienethische Kompetenz, vermittelt durch die Ausbildung.773 

 Personale Ebene: Bei dieser Ebene geht es um den Journalisten und den Rezi-

pienten und wie diese mit den Medien umgehen und sie gestalten. Die Verant-

wortungsethik und Publikumsethik spielen dabei eine wesentliche Rolle.774 

Es werden anhand dieser ethischen Ebenen drei Ethiktypen unterschieden: 

 Individualethik: Hier werden Maßstäbe, die als moralische Verhaltensregeln 

für den einzelnen Journalisten formuliert werden besprochen.775 Dieser Ansatz 

fordert neben der fachlichen Kompetenz, auch eine berufsethische Fundierung. 

In der individualethischen Kategorie werden aber auch Fragen gestellt wie et-

wa: Was machen wir mit den Medien? Was machen die Medien mit dem ein-

zelnen Rezipienten? Man stellt sich hier die Frage der Wirkung der Medien. 776 
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775

 Vgl. Weischenberg, Medienethik in Pieper/Thurnherr, Angewandte Ethik. S. 222.  
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 Professionsethik: Hier werden Maßstäbe, die das berufliche Verhalten inner-

halb der Gruppe der Journalisten berechenbar machen sollen und die zum Teil 

als „Standesethik“ von den Berufsverbänden kodifiziert werden, besprochen.777 

Es wird also eine journalistische Berufsethik behandelt.778 

 Institutionenethik: Hier werden Maßstäbe, die Medienbetriebe und ihre Ver-

antwortlichkeit in einem demokratischen System, das ihnen Freiraum zur Erfül-

lung einer öffentlichen Aufgabe zugesteht, zu erfüllen haben, diskutiert.779 

Auch Jürgen Wilke zeigt in seinem Aufsatz „Journalistische Berufsethik in der Journalis-

tenausbildung“ drei Ebenen auf und gliedert diese folgendermaßen:  

 Theoretische Ebene: Hierbei geht es um die Fragen struktureller, juristisch-

politischer und ökonomischer Art Strukturell bedeutsam ist die Tatsache, dass 

Massenkommunikation im Wesentlichen eine indirekte und einseitige Kommu-

nikation ist. Die persönlichen Anforderungen an die Ethik sind gegenüber einer 

unbekannten Personenmasse geringer ausgeprägt, als gegenüber einer anwesen-

den Person während direkter, zweiseitiger Kommunikation. Juristisch-politisch 

bedeutsam ist eine professionelle Ethik besonders aufgrund der noch immer 

große Freiheiten lassenden Einschränkungen, denen die Medien unterliegen. 

Die ethische Selbstverpflichtung benötigt es an der Stelle, an welcher die recht-

lichen Einschränkungen enden und die Freiheit beginnt, denn je größer die Au-

tonomie, desto notwendiger ist eine ethische Selbstbindung. Diese kann in die-

sem Zuge auch vor einer Verrechtlichung der Medienbranche schützen. Öko-

nomisch bedeutsam ist eine Ethik im Medienbereich bezüglich der konkurrie-

renden Anbieter. Die Nachfrage bestimmt das Angebot und somit steht das 

journalistische Handeln im Wettbewerb um Auflagezahlen. Die journalistische 

Ethik erfährt in diesem Wettbewerb eine gewisse Relativierung. Gewisse Hand-

lungsweisen mögen daher relativiert werden, weil ein anderer eigene unterlas-

sene Handlungen selbst durchführen kann tut oder weil das Publikum dies of-

fenkundig wünscht und dafür bezahlt. So sagt auch Wilke, dass „im Streben 
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nach publizistischem und ökonomischem Erfolg also Gefahren für die Berufs-

ethik des Journalismus liegen“ können. 

 Empirische Ebene: Hierbei ist von Interesse, welchen Normen und Werten 

Journalisten bei ihrer Arbeit folgen, welche beruflichen Verhaltensweisen sie 

für gerechtfertigt halten und wie sie ihre eigene Verantwortung bewerten. Zu-

dem wird hier das Verhältnis zwischen Norm und Realität durchleuchtet.780  

 Pragmatische Ebene: Auf dieser Ebene geht es um die handwerklichen Aspek-

te der Medienethik, genauer um Sprache und Bild, dh um die Frage wie ge-

schrieben wird und wie Bilder dargestellt werden.781  

Die Ethik bezieht sich daher nicht nur auf ein Interesse und ist nicht auf einer Ebene fest-

geschrieben, vielmehr bezieht sie sich im System Medien auf das Individuum, die journa-

listische Gesellschaft und auf die Umwelt. Es reicht daher nicht, dass sich die Medienethik 

nur mit der Ethik der Medien beschäftigt. Vielmehr ist die Ethik aller Medienakteure mi-

teinzubeziehen. Der Einzelne (Journalist, Rezipient, Medienunternehmer) ist also nicht 

allein für die Mediensituation oder den Lauf der Geschichte der Medienethik verantwort-

lich.782 Kaminsky sagt dazu: „Medienethik ist nicht als die ethische Komponente medialer 

Einzelhandlungen zu verstehen, sondern sie ist eine kollektive gesamtgesellschaftliche Auf-

gabe.“783 

Im Rahmen dieser verschiedenen Ebenen zeigen sich verschiedene ethische Richtungen: 

Bei der Individualethik stehen die individuellen ethischen Handlungsbezirke im Vorder-

grund. Hier soll herausgefunden werden, wofür man verantwortlich ist, was man beeinflus-

sen kann. Es gibt daher eine Entlastung von Verantwortung für Aspekte, für die man nicht 

verantwortlich sein kann. Gleichzeitig aber wird das Wissen um die Verantwortung für 

Dinge, für die man tatsächlich verantwortlich ist, größer. Die Verantwortung erhält mehr 

Gewicht. Es kann dann gefordert werden, dass verantwortlich gehandelt wird. Krainer be-
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schreibt dazu ein „Modell gestufter Verantwortung“784, womit jenen mehr Verantwortung 

zugewiesen wird, die mehr Macht haben. 

Die Professions- und Institutionenethik steht im Zusammenhang mit der „kollektiven Re-

flexion des gemeinsamen Handlungsbezirks und [mit der] Vergemeinschaftung ethischer 

Konflikte und Interessen mit Gleichbetroffenen“785. Man versucht zu erkennen, wo indivi-

duelle Probleme bestehen und welche Schwierigkeiten und Widersprüche nicht nur auf 

individueller, sondern auf genereller Basis bestehen. Es kristallisieren sich hierbei die ver-

schiedenen Interessen heraus. Das, was sich aus der ersten Stufe der individuellen Reflexi-

on ergeben hat, wird auf dieser zweiten noch pointiert. Wichtig ist nun, dass ein Interes-

sensausgleich hergestellt werden kann. Krainer folgend, trifft sich hier der ethische Cha-

rakter des Prozesses: die verschiedenen Interessen verschiedener hierarchischer Ebenen 

werden miteinander konfrontiert. Dies ermöglicht eine Perspektivenerweiterung. Dabei 

erhofft man sich, dass ein „höheres Verständnis für verschiedene Widersprüche auf ver-

schiedenen Ebenen erreicht werden kann“786, obwohl, so Krainer, Widersprüche unver-

meidbar sind.787 Diese ergeben sich nicht nur aufgrund der verschiedenen Interessen der 

verschiedenen Ethikebenen. Sie ergeben sich auch aus den verschieden medienrechtlichen 

Ansprüchen, so etwa dem Recht auf freie Meinungsäußerung und dem Recht auf Schutz 

der Privatsphäre. Diese Widersprüche sind nach einer Untersuchung Schichas eine Folge 

der Diskrepanz zwischen Idealnorm und journalistischer Praxis. Wie Schicha sagt, „klafft 

zwischen den hohen normativen moralischen Ansprüchen an die maßen mediale Darstel-

lung und den faktischen Ausprägungen derselben eine erhebliche Lücke“788. Die Struktu-

ren und Sachzwänge verhindern, dass die Vorgaben für eine informative Berichterstattung 

erfüllt werden können. Normative ethische Ansprüche, zB in Bezug auf die Anforderungen 

einer umfassenden Recherche, stehen schlichtweg nicht im Gleichklang mit den faktischen 

Gegebenheiten der journalistischen Praxis wie dem Konkurrenzdruck, kommerziellen Inte-

ressen und dem Zeitdruck. In einer auf ökonomischer Basis globalisierten Welt muss die 

Medienethik um die Ergebnisse der aktuellen wirtschafts- und unternehmensethischen 

Diskussion erweitert werden. In der medialen Produktion stellt sich die Frage nach öko-

nomischer und ethischer Rationalität. Es bestehen Widersprüche zwischen medienethi-
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schen Anforderungen und der inneren Logik der Mediensysteme und damit zwischen ethi-

schen und ökonomischen Prämissen des Mediengeschäfts.789Krainer sagt daher: „Der Er-

kenntnisgegenstand von Medienethik ist der Widerspruch selbst“.790 Nachdem sich Wider-

sprüche weder aufheben noch logisch lösen lassen, lautet daher Krainers weitere Konse-

quenz: „Das Balancieren von Widersprüchen ist die zentrale methodische Herausforde-

rung der Medienethik.“791 

Schicha folgend kann man, um die Differenz zwischen den hohen moralischen Ansprüchen 

und der menschlichen Unvollkommenheit und Sachzwängen zu überbrücken, zwischen 

idealen Normen und Praxisnormen unterscheiden.792 Praxisnormen finden sich auf der 

Ebene des Rechts und der Politik wieder, Idealnormen in der Philosophie. Seiner Meinung 

nach ist es die Hauptaufgabe der Ethik, einen Kompromiss zwischen dem Ideal und der 

Praxis zu finden. Schicha führt dazu folgendes aus:  

„Eine Aufgabe der angewandten Ethik besteht nunmehr darin, dass ideale Normen eine 

praktikable Angleichung an die faktischen Verhältnisse erfahren, um Kompromisse zu fin-

den, bei denen ideale Leitbilder zwar nicht aufgegeben werden, jedoch so weit operationa-

lisierbar gestaltet werden können, dass sie als Handlungsoptionen in der Praxis Entschei-

dungshilfen bei der ethischen Urteilsbildung bieten können.“793 

Für Karmasin ist für die Balance der Widersprüche die Beachtung und Zusammenführung 

der verschiedenen Interessen wesentlich: „Nur via der Integration der aktuellen wirt-

schaftsethischen Diskussion vermag die Medienethik den Herausforderungen der Globali-

sierung und Ökonomisieren angemessen zu begegnen.“794 Wirtschaftliche Klugheit und 

ethische Vernunft müssen verbunden werden.795 

Man erkennt so, dass sowohl medieninterne, sowie medienexterne Faktoren wesentlich für 

die Medienethik sind. Es lasten Sach-, Gesellschafts-, und ökonomische Zwänge auf den 

Journalisten und den Medienunternehmern. Die Berichterstattung kann den hohen ethi-

schen Ansprüchen oft nicht gerecht werden. Hinzu kommt der ständige Zeitdruck unter 

dem die Journalisten arbeiten müssen – was eine sorgfältige Recherche erschwert. Die Ide-

alnorm und die journalistische Praxis liegen daher oft weit voneinander entfernt. Die 
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Hauptaufgabe der Medienethik liegt jedoch nicht darin, die Inhalte der Medien über Kri-

minalität, Politiker, Sex und Stars zu beseitigen. Sie soll vielmehr einen Ausgleich finden 

zwischen der Lukrativität ebendieser Inhalte, den moralischen Idealen der Gesellschaft, 

den Vorstellungen des Publikums und des Journalisten selbst über den Journalismus und 

die demokratischen Aufgabe der Medien. Medienethik kann eine Anleitung dazu geben, 

wie der Journalist handeln kann, sie kann ethische Verfahrensnormen entwickeln, die 

Kommunikationsprozesse im Sinne der gegenseitigen Achtung sichern und somit zum Bei-

spiel im Bereich der Interessensabwägung im Bezug auf die Grundrechte (Meinungsäuße-

rungsfreiheit, Privatsphäre) einen Ausgleich schaffen.796 Eine Lösung findet sich in Durch-

führungsregeln, also dem Organisieren von Entscheidungsprozessen. Diese Durchfüh-

rungsregeln sollen nach Sachsee eine Vermittlerfunktion zwischen den idealen der Ethik 

und der Realität herstellen.797 Solche Durchführungsregeln finden sich insbesondere im 

Ehrenkodex der Journalisten, welcher durch den Presserat konstruiert und kontrolliert wird. 

Es stellt sich in weiterer Folge die Frage, ob der österreichische Ehrenkodex den Anforde-

rungen der Medienethik entspricht und welche Wirkungsmöglichkeiten ihm zu kommen. 

Diese Fragen werde ich in den kommenden Kapiteln, beginnend mit der Selbstkontrolle, 

behandeln.  
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 Vgl. Saxer, Konstituenten einer Medien- und Journalismusethik. S. 85. 
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3. Selbstkontrolle 

Der Ministerialentwurf zur Revision des Mediengesetzes 2009 beschrieb die Mediensitua-

tion wie folgt und erwartet aus diesen Gründen eine Stärkung der Selbstregulierung: 

„Als Reaktion auf die […] Exzesse hat sich im Jahr 2008 eine breite Diskussion über die 

Grenzen vertretbarer medialer Berichterstattung entwickelt. In zahlreichen Beiträgen und 

öffentlichen Veranstaltungen wurde beklagt, dass die Strategie vieler Medien, mit ihrer 

Berichterstattung zu personalisieren und zu emotionalisieren, zur Folge hat, dass die 

Grenze zwischen einer sachlichen Kriminalberichterstattung und eines auf Kosten der 

Verbrechensopfer gehenden Voyeurismus verschoben und stellenweise sogar aufgehoben 

wurde. Im Rahmen dieser intensiven medienethischen wie medienrechtlichen Debatte wur-

de insbesondere einerseits eine Stärkung des medienrechtlichen Persönlichkeitsschutzes, 

andererseits auch eine wirksame Selbstregulierung der Medien (Stichwort Presserat) ge-

fordert.“798 

Wir Menschen erfahren die Welt oft sekundär durch die Medien. Sie bringen uns Gescheh-

nisse der Welt näher, die wir selbst nicht direkt erleben. Die Journalisten übermitteln Er-

klärungen von Experten über die Politik, die Wirtschaft und die Gesellschaft. Informatio-

nen, welche die Journalisten im Wege ihrer Recherche erhalten, verarbeiten sie zu einer 

verständlichen Gesamtinformation für das durchschnittlich intelligente Publikum. Die 

Journalisten verarbeiten also die Informationen, welche sie von Dritten bekommen. Gerade 

dieser Verarbeitungsprozess birgt Gefahren und Risiken. Die Gefahr etwa, Information 

falsch zu interpretieren, ihr eine unrichtige Wertigkeit zu geben, sie in einen falschen Kon-

text zu bringen oder sogar die Information unethisch zu verwenden, sie vielleicht auch be-

wusst zur Manipulation einzusetzen. Diese Gefahren aber dürften in einer ethisch ideal-

korrekten Medienwelt nicht bestehen. Da sie aber bestehen, sollte der Journalist ihnen ent-

gegentreten können.  

Die Aufgabe der Medien ist wie bereits dargelegt, über die Geschehnisse in dieser Welt zu 

berichten, dieser Bericht soll objektiv erklären, er soll möglichst richtig in der Aussage 

selbst als auch im Kontext sein. Die Medien sollen gegenwärtige Situationen aufzeigen so 

wie sie sind. Oft werden die Medien selbst als ein Gegenpol zur Gesellschaft und der Poli-

tik betrachtet, denn sie berichten über ebendiese und kontrollieren sie. Im Grunde genom-

men kritisieren die Medien die Gesellschaft und Politik, sie kontrollieren und sie bewerten 
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sie. Es eröffnet sich damit die Frage, welche Macht kontrolliert die Kontrolleure? Kontrol-

le und Freiheit liegen gerade im Bereich der Medien in einem schwierigen Spannungsver-

hältnis. Der wichtigste Grundpfeiler der Medien ist ihre Freiheit. Die Freiheit der Meinung, 

der Medien und der Presse. Die Zensur wurde abgeschafft. Durch die weggefallene „Kon-

trolle“ ist aber auch eine positive Wirkung weggefallen, die eines Gegenpols zur ungebän-

digten Freiheit. 

Negativ betrachtet kann die uneingeschränkte Freiheit nun dazu führen, dass sie miss-

braucht wird und zwar zum Nachteil eines anderen, sodass die Freiheit anderer unterdrückt 

wird. Sie kann sie auch zum Nachteil der Gesellschaft genutzt werden, indem diese falsche 

Informationen über die demokratierelevanten Abläufe in der Gesellschaft erhält. Es bedarf 

dann der Rechtsnormen, um einen vernünftigen und fairen Gebrauch der Freiheiten zu er-

möglichen und somit einen äußeren Rahmen der Freiheiten festzusetzen. 

Das österreichische Recht verzichtet auf eine direkte staatliche Kontrolle der Medien. 

Trotz der Möglichkeit, die Freiheit innerhalb der Medientätigkeit auszunutzen, ist es wohl, 

wie sich in der Vergangenheit (Nationalsozialismus) aber auch in der Gegenwart (China) 

zeigte bzw zeigt, besser, den Medien ihre Freiheit zu lassen und damit zu leben, dass im 

Einzelfall falsch informiert wird, als sie strengen externen Kontrollmechanismen zu unter-

ziehen.  

Notwendigerweise existieren neben den Gesetzen gewisse „milde“ Aufsichtsinstanzen und 

somit Kontrolleure der Kontrolleure. In Österreich sind dies der Presserat und der Medien-

rat. Öffentlich rechtliche Kontrollen, wie zum Beispiel eine Reglementierung des Gewer-

bes Journalismus stoßen auf verfassungsrechtliche Hürden, denn die Aufgaben der Medien 

(Herstellung von Öffentlichkeit, Kritik am Staatshandeln, Willensbildung) verlangen gera-

de nach Staatsfreiheit. Es darf keine Inhaltskontrolle geben, das wäre Zensur. Der journa-

listische Beruf darf nicht von Lizenzen abhängig gemacht werden, das widerspräche der 

Meinungsfreiheit (Pressefreiheit). Jedoch können auch indirekte Kontrollmechanismen wie 

zum Beispiel eine öffentliche Meinungsvielfalt die Meinungen einzelner Journalisten rela-

tivieren, denn gerade der Pluralismus entkräftet eine einzelne Aussage.  

Angesichts der dargestellten Schwierigkeiten und notwendiger Absenz weiterer externer 

Kontrollen der Journalisten, brauchen die Medien, bzw braucht die Gesellschaft eine inter-

ne Kontrolle über die Medientreibenden. Diese muss nach Selbstzügelung, nach Qualitäts-
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sicherung und verantwortungsvollem Umgang mit Information, in Bedachtnahme auf die 

Macht der Medien, verlangen. Und sie muss versuchen die verschiedenen Interessen in 

einen harmonischen Einklang zu bringen: Das Interesse der Medientreibenden an der Mei-

nungsäußerungsfreiheit und der Wirtschaftlichkeit des Unternehmens; die Interessen der 

Betroffenen an Privatsphäre und Ehre sowie auch die Interessen der Öffentlichkeit an In-

formation und somit der Aufgabe der Medien zur Herstellung von Öffentlichkeit.  

In Österreich bietet der Presserat durch seinen Ehrenkodex eine Leitlinie für das journalis-

tische Handeln. Im Ehrenkodex werden die Grundzüge des ethisch korrekten Journalismus 

dargestellt. Dadurch soll unter anderem auch vom Journalisten erkannt werden, dass wie 

im obigen Zitat von Weyl, der Freiheit auch Verantwortung immanent ist. Auch Ingrid 

Stapf bezieht sich auf Freiheit und Verantwortung und sagt dazu: 

„In Bezug auf das postulierte Spannungsfeld erscheint es wesentlich, Freiheit und Verant-

wortung nicht als Gegensätze zu interpretieren, sondern anzuerkennen, dass ihm ein glei-

ches Interesse unterliegt.“799 

Auch der Presserat äußert sich in der Präambel des Ehrenkodex zur Freiheit und Verant-

wortung: „Journalismus bedingt Freiheit und Verantwortung“. Auch der Journalistenko-

dex erwartete von dem Journalisten, dass sie auf die Folgen ihrer Berichte achten. Ebenso 

in Art 10 der EMRK wird die Verantwortung genannt: „Die Ausübung dieser Freiheiten 

ist mit Pflichten und Verantwortung verbunden.“ Viele Staaten in Europa und der ganzen 

Welt haben diese Pflicht zur Verantwortung und Selbstkontrolle erkannt und somit eine 

Berufsethik geschaffen, die von Gremien wie dem Presserat überwacht werden. Diese In-

stitutionen existieren in Staaten, in denen die Presse- und Rundfunkfreiheit im Rahmen der 

demokratischen Grundordnung verfassungsrechtlich und politische gewährleistet wird. 

Zweck ist es, zur „Waffengleichheit“ zwischen Medien und den von der Berichterstattung 

betroffenen Personen beizutragen und Grundsätze für einen verantwortungsvollen Journa-

lismus zu entwickeln.800 Die Selbstkontrolle nimmt die Verantwortung an und versucht ihr 

gerecht zu werden. In Bezug auf die Medien wird diese wie folgt definiert:  

„Freiwillige Medien-Selbstkontrolle umfasst die Gesamtheit der von den Medien oder Tei-

len der Medien anerkannten und freiwillig auferlegten Normen, Verfahrensweisen und 

Institutionen, die der besonderen Verantwortung freier Medien gegenüber dem Gemein-

wohl und der Öffentlichkeit gerecht zu werden versuchen. Sie dient der Wahrung der Be-
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rufsethik nach innen, der Unterbindung von Fehlverhalten vor allem im Rahmen des 

Machtmissbrauchs der Medien gegenüber potenziell Betroffenen und verfolgt nach außen 

das Ziel, die Medienfreiheit gegenüber dem Staat zu verteidigen.“801 

Verena Wiedmann definiert freiwillige Presse-Selbstkontrolle als die „Gesamtheit derjeni-

gen von der Presse oder Teilen der Presse anerkannten und freiwillig auferlegten Regeln 

und Verfahrensweisen […], die dazu bestimmt sind, Machtmissbrauch einzelner Presseor-

gane oder ihrer Vertreter zu verhindern und der besonderen Verantwortung einer freien 

Presse gegenüber dem Gemeinwohl gerecht zu werden.“802 

Wiedemann803 unterscheidet drei Komponenten des Begriffs der freiwilligen Selbstkontrol-

le: 

1. Freiwilligkeit: das bedeutet, das Fehlen eines Zwangs zur Selbstkontrolle.  

2. Selbstkontrolle: das heißt, dass die Einrichtungen von denen geschaffen werden, für 

die sie existiert.  

3. Kontrolle: Es muss eine Form von Aufsicht stattfinden, die bestimmte Verhaltens-

weisen bewirken und unerwünschtes Verhalten verhindern kann.  

In Anlehnung an Stapf lassen sich die Begriffe folgendermaßen definieren: Selbstkontrolle 

beruht auf dem Prinzip der Freiwilligkeit, das heißt, dass kein Zwang auf Selbstkontrolle 

besteht, diese also nicht auf Gesetzen beruht oder auf politischen Druck entstand. Weiters 

bedeutet Selbstkontrolle, dass die Kontrollinstanz von denen geschaffen wird, für die sie 

geschaffen wird. Eine Kontrolle aus sich selbst heraus. Drittens bedarf es der Kontrolle, 

das heißt, es braucht eine Art Aufsicht und Überwachung.804 

Die Idee der Selbstkontrolle beruht auf dem Gedanken von Vereinbarkeit von Freiheit und 

Verantwortung. Die Freiheit ist damit der Anfangspunkt der Selbstkontrolle, denn sie 

macht diese überhaupt erst möglich. Sie ist aber auch der Endpunkt, denn die Grenzen der 

Freiheit liegen darin, sie durch Machtmissbrauch nicht zu gefährden.805 
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3.1. Vorteile und Nachteile der Selbstkontrolle 

3.1.1. Kontrolle durch Journalisten 

Die Vorteile der Selbstkontrolle liegen darin, dass die Kontrolle von innen heraus kommt, 

dass die Journalisten von ihren Fachkollegen bewertet und kontrolliert werden. Die Senate 

entscheiden anhand von Publikationen über die Medienethik, anhand von Diskussionen im 

Senat und Erfahrungen der Senatsmitglieder. Sie lehnen ihre Entscheidungen aber auch an 

Gerichtsentscheide des EGMR. Der Schutzrahmen ist jedoch weiter als jener der Gerichte, 

denn die ethischen Grundsätze sind nicht starr sondern flexibel. So kann auch über femi-

nistische Themen oder Maßenbeleidigungen ethisch geurteilt werden, was im Sinne des 

MedienG, des ABGB oder des StGB nicht möglich ist.  

Die Entscheidungsfindung durch Journalisten ist deshalb gut, da sie wissen, mit welchen 

Schwierigkeiten die Branche zu kämpfen hat und was innerhalb derselben als ethisch be-

trachtet werden kann und was nicht, was gefordert werden darf und wo überfordert wird. 

Problematisch dabei ist allerdings, dass die Journalisten nicht streng genug mit ihren Kol-

legen ins Gericht gehen werden, denn an denselben Maßstäben, an welchen sie ihre Kolle-

gen messen, werden auch sie gemessen.  

Positiv zu beurteilen ist aber besonders, dass durch die Selbstkontrolle keine Kontrolle 

seitens des Staates besteht, der wiederum kontrolliert, was die Journalisten über seine Tä-

tigkeiten berichten. Dies käme einer Zensur nahe.  

3.1.2. Interne Regelung 

Die Selbstkontrolle soll sich solchen Bereichen widmen, die sich der gerichtlichen Kon-

trolle entziehen. Durch die Ethikkodizes und den Presserat sollen die Journalisten angehal-

ten werden, abseits der rechtlichen Rahmenbedingungen ihrem „Stand“ getreu zu handeln, 

ihre Macht zu erkennen und sie nicht auszunutzen, im Sinne der Gesellschaft „gut“ zu 

handeln und den Maßstäben der Ethik Rechnung zu tragen. 

Nach innen bewirkt die Selbstkontrolle somit eine interne Regelbildung und dient dem 

Verantwortungsgefühl, der journalistischen Kompetenz sowie der Identität und will einen 

Zusammenhalt herstellen.  
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3.1.3. Externe Schaffung von Glaubwürdigkeit und Transparenz 

Nach außen schafft sie Sicherheit im Sinne stabiler Erwartungen, Transparenz und Glaub-

würdigkeit und sie dient durch die Umsetzung journalistischer Verhaltensmaßstäbe auch 

der Öffentlichkeit.806  

3.1.4. Gegenpol und Ergänzung zur Fremdkontrolle 

Selbstkontrolle ist ein natürlicher Gegenpol zur Fremdkontrolle. Selbstkontrolle ist dabei 

eine ethische Frage, Fremdkontrolle eine rechtliche. Die Freiheiten geben die Möglichkeit 

des Missbrauchs. Der Regelungsbedarf erfolgt durch Recht und Ethik. Das Recht regelt 

dabei die äußeren Handlungen von Menschen, verfügt über Zwangsmittel und Sanktions-

möglichkeiten. Ethische Normen besprechen hingegen die Handlungsmotivation der Men-

schen, sie bedürfen innerer Anerkennung. Die Menschen handeln dann aufgrund von Ein-

sicht und Autonomie.807 Die Medienethik ergänzt das Medienrecht als Steuerungssystem 

der Medien. Eine zu starke rechtliche Reglementierung läuft Gefahr, dass die Medien ihre 

Wächterfunktion, ihre Kontroll- und Kritikfunktion verlieren oder beschneiden lassen. 

Nach Saxer ist die „Verrechtlichung als Steuerungsmethode von demokratischen Medien-

systemen wegen ihrer Starrheit im Verhältnis zur unerlässlichen Flexibilität der Medienak-

tivität schädlich“.808 Daher werden der Raum und das Muss an ethischer Selbstverpflich-

tung im Mediensektor immer größer.809 

3.2. Der Presserat 

Nach einer neunjährigen Pause hat der Presserat seine Arbeit wieder aufgenommen. Die 

österreichischen Printmedien haben damit erneut ein Selbstkontrollorgan. Er ist heute kei-

ne bloße Arbeitsgruppe mehr, sondern ein Schiedsgericht.810 Das bedeutet, dass bei Anru-

fung des Presserats der Beschwerdeführer auf den ordentlichen Rechtsweg verzichtet. Auf 

der Homepage des Presserats beschreibt sich dieser wie folgt: 

 

„Der Österreichische Presserat versteht sich als moderne Selbstregulierungseinrichtung 

im Pressebereich, die auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruht und der redaktionellen 

Qualitätssicherung sowie der Gewährleistung der Pressefreiheit dient. 
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Journalismus hat eine essentielle demokratiepolitische Bedeutung, aus der eine besondere 

Verantwortung im Umgang mit Informationen und deren Verbreitung resultiert. Der Ös-

terreichische Presserat hat daher einen Ehrenkodex für die journalistische Arbeit erstellt, 

der am Mediengesetz anknüpft und als ethische Richtschnur für Medienschaffende anzuse-

hen ist. 

Dieser Kodex bildet die Grundlage für die Entscheidungen der Senate des Österreichi-

schen Presserates.  

Eine wesentliche Aufgabe des Österreichischen Presserates ist es, allfällige Missstände im 

Pressewesen aufzuzeigen und diesen entgegenzuwirken.“811 

 
Die konstituierende Mitgliederversammlung des „Vereins zur Selbstkontrolle der Österrei-

chischen Presse – Österreichischer Presserat“ fand am 26. März 2010 statt. Am 

2. November 2010 wurde die Geschäftsstelle eröffnet. 

Der Presserat ist ein Idealverein. Er dient der Förderung der Pressefreiheit und „eines der 

Wahrheitsfindung und Korrektheit verpflichteten Gebrauchs derselben sowie der Selbst-

kontrolle der österreichischen Printmedien“812. In seine Zuständigkeit fallen alle periodi-

schen Druckwerke nach Maßgabe der Zuständigkeit des Mediengesetzes. Dazu gehören 

auch Onlineausgaben von Printmedien.  

Der Österreichische Gewerkschaftsbund (vertreten durch die Österreichische Journalisten-

gewerkschaft in der GPA-DJP), der Verband der österreichischen Zeitungen, der Verein 

der Chefredakteure, der Österreichische Zeitschriften und Fachmedienverband, der Ver-

band der Regionalmedien Österreichs und der Presseclub Concordia – Vereinigung der 

österreichischen Journalisten und Schriftsteller sind Trägerverbände des Presserates, 

gleichzeitig sind sie Vereinsmitglieder.813 

3.2.1. Das Verfahren vor dem Presserat 

Das Verfahren vor dem Presserat ist in zwei Teile geteilt: In ein Beschwerdeverfahren und 

ein amtswegiges Verfahren. Das Beschwerdeverfahren verläuft folgendermaßen: Den 

Presserat anrufen können Personen, die sich von einem Bericht in ihren schutzwürdigen 

Rechten verletzt erachten, insbesondere in den Persönlichkeitsrechten. Innerhalb von sechs 

Monaten ab Erscheinen des Artikels kann der Betroffene schriftlich seine Beschwerde 
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beim Presserat einbringen. Auch Personen, die nicht persönlich betroffen sind, können sich 

über einen Bericht via Mitteilung an den Presserat wenden. Der Senat entscheidet dann, ob 

der Presserat ein amtswegiges Verfahren einleiten wird oder nicht.814  

Der Presserat ist in zwei Senate aufgeteilt, welche abwechselnd über die Beschwerden ent-

scheiden. Jeder Senat besteht aus sechs Journalisten als Mitglieder und einem juristischen 

Vorsitzenden. Zudem bestehen vier Ersatzmitglieder. Die Senate sind unabhängige und 

weisungsfreie Organe der Selbstkontrolle der österreichischen Presse. Somit urteilen Jour-

nalisten über Journalisten und Warzilek ist der Meinung, dass dies genau ein großer Vorteil 

des Presserates ist.815 

Die Mitglieder des Senates bilden den Presserat. Sie erarbeiten die Grundsätze publizisti-

scher Arbeit, den Grundsatzkatalog (Ehrenkodex), für alle Personen, welche mit der Be-

schaffung, Verarbeitung und Kommentierung von Nachrichten in Zeitungsunternehmen 

befasst sind. Sie ergänzen diese Grundsätze und erlassen interpretative Richtlinien.816 

Ein Verfahren vor dem Presserat kommt aber nur zustande, wenn sich das Medium dem 

Presserat unterworfen hat. Nur wer sich unterwirft, kann bestraft werden, etwa durch eine 

Veröffentlichung der Entscheidung oder eine Rüge. Gegen Medien, die sich nicht unter-

worfen haben kann zwar ein amtswegiges Verfahren eingeleitet werden, aber es kann nicht 

bestraft werden.  

Ein Vorteil des Presserates gegenüber dem gerichtlichen Verfahren ist, dass das Verfahren 

sehr schnell abgewickelt werden kann. Es gibt keinen Instanzenzug, somit ist eine Ent-

scheidung endgültig. Des Weiteren ist die Anrufung des Presserates kostenlos. 

Der Presserat wird durch Ombudsleute unterstützt. Ihre Aufgabe ist es, zwischen Be-

schwerdeführer und betroffenem Medium zu vermitteln. Diese Mediation wird von einem 

Senatsvorsitzenden geleitet. Das Ganze ist dem Beschwerdeverfahren vorgelagert. Ohne 

vorherige Mediation darf kein Beschwerdeverfahren erfolgen. Möglichkeiten, die hier er-

reicht werden können, sind etwa ein Leserbrief oder ein richtigstellender Bericht im betrof-

fenen Medium.  
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Nicht ohne Skepsis wird der Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges bei Einlassung in 

ein Verfahren vor dem Presserat beurteilt. Lehofer ist unter anderem der Ansicht, dass das 

Schiedsverfahren nicht zu einem gleichwertigen Ergebnis führt, wie ein ordentliches Ver-

fahren.
817

 Nach Warzilek818 waren es gewisse Trägerorganisationen, die auf den Ausschluss 

des Rechtsweges bestanden. Der Beschwerdeführer muss also auf sein Recht zur Anrufung 

der ordentlichen Gerichte oder Behörden verzichten, indem er sich dem Presserat unter-

wirft. So steht auf der Homepage des Presserates: 

“Im Beschwedeverfahren verpflichten sich der Beschwerdeführer durch Unterzeichnung 

einer Erklärung, den Österreichischen Presserat in der gegenständlichen Angelegenheit 

als Schiedsgericht anzuerkennen und dadurch auf die Anrufung der ordentlichen Gerichte 

zu verzichten. Das bedeutet insbesondere, dass wegen des Beschwerdegegenstandes keine 

Schadenersatzansprüche vor Gericht geltend gemacht werden können. Im Gegenzug ver-

pflichtet sich auch das betroffene Medium, sich dem Presserat als Schiedsgericht zu un-

terwerfen und dessen Entscheidung anzuerkennen.“
819

 

Warzilek sieht den Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges positiv, denn dadurch sollen 

die Entscheidungen des Presserates mehr Gewicht erlangen.  

Das Beschwerdeverfahren selbst ist kontradiktorisch. Es bestehen die Grundsätze des ge-

genseitigen Gehörs, der Unmittelbarkeit und der Parteiendisposition. Die Öffentlichkeit ist 

lediglich eine Parteienöffentlichkeit.  

Entscheidet der Presserat, dass der Beschwerdeführer tatsächlich in seinen schutzwürdigen 

Interessen verletzt wurde, erkennt er auf Veröffentlichung des Verfahrens vor dem Presse-

rat. Das Medium hat dann den Spruch der Entscheidung oder einen vom Senat gegebenen 

Text zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung hat binnen 14 Tagen im Medium zu erfol-

gen, in dem die Erstveröffentlichung erfolgte. Die Pflicht des Mediums zur Veröffentli-

chung ist iSd § 607 ZPO vollstreckbar, wenn der Beschwerdeführer verlangt, dass die 

Rechtskraft und Vollstreckbarkeit in einer Ausfertigung bestätigt wird.  
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3.3. Der Ehrenkodex 

Der Presserat erließ einen Ehrenkodex, der als ethische Richtschnur für Medienschaffende 

anzusehen ist. Ethik/Ehrenkodices sollen einem bestimmten Berufsstand ein ethisches 

Grundverhalten in einer Form Kodex auftragen. Der Ehrenkodex geht über die rechtlichen 

Verpflichtungen hinaus. Laut Warzilek zielt er allerdings nicht in dieselbe Richtung wie 

das Recht.820 Vielmehr müssen Ethik und Recht sich ergänzen, sich aber nie in Konkurrenz 

sehen. Der Ehrenkodex dient dem Presserat in der Entscheidungsfindung, gleich wie dies 

die Gesetze für die Richter tun. Der Ehrenkodex widerspricht in seinen Verhaltensanforde-

rungen nicht den Anforderungen, die die Gesetze an die Journalisten stellen. Aber er for-

muliert die Anforderungen auf „ethische“ Weise aus. Das Handeln des Journalisten wird 

nicht (überwiegend) nach rechtlichen Paradigmen geprüft, sondern anhand des Ehrenkodex 

nach ethischen Paradigmen.821 

 

Der Ehrenkodex kann mit seinen Anforderungen den Journalismus zu einem besseren 

Journalismus anleiten indem er von den Journalisten Verantwortung verlangt, indem er 

Rechte und Privilegien in Relation zur Verantwortung setzt, indem er die Journalisten an-

hält, sorgsam und sorgfältig mit Information umzugehen, weil sie vor einem großen Publi-

kum handeln. Der Ehrenkodex kann daher anhand ethischer Standards zu einer besseren 

Qualität im Journalismus führen.  

 

Immer wieder stellt sich die Frage, wie ein Ehrenkodex formuliert werden sollte, wobei 

sich Unterschiede in der Detaillierung zeigen. In Deutschland wird für einen sehr stark 

definierten und umfassend detaillierten Ehrenkodex plädiert. In der Schweiz geht man da-

von aus, dass ein möglichst offener Ehrenkodex die besten Erfolge erzielt. In Österreich 

fand man eine Mittellösung.822 Der Ehrenkodex mag teilweise als sehr generell erscheinen, 

führt aber bei genauerer Betrachtung nicht nur Generalklauseln an, sondern genaue Verhal-

tensweisen. Warzilek ist der Meinung, dass der Ehrenkodex gut gelungen ist, da er dem 

Journalisten Grundlagen gibt, ihn aber nicht in seinem Handeln völlig determiniert.823 Der 

Ehrenkodex soll eine Anleitung zur journalistischen Arbeit geben. Dazu könnte man auch, 

so Warzilek, die Entscheidungen des Presserates zusammenfassen und ein Nachschlage-
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werk erstellen, das eine Art Leitfaden für den Journalisten darstellt, welcher den generellen 

Normen im Ehrenkodex eine Gestalt gibt.824 Anders argumentieren könnte man, dass der 

Journalist Leerformeln wie „Objektivität“, „Unlauterkeit“, „Verantwortung“ der Journalist 

nach Gutdünken umsetzen kann. Wunden825  ist daher der Ansicht, dass der Ehrenkodex 

nicht generell ausformuliert sein sollte, sondern klar und strukturiert. Verbindliche genaue 

Beschreibungen dessen, wie sich der Journalist in der Informationsbeschaffung und Verar-

beitung verhalten soll würden mehr Sicherheit und bessere Qualität bringen. Wunden sagt 

dazu, dass „methodisch-begriffliche Klarheit unabdingbar ist, damit nicht zuletzt klar 

wird, wie die Aufgaben einer Medienethik in jede öffentlich verhandelte Moralkontrover-

se“826 hineingezogen wird. 

Im Folgenden werde ich die einzelnen ethischen Paradigmen des Ehrenkodex anführen und 

besprechen. 

3.3.1. Freiheit und Persönlichkeitsschutz 

„1. Freiheit 

1.1. Die Freiheit in Berichterstattung und Kommentar, in Wort und Bild ist integrierender 

Bestandteil der Pressefreiheit. Das Sammeln und Verbreiten von Nachrichten und Kom-

mentaren darf nicht behindert werden. 

1.2. Die Grenzen dieser Freiheit liegen für die Tätigkeit des Presserates in der freiwilligen 

Selbstbeschränkung auf Grund der Bestimmungen in diesem Ehrenkodex.“827 

Der Ehrenkodex beginnt im ersten Satz nicht mit einer Verpflichtung, gerichtet an den 

Journalisten, sondern gerichtet an den Staat und an die Informationsinhaber. Die Freiheiten 

dürfen nicht behindert werden.  

Ethische Einschränkungen dieser Freiheiten sollen nach Absatz 2 nicht nach den in der 

EMRK oder dem StGG festgelegten Normen erfolgen, sondern aufgrund der Bestimmun-
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Theorie und Praxis. S. 62. 
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gen im Ehrenkodex. Durch diese im Ehrenkodex festgeschriebenen ethischen Einschrän-

kungen, sollen die Journalisten zu einem ethischen Verhalten angehalten werden.  

Nach Pieper handelt ein Mensch dann ethisch, wenn er zusammen mit anderen Menschen 

seine Geltungsansprüche im Hinblick auf die Geltungsansprüche der anderen so modifizie-

ren kann, „dass er nicht rücksichtslos auf Kosten der anderen seine Bedürfnisse befrie-

digt“828. Der Mensch steckt in diesem Zuge Freiräume und Grenzen ab, wodurch es jedem 

ermöglicht werden soll, ein lebenswertes Leben zu führen und sich selbst zu verwirklichen. 

Dies geschieht durch die Bestimmungen im Ehrenkodex. Die Freiheiten werden anerkannt, 

aber eben nicht nur die eigene Freiheit, sondern auch die Freiheit der anderen, was letzt-

endlich zu dem Schluss führt, dass gewisse Freiheiten eingeschränkt werden sollen, damit 

alle bestmöglich ihre Freiheiten ausleben können.  

Konkret sind nach dem Ehrekondex Einschränkungen der Meinungsfreiheit erlaubt zu 

Gunsten der Privatsphäre, Intimsphäre und des Persönlichkeitsschutzes sowie des öffentli-

chen Interesses. Das öffentliche Interesse fördert gleichsam aber auch die Meinungsäuße-

rung und erlaubt, in die Rechte Dritter einzugreifen.  

 

Diese Rechte zu Gunsten Betroffener werden im Ehrenkodex in den Punkten 5. und 6. auf-

genommen und ausformuliert: 

„5. Persönlichkeitsschutz 

5.1. Jeder Mensch hat Anspruch auf Wahrung der Rechte und Würde der Person. 

6. Intimsphäre 

6.1. Die Intimsphäre jedes Menschen ist grundsätzlich geschützt. 

6.2 Bei Kindern ist dem Schutz der Intimsphäre Vorrang vor dem Nachrichtenwert einzu-

räumen.“829 

Das Recht auf Privatsphäre ist in diesem Sinne keine Freiheit zu, sondern eine Freiheit vor 

– und zwar vor Eingriffen durch den Journalisten in ebendiese. Das Recht der Freiheit, die 
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Meinung frei zu äußern, kann sehr schnell in das Recht auf Privatsphäre eingreifen, denn 

dadurch dass ein Journalist einem breiten Publikum frei erzählt, was er über andere Men-

schen weiß, kann er möglicherweise dessen Persönlichkeitsrechte verletzen.  

 

Wie auch in den gesetzlichen Bestimmungen, hält auch der Ehrekondex fest, dass die 

Rechte einer Person gewahrt werden müssen. Eine weitere Ausführung dazu, was „Rechte“ 

sind, wird nicht geliefert, es ist daher davon auszugehen, dass zumindest die gesetzlich 

dargestellten Rechte zu schützen sind.  

 

Darüber hinaus ist die Würde der Person im Sinne des Ehrenkodexes zu beachten. In recht-

licher Hinsicht spielt sie in Österreich wohl durchaus eine Rolle, ihr wird aber in Anbet-

racht der Summe der medienrechtlichen Entscheidungen kein besonders hohes Gewicht 

beigemessen. Anders als im ethischen Postulat erscheint die Würde nicht explizit in den 

gesetzlichen Bestimmungen, sondern beruht auf der Interpretation insbesondere des 

§ 16 ABGB bzw Art 3 EMRK.  

 

Weiters ist die Intimsphäre eines Menschen zu achten. Diese ist auch wie oben dargestellt 

gesetzlich besonders geschützt. Absatz 2 nimmt Bezug auf die journalistische Alltäglich-

keit und innere Ordnung. So genießt der Schutz der Intimsphäre von Jugendlichen größe-

ren Schutz als der Nachrichtenwert und somit, ob die Nachricht gut verkäuflich ist. Der 

Ehrenkodex stellt an diesem Punkt klar, dass der wirtschaftliche Gedanke hinter den ethi-

schen Gedanken zu treten hat.  

 
Der Ehrenkodex deckt sich im Großen und Ganzen hinsichtlich der Einschränkungsver-

pflichtungen mit den gesetzlichen Bestimmungen.  

3.3.2. Objektivität: Demokratiefunktion und Einflussnahmen 

Die Erwartung an die Medien geht grundsätzlich über die Unterhaltung hinaus. Sie haben 

viel mehr und auch viel wichtigere Aufgaben. Eine davon, die demokratiepolitische Be-

deutung, wird vom Presserat als zentrale Aufgabe des Journalismus beschrieben:  
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“Journalismus hat eine essentielle demokratiepolitische Bedeutung, bedeutet aber auch 

Verantwortung im Umgang mit Informationen und deren Verbreitung.“830 

 

So steht dann auch in der Präambel des Ehrenkodex: 

 

„Zeitungsherausgeber/innen, Verleger/innen, Hörfunk- und Fernsehverantwortliche sowie 

Journalisten und Journalistinnen tragen in besonderer Weise Verantwortung für die in 

einer Demokratie lebensnotwendige Freiheit der Massenmedien“831 

 

Der Ehrenkodex spricht somit dem Journalismus eine Schlüsselrolle in der Demokratie zu, 

indem er die Freiheit der Massenmedien nutzt und die Gesellschaft informieren soll. Diese 

Information soll dann nach Punkt 2.1. des Ehrenkodex korrekt sein.  

 

„[...]Korrektheit in Recherche und Wiedergabe von Nachrichten und Kommentaren sind 

oberste Verpflichtung von Journalisten.“832 

 

Korrekt ist etwas dann, wenn der Sachverhalt stimmt. Etwas stimmt, wenn es objektiv rich-

tig ist. Objektivität wird so auch im Journalistenkodex des Medienrates verlangt.  

 

Ein weiteres Indiz für die Idee der Objektivität stellt die Anforderungen des Ehrenkodex 

dar, zwischen Meinung und Nachricht zu unterscheiden. Grundsätzlich, so sagt auch War-

zilek,833 ist immer etwas Subjektives in der Berichterstattung mit dabei. Berichte sollten 

aber so neutral wie möglich und nicht wertend sein. Andernfalls so soll klar ersichtlich 

sein, dass dies ein persönlicher Kommentar ist und kein objektiver Bericht. Dies wird 

ebenso in Punkt 3. beschrieben.  

 

Genauso wie Artikel in Tatsachenbericht und Meinung unterschieden werden, so müssen 

auch Bilder in Fotomontagen und dokumentarische Abbildungen getrennt werden. Punkt 

4.6 des Ehrenkodex hält fest, dass Berichte über Reisen, die auf Einladungen erfolgten, auf 

diese Tatsache in geeigneter Form hinzuweisen haben.  
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Darüber hinaus ist ein Artikel dann objektiv, wenn er unabhängig geschrieben wurde, 

wenn er also weder von eigennützigen Interessen, noch durch externe Einflüsse wie etwa 

Geschenken oder rein wirtschaftlichen Vorteilen beeinflusst wird. Der Ehrenkodex geht 

darauf ein und gibt an, dass sich der Journalist nicht von solchen Einflüssen beirren lassen 

darf. In Punkt 4. des Ehrenkodex heißt es, dass Geschenkannahmen verboten sind, aber 

auch, dass die Geschenkgabe und somit die aktive Beeinflussung verboten ist.  

 

Im Sinne der Objektivität wird somit nicht nur auf den einzelnen Journalisten abgezielt, 

sondern auch auf das gesamte System Journalismus. So heißt es ebenfalls in Punkt 4.: 

 

„Eine Einflussnahme Außenstehender auf Inhalt oder Form eines redaktionellen Beitrags 

ist unzulässig.“834 

 

Dies lässt eine Unabhängigkeitsverpflichtung der Medienwelt erkennen. Nicht nur, dass 

der Journalist sich frei halten muss von Beeinflussungen, auch das Unternehmen muss frei 

sein von diesen. Dies gilt genauso, wie das System „Medien“ durch keine äußeren (staatli-

chen) Einflüsse beschränkt werden darf. Diese Verpflichtung, weder Medien aktiv zu be-

einflussen noch sich als Journalist beeinflussen zu lassen, kann zu einer objektiven Be-

richterstattung führen. Darüber hinaus wird festgehalten, dass wirtschaftliche Interessen 

des Verlages redaktionelle Inhalte nicht so beeinflussen dürfen, dass daraus Fehlinformati-

onen oder Unterdrückung wesentlicher Informationen resultieren. Wirtschaftliche Interes-

sen sollen also in keinster Weise die Berichterstattung beeinflussen dürfen. 

 

An den dargestellten Normen des Ehrenkodexes erkennt man gut, wie unterschiedlich die 

ethische und rechtliche Formulierung für grundsätzlich dasselbe Ziel, einer richtigen und 

informativen Berichterstattung ist. Das Gesetz spricht nie davon, dass der Bericht korrekt 

oder objektiv sein muss. Vielmehr wird bestraft, wenn die unbegründete Unwahrheit be-

richtet wird. Die Ethik versucht daher, mit Handlungsanleitungen die Produktion zu 

verbessern, das Recht hingegen bestraft das schlechte Resultat. 
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Darüber hinaus erkennt man in diesen Normen auch, wie wesentlich die Medien in der 

demokratischen Gesellschaft sind und welche Position ihnen zukommt. Zwar gelten sie 

rechtlich betrachtet nicht als vierte Staatsgewalt. Dennoch wird es den Journalisten verbo-

ten, ähnlich den öffentlich Bediensteten, Geschenke anzunehmen. Meines Erachtens er-

kennt der Presserat mit dieser Regelung an, welche enorme staatstragende Rolle den Me-

dien tatsächlich zukommt.  

3.3.3. Ziele zur Wahrung der Interessen Betroffener 

Damit der Journalist nicht in die Rechte der Betroffenen eingreift, werden im Ehrenkodex 

gewisse Verfahrensregeln festgelegt, die man unter den Titel „Journalistische Sorgfalts-

pflichten“ stellen kann. Dem Journalisten wird nahe gelegt, was er bei der Veröffentli-

chung der Informationen zu beachten hat. Er soll in diesem Sinne genau, lauter und unbe-

einflusst Informationen beschaffen und verarbeiten, gleichzeitig immer aber auch im Hin-

blick auf das öffentliche Interesse handeln. Der Presserat legt somit im Ehrenkodex die 

Grundsätze für die publizistische Arbeit dar.  

In den Punkten 5 und 7 wird ein Verhalten des Journalisten erwartet, welches dazu führen 

soll, dass er mit seinen Berichten die Persönlichkeitsrechte Betroffener nicht verletzt: der 

Journalist soll nicht diffamieren, verunglimpfend und verspottend schreiben; ebenso darf er 

nicht über Personen schreiben, deren Leben durch die Veröffentlichung eines Berichtes 

weiter in Gefahr gebracht wird; Pauschalverdächtigungen sind zu vermeiden; Diskriminie-

rungen und Herabwürdigungen wegen Rasse, Religion, Nationalität und dergleichen sind 

unzulässig.  

„5.2. Persönliche Diffamierungen, Verunglimpfungen und Verspottung verstoßen gegen 

das journalistische Ethos. 

5.3. Personen, deren Leben gefährdet ist, dürfen in Medienberichten nicht identifiziert 

werden, wenn die Berichterstattung die Gefährdung vergrößern kann. 

7.1. Pauschalverdächtigungen und Pauschalverunglimpfungen von Personen und Perso-

nengruppen sind unter allen Umständen zu vermeiden. 
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7.2. Jede Diskriminierung wegen des Alters, einer Behinderung, des Geschlechts sowie aus 

ethischen, nationalen, religiösen, sexuellen, weltanschaulichen oder sonstigen Gründen ist 

unzulässig.  

7.3. Eine Herabwürdigung oder Verspottung von religiösen Lehren oder anerkannten Kir-

chen und Religionsgemeinschaften, die geeignet ist, berechtigtes Ärgernis zu erregen, ist 

unzulässig.“835 

Grundsätzlich nimmt der Ehrenkodex hier die rechtlichen Grundlagen auf. Er lässt aber 

mehr Spielraum offen und zählt zwar Tatbestände auf, diese allerdings nicht taxativ. Dar-

über hinaus nennt er Dinge beim Namen, die im Gesetz so nicht festgehalten werden, etwa 

das Verbot von Pauschalverdächtigungen und Verunglimpfungen. Man erkennt hierbei, 

dass die Ethik kein starres Konstrukt ist, sondern stets Antworten auf neue Fragen und 

Problemstellungen gibt. Es wird hier nicht klar festgestellt, was diskriminierende Äuße-

rungen sind, wodurch dem Presserat die Möglichkeit gegeben wird, die Diskriminierung 

im Einzelfall zu prüfen und zu bestrafen. Meines Erachtens appelliert der Ehrenkodex 

hiermit an den gesunden Menschenverstand; Berichterstattungen, die vom Gefühl her der 

Gesellschaft nicht zuträglich ist, den Betroffenen unnötig negativ beeinflussen, fallen unter 

diesen Tatbestand des Ehrenkodex und können vom Presserat beanstandet werden.  

3.3.4. Arbeitsweise und journalistische Sorgfalt 

Zur Erreichung dieser Ziele gibt der Ehrenkodex eine gewisse Arbeitsweise vor, eine Leit-

linie, wie gehandelt werden soll: so gibt er in Punkt 2.2. an, dass Zitate nur dann mit An-

führungszeichen gekennzeichnet werden dürfen, wenn der genaue Wortlaut wiedergegeben 

wird.  

„2.2. Durch Anführungszeichen gekennzeichnete Zitate müssen so weit wie möglich den 

Wortlaut wiedergeben. Eine lediglich sinngemäße Wiedergabe darf nicht unter Anfüh-

rungszeichen gesetzt werden. Anonyme Zitierungen sind zu vermeiden, sofern es nicht um 

die Sicherheit der zitierten Person oder die Abwehr eines anderen schweren Schadens von 

dieser geht.“836 
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Punkt 3.1. besagt dazu, dass bei gravierenden Zweifeln über die Richtigkeit eines Zitates 

die Stichhaltigkeit dieser Fremdmeinung überprüft werden muss. In Punkt 2.3. wird dem 

Journalisten nahe gelegt, Stellungnahmen der Betroffenen zu diesem Zwecke einzuholen.  

„2.3. Beschuldigungen dürfen nicht erhoben werden, ohne dass nachweislich wenigstens 

versucht worden ist, eine Stellungnahme der beschuldigten Person(en) oder Institution(en) 

einzuholen. Handelt es sich um die Wiedergabe einer öffentlich erhobenen Beschuldigung, 

ist dies deutlich kenntlich zu machen.“837 

Dieser Punkt definiert, wie die Freiheiten im Gegenspiel zu verwirklichen sind: Der Jour-

nalist darf wohl von seiner Freiheit der Meinungsäußerung Gebrauch machen, er soll aber 

die betroffenen Personen befragen, um damit ihr Recht auf Privatsphäre, Ehre und Anse-

hen zu wahren. Des Weiteren wird aber nicht nur auf die betroffene Personen Rücksicht 

genommen, sondern ebenso auf die Interessen der Öffentlichkeit. So besagen Punkt 8.4 

und 10.1:  

„8.4. Bei der Verwendung von Privatfotos ist die Zustimmung der Betroffenen bzw. im Fall 

von Minderjährigen der Erziehungsberechtigten einzuholen, es sei denn, an der Wiederga-

be des Bildes besteht ein berechtigtes öffentliches Interesse.“ 

„10.1. In konkreten Fällen, insbesondere bei Personen des öffentlichen Lebens, wird es 

notwendig sein, das schutzwürdige Interesse der Einzelperson an der Nichtveröffentli-

chung eines Berichts bzw. Bildes gegen ein Interesse der Öffentlichkeit an einer Veröffent-

lichung sorgfältig abzuwägen.“838 

Schwierigkeiten können sich bei der Informationsbeschaffung ergeben. Der Journalist soll 

die Informationen nicht unlauter beschaffen. Punkt 8. erklärt damit, was unlauter ist:  

„8.1. Bei der Beschaffung mündlicher und schriftlicher Unterlagen sowie von Bildmaterial 

dürfen keine unlauteren Methoden angewendet werden.“ 
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838

 http://www.presserat.at/show_content.php?hid=2, 14.12.2014. 
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8.2. Unlautere Methoden sind z.B. Irreführung, Druckausübung, Einschüchterung, brutale 

Ausnützung emotionaler Stress-Situationen und die Verwendung geheimer Abhörgerä-

te.“839 

Diese unlauteren Methoden finden sich in materiellen Gesetzen wieder. Die Irreführung im 

UWG, die Druckausübung, Einschüchterung und Ausnützung emotionaler Stress-

Situationen, sowie die Verwendung geheimer Abhörgeräte im StGB, sowie dem DSG. Hier 

eröffnet sich aber ein Streitpunkt: Zum einen soll der Journalist, wie oben dargestellt, die 

Gesellschaft davor schützen, in die Irre geführt zu werden. Anderseits aber wird in diesem 

Punkt 8. dem investigativen Journalismus ein Riegel vorgeschoben. Gerade auch im Fall 

„Strasser“, wo die britische „Sunday Times“ den EU-Abgeordneten als mutmaßlichen 

Lobbyisten überführte, sind geheime Abhörgeräte benutzt worden. In diesem Falle führte 

diese Art von Journalismus zum Ziel, die Öffentlichkeit von ihrer Irreführung zu befreien. 

Das Problem liegt darin, dass der Journalist seine Aufgabe als Aufdecker von Missständen 

nicht wahrnehmen kann, wenn er nur von Informationen lebt, die ihm gegeben werden. Für 

eine Aufklärung der Gesellschaft über politische und gesellschaftliche Hintergründe bedarf 

es eines gewissen „undercover“ Journalismus. In diesem Punkt, so sagt auch Hausjell in 

einem Interview mit derStandard, bedarf es noch einer Überarbeitung des Ehrenkodex.840 

Meines Erachtens wurden hier im Ehrenkodex die Leitsätze der Rechtsprechung zur Ein-

haltung der journalistischen Sorgfalt ausformuliert und festgehalten. Will der Journalist 

also nicht nur ethisch korrekt, sondern auch unter Einhaltung der journalistischen Sorg-

faltspflicht strafbefreiend arbeiten, so ist er gut beraten, wenn er sich an die Leitlinien des 

Ehrenkodex hält. 

3.3.5. Öffentliches Interesse vs. Interesse Betroffener vs. Interessen der Medi-

en/Mitarbeiter 

Eingeschränkt werden darf die Meinungsfreiheit, wenn Rechte, Würde und Intimsphäre 

einer Person verletzt werden. Gerechtfertigt werden kann eine Veröffentlichung von Be-

richten über Personen, wenn der Bericht oder die Person selbst von öffentlichem Interesse 

ist.  
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Das öffentliche Interesse ist dabei wie folgt beschrieben:  

„10.2. Öffentliches Interesse im Sinn des Ehrenkodex für die österreichische Presse ist 

besonders dann gegeben, wenn es um die Aufklärung schwerer Verbrechen, den Schutz der 

öffentlichen Sicherheit oder Gesundheit oder um die Verhinderung einer Irreführung der 

Öffentlichkeit geht.“841 

Dies deckt sich teilweise mit der Vorstellung der EMRK und des Verfassungsrechts über 

das öffentliche Interesse. Der Ehrenkodex geht jedoch weiter, indem er die Verhinderung 

der Irreführung der Öffentlichkeit zu den öffentlichen Interessen dazuzählt. Dieser Punkt 

zeigt die Aufgabe der Medien auf, ihre Funktion als „public watchdog“, als Demokratie-

unterstützer, als intermediäre Gewalt. Der Journalist soll also die für eine demokratische 

Gesellschaft wesentlichen Informationen veröffentlichen. 

Der Ehrenkodex stellt die Interessen der Öffentlichkeit den Interessen der Betroffenen ge-

genüber und hält fest, dass die Interessen sorgfältig abzuwägen sind. Keinen Einfluss auf 

die redaktionellen Inhalte aber dürfen die privaten und geschäftlichen Interessen der Medi-

enmitarbeiter haben. Die Informationen dürfen darüber hinaus auch nicht zum eigenen 

Vorteil verwendet werden. Der Presseart verbietet daher einen Machtmissbrauch.  

Meines Erachtens ist dies ein Kernpunkt des Ehrenkodex, welcher im Rahmen der gesetz-

lichen Regelungen nicht derart beachtet wird. Wirtschaftliche Interessen sind nicht in die 

Interessensabwägung mit einzubeziehen und ein Medienunternehmen darf nicht nur aus 

rein wirtschaftlichen Interessen einen Bericht veröffentlichen. Tatsache ist, dass die wirt-

schaftlichen Interessen bei einem privaten Unternehmen grundsätzlich nicht wegzudenken 

und auch nicht zu verdenken sind. Dennoch ist es für die Öffentlichkeit und die Betroffe-

nen unverzeihlich, wenn die Medien deren Funktion nicht wahrnehmen, sondern ihre 

Macht zum eigenen wirtschaftlichen Vorteil ausnutzen. Es stellt sich die Frage, ob nicht 

die explizite Ausklammerung des Abwägungskriteriums „Interesse der Medienmitarbeiter 

oder Medienunternehmen“ in den gesetzlichen Bestimmungen vorgenommen werden soll-

te. Derzeit wird zwischen den Interessen der Medien und den Interessen der Betroffenen 

abgewogen. Meines Erachtens sollten aber, in rein ethischem Sinne die wirtschaftlichen 

und machtpolitischen Interessen der Medien/Mitarbeiter in Bezug auf die Erlaubtheit einer 

Berichterstattung keine Rolle spielen. So anerkennt auch der Presserat, dass diese Eigenin-
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teressen gerade in Bezug auf ihre „besondere Verantwortung gegenüber der Öffentlich-

keit“ keine Rolle spielen dürfen. 

3.3.6. Spezialgebiete 

Der Ehrenkodex schreibt vor, dass die Berichterstattung über Suizide und Selbstverstümm-

lung große Zurückhaltung gebietet. Es wird festgehalten, dass ein verantwortungsvoller 

Journalismus abwägt, ob ein Interesse der Öffentlicheit an der Veröffentlichung tatsächlich 

besteht. 

Meines Erachtens ist dies ein perfektes Beispiel dafür, was der Ehrenkodex kann, was das 

Gesetz nicht kann. Die explizite Nennung von Themenkreisen, deren Berichterstattung gut 

bedacht und allenfalls unterlassen werden soll, kann gesetzlich nicht festgelegt werden, da 

dies der Meinungsäußerungsfreiheit widersprechen würde. Es käme dies einer ex ante Zen-

sur nahe. Der Presserat kann im Ehrenkodex oder etwa in Leitentscheidungen solche ethi-

schen Themenverbote festlegen und zwar im Rahmen seiner Meinungsäußerung. Diese 

Themenverbote werden nicht “Gesetz” und verstoßen auch nicht gegen selbige. Vielmehr 

sind sie meines Erachtens gerade Ausdruck der ethischen Reflexion und geben in weiterer 

Folge den Journalisten Anhaltspunkte, wie sie handeln sollen. Meines Erachtens liegt hier 

eine der großen Möglichkeiten des Presserats, wie er den Medien zu mehr Qualität im ethi-

schen Sinne verhelfen kann. Dies etwa in Bezug auf die Berichterstattung schwerer Unfälle 

mit Toten, wo ich der Ansicht bin, dass weder Bilder der Leichenteile noch eine akribische 

Beschreibung des Unfallhergangs eine Berichterstattung im Sinne des öffentlichen Interes-

ses rechtfertigen.  

3.3.7. Conclusio 

Der Ehrenkodex geht meines Erachtens viel weiter als die gesetzlichen Bestimmungen, 

welche darüber hinaus auch noch sehr verstreut geregelt sind. Der Ehrenkodex gibt ein 

Rundumbild des Journalismus ab. Er geht sowohl auf die Funktion der Massenmedien in 

einer demokratischen Gesellschaft ein, verlangt Verantwortung in Anbetracht der Macht, 

beachtet die ökonomischen Gegebenheiten auf welche er in der Beurteilung keine Rück-

sicht nehmen will und gibt dem konkreten journalistischen Handeln eine Bedienungsanlei-

tung, die so detailliert ist, dass der Journalist zumindest ansatzweise weiss, wie zu handeln 

ist, allerdings genug Spielraum lässt für weitere Interpretationen.  
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Meines Erachtens lässt diese gute ethische Ausformulierung erkennen, dass ein einheitli-

ches Gesetz über das journalistische Handeln notwendig wäre. Zwar gibt es das Medienge-

setz. Dieses ist aber zum einen durch die Geltendmachung vor den Strafgerichten nur mit 

den Einschränkungen der Beweisfindung belastet. Zum anderen nimmt es kaum Bezug auf 

die Macht und Funktion der Medien. Diese nehmen die Gerichte im besten Falle wahr, dies 

führt aber zu einer Unsicherheit der Rechtslage. Der Journalist müsste sich mit der Recht-

sprechung auseinandersetzen, um etwa zu wissen, was das öffentliche Interesse tatsächlich 

umfasst. Somit ist es dann tatschlich mehr ein Fühlen als ein Wissen. Darüber hinaus be-

sprechen die rechtlichen Rahmenbedingungen hauptsächlich den Schutz Betroffener und 

beurteilen den Eingriff in deren Rechte in Abwägung der Interessen der Medien selbst so-

wie der Öffentlichkeit. Damit wird aber den Medien wiederum ein Privileg zuerkannt, das 

sie meines Erachtens nicht haben sollten – es wird auf ihre Wirtschaftlichkeit Rücksicht 

genommen und diese mit dem Interesse der Öffentlichkeit abgewogen. Meines Erachtens 

sollte gerade das wirtschaftliche Interesse völlig außer Acht gelassen werden, wenn man 

schon die Macht der Medien anerkennt und vom Journalisten verantwortungsvollen Um-

gang fordert. Dieses Fordern endet meiner Meinung nach im gesetzlichen Umfang derzeit 

mehr in einem „Bitten“. 
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4. Journalistenkodex 

Neben dem Ehrenkodex des Presserates besteht auch ein Journalistenkodex, welcher vom 

Medienrat erlassen wurde.  

Verstöße gegen den Pressekodex werden durch den Medienrat geprüft und gerügt, in Er-

kenntnissen festgehalten und veröffentlicht. Der Medienrat „bezweckt den Schutz der Men-

schenrechte, der Pressefreiheit und des unabhängigen Journalismus zu fördern.“842
 

§ 2 Medienrat besagt: 

„Primärer Vereinszweck sind Schutz und Förderung journalistischer Arbeit nach den 

Maßstäben journalistischer Sorgfaltspflicht, Berufsethik und des Österreichischen Journa-

listen-Kodex, das unter besonderer Berücksichtigung der Persönlichkeitsrechte von Perso-

nen, die Gegenstand journalistischer Berichterstattung sind. 

Der Verein beurteilt in diesem Sinn Berichterstattung sowie journalistisches Verhalten 

hinsichtlich der Print-, der elektronischen- und Online-Medien.“843 

 

Den Medienrat kann jede Person anrufen, unabhängig davon, ob sie von der Berichterstat-

tung betroffen ist oder nicht. 

In der Präambel anerkennt der Kodex die Aufgaben der Medien: „Der hohe Stellenwert 

eines für die Gesellschaft objektiven, kritischen und unabhängigen Journalismus bedingt, 

dass Journalisten bei ihrer Tätigkeit diese Verhaltensregeln einhalten, öffentlich bekunden 

und sich dadurch einer allgemeinen Berufsüberzeugung verpflichtet fühlen.“844 Dieser Ko-

dex beinhaltet, wie der Titel des ersten Punkt besagt, allgemeine Verhaltensgrundsätze. Im 

Gegensatz zum Ehrenkodex stellt der Journalistenkodex zumindest in seiner Terminologie 

mehr auf die journalistische Verantwortung ab indem er explizit besagt: „ Es ist stets dar-

auf zu achten, welche Folgen und welchen Widerhall die journalistische Arbeit in der Öf-

fentlichkeit haben kann.“ Eine Leitlinie dafür gibt er aber nicht und er enthält auch keine 

Aufzählung von Folgen, die unerwünscht sind. Wie man erkennt, was für eine Auswirkung 

eine journalistische Arbeit in der Öffentlichkeit haben kann, bleibt weiter offen und es ist 

somit dem Bauchgefühl des Journalisten überlassen. Immerhin geht der Ehrenkodex aber 

auf diese Problematik ein. 
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Ebenso besagt der Journalistenkodex: „Menschenwürde und Menschenrechte dürfen unter 

keinen Umständen verletzt werden.“845 Und: „Die Privatsphäre ist zu respektieren.“846 

Auch dafür gibt es keine Verfahrensleitlinien, auch wenn der Journalistenkodex bei den 

besonderen Verhaltensgrundsätzen besagt, dass eine Information sorgfältig und nach bes-

tem Wissen und Gewissen zu prüfen ist.  

Grundsätzlich kann man daher sagen, dass der Pressekodex die moralischen Gefahren der 

Journalisten aufgreift, vor diesen warnt und die Journalisten auffordert, mit diesen Gefah-

ren verantwortungsvoll umzugehen. Was Verantwortung ist, wie verantwortungsvoll um-

gegangen wird, spricht er nicht an. Allerdings behandelt er einzelne Themengebiete, in 

denen er den „Verfall“ des korrekten journalistischen Verhaltens vermutet und fordert ge-

nau zu diesem Bereich auf, nicht in die Falle des Unethischen zu tappen. So spricht er die 

wirtschaftlichen und menschlichen Fehltritte an, welche im Gefüge der Medien in der 

Marktwirtschaft geschehen können und dass genau diesen aus dem Weg gegangen werden 

soll. Er beschreibt etwa, dass die journalistische Tätigkeit nicht zur Umsetzung persönli-

cher oder fremder Interessen missbraucht werden darf und Geschenkannahme unzulässig 

ist. Dies wiederum dient dem obersten Zweck, wie in der Präambel festgesetzt, dem objek-

tiven, kritischen und unabhängigen Journalismus.  
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5. Die Wirksamkeit ethischer Rügen 

durch den Presserat 

Im Kapitel „Zur Notwendigkeit einer Medienethik“ wurde dargestellt, was die Medien-

ethik bewirken kann und anhand welcher Instrumente eine solche Medienethik im Journa-

lismus umgesetzt werden kann. Es wurde der Schluss gezogen, dass anhand eines Ehren-

kodex, welcher Handlungsanleitungen gibt, die Medienethik in Bezug auf den Journalis-

mus seine Ausgestaltung finden kann. Nun stellt sich die Frage, ob der Ehrenkodex dem 

Niveau der medienethischen Reflexion nachkommt und welche Wirkung ethische Rügen 

durch eine interne Kontrollinstanz tatsächlich haben.  

Nach Saxer bemisst sich die Qualität der Medienethik, wie die anderer Ethiken auch „a) 

nach der Stringenz ihrer theoretischen Fundierung, b) nach ihrem Differenzierungsgrad, 

c) nach der Präzision ihrer Formulierungen und d) nach ihrer Sanktionierbarkeit“847. Den 

österreichischen Ehrenkodex schätze ich als sehr stringent ein. Der Aufbau ist logisch und 

nachvollziehbar, es werden verschiedenste Aspekte des journalistischen Arbeitens einbe-

zogen. Die Formulierungen sind allerdings teilweise generell gehalten, weshalb deren Prä-

zision nicht durchwegs gegeben und man auf Interpretationen angewiesen ist. Dies ist aber 

auch gerade so gewollt. Schlussendlich ist die Sanktionierbarkeit durch den Presse-

rat/Medienrat sehr beschränkt.848 Journalistische Handlungen können, wie dargestellt, unter 

anderem vom Presserat kontrolliert und überprüft werden. Der Presserat zwingt die Journa-

listen aber nicht, ethisch korrekt zu handeln, sondern fordert sie lediglich auf und appelliert 

an ein medienethisches Verhalten. Da der Appell keine rechtlichen Sanktionen zur Folge 

hat, sondern lediglich abmahnt, besteht die Gefahr, dass die Journalisten diese rein ethische 

Abmahnungen in Kauf nehmen. Denn manchmal ist es lukrativer, der Ethik zuwider zu 

handeln – gerade wenn keine negativen Folgen zu erwarten sind, etwa weil sich die Folgen 

nicht in finanziellen Einbußen manifestieren, sondern zu finanziellem Gewinn führen oder 

etwa weil ein reißerischer, der Medienethik widersprechender Titel auf der ersten Seite die 

Verkaufszahlen steigen lässt. Somit bleibt zwar die Idee eines Ehrenkodex und einer ethi-

schen Kontrollinstanz eine durchaus Begrüßenswerte, es stellt sich allerdings die Frage, ob 
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der Presserat nicht lediglich ein „zahnloser Tiger“ ist und seine ethischen Vorstellungen 

nicht durchzubringen vermag. Problematisch ist somit, dass der Ehrenkodex „nur“ eine 

rechtlich unverbindliche Empfehlung ist und sich lediglich im berufsethischen Raum be-

wegt, wodurch sich die Frage der Effizienz und der Grenze ethischer Postulate stellt. 

5.1. Der Ehrenkodex als Hilfestellung und Anregung zum 

Selbstdenken  

Die Medienethik will, wie oben dargestellt, Handlungsanleitungen bei Verunsicherungen 

geben.  

Dem entspricht der Ehrenkodex nicht in aller Deutlichkeit. Vielmehr soll der Ehrenkodex 

die Journalisten dazu anleiten, selbst ethische Kompetenzen zu erwerben und auszuüben.849 

Er soll nicht einen Normen und Wertekatalog aufstellen, seine Postulate sind daher auch 

nicht als final determiniert zu betrachten. Vielmehr dient die Auflistung der Verfahrensre-

geln als Hilfe zur Ausformulierung von gesetzeskonformem und moralischem Verhalten 

anhand von Fallbeispielen. Der österreichische Ehrenkodex will keine konkrete Hand-

lungsanleitungen und Vorschriften geben. Er will nur aufzeigen, in welchen Situationen 

wie gehandelt werden kann, bzw in einem moralischen Sinne soll. Gleichzeitig will er so-

wie die Ethik an sich aber zum Selbstdenken, -wollen und -handeln anregen, denn nur dann 

kann sich die Freiheit verwirklichen.  

Der Ehrenkodex versucht ein Handeln der Journalisten herbeizuführen, welches die Aus-

übung der Freiheiten aller Beteiligten ermöglicht. Pieper sagt dazu, dass die Freiheit erst 

wirklich im praktischen Vollzug ist, „in der handelnd realisierten Anerkennung von frem-

der Freiheit als Bedingung meiner Freiheit“850. Das heißt, wenn der Journalist erkennt, 

dass er erst dann wirklich frei handeln kann, wenn er die Freiheiten der anderen ebenso wie 

die seinen akzeptiert. Der Ehrenkodex könnte dazu eine Erfüllungsanleitung in der Praxis 

darstellen und somit zur Vollendung des ethischen Ziels leiten. Wie aber auch Pieper sagt, 

macht die Ethik allein die Menschen nicht moralisch. Der Mensch wird nicht gut oder 

schlecht durch äußere Vorstellungen, sondern „aus sich selbst und durch sich selbst“851, 

durch seine Willensbestimmungen.852 Gerade im Journalismus gibt es Anstöße zum 
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Schlechten. Der Journalist kann verleitet sein, gehässig, anstößig, reißerisch und ungenau 

zu schreiben, da es absatzfördernd, verkaufszahlfördernd sein kann. Die Ethik sowie der 

Ehrenkodex sollen einen Gegenpol zum Anstoß zum Schlechten liefern, einen Anstoß zum 

Guten. Der Ehrenkodex klärt den Journalisten auf, welche Verhaltensweisen, welche In-

formationsbeschaffungsarten, welche Informationsverbreitungsarten zu einem moralischen 

Handeln führen können. Wie aber bringt man den Journalisten dazu, wirklich ethisch zu 

handeln? Der Presserat übt keine staatliche oder andere öffentliche Gewalt aus, auch kann 

er selbst keine Gesetze erlassen. Er rügt die Betroffenen, fordert zur Gegendarstellung auf, 

aber schlussendlich sind diese Formen der Bestrafung für unmoralisches Verhalten nur 

zielführend, wenn sie zumindest im moralischen Sinne verletzend und bestrafend wirken – 

das heißt, wenn sich jemand ethisch korrekt verhalten möchte, ihm dies aber nicht gelingt, 

dann trifft ihn eine Rüge. Rechnet ein Journalist aber damit gerügt zu werden und nimmt er 

es in Kauf, so trifft ihn die Rüge nicht besonders hart. Rein an das moralische Gefühl der 

Journalisten zu appellieren, nützt bei der Vielfalt der Möglichkeiten nicht moralisch kor-

rekt zu handeln, oft sehr wenig. Gerade auch deshalb, weil für die Unternehmen ein gewis-

ses unethisches Handeln ist. Und somit sind wir auch an einer Grenze der Ethik, bzw des 

Ehrenkodex angelangt: Die Einhaltung ethischer Grundsätze und somit des Ehrenkodex 

erfährt ihre Grenze an der freien Willensbestimmung des Handelnden.853 Angewandte 

Ethik kann lediglich Leitlinien geben, wie in den Punkten weiter oben dargestellt. Eine 

gute angewandte Ethik kann ihre Leitlinien ständig verbessern und immer wieder versu-

chen, den Menschen zu einem moralisch guten Handeln zu bewegen.854 Sie kann die Ar-

gumente und Methoden verändern, aber sie kann nicht, so Pieper, „beim Menschen einen 

guten Willen erzeugen“855. Der Journalist kann im Ehrenkodex, in den Postulaten und Ent-

scheidungen des Presserates eine Anleitung zum moralisch guten Verhalten finden. Der 

Ehrenkodex kann verändert und verbessert werden, man kann in ihm auf neue Problemati-

ken in der Praxis eingehen. Aber man kann durch ihn nicht das Wesen und den Willen des 

Journalisten ändern. Des weiteren kann die angewandte Ethik keine endgültig geltenden 

Normen auferlegen, das käme mehr dem Gesetz, bzw einer „autoritativen Übermächti-

gung der Handelnden“856 gleich, was die Idee der Freiheit, welche der Ethik zugrunde 

liegt, untergraben würde. Der Journalist könnte nicht mehr die Freiheiten selbstbestimmt 
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gebrauchen – in dem Sinne, wären es keine Freiheiten mehr. Und genau daher dürfen die 

medienethischen Grundsätze keine Gesetze werden, denn dadurch verlöre die Meinung-

säußerungs- bzw. Medienfreiheit ihren ihr immanenten Charakter der Freiheit. Die Ethik 

hat also ihre Grenze neben dem Willen der Menschen, an der Freiheit.857 Der Ehrenkodex 

hat seine Grenzen an der Freiheit der Meinung, der Presse und der Medien.  

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass der Ehrenkodex publizistische und ethische 

Grundsätze konkretisiert und anhand von Beispielen aufzeigt, wie sich die Ethik morali-

sches Verhalten im Medienbereich vorstellt. Maßstab ist nicht allein die Rechtsordnung, 

sondern die Ethik. Diese aber unterscheidet sich von der Rechtsordnung besonders da-

durch, dass sie den Menschen nicht zu einem guten Handeln verpflichtet, sondern ihn zu 

diesem anleiten möchte. Damit ergeben sich aber auch die Probleme: Macht der Journalist 

nicht mit, will er nicht moralisch handeln, so kann die Ethik nichts bewirken.  

 

Die Problematik ethischer Rügen lässt sich daher folgendermaßen darstellen: Man will mit 

soft-laws die Ethik fördern. Diese aber wird im Gegenzug durch hard-facts bedrängt. Den 

Idealen des menschlich guten Verhaltens steht die Realität der Wirtschaft und der Karriere 

gegenüber. Den Menschen zu gutem Verhalten anhalten, indem man ihn um das ideale 

Verhalten bittet, birgt die Gefahr, dass er lieber andere enttäuscht, indem er sich eben nicht 

ideal verhält, als selbst nicht zu erreichen, was er erreichen könnte. 

In diesem Zusammenhang kann man sich fragen: Ist der Journalismus ein Beruf ohne Mo-

ral?858 Die Medien sind Dank ihrer staatlichen Unabhängigkeit auf den finanziellen Erfolg 

angewiesen und ausgerichtet. Sie müssen sich daher die Frage stellen, was beim Publikum 

ankommt.859 Ethisches Handeln kann damit auch eine Frage der Rationalität, bzw der Op-

portunität sein. Brosda und Schicha berichten über eine BBC-Serie The Thick Of It und 

über deren ethische Handlungen und schreiben dazu, es gibt „viele gute Gründe, warum 

Ethik zwar richtig ist, nur halt gerade nicht jetzt“.860 
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5.2. Der Ehrenkodex (Ethik) als Ergänzung zum Recht 

Nur weil der Journalist die Möglichkeit hat, nicht der Medienethik entsprechend zu han-

deln, wird die Medienethik aber nicht obsolet. Vielmehr komplementieren sich Medien-

ethik und Medienrecht.  

Die Frage, wie Ethik und Recht zueinander stehen füllt ebenso Bücher, wie die Frage, was 

Recht ist. Einig sind sich die Autoren
861

 darin: Das Recht reicht nicht aus, um Menschen 

zu moralischem Handeln zu veranlassen, denn dieses selbst macht weder einen Staat noch 

ein Familienleben funktionsfähig. Regeln und Sanktionen allein führen nicht zu einer an-

genehmen und guten Gesellschaft. Dafür sind außerrechtliche Verhaltensregeln von An-

stand, Rücksichtnahme, Hilfsbereitschaft, Anerkennung und Kulanz ebenso ausschlagge-

bend.862 Das Recht bedarf daher einer Ergänzung durch außerrechtliche Normen. Neben 

dem Recht, bedarf es daher auch einer Ethik, eines Zusammenspiels zwischen Ethik und 

Recht, denn weder kann die Ethik das Recht ersetzen noch das Recht die Ethik.  

Wiegand beschreibt Recht und Ethik als zwei „unterschiedliche Normmassen“863. Nach 

Schubert verhalten sie sich „formal wie zwei sich nicht schneidende Kreise“864, berühren 

sich aber in Rechtsprinzipien, in denen sich dahinterstehende ethische Prinzipien wieder-

spiegeln. Ethik und Recht sind gesellschaftliche Steuerungssysteme. Nach Branahl und 

Funiok sind ihre Normen an denselben Werten ausgerichtet und sie ergänzen sich wechsel-

seitig.865 Die Ethik appelliert an die Einsicht. Sie will den Menschen zur freiwilligen 

Selbstverpflichtung bringen. Das Recht kann mit Sanktionen dienen. Dies ist ebenso wich-

tig wie der Appell an Vernunft und guten Willen. „Das Recht abstrahiert von der Gesin-

nung, die Ethik will diese fördern.“866 Moral und Ethik fördern das Gefühl für Recht und 

Unrecht, für die moralische Urteilskraft und stellen Orientierungspunkte dar. Das Recht 

allein reicht somit für die Freiheit nicht aus. Ebensowenig die Ethik. Gemeinsam hingegen, 

gleichwertig ausgeführt, gleichwertig akzeptiert in der Gesellschaft und bei den Journalis-

ten, können Medienethik und Medienrecht zusammen zu einem qualitativ hochstehenden 
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Journalismus führen. Nach Von der Pfordten
867

 ist das Ziel des Rechts die Vermittlung 

zwischen möglichen gegenläufigen, widerstreitenden Belangen. Die Aufgabe der Ethik 

besteht indes darin, normative Tatsachen wie das Recht im Hinblick auf die Verwirkli-

chung dieses Ziels zu kritisieren und zu rechtfertigen. Recht und Ethik sind daher notwen-

dig verbunden.  

Folgende Darstellung nach Karmasin868 ergibt sich, wenn man das Recht als primäres 

Steuerungsinstrument betrachtet, das in einem zweiten Schritt durch die Medienethik er-

gänzt wird, um somit das Ziel des Rechts zu erreichen: 

1. Die Rechtssetzung hinkt der schnellen Realität der Technik hinterher. Die Ethik 

kann sich schneller anpassen und Veränderungen auffangen.  

2. Die Gesetze sind oft gerade bei Grenzfällen unscharf. Hier kann die Ethik die Lü-

cken füllen.  

3. Durch die Globalisierung entziehen sich internationale Medienunternehmen dem 

Zugriff auf nationale Rechtsordnungen. Die Ethik ist nicht auf einen Staat fixiert, 

sondern in größerem Umfang wirksam. 

4. In den neuen Medien, besonders den social medias, entwickeln sich neue morali-

sche und ethische Standards, die sich oft dem Recht entziehen. Die Ethik erfindet 

sich hier quasi neu, bzw kann hier eingreifen, wo es dem Staat nicht erlaubt ist.869 

Auch Funiok und Karmasin machen auf einige Schwierigkeiten in der sich schnell entwi-

ckelnden Medienlandschaft aufmerksam und zeigen auf, wie durch medienethische Initia-

tiven diese Probleme aufgefangen werden können.870 So meinen sie, dass es eine große 

zeitliche Verschiebung zwischen ökonomisch-technischer Entwicklung und Rechtspre-

chung gibt. Gerade die Richter sind oft zu wenig über die neuen Medien informiert. Zudem 

haben rechtliche Normen, in denen mehrere Normen gegeneinander abzuwägen sind, stets 

eine gewisse Unschärfe. Trotz international agierenden Medien, gibt es keine internationa-
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le durchgängig öffentliche Kontrolle. In Intranets oder Chatrooms bilden sich moralische 

Standards aus – gerade diese können aber nicht staatlich kontrolliert werden.  

Das Problem an rechtlichen Regelungen besteht daher insbesondere darin, dass die Recht-

sprechung und Rechtsetzung oft dem schnellen Wandel der Medien nicht nachkommt. Das 

Medienrecht und die Rechtsprechung im Medienrecht können auf Gefahren nicht im Vor-

hinein regeln, sondern nur auf bereits erfolgte Schädigungen. Sie sind „retrospektiv“871. 

Ein weiterer Unterschied zwischen Medienethik und Medienrecht besteht also darin, dass 

die Medienethik eben nicht „retrospektiv sondern prospektiv“872 ist. Es bietet eine „Orien-

tierung, indem sie für sich erst etablierende Programmformen die Formulierung von Richt-

linien vorschlägt“873. 

5.3. Den schlechten Journalismus mit den eigenen Waffen 

schlagen 

In der österreichischen Medienlandschaft bestehen nun sowohl Medienrecht als auch Me-

dienethik. Problematisch ist nun nurmehr die Durchsetzung der Medienethik und es wird 

aufgrund der allgemeinen „Straflosigkeit“ medienethischer Rügen die Ansicht vertreten, 

dass der Presserat ein zahnloser Tiger sei. 

Für Warzilek ist der Presserat jedoch kein zahnloser Tiger.874 Der Presserat hat nicht die 

dieselben Möglichkeiten und Mittel wie die Gerichte, aber das sei auch gar nicht der Sinn 

des Presserates und des Ehrenkodex. Vielmehr wollen und sollen beide in unterschiedliche 

Richtungen abzielen. Der Presserat entscheidet über ethische Fragestellungen, die Gerichte 

über rechtliche. Er entscheidet nach ethischen Grundsätzen, das Gesetz nach rechtlichen. 

Ethik und Recht stellen unterschiedliche Regelungsinstrumente dar und sind daher auch 

ihre Sanktionsmöglichkeiten unterschiedlich. Zwar können sich beide Gebiete überschnei-

den, man darf aber zwei unterschiedliche Regelungsinstrumente nicht an derselben Art von 

Wirksamkeit messen. Warzilek ist der Ansicht, dass der Presserat in der Branche ange-

nommen wird. Zwar sei es für die Journalisten weder straf- noch zivilrechtlich relevant, ob 

sie vom Presserat verurteilt werden. Allerdings, so hofft zumindest der Presserat, ist es den 

Journalisten unangenehm, namhafte Personen als Kritiker aus der eigenen Riege zu haben. 
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Warzilek ist daher der Überzeugung, dass der Journalist den Presserat ernst nimmt und ihn 

begrüßt, gerade im Hinblick darauf, dass ein Fachgremium über ihr Handeln entscheidet 

und nicht ein Richter. Meines Erachtens mag zwar die Akzeptanz der Entscheidungen grö-

ßer sein, als wenn branchenfremde Personen urteilen – die tatsächliche Wirkung im Sinne 

einer nennenswerten Veränderung der Medienwelt wird dadurch aber nicht erreicht, da, 

wie bereits dargestellt, die Ethik hinter die finanziellen Gewinne gestellt wird. Nach Warzi-

lek sollte somit auch die Wirkung des Presserates verbessert werden.875 Das stärkste Sank-

tionsmittel, welches der Presserat hat, ist das Schaffen von Öffentlichkeit. Diese ist die 

einzige Waffe und somit ganz entscheidend für die Wirksamkeit des Presserates. Die Ver-

besserung soll daher nicht in der Sanktionsnorm liegen, sondern in der Bekanntheit und 

Akzeptanz des Presserates bei den Lesern und bei den Journalisten. „Schlechter Journalis-

mus“ wird daher mit seinen eigenen Waffen geschlagen. Der Presserat ist eine Art Me-

dienanwaltschaft, eine Leseranwaltschaft und damit diese Funktion des Presserates auch 

ihre höchste Wirkung erzielen kann, muss der Presserat an Bekanntheit gewinnen. Die Le-

ser müssen von der Möglichkeit erfahren, dass sie den Presserat anrufen können, unabhän-

gig davon, ob sie selbst betroffen sind oder nicht. Warzilek hofft, dass die Leser mehr „auf 

die Barrikaden“ steigen, sich einen niveaulosen Journalismus nicht mehr gefallen lassen, 

sondern direkt an den Journalisten heran treten.876 Die Leser müssen davon erfahren, dass 

sie kostenlos an den Presserat herantreten können. Was der Presserat also erreichen kann, 

ist eine Diskussion über medienethische Fragen. Er kann Anstöße und Leitlinien schaffen, 

an denen sich die Branche und die Allgemeinheit orientieren können. 

5.4. Ehrenkodex gibt Auslegungshilfe für die Gerichte 

Der Ehrenkodex enthält umfassende Regelungen über das Verhalten der Journalisten, wel-

che durch den Presserat erlassen und kontrolliert werden, was somit zu einer Standesethik 

führt. Die Entscheidungen des Presserates können als Grundlage für die richterliche Ausle-

gung dienen insbesondere in Bezug auf die journalistische Sorgfalt. 

Beim Presserat entscheiden Journalisten über das journalistische Handeln. Sie entscheiden 

darüber, wie sie in der Situation gehandelt hätten. Damit entsteht ein von der Berufswelt 

anerkannter üblicher Handlungsspielraum. Diese Festlegung von anerkannten Handlungen 

und Auslegungen von der vom Gesetz erwarteten „journalistischen Sorgfalt“ findet so in 
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den Entscheidungen des Presserates ihre Konturen. Ethik und Recht können und sollen 

keine Parallelwelt schaffen, sondern sich ergänzen. Der Presserat und die Gerichte sollen 

nicht in Konkurrenz zueinander stehen. Die Gerichte können also, wenn sie sich die Ent-

scheide des Presserates ansehen, von den Äußerungen des Presserates durchaus profitieren.  

Obwohl zwischen Recht und Ethik eine Differenz besteht, können ethische Kodizes auf 

den Inhalt der Rechtsordnung zurückwirken und somit an Verbindlichkeit gewinnen.877 

Man erkennt dies etwa an Verhaltensgrundsätzen in der Wirtschaftswelt: Das UWG ver-

pflichtet die Unternehmer zur Einhaltung der „guten Sitten“. Dieses Verhalten entspricht in 

den Verkehrskreisen einem Verhalten, das als recht und billig anzusehen ist. Die Gerichte 

greifen so auf die selbstentwickelten Grundsätze in diesen Wirtschaftskreisen zurück. Das-

selbe kann mit dem Ehrenkodex des Presserates erreicht werden. 

5.5. Lösungsansätze zur Steigerung der Effizienz der Ehren-

kodizes 

Entsprechend obiger Ausführungen bestehen nachstehende Möglichkeiten zur Effizienz-

steigerung der Medienethik: 

- Zu einer Steigerung der Effizienz der Ehrenkodizes und der professionellen Ethik des 

Journalisten können entsprechende Redaktionsstatute und moralische Grundsätze im 

Leitbild der Medienorganisation führen.878  

- Neben der Aufnahme in die Redaktionsstatuten wäre der Ehrenkodex zusätzlich effi-

zienter, wenn er in den Arbeits-/Werkvertrag der Journalisten aufgenommen würde. 

Somit wäre eine Bindung an die ethischen Postulate nicht nur ethischer sondern auch 

juristischer Natur.  

- Zusätzlich zu einem Ehrenkodex für die Journalisten aber wäre auch ein Ehrenkodex 

für die Unternehmer und für die Verleger sicherlich dem ethischen Handeln zuträglich. 

Denn so wird von mehreren Seiten gleichzeitig nach ethischem Verhalten verlangt. 

Medienethik bleibt dann nicht nur ein Postulat von außen an den Journalisten bzw das 

Medienunternehmen, sondern wird vielmehr auch von innen, anhand von Arbeitsver-

trägen oder Unternehmensleitlinien, an den Journalisten herangetragen. „Betreiber und 

Besitzer von Massenmedien müssen durch eine korporative Selbstverpflichtung die or-

ganisationalen Rahmenbedingungen für ethisches Handeln der Medienschaffenden be-
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reitstellen.“879 So kann ein ethischer Journalismus durch die Anwendung des Ehrenko-

dex, durch die Implementierung von Redaktionsstatuten und durch die Erstellung von 

verbindlichen Leitbildern in Medienorganisationen entstehen. Die Verpflichtung zu 

ethischem Handeln wird dann nicht nur durch den Presserat überprüft, sondern findet 

seine Manifestierung auch in den Medienunternehmen selbst. Zusammen kann dies zu 

einer höheren Effektivität der Medienethik führen.  

- Saxer ist daher der Ansicht, dass eine Ethik größere Wirksamkeit verzeichnen könnte, 

wenn sie „vermehrter Differenzierung, fundierterer theoretischer Herleitung, präzise-

rer Formulierung und stärkerer Sanktionierung folgen würde“880. Die Medienethik soll 

daher, so Kaminsky, „angemessene und realisierbare Normen für die verschiedenen 

Ebenen der Medienpraxis entwickeln“881 – sich somit konkretisieren und nicht rein abs-

trakte Theorie bleiben.882  
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E. Welche gemeinsamen Maxime las-

sen sich aus den ethischen und 

rechtlichen Regelungen ableiten?  

Zusammengefasst aus den rechtlichen Rahmenbedingungen, den ethischen Ausformulie-

rungen und den rechtlichen und ethischen Kontrollmaßnahmen anhand der Gerichte und 

des Presserats, ergeben sich folgende wesentliche ethische und rechtliche Maxime für den 

Journalisten und den Staat, anhand derer ein ethischer und somit qualitätsvoller Journalis-

mus bestehen kann: 

1. Das Postulat der objektiven Wahrheit und Richtigkeit 

2. Interessensabwägung, öffentliches Interesse, Sorgfaltspflicht 

3. Verantwortungspflichten 
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1. Das Postulat der objektiven Wahr-

heit und Richtigkeit 
 

„Objektivität als das 

jeweils mögliche und  

zumutbare Streben nach  

Wahrhaftigkeit im 

Tatsachenbereich.“883 

Weltweit betrachtet bestehen in ca. 60 Ländern der Welt schriftlich fixierte Normen über 

die journalistische Berufsethik. Fast alle dieser sogenannten Kodizes fordern journalisti-

sche Objektivität, Wahrheit und Aufrichtigkeit.884 Zur Kommunikationsethik gehören nach 

Brosda und Schicha Widerspruchsfreiheit, Wahrhaftigkeit, Fairness, Argumentativität, 

Transparenz, Offenheit und Freiheit von äußeren Zwängen.
885

 Wendet man diese kommu-

nikationsethischen Postulate auf die Medienethik an, so gehört nach Krainer zur Medien-

ethik die Herstellung von Wahrheit, Objektivität, Sauberkeit, Korrektheit, Pluralität und 

die Wahrnehmung von Verantwortung.
886

 Das Publikum soll damit die Möglichkeit erhal-

ten, die Ereignisse objektiv zu würdigen.  

 

Die allseits anerkannte vornehmste Pflicht des Journalisten ist daher das Streben nach 

Wahrheit. Von der Meinungsäußerungsfreiheit geschützt sind wahre Tatsachen und Mei-

nungen. Oft vermischen sich aber Tatsache und Meinung, oft bedarf die Tatsache einer 

Interpretation oder einer Betrachtung im Kontext mit anderen Tatsachen. Die Trennung 

von Tatsachen und Meinungen ist nicht einfach und beschäftigt sowohl Judikatur als auch 

Ethik. Umso wichtiger ist es, dass Meinung und objektive Berichterstattung getrennt wer-

den und dass sowohl rechtliche als auch ethische Kontrollinstanzen dazu verhelfen.  

1.1. Ethischer Anhaltspunkt 

In den Erörterungen über journalistische Qualität wird oft auf das Postulat der objektiven 

Wahrheit Bezug genommen. So ist auch für den Presserat die Objektivität, Gewissenhaf-
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tigkeit und Korrektheit in der Wiedergabe von Nachrichten oberste  Verpflichtung von 

Journalisten. Nachrichten müssen sorgfältig recherchiert und überprüft werden. 887 

 

Wesentlich ist, dass die Objektivität in Bezug auf eine Berichterstattung durch die An-

strengungen eines jeden einzelnen Journalisten erreicht werden kann und somit ein direkter 

Appell an die Arbeitsweise, die Sorgfalt des Journalisten ist. Er kann versuchen, möglichst 

unverzerrt ein vollständiges und verständliches Bild der Wirklichkeit zu geben und so ob-

jektiv über Geschehnisse, Personen und Sachverhalte zu berichten.888 Denn allgemein be-

trachtet gilt ein Medienbericht dann als gut, wenn er objektiv ist. Objektivität bedeutet 

Wahrheit. Der deutsche Medienethiker Rudolf Walter Leonhardt sagt: „Wahrheit ist eine 

Beschreibung eines Sachverhaltes, auf die alle Menschen sich einigen könnten, wären sie 

umfassend informiert und wären sie unabhängig von Interessen, Vorurteilen, Neigungen 

oder Abneigungen.“889 Wahrheit wird durch Vollständigkeit des Berichtes erreicht. Gleich-

sam bedeutet „Vollständigkeit häufig […]Objektivität.“890 

 

Zur Objektivität beitragen vermag der Journalist, indem er eine innere Objektivität er-

reicht, dies etwa durch eine skeptische Grundhaltung. Skepsis gegen sich selbst und gegen 

die Tendenz, die Recherche mit einer Hypothese zu starten und auf dieser zu beharren. Die 

Journalisten müssen die eigenen Hypothesen immer wieder hinterfragen, wie Karl R. Pop-

per891 betonte. Die Hypothesen müssen immer dem „Risiko des Scheiterns“892 ausgesetzt 

werden, nur so nähert man sich der Wahrheit an.893 Man spricht dann von einer inneren 

Objektivität. Der Journalist muss seine Arbeit und seine Einstellung zu einem Thema 

überprüfen. Es stellt sich dann die Frage, wie objektiv ein Journalist sein kann. Grundsätz-

lich kann man dazu sagen, dass er so objektiv sein kann, wie er sein will und wie es die 

redaktionellen und gesellschaftlichen Bedingungen zulassen.894 Verfahrensregeln können 
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dem Journalisten eine Hilfestellung geben, wie er zu einer objektiven Berichterstattung 

kommen kann und somit als objektiver Vermittler agieren kann.  

 

Nicht nur die innere Objektivität, sondern auch die äußere Objektivität in der Berichterstat-

tung führen zu einer Tatsachenberichterstattung. Zu den journalistischen äußeren Objekti-

vitätskriterien gehören: Maßstabgerechtigkeit, Vollständigkeit, Ausgewogenheit, Vielfalt, 

Genauigkeit, Wichtigkeit, Neutralität und die Trennung von Nachricht und Meinung.
895

 

Der Journalist muss die Fakten prüfen, die Nachricht auf Vollständigkeit testen, er muss 

Kommentar und Nachricht trennen, eine angemessene Struktur und Platzierung finden, 

Quellen angeben, sachlich berichten und neutrale Begriffe wählen sowie seine eigene Mei-

nung nicht den Bericht beeinflussen lassen.
896

 Man erkennt dabei, dass es beim journalisti-

schen Arbeiten primär um die Bewertung von Wichtigkeit der Aussagen geht. Objektivität 

manifestiert sich dann in der Auswahl der vorhandenen Informationen, in der Selektion 

und somit in der Folge der Darstellung der Welt. Für die Auswahl gibt es aber nach Bur-

kart „keine natürliche Rechtfertigung, sondern nur eine soziale“
897

. In der Auswahl steckt 

immer eine subjektive Entscheidung, da der Redakteur in einem gewissen Fall die Nach-

richt für wichtig gehalten hat.
898

 Zu den Nachrichtenfaktoren, dh Faktoren der Nachricht, 

welche sie beachtenswert und interessant machen, gehören:
899

 

 

 Einfachheit: Einfache Nachrichten werden komplexeren vorgezogen. 

 Identifikation: etwa prominente Akteure, bekannte Themen, räumliche, zeitliche, 

kulturelle Nähe. 

 Sensationalismus: dramatische Ereignisse, emotionale Sachverhalte.  

 

Der Objektivitätsbegriff gehört also, weil er zu einer qualitätsvollen Berichterstattung füh-

ren kann, zu den zentralen Begriffen der Kommunikationswissenschaften. Eine einfache 

Antwort darauf, was Objektivität ist, gibt es aber nicht.900 Objektivität wird oft verstanden 

als das Fehlen jeglicher Subjektivität, bzw als völlige Wertefreiheit. Burkart beschreibt 
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 Vgl. Burkart, Kommunikationswissenschaft
4
. S. 411. 

896
 Bentele, Wie objektiv können Journalisten sein. S. 216. 

897
 Burkart, Kommunikationswissenschaft

4
. S. 410. 

898
 Vgl. Burkart, Kommunikationswissenschaft

4
. S. 410. 
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 Vgl. Burkart, Kommunikationswissenschaft

4
. S. 280. 
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 Fachspezifische Literaturanalysen ergeben mindestens fünf verschiedene Konzeptionen von Objektivität: 

Objektivität kann demnach als ideologischer, funktionaler, konsensueller, relativistischer und realitätsbezo-

gener Begriff verstanden werden. Vgl. Burkart, Kommunikationswissenschaft
4
. S. 408 mwN. 
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aber in seinem Buch „Kommunikationswissenschaften“, dass keine Nachrichtengebung 

frei von höchst subjektiven Entscheidungen ist. Dies zum einen, da schon die Beobachtung 

und Darstellung eines Ereignisses durch subjektive Elemente über die Information beein-

flusst sind. Zum anderen setzt sich diese Subjektivität in der Auswahl, der Platzierung und 

Formulierung der Meldung in der Redaktion fort.901 Objektivität sei demnach höchstens ein 

Postulat, zur „Verpflichtung zu einer möglichst unverzerrten, genauen und allgemein an-

nehmbaren Beschreibung der Wirklichkeit“902. Sie ist dieser konstruktivistischen Ansicht 

nach eine Version der Geschichte. Objektivität kann betrachtet werden als ein Annähe-

rungswert, der bestmöglich erreicht werden kann, indem aus verschiedenen Winkeln die 

Realität betrachtet wird. Ein Medienpluralismus kann zu Objektivität verhelfen.  

 

Einer nicht konstruktivistischen Ansicht zufolge ist „Objektivität eine Eigenschaft, eine 

Eigenschaft von Aussagen.“903 Es geht dabei um das Objekt, also den Gegenstand der Be-

richterstattung. Buchner und Kickinger sagen, „Objektivität ist darauf gerichtet, in der 

Aussage die Realität widerzuspiegeln, ist reinste Sachlichkeit zwecks maximaler Überein-

stimmung der Wiedergabe mit dem Objekt.“904 In der Berichterstattung geht es um die Ab-

bildung des Objektes und zwar in Wort, Ton oder Bild. „Das Bild stimmt mit der Wirklich-

keit überein oder nicht; es ist richtig oder unrichtig, wahr oder falsch“905.  

 

Die Objektivität der Tatsache liegt nun darin, dass das Abgebildete mit dem anteilsmäßi-

gen Abbild übereinstimmt.906 Es ist folglich an der Objektivität einer Aussage nicht zu 

zweifeln, wenn sie ein richtiges Bild der Wirklichkeit vermittelt, denn „wahr ist ein Satz, 

wenn es sich so verhält, wie wir durch ihn sagen“907. Objektiv berichtet demnach jemand, 

der ein zutreffendes Bild der Wirklichkeit wiedergibt. 

 

Meines Erachtens kommt der Journalist aber nur so nahe an die Wirklichkeit heran, wie sie 

ihm durch sorgfältige Recherche zugänglich gemacht wird. Alles kann ein Journalist (an-
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 Vgl. Burkart, Kommunikationswissenschaft
4
; vgl. ebenso: Lippmann 1922, 1960; Schulz 1976 ; Staab 

1990.  
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 Burkart, Kommunikationswissenschaft
4
. S. 409; vgl. ebenso Saxer 1974b, Bismarck 1970.  
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 Meyer, Enzyklopädisches Lexikon (1976) Bd 17, 538. 
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 Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. RfR 1988, 1. 
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 Wittgenstein, Tractatus logico - philosophicus S. 21 in Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. 

RfR 1988, 1. 
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 Klaus-Buhr, Marxistisch-Leninistisches Wörterbuch der Philosophie, Rowohlt (1972) Bd 3, 1133 in 

Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. RfR 1988, 1. 
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 Wittgenstein, 4.062 in Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. RfR 1988, 1. 
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gesichts der Schnelllebigkeit der Presse) nicht im Detail recherchieren. Daher gilt so Buch-

ner und Kickinger: „Die Vermittlung als wahr anzunehmender Meldungen bleibt auch 

dann objektiv, wenn sich ihre Unrichtigkeit im Nachhinein herausstellt.“908 Ein Bericht ist 

dann objektiv, wenn trotz Anwendung der Objektivitätskriterien eine Diskrepanz zwischen 

Abbild (Bericht) und dem Abgebildeten (Realität, Sachverhalt) nicht zu vermeiden war 

und der Journalist die Nachricht für wahr halten konnte.909 Dies stimmt überein mit der 

Entlastung des Journalisten bei Einhaltung der journalistischen Sorgfalt.  

 

Zusammenfassend aus obigen Ausführungen kann der Journalist anhand der folgenden 

Kriterien nach Buchner910 versuchen, sich der Objektivität anzunähern.  

1. Jedenfalls ist eine Aussage objektiv, die die Wirklichkeit zutreffend abbildet. 

Die Unwahrheit ist demnach nicht objektiv. Was nicht objektiv ist, ist unrichtig und 

darf nicht vermittelt werden. Will man objektiv sein, muss man wahrheitsgemäß 

berichten.  

2. Sind der Verifizierbarkeit Grenzen gesetzt, so bietet die Einhaltung von Objektivi-

tätskriterien Gewähr für eine möglichste Annäherung des Abbildes an den Gegens-

tand und damit für Objektivität. 

3. Als derartige Objektivitätskriterien wurden definiert: 

a. Die Trennung von überprüfbaren (verifizierbaren) Tatsachenangaben und 

Meinungen; 

b. Die umfassende Recherche und Berücksichtigung aller zuverlässigen In-

formationsquellen; 

c. Die richtige Beurteilung aller Elemente der Berichterstattung nach Kriterien 

der Wichtigkeit und Wesentlichkeit – besser gesagt: die Vollständigkeit der 

Darstellung; 

d. Die (logisch) stichhaltige Argumentation und die sachliche Darlegung bzw 

die “strenge Fachanalyse“. 

 

Hinzu tritt nach gängiger Rechtsprechung und dem Ehrenkodex des Presserats, dass die 

Stellungnahme der Betroffenen eingeholt werden muss, ansonsten ist die journalistische 
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 Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. RfR 1988, 1.  
909

 Vgl. Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. RfR 1988, 1. 
910

 Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. RfR 1988, 1. 
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Sorgfaltspflicht nicht eingehalten.911 Folgendes soll also vermieden werden, will und muss 

man die Objektivität einhalten912: 

 

1.   Die Betonung von Nebensächlichkeiten; 

2.   Die Verallgemeinerung; 

3.   Die Verzerrung von Dimensionen; 

4.   Objektivität als Streben nach Wahrhaftigkeit ist niemals mit Sympathie und 

Aversionen vereinbar bzw mit entlarvenden, polemischen, tendenziösen und 

unangemessenen Formulierungen; 

5.   Keine vorgefassten Absichten haben.  

 

Schließlich kann man von einem Journalisten, wenn nicht Objektivität und Wahrheit, so 

zumindest Wahrhaftigkeit verlangen, wie auch der OGH und das OLG Wien fordern.913 

Der Journalist muss für wahr halten, was er schreibt, eine, wie Studer sagt „intersubjektiv 

nachvollziehbare Faktenbasis erstellen“914. Ist er sich Lügen, Zusätzen oder nicht stichhal-

tigen Interpretationen bewusst, so kann er niemals Objektivität und Wahrheit erreichen. Er 

lebt dann einen Borderline-Journalismus, wo er sich der Realität zwar aussetzt, sie aber 

beschreibt, wie er sie empfindet und somit eine neue Realität schafft, nicht aber das Ge-

schehenen objektiv wiedergibt.  

 

Objektivität soll und muss weiters auch dahingehend betrachtet werden, als dass das Ge-

schriebene nicht durch äußere Einflüsse beeinflusst werden darf. Im Ehrenkodex steht dies 

etwa in Bezug auf Geschenkannahme bzw der Zuwendung persönlicher Vorteile. Diese 

sind verboten, sofern sie über den Bereich der unmittelbaren beruflichen Tätigkeit hinaus-

gehen. Die persönliche Unabhängigkeit soll die Objektivität des Journalisten gerade im 

Hinblick auf seine Kritik gegenüber Geschehnissen wahren.  

 

In der Diskussion über die Erreichbarkeit von Objektivität gibt es zwei Richtungen. Die 

eine ist der Meinung, dass an dem Ideal Objektivität festgehalten werden muss, auch wenn 

es nicht immer erreichbar ist. Die andere vertritt die Ansicht, dass dieses Objektivitätsideal 
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 OLG Wien, 18 Bs 155/96.  
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 Vgl. Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. RfR 1988, 1. 
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 OGH 1 Ob 4/87, MR 1987, 131 und OLG Wien, 18 Bs 305/01, MR 2002, 12. 
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 Studer, Medienrecht für die Praxis. Vom Recherchieren bis zum Prozessieren: Rechtliche und ethische 

Normen für Medienschaffende
3
. S. 26.   
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eine Ideologie ist und unter den realen Verhältnissen nie erreicht werden kann. Eine Lö-

sung findet man dabei aber nicht. Viel sinnvoller ist die Frage, welche Leistungen die Ob-

jektivitätskategorie im Rahmen der Medienproduktion erbringen kann.915  

1.2. Rechtliche Manifestierung 

Eine Definition der objektiven Wahrheit im rechtlichen Sinne besteht nicht. Als wahr gilt 

im Prozess, wovon sich die zuständige juristische Behörde überzeugen konnte. Ausgangs-

punkt der juristischen Beurteilung ist immer ein Sachverhalt mit seinen realen Merkmalen, 

welche richtig erörtert werden müssen, bevor der Richter eine juristische Norm anwenden 

kann.916  

Betrachtet man die Verpflichtung zur Wahrheit und Objektivität in einem rechtlichen Kon-

text, so muss man nüchtern registrieren: für private Medien (anders für den ORF) besteht 

keine rechtliche Verpflichtung zur Objektivität und Unparteilichkeit der Medienberichter-

stattung.917 Wir erwarten, dass die Massenmedien ein einigermaßen zutreffendes Bild der 

Wirklichkeit liefern, dass ihre Nachrichten richtig, wahr und verlässlich und ihre Stellung-

nahmen möglichst objektiv sind. Wir sind auf diese objektiven Informationen angewiesen, 

erfahren wir die Welt doch oft sekundär durch die Medien.918  

Das Gesetz spricht nicht von einer Verpflichtung zur Objektivität für private Medien. So-

mit könnte man meinen, der Journalist der privaten Medien könne im Grunde genommen 

schreiben, was er will. Er kann die Wahrheit verfälschen, sie interpretieren, umformen und 

manipulieren. Er kann werten und loben oder schimpfen, verschweigen oder dazu dichten. 

Rechtlich ist diese Berichterstattung nicht auf einer Verpflichtung der Objektivität greifbar. 

Das Gesetz hält den Journalisten aber zur wahren Berichterstattung an, gerade und beson-

ders, wenn über andere Personen gesprochen, oder über deren Privatsphären berichtet 

wird.919 Verurteilungen erfolgen hierbei aufgrund der Verletzung der Persönlichkeitsrechte 

der Betroffenen.  
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 Burkart, Kommunikationswissenschaft
4
. S. 311. 
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 Vgl. Leonhardt, Journalismus und Wahrheit, Luzern 1976 in Studer, Medienrecht für die Praxis. Vom 

Recherchieren bis zum Prozessieren: Rechtliche und ethische Normen für Medienschaffende
3
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 Vgl. Berka, Infrastrukturprojekte im öffentlichen Meinungsstreit. JRP 2009/137. 
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Während gesetzlich nicht explizit normiert wird, dass der Journalist objektiv berichten soll, 

wird hingegen eine unwahre Berichterstattung nicht von der Meinungsäußerungsfreiheit 

geschützt. Zwischen unwahr und nicht-objektiv liegt allerdings ein großer Unterschied. 

Wie bereits dargestellt, besteht für private Medien keine Programmpflicht zur Objektivität. 

Grundsätzlich wird jedoch die Unwahrheit bestraft.  

Im Zusammenhang mit § 29 MedienG ist jedoch ein Journalist auch bei der Veröffentli-

chung eines unwahren Berichtes nicht zu bestrafen, wenn er unter anderem beweisen kann, 

dass er gutgläubig war und somit von der Wahrheit überzeugt war. Dies führt zwar zu kei-

ner Verpflichtung des Journalisten, objektiv wahr zu berichten, es führt jedoch dazu, dass 

er zumindest angehalten ist, subjektiv von der Wahrheit überzeugt zu sein. Der Journalist 

muss zumindest den Willen und die innere Überzeugung haben, die Wahrheit darzustellen, 

zu suchen und zu finden. Fehlt es an diesem Element, der Wahrhaftigkeit, so ist er im Falle 

einer unwahren Berichterstattung jedenfalls zu bestrafen.  

Die Verpflichtung zur objektiven Wahrheit und Richtigkeit ist daher für private Medien 

nicht gesetzlich normiert. Der Staat hat jedoch erkannt, dass durch eine Vielfalt von Infor-

mationsquellen und Informationsmitteln Objektivität erreicht werden.920 Eine Gewährung 

des Medienpluralismus ermöglicht somit eine objektive, weil vielfältige Berichterstattung. 

Buchner und Kickinger sagen: „Pluralität verhindert, dass sich die Medien verselbständi-

gen und eine eigene Realität schaffen, anstatt die gesellschaftliche, vom Volk ausgehende, 

zu reflektieren.“921 Neben dem ethischen Objektivitätsgebot besteht daher der Schutz der 

Vielfalt und Pluralität der Medien. Dieser Schutz wird gewährleistet durch das UWG und 

das Kartellgesetz.922 Das KommAustriaGesetz hält im § 30 die Förderung des privaten 

Rundfunks fest. Gemäß dieser Bestimmung soll ein Teil der Einnahmen (15 Mio Euro) der 

RTR-GmbH in einen Fonds eingebracht werden (Privatrundfunkfonds), welcher unter an-

derem der Vielfalt der Programme des privaten Rundfunks dienen soll. Das Presseförde-

rungsgesetz erwähnt gleich in § 1, dass das Förderungsziel der Presseförderung darin be-

steht, die Vielfalt der Presse in Österreich zu fördern. Hinzu kommt, dass der Bund die 

österreichischen Tages- und Wochenzeitungen finanziell unterstützt. 

 

                                                      
920

 Vgl. Bentele, Wie objektiv können Journalisten sein. S. 206. 
921

 Buchner/Kickinger, Objektivität und Wahrheit. RfR 1988, 1. 
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 Siehe Kapitel Rechtliche Rahmenbedingungen.  



193 

 

Gesamt betrachtet scheint es, als sei der Gesetzgeber davon ausgegangen, dass trotz der 

ethischen Verpflichtung zur Objektivität im Bereich der privaten Medien, diese nur schwer 

zu erreichen ist. Nur anhand der Pluralität, kann Objektivität erreicht werden. Das Recht 

der Meinungsvielfalt ist eine Ausprägung der demokratischen Gesellschaft und Grund-

struktur des Staates. Die Medien sollen keine Obrigkeit darstellen, sondern Vielfältigkeit 

ermöglichen.  

 

Eine Steigerung der Objektivität kann anhand gesetzlicher Bestimmungen dadurch erreicht 

werden, dass erstens falsche Berichterstattungen gesetzlich nicht erlaubt sind und zweitens 

dass ein Medienpluralismus, eine Vielfalt an Meinungen möglich macht. Durch die Mei-

nungsvielfalt entsteht ein Kontrollmechanismus, bzw eine Art Korrektur der vermeintli-

chen Realität. Durch viele verschiedene subjektive Erfahrungen einer Tatsache lässt sich 

zusammengefügt ein möglichst objektives Bild des Ereignisses erreichen.  
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2. Interessensabwägung, Öffentliches 

Interesse, Sorgfaltspflicht 

Wie bereits mehrfach dargestellt, konvergieren im Medienbereich unterschiedlichste Inte-

ressen. So läuft etwa das Interesse auf Privatsphäre dem Interesse auf freie Äußerung der 

Meinung entgegen. Ebenso laufen sich die Interessen der Öffentlichkeit dem Geheimhal-

tungsinteressen privater Personen entgegen. Weiters decken sich auch die Interessen der 

Medien nicht zwangsläufig mit den demokratiepolitischen Interessen.  

Die Angemessenheit der Berichterstattung beruht daher auf einem Abwägen der Interes-

sen. Die Journalisten müssen in ihrer täglichen Arbeit die Informationen so sorgfältig ver-

arbeiten und verbreiten, dass sie in keine Rechte eingreifen und sich selbst ihr Recht auf 

Meinungsäußerung nicht nehmen.  

Grundsatz aller Abwägungskriterien ist, dass die freie Meinungsäußerung demokratiepoli-

tischen Zwecken dienen soll und somit Berichterstattungen primär dann erlaubt sind, wenn 

sie dem öffentlichen Interesse dienen. Nur wenn dieses Interesse dasjenige der Betroffenen 

an Privatsphäre überwiegt, kann eine – sogar falsche – Berichterstattung gerechtfertigt 

sein. Es stellt sich aber die Frage, was das öffentliche Interesse genau ist und wie der Jour-

nalist diesem gerecht werden kann. Dazu nun im Einzelnen.   

2.1. Beurteilung durch den EGMR 

Der EGMR stellte wie bereits im Kapitel C.3. dargestellt fest, dass die von Art 8 EMRK 

und Art 10 EMRK gewährleisteten Rechte grundsätzlich den gleichen Stellenwert haben.  

Damit ein gerechter Ausgleich geschaffen werden kann, muss eine Interessensabwägung 

vorgenommen werden. Kernelemente dieser Abwägung sind der Beitrag der Veröffentli-

chung zu einer Debatte von allgemeinem Interesse, die Bekanntheit und das frühere Ver-

halten des Betroffenen, weiters Inhalt, Form und Folgewirkung der Veröffentlichung und 

die Umstände, unter denen die Information beschaffen bzw. die Fotos aufgenommen wur-

de.
923

 

                                                      
923
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Insbesondere wesentlich ist folglich das öffentliche Interesse. Die Meinungsäußerung kann 

somit beschränkt werden, wenn die Berichterstattung dem öffentlichen Interesse schadet 

oder wenn sie in Rechte Dritter (Betroffener) eingreift und somit kein öffentliches Interes-

se an der Berichterstattung überwiegt. Ebenso kann aber auch die Privatsphäre einen Ein-

griff erfahren, wenn Informationen über das Privatleben dem öffentlichen Interesse dienen. 

Öffentliches Interesse an der Berichterstattung ist jedenfalls dann gegeben, wenn sich die 

vermittelten Informationen auf eine tatsächlich geführte öffentliche Debatte bezieht. Es 

gibt auch Themen, die ihrer Natur nach Fragen des öffentlichen Interesses sind. So etwa 

öffentliche Gerichtsverfahren, öffentliches Interesse an der Tranzparenz des politischen 

Lebens oder Informationen über die Ideen und Einstellungen sowie das Verhalten politi-

scher Führungspersönlichkeiten.924  

Öffentliches Interesse besteht hingegen nicht, wenn Details aus dem Privatleben verbreitet 

werden, die keinen Bezug zu einer öffentlichen Funktion der betroffenen Person haben. 

Dies insbesondere dann nicht, wenn es nur der Neugier der Öffentlichkeit dient, die Infor-

mation aber keinen Beitrag zur öffentlichen Debatte dient.925  

Was ganz genau zum öffentlichen Interesse gehört, ist schwierig festzustellen. Vielmehr 

hängt dies von den Umständen des Einzelfalls ab. So können auch Debatten über sportliche 

Belange von öffentlichem Interesse sein und nicht nur solche über politische Themen.926 

Grundsätzlich liegt es nach Kokott sogar in der Hand der Medien, durch die Vermittlung 

von Information überhaupt öffentliches Interesse zu schaffen. Wenn es nicht gelingt, öf-

fentliches Interesse zu schaffen, kann den Medien nicht Nachhinein vorgeworfen werden, 

dass das Interesse nicht entstanden ist. Kokotts927 Ansicht zufolge ist es aber nicht Aufgabe 

staatlicher Stellen, ex ante ein künftig fehlendes öffentliches Interesse zu prognostizieren, 

denn eine solche Prognose käme einer Zensur nahe. Das öffentliche Interesse ist daher un-

ter Berücksichtigung aller Elemente in der Gegenwart zu beurteilen und besteht insbeson-

dere dann nicht, wenn der Journalist bei der Veröffentlichung nicht im guten Glauben dar-

über war, dass ein öffentliches Interesse an der Veröffentlichung besteht.928 
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2.2. Beurteilung durch den Presserat 

Auch der Presserat stellt die Interessen der Öffentlichkeit den Interessen der Betroffenen 

gegenüber und hält fest, dass die Interessen sorgfältig abzuwägen sind. Der Presserat defi-

niert das öffentliche Interesse im Ehrenkodex unter Artikel 10 folgendermaßen: 

“Öffentliches Interesse im Sinn des Ehrenkodex für die österreichische Presse ist beson-

ders dann gegeben, wenn es um die Aufklärung schwerer Verbrechen, den Schutz der 

öffentlichen Sicherheit oder Gesundheit oder um die Verhinderung einer Irreführung der 

Öffentlichkeit geht.” 

Der Presserat erklärt daher im Gegensatz zum Gesetzgeber im Ehrenkodex genau, was er 

unter öffentlichem Interesse versteht. Der Presserat erwartet vom verantwortungsvollen 

Journalisten, dass er abwägt, ob ein öffentliches Interesse an der Berichterstattung besteht.  

Er erwartet von ihm, dass er sorgfältig handelt, da ansonsten Interessen der einen Seite 

verletzt werden. Ethisch betrachtet entstehen Sorgfaltspflichten da, wo eine rechtliche 

Sonderverbindung zwischen zwei Rechtssubjekten besteht.929 Je nach Art dieser Sonder-

verbindung ergeben sich unterschiedliche Pflichten in Bezug auf die gegenseitige Rück-

sichtnahme „zur Beachtung der berechtigten Belange des anderen“930. Jeder ist verpflich-

tet, im Handeln mit anderen Menschen Rücksicht zu nehmen, da sonst ein friedliches Zu-

sammenleben schwierig ist.931 Im Zivilrecht wird für das zwischenmenschliche Zusammen-

leben ein entsprechendes Maß von Aufmerksamkeit, Überlegung und Willensanspannung 

verlangt.932 „Das Recht verlangt, sich gedanklich auf die Situation des Gegenübers einzu-

lassen, und daraus gegebenenfalls entsprechende Konsequenzen für das eigene Verhalten 

zu ziehen.“933 Gerade im Medienbereich, wo die Interessen der Journalisten, der Öffent-

lichkeit und der Betroffenen aufeinandertreffen, ist die Pflicht zur Sorgfalt seitens des 

Journalisten wesentlich, denn er ist nach der EMRK, dem MedienG und nach dem Ehren-

kodex zu sorgfältigem Handeln verpflichtet. Diese Verpflichtung ist im Lichte der öffentli-

chen Aufgabe und der Funktion der Medien zu betrachten. Ihre Funktion als „public 

watchdog“ können die Medien nur wahrnehmen, wenn die von ihnen „verbreiteten Infor-

                                                      
929

 Vgl. Führ, Eigen-Verantwortung im Rechtsstaat. S. 106. 
930

 Führ, Eigen-Verantwortung im Rechtsstaat. S. 106. 
931

 Vgl. Larenz 1987, 9 ff in Führ, Eigen-Verantwortung im Rechtsstaat. S. 106. 
932

 Vgl. Führ, Eigen-Verantwortung im Rechtsstaat. S. 107. 
933

 Führ, Eigen-Verantwortung im Rechtsstaat. S. 107. 
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mationen auch inhaltlich zutreffen“934 und sie eine Abwägung zwischen Voyeurismus und 

Informationen öffentlichen Interesses wahrnehmen. 

Sorgfaltspflicht bedeutet im ethischen Sinne, dass der Handelnde in Rücksicht auf andere 

seine Handlung vollziehen soll. Hat aber derjenige, auf den Rücksicht genommen werden 

sollte (der von einer Berichterstattung Betroffene) einen Anspruch auf Rücksichtnahme? 

Gegenüber hoheitlichem Verhalten kann er Rechtsschutz verlangen. Im Privatrecht kann 

man davon ausgehen, dass die Parteien zur gegenseitigen Fürsorge und Rücksicht ver-

pflichtet sind. Eine Partei kann sich im Rahmen unvollkommener Pflichten auf einfachge-

setzlich normierte Rücksichtnahme berufen und diese Forderung vor Gericht geltend ma-

chen, wenn das Rücksichtsnahmegebot verletzt wurde. Nach Kriterien der grundrechtli-

chen Schutzpflichten lässt sich auch ein grundrechtlich geschützter Rücksichtsnah-

meanspruch gegen den Rechtsgenossen auf der Gleichordnungsebene einfordern.935  

2.3. Innerstaatliche Beurteilung  

Die Pflicht zur Interessensabwägung im Sinne einer Sorgfaltspflicht kann man in medien-

rechtlicher Hinsicht aus der Aufgabe der Medien sowie vom Schutzinteresse der Betroffe-

nen resultierend betrachten. Das Medienrecht greift die Bedeutung der Medien und die 

durch sie verbreiteten Information für die öffentliche Meinungsbildung auf. Dem Journa-

listen kommt insofern eine Begünstigung zu, als er sich gemäß § 29 MedienG von der Haf-

tung befreien kann, wenn er gewisse Sorgfaltspflichten einhält. Damit der Sorgfaltsbeweis 

im Medienrecht strafbefreiende Wirkung entfalten kann, muss gemäß § 29 MedienG neben 

der Einhaltung der journalistischen Sorgfalt und der Wahrhaftigkeit bzw dem objektiven 

Glauben, dass die Nachricht richtig ist auch ein überwiegendes öffentliches Interesse an 

der Veröffentlichung bestehen. Abzuwägen sind folglich der Nachrichtenwert und das 

Rechtsgut der Ehre des Betroffenen. Je schwerer der Eingriff, desto höher muss der Nach-

richtenwert sein.936  

 

Innerstaatlich kommt den Betroffenen daher bei der üblen Nachrede gemäß § 6 MedienG 

beim Bestehen des öffentlichen Interesses, dem objektiven Glauben, dass die Nachricht 

wahr ist und bei Einhaltung der journalistischen Sorgfalt kein Entschädigungsanspruch zu.  

                                                      
934

 Beater, Medienrecht, S. 472. 
935

 Führ, Eigen-Verantwortung im Rechtsstaat. S. 206. 
936

 Vgl. Röggla/Wittmann/Zöchbauer, Medienrecht. § 29, Rz 9. 
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Die Beurteilung, ob ein öffentliches Interesse bestand oder nicht, ist einer Ex-ante-

Bewertung zu unterziehen. Ein überwiegendes Interesse der Öffentlichkeit ist nicht als 

Interesse für jedermann zu verstehen. Es genügt, wenn eine bestimmte Personengruppe ein 

überwiegendes Interesse hat und ein Zusammenhang zum öffentlichen Interesse besteht.937 

Das Interesse muss allerdings überwiegend sein, was bedeutet, dass im Ergebnis das Inte-

resse der Öffentlichkeit schwerer wiegt als das Geheimhaltungsinteresse des Betroffenen. 

Darüber hinaus müssen das öffentliche Interesse objektiv geprüft werden und die Nach-

richt einen Nachrichtenwert im objektiven Sinn haben und nicht nur niedrigen Instinkten, 

wie etwa der Sensationslust folgen.938 Ein Journalist soll die Abwägung so vornehmen, , 

wie dies ein verantwortungsvoller, mündiger Bürger eins demokratischen Gemeinwesens 

tun würde.
939

  

Was das öffentliche Interesse ist, hat aber auch die österreichische Rechtsprechung nicht 

genau festlegen können. Es kann sich aus dem Sachverhalt oder aus der Person selbst er-

geben. Es kann sich aus der Motivation des Adressatenkreises geben oder weil es einen 

gesellschaftstragenden Orientierungswert beinhaltet.
940

  

Zusammengefasst kann gesagt werden, dass das öffentliche Interesse einen Eingriff in die 

Meinungsäußerungsfreiheit, als auch einen Eingriff in die Privatsphäre rechtfertigt. Es lässt 

sich daraus folgern, dass die Meinung primär dann geäußert werden soll und darf, wenn 

damit dem öffentlichen Interesse überwiegend gedient wird. Dies ist in Anbetracht der 

Funktion der Medien in einer demokratischen Gesellschaft gerechtfertigt. Den Medien 

kommen Privilegien zu, welche durch eben diese Funktion in der demokratischen Gesell-

schaft ihre Erklärung finden. Sie sollen zum einen als Aufdecker von Missständen fungie-

ren, weshalb ihnen als „public watchdog“ diese Privilegien zukommen. Die Medien haben 

gleichsam eine Pflicht, Informationen und Ideen über alle Fragen öffentlichen Interesses zu 

vermitteln.941 

 

 

                                                      
937

 Vgl. Vrba, Schadenersatz in der Praxis. Rz 46. 
938

 Vgl. Berka/Heindl/Höhne/Noll, Mediengesetz. § 29, Rz 14 ff. 
939

 Vgl. Mersch, Die journalistische Sorgfalt: on- und offline. S. 67. 
940

 Vgl. Mersch, Die journalistische Sorgfalt: on- und offline. S. 67. 
941

 Schlussanträge der Generalanwältin Juliane Kokott vom 8. Mai 2008 
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3. Verantwortung 

„Menschliches Leben ohne den Vorgriff  

auf die Freiheit des anderen und auf meine 

 Freiheit ist undenkbar. Sprechen, denken, 

 lieben, sich freuen kann der Mensch nur,  

weil er sich auch als steuernd und nicht  

nur als gesteuert erfährt. Mich in Achtung  

vor dem anderen und in Wahrung seiner  

Würde mit ihm bewegen kann ich nur, indem 

 ich auf seine Freiheit vorgreife und erfahre,  

dass er das auch mit mir so hält.“942 
 

Wer ist für die Entwicklung der Medienpraxis verantwortlich? Ist es der Staat, die Regie-

rung, die Medienunternehmen, der Journalist? Wie kann die Medienlandschaft, die Be-

richterstattungslandschaft qualitativ verbessert werden? Wie kann mit der Freiheit der 

Meinungsäußerung so umgegangen werden, dass ihr Produkt der Gesellschaft förderlich 

ist? Was ist in diesem Sinne verantwortungsvoller Umgang mit Freiheiten?  

Verantwortung wird von verschiedenen Seiten gefordert, wer ist aber verantwortlich dafür, 

dass verantwortungsvoll gehandelt wird? Im Medienbereich sind viele Akteure tätig, so 

etwa der Journalist, die politischen Parteien, der Rezipient, der Staat. Diese Akteure sind 

keine Marionetten, sondern sie handeln bewusst und absichtlich. Daraus folgt, dass die 

Verantwortung bei jedem Einzelnen, ohne Rücksicht auf die ihn umgebenden Bedingun-

gen, gefordert werden muss.943 Nach Funiok944 lässt sich die Verantwortung als Folge von 

sechs Teilfragen formulieren, in welche die Medienakteure einbezogen werden: 

1. Wer trägt die Verantwortung? (Handlungsträger)  

Meiner Ansicht nach tragen nachstehende Handlungsträger die Verantwortung: 

a. Der Staat mit der Gesetzgebung und Vollziehung von Freiheit und Verant-

wortung, der den Medienakteuren die Verpflichtung und die Möglichkeit 

gibt, verantwortungsvoll zu handeln. 

                                                      
942

 Hassemer, Strafrecht. S. 230. 
943

 Kaminsky, Medienethik – Ein Engagement zwischen Verunsicherung und Verantwortung in Schi-

cha/Brosda, Medienethik. S. 44. 
944

 Funiok, Medienethik und der Wertediskurs über Medien in Karmasin, Medien und Ethik. S. 44. 
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b. Der Journalist, in der Ausübung seiner Freiheiten in verantwortungsvoller 

Weise, in Achtung der Rechte anderer und im Wissen um die Macht der 

Medien. 

c. Die Politik, in der verantwortungsvollen Regulierung der Freiheiten und der 

Machtkonzentrationen aber auch in der Weitergabe von politikrelevanten 

Inhalten. 

d. Die Unternehmen, in der Ermöglichung der Ausübung der Verantwortung 

abseits der rein ökonomischen Rahmenbedingungen. 

2. Was ist zu verantworten? (Handlung)  

Meiner Ansicht nach ist die Berichterstattung dem Gesetz und der Ethik entspre-

chend auszuführen. 

3. Wofür trägt er Verantwortung? (Folgen)  

Meines Erachtens tragen die Handlungsträger Verantwortung für die (positiven wie 

für die negativen) Folgen der Berichterstattung. 

4. Wem gegenüber trägt er Verantwortung? (Betroffenen)  

Meines Erachtens tragen die Handlungsträger Verantwortung gegenüber den Rezi-

pienten und der Gesellschaft. 

5. Wovor muss er sich verantworten? (Instanz, zB Gewissen)  

Verantworten müssen sich meines Ansicht nach die Handlungsträger vor dem Be-

troffenen, dem Gesetz, sich selbst, der Politik, der Öffentlichkeit, der Ethik.  

6. Weswegen muss er sich verantworten? (Werte)  

Die Pflicht zur Verantwortungstragung resultiert meines Erachtens daraus, dass der 

Medienbranche durch die Ausübung der Freiheiten eine große Macht zukommt, mit 

der sie verantwortungsvoll umgehen muss. 
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3.1. Der Begriff Verantwortung 

Der Begriff der Verantwortung trägt nach Kaufmann945 drei Bedeutungen in sich. Die Ver-

antwortung in ethischer Hinsicht bezieht sich auf die moralische Verantwortlichkeit des 

Individuums, welches als entscheidungsfähige Person für die Folgen ihres Handelns ein-

steht. Aus juristischer Sicht bedeutet Verantwortung primär ein Problem der Haftung, wel-

che sich aus der Schuldigkeit eines Handelns des Akteurs ergibt. In soziologischer Hinsicht 

besteht Verantwortung darin, sich freiwillig zu erforderlichen Handlungen zu verpflichten 

oder die einem aufgetragenen Aufgaben zu übernehmen.946 Im Journalismus ist das Ver-

antwortungsbewusstsein das Bemühen um die Folgenabschätzung. Die Folgen für die Be-

troffenen der Berichterstattung sowie die Folgen für die Leser, Hörer und Zuseher.947 

3.1.1. Rechtliche Betrachtungsweise 

Der Begriff Verantwortung war ursprünglich in der Gerichtsbarkeit verankert und geht auf 

die Ausdrücke des römischen Rechts zurück. „Ein Mensch hat etwas zu verantworten, in-

dem er vor einem Richter auf die Fragen antworten muss, was er getan hat; denn eine be-

stimmte Tat und deren Folgen werden ihm zugerechnet.“948 

Verantwortung bedeutet grundsätzlich das ex ante Einstehenmüssen für die negativen Fol-

gen seines Handelns gegenüber Dritten.949 Die Gesetzgebung verwendet Begriffe für die 

Verantwortung im Sinne der „Verantwortlichkeit“ (Völkerrecht, B-VG), „Schuld“ (StGB, 

Schadenersatz), „Haftung“ (StGB, ABGB, MedienG) oder „Pflicht“ (StGB, ABGB, 

EMRK). In der Verfassung geht man grundsätzlich von einem einheitlichen Begriff der 

„Verantwortung“ aus, so wird er genannt in Präambeln950, Staatszielen und Grundrech-

ten951. Verantwortung ist die von der Gesellschaft geforderte Handlung des Handlungsträ-

gers gegenüber den Betroffenen, welche von eben dieser Gesellschaft durch soziale Instan-

zen, in denen die Regeln und Kontexte menschlichen Handelns bewahrt werden, ausgebil-

                                                      
945

 Vgl Kaufmann, Der Ruf nach Verantwortung. S. 137 in Heidbrink, Verantwortung in der Zivilgesell-

schaft. S. 27. 
946

 Vgl Kaufmann, Der Ruf nach Verantwortung. S. 137 in Heidbrink, Verantwortung in der Zivilgesell-

schaft. S. 27. 
947

 Vgl. Pürer, Medien und Journalismus zwischen Macht und Verantwortung. Recht und Medien. 2008/64. 
948

 Ropohl, Das Risiko im Prinzip Verantwortung zitiert nach Funiok, Medienethik und der Wertediskurs 

über Medien in Karmasin, Medien und Ethik. S. 43. 
949

 Vgl. Hömberger/Klenk, Individualethische Ansätze in Brosda/Schicha, Handbuch der Medienethik. S. 42. 
950

 Die Präambel des Ehrenkodex des Presserats verlangt Verantwortung als Resultat der Freiheit: „Journa-

lismus bedingt Freiheit und Verantwortung“. 
951

 Auch die EMRK sieht die Verantwortung als Resultat der Freiheiten: „Da die Ausübung dieser Freiheiten 

Pflichten und Verantwortung mit sich bringt […]“. 
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det wurden und sich im Rahmen des eigenen Gewissens und der Öffentlichkeit ausdrü-

cken.952 

3.1.2. Ethische Betrachtungsweise 

Im ethischen Sinne verweist der Begriff Verantwortung auf die Praxis „Für-etwas-Rede-

und-Antwort-Stehens“, sich verantworten bzw sich rechtfertigen.
953

  

Der Soziologe Max Weber hat zu Beginn des 20. Jahrhunderts Maximen für politisches 

Handeln entwickelt, welche auf den Journalismus ebenso anwendbar sind.954 Weber traf die 

Unterscheidung zwischen gesinnungsethischem und verantwortungsethischem Handeln.  

Gesinnungsethisches Handeln ist wertrational. Es ist nur der Wahrheit verpflichtet und 

achtet dabei nicht auf die Folgen des Handelns. Gesinnungsethisch handelt, wer sein Han-

deln an ethischen Zielen orientiert und eine Verantwortung für unbeabsichtigte Folgen 

seines Verhaltens ablehnt.955 Er achtet nicht auf die Folgen, wohl aber auf die Pflichten, 

Würden, Schönheiten, religiösen Weisungen oder Wichtigkeiten der Sache.956  

Demgegenüber ist das verantwortungsethische Handeln zweckrational und betrachtet die 

Folgen des Handelns. Die Verantwortungsethik entspricht laut Suda
957

 der Gesetzes- und 

Berufsethik. Sie entspricht der Gesetzesethik, da sie im „Zur-Verantwortung-Ziehen die 

Strenge eines Maßstabes anzulegen bestrebt“
958

 ist. Und sie entspricht der Berufsethik, 

weil nur diejenigen zur Verantwortung gezogen werden können, die eine für die Gemein-

schaft besondere Stellung erlangt habt. Gesichtspunkt der Verantwortung ist die Prüfung, 

was die Handlung der Verantwortlichen für Folgen gezeigt haben. Es kann sich dabei her-

ausstellen, dass die Handlungen der Verantwortlichen einen Nutzen, eine Einschränkung 

von Nutzen oder gar einen Schaden bewirkt haben. Diese Folgen sollten sie dann verant-

worten. Aus dem verantwortlichen Handeln resultiert schließlich die Abwendung von 

Schaden und/oder das Bewirken von Nutzen für kommende Generationen.
959

 

                                                      
952

 Vgl. Funiok, Medienethik und der Wertediskurs über Medien in Karmasin, Medien und Ethik. S. 44. 
953

 Vgl. Werner, Verantwortung in Düwell/Hübenthal/Werner, Handbuch Ethik
3
. S. 541 ff. 

954
 Vgl. Weber, Politik als Beruf; vgl. ebenso: Pürer, Medien und Journalismus zwischen Macht und Verant-

wortung in Recht und Medien. 2008/64. 
955

 Vgl. Kepplinger/Vohl, Mit beschränkter Haftung in Wilke, Ethik der Massenmedien. S. 167. 
956

 Vgl. Kepplinger/Vohl, Mit beschränkter Haftung in Wilke, Ethik der Massenmedien. S. 167. 
957

 Vgl. Suda, Ethik. S. 194. 
958

 Vgl. Suda, Ethik. S. 194. 
959

 Vgl. Suda, Ethik. S. 196. 



203 

 

Nach Bayertz bezieht sich das Modell der Verantwortung im verantwortungsethischen Sin-

ne auf drei Elemente: a) der Kausalität als Basis für die Zuschreibung einer Handlungsfol-

ge; b) der Intentionalität der Handlung und dem Vorauswissen um die Folgen und die Frei-

heit auch anders entscheiden und handeln zu können; c) der Normen und Werte.
960

 Seiner 

Ansicht nach ist Verantwortung nicht eine Sache der Natur, vielmehr werden wir in be-

stimmten sozialen Kontexten verantwortlich gemacht. Verantwortung ist daher ein Ergeb-

nis einer sozialen Konstruktion, dh der Deutung eines sozialen Problems und den Versuch 

einer Lösung.
961

 Problematisch an diesem klassischen Modell ist die Tatsache, dass oft-

mals Handlungen nicht einem einzigen Verantwortlichen zugerechnet werden können. Es 

stellt sich dann die Frage, wer für den Schaden die Verantwortung zu tragen hat. Jonas 

besprach zu dieser Thematik ein neues Modell, nach welchem nicht die Zurechnung von 

Handlung, sondern die Zurechnung von Aufgaben und Verpflichtungen ausschlaggebend 

ist.
962

 Die Macht verpflichtet somit zur Verantwortung und je mehr Macht jemand hat, 

desto höher ist die Verantwortungsverpflichtung.
963

 

Journalistisches Handeln verbindet nun die Verantwortungsethik und die Gesinnungsethik. 

Der Journalist ist in der Realität einerseits der Wahrheit verpflichtet, muss aber auch die 

Folgen der Berichterstattung beachten. Dies alles im Hinblick auf die Macht, welche dem 

Mediensystem und ihm als jener, der selbstverantwortlich mit der Freiheit und der Macht 

umgeht, immanent ist. Die Verpflichtung zur Verantwortung ergibt sich aus der Freiheit 

der Medien und aus der Macht und dem Wissen. Bayritz sagte dazu: „Natürliches Gegen-

gewicht der Freiheit aber ist die Verantwortung.“
964

 Dieter Stolte führte weiter aus: „In 

dem Maße, in welchem Journalisten über Macht und Wissen verfügen, sind sie für ihr Tun 

und Lassen auch verantwortlich.“
965

 Die Verantwortungspflicht der Journalisten ergibt 

sich also aus der Machtstellung, die sie im Kommunikationsprozess aufgrund der Mei-

nungsäußerungsfreiheit innehaben. Aber auch daraus, dass sie das Grundrecht auf Mei-

nungsäußerungsfreiheit stellvertretend für die Bevölkerung wahrnehmen. Pürer ist der 

                                                      
960

 Vgl. Bayertz, Eine kurze Geschichte der Herkunft der Verantwortung, 1995; vgl. ebenso: Suda, Ethik. S. 

213 ff. 
961

 Vgl. Bayertz, Eine kurze Geschichte der Herkunft der Verantwortung, 1995; vgl. ebenso: Suda, Ethik. S. 

213 ff. 
962

 Vgl. Jonas, Prinzip Verantwortung 1979; vgl. Suda, Ethik. S. 213 ff. 
963

 Vgl. Jonas, Prinzip Verantwortung 1979; vgl. Suda, Ethik. S. 203 ff. 
964

 Weyl, Chancen freiwilliger Selbstkontrolle in Erbring, Medien ohne Moral. S. 150. 
965

 Scholte, die Rolle der Massenmedien in einer freiheitlichen Gesellschaft. S. 16. 
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Ansicht: „Sie verwalten dieses Recht gleichsam treuhänderisch und dürfen daher dieses 

kostbare Gut nicht leichtfertig veruntreuen.“
966

 

Verantwortung muss also gefordert werden, damit Freiheit und Macht gerecht ausgeübt 

werden. Loewenstein sieht den Begriff der Verantwortung als „die wirksamste Technik zur 

Kontrolle eines Machtträgers gegenüber anderen“
967

. Er will mit Verantwortung den 

Machtmissbrauch der Machtträger beschränken, denn der Mensch habe von Natur aus die 

Tendenz zum Machtmissbrauch.  

3.2. Verantwortung des Journalisten im ethischen und juristi-

schen Sinne 

Die Verantwortung im Medienbereich wird sowohl vom Medienrecht als auch vom Ehren-

kodex aufgenommen. Diese tragen folglich dazu bei, dass die Ausübung der Freiheit in 

verantwortungsvollem Maße ausgeführt wird. 

In Bezug auf die medienrechtlich verankerte Wahrnehmung der Verantwortung stellt sich 

die Frage der subjektiven Verantwortlichkeit des Journalisten. Verantwortung ist wie be-

reits dargestellt das ex ante Einstehenmüssen für die Folgen eine Tat.  

Strafrechtlich relevant wird dieses Einstehenmüssen im Zuge der Zurechnung der Schuld, 

für die nicht wahrgenommene Verantwortung. Im Medienbereich wird heute der §29 Me-

dienG, die journalistische Sorgfaltspflicht, in Reflexion zur Schuld der Journalisten ge-

setzt. Der Vorsatz wird ausgeschlossen, wenn der Journalist seiner Sorgfalt entsprechend 

gehandelt hat.968 Die Sorgfaltspflicht wird sowohl als Schuldausschließungsgrund als auch 

als Rechtfertigungsgrund betrachtet.969 Die journalistische Sorgfalt kann als die rechtliche 

journalistische Verantwortung betrachtet werden. Gesetzeswidrig handelt der Journalist 

dann, wenn er hätte anders handeln können. Wenn er also mehr Informationen hätte sam-

meln können, wenn er die Interessen anders hätte abwägen können, wenn er objektiver 

hätte schreiben können. Dies alles aber wird anhand der Gegebenheiten der momentanen 

Situation geprüft.  

                                                      
966

 Pürer, Medien und Journalismus zwischen Macht und Verantwortung. Recht und Medien. 2008/64. 
967

 Loewenstein. S. 49 in Schubert, Prinzip Verantwortung. S. 288. 
968

 Vgl. Führ, Eigen-Verantwortung im Rechtsstaat. S. 33. 
969

 Vgl. Berka/Höhne/Noll/Polley, Mediengesetz. Praxiskommentar. §28 -42; siehe Ausführen oben Kapitel 

Rechtliche Rahmenbedingungen.  
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Die Verantwortung soll jedoch nicht nur die Informationsbeschaffung beinhalten, sondern 

insbesondere die Folgen der Veröffentlichung beachten. § 29 MeedienG verlangt zwar 

implizit einen verantwortungsvollen Umgang und ist davon auszugehen, dass damit auch 

die Berücksichtigung der Folgen gemeint ist. Dennoch hält das Gesetz nicht ausdrücklich 

fest, dass der Journalist die Folgen beachten soll bzw welche Folgen erwünscht und uner-

wünscht sind und was somit im Rahmen der Verantwortungsübernahme notwendige Prä-

missen sind. Die Beachtung der Folgen wird somit vom Gesetz erwartet, allerdings nur 

implizit und ex ante. Eine Haftung für unbekannte und somit jegliche negative Folgen ent-

halten die innerstaatlichen Gesetze nicht. 

Will man bestimmte negative Folgen vermeiden, so kann man durch Gesetze die Handeln-

den für die negativen Folgen bestrafen und zu einem Unterlassen der Handlung auffordern, 

welches zu dieser negativen Folge führte. Kennt man die negativen Folgen jedoch nicht, so 

ist ein Gesetz schwierig zu erlassen, denn es muss dann im Prinzip offen und ungenau, 

aber dennoch genau genug umschrieben sein, damit die unerwünschte Folge nicht eintritt. 

Was man gesetzlich regeln kann, ist der Weg, wie zu Informationen gelangt werden soll 

und die Folgen, wenn falsche Informationen veröffentlicht wurden, oder richtige Informa-

tionen nicht hätten veröffentlicht werden dürfen. Die vorhandenen Gesetze wie das StGB, 

MedienG, ABGB regeln dies auf innerstaatlicher, gesetzlicher Ebene.970. Sollen negative 

Folgen, welche nicht exakt formuliert werden können, dennoch vermieden werden, so ist 

an das Verantwortungsgefühl der Journalisten zu appellieren. Wollen die Journalisten aber 

überhaupt Verantwortung übernehmen? 

Die Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung der Journalisten zeigt eine empirische 

Untersuchung von Matthias Kepplinger und Inge Vohl.971 Sie befragten Journalisten des 

ZDF, ob sie der Meinung sind, Verantwortung übernehmen zu sollen, wenn die Berichter-

stattung womöglich negative Folgen auslöst. Die Journalisten wurden dabei mit Berichter-

stattungen und deren Folgen in der Realität konfrontiert und befragt, ob sie in diesem Fall 

glauben, der Journalist trage die Verantwortung für die Folgen der Berichterstattung. 

Eine der Fragen war, ob ein Journalist glaubt, dafür verantwortlich zu sein und bereit ist, 

Verantwortung dafür zu übernehmen, wenn sich auf Grund eines Berichtes über einen 

Selbstmörder in weiterer Folge einige Menschen auf dieselbe Weise selbst umbringen. 

                                                      
970

 Vgl. Kapitel: Rechtliche Rahmenbedingungen  
971

 Vgl. Kepplinger/Vohl, Mit beschränkter Haftung in Wilke, Ethik der Massenmedien. S. 158. 
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Dieser Studie zufolge sind nur 25% der Befragten bereit, eine moralische Verantwortung 

für die negativen Folgen der Berichterstattung zu übernehmen und sehen ein, dass sie ihr 

Handeln hätten besser überdenken müssen. Ebenso verhält es sich bei einem Bericht über 

eine Bombendrohung in einer Schule, woraufhin ein Mann in einer anderen Schule eine 

Bombe legt. Auch dies ruft nur bei 23% ein Gefühl moralischer Verantwortung hervor. 

Gerade umgekehrt verhält es sich aber mit positiven Folgen. Wird etwa über die missliche 

Lage in Altersheimen berichtet und ändert sich daraufhin die Situation in diesem Alters-

heim, so sind die Redakteure der Meinung, sie haben sich durch die positiven Folgen mo-

ralisch verdient gemacht.  

Man könnte daraus schließen, dass die Journalisten keine Verantwortung für ihre Handlun-

gen übernehmen wollen. Diese Vermutung wird aber in der Studie dadurch widerlegt, dass 

die Journalisten für Falschberichte bereit sind, Verantwortung für die Folgen zu überneh-

men. Beispielsweise, wenn fälschlicherweise über einen Lehrer berichtet wird, dass er zu 

einer radikalen Partei zugehört und daraufhin entlassen wird.  

Man erkennt daraus aber auch, dass die Übernahme von Verantwortung abhängig vom 

Kontext ist und die rechtlichen und ethischen Verantwortungsbegriffe für die Journalisten 

voneinander unabhängig sind. Gesetz und journalistische Berufsnorm fordern eine Ver-

antwortung für die Richtigkeit, nicht aber für die Folgen der Berichterstattung. Zwar nennt 

der Ehrenkodex die Verantwortung der Journalisten und weist darauf hin, dass im Umgang 

mit den Informationen und den Rechtsgütern Dritter verantwortungsvoll umgegangen wer-

den soll. Sanktionen aufgrund von verantwortungslosem Umgang mit Informationen liegen 

aber derzeit auf ethischer Ebene nur anhand von Rügen durch den Presserat vor. Denn 

auch der Pressekodex besagt: „Es ist stets darauf zu achten, welche Folgen und welchen 

Widerhall die journalistische Arbeit in der Öffentlichkeit haben kann.“972 

Weder durch den Presserat/Medienrat, noch durch die Gerichte wird die Folge einer Be-

richterstattung verurteilt. Zwar wird in beiden Fällen Unrichtigkeit einer Berichterstattung 

bestraft, die weitläufigen Folgen der Handlung aber nicht. Dies deshalb nicht, weil die 

Ausgangshandlung keinen Tatbestand erfüllt. Denn es besteht beim Beispiel über den 

Selbstmordbericht oder der Bombenlegung, keiner der in MedienG, StGB, ABGB, UrhG 

genannten Verstöße. Es gibt durch diese Berichterstattung zwar einen Schaden (etwa, dass 

                                                      
972

 Österreichischer Journalistenkodex, 1. Allgemeine Verhaltensgrundsätze. 



207 

 

sich weitere selbst umbringen oder Menschen durch weitere Bombenanschläge getötet 

werden). Dieser Schaden ist aber nicht kausal und schuldhaft vom Journalisten verursacht. 

Da also durch die Handlung des Journalisten kein Schaden im Sinne des MedienG, des 

StGB oder des ABGB entstanden ist, kann keine Entschädigung und kein Schadenersatz-

anspruch für die Folgen geltend gemacht werden.  

Dies möge sich dann ändern, wenn eine neue Norm erlassen würde, deren Schutzzweck die 

Folgen einer Berichterstattung umfasst. Zu denken wäre dabei an eine verschuldensabhän-

gige Haftung des Journalisten für die Folgen seiner Berichterstattung.973  

Zu denken ist dabei an Norm im ABGB, welche dem Geschädigten einen materiellen 

Schadenersatz aufgrund zivilrechtlicher Bestimmungen zugestehen würde. 

Der Tatbestand wäre erfüllt, wenn die Folgen der Berichterstattung negative Auswirkun-

gen in der Gesellschaft hervorrufen. Negative Auswirkung in diesem Sinne wäre alles Ne-

gative, das sich im Leben eines auch nur mittelbar Betroffenen ereignet – seien dies imma-

terielle, psychische, oder materielle bzw finanzielle Schäden. Das Delikt wäre verschul-

densabhängig verwirklicht. Heißt, hätte der Journalist sehen/wissen können oder wusste er, 

welche Auswirkungen sein Bericht generell in der Gesellschaft auslöst, so haftet er dafür. 

Meines Erachtens ist aber solch ein Tatbestand nicht einführbar. Zum einen müsste der 

Tatbestand an sich so weit offen gehalten werden, dass er die Gesamtheit der Folgen mit 

einbezieht; würde er die Folgen final aufzählen, so wäre der Sinn der Erfassung von Fol-

gen und damit einer stärkeren Schutznorm für den von der Medienberichterstattung Betrof-

fenen nicht erreicht. Hier eröffnet sich ein weiteres Problem, denn „Betroffener“ ist nicht 

der, über den Berichtet wird, sondern der, in dessen Rechtsraum sich die Folge verwirk-

licht hat. Des Weiteren würde der Medieninhaber bzw Medienmitarbeiter/Journalist ver-

schuldensabhängig für die Folgen haften, die nicht er primär verursacht hat, sondern er 

vielmehr lediglich einen Anstoß zu Handlungen Dritter gegeben hat. Die Erfüllung des 

Tatbestandes würde dann an der Kausalität scheitern, denn der real eingetretene Erfolg 

wird kein „Werk des Täters“974 sein. Die Verschuldenshaftung und der daraus resultierende 

Schadenersatzanspruch nach dem ABGB kommen jedoch nur dann zum Tragen, wenn der 

Täter einen Schaden bei einem Dritten rechtswidrig und schuldhaft verursacht hat. Voraus-
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setzungen sind daher: Schaden, Kausalität, Rechtswidrigkeit und Verschulden. Beim Feh-

len einer Voraussetzung, ist der Schadenersatz ausgeschlossen. 

Abgesehen von der Schwierigkeit solch einen Tatbestand innerstaatlich durchzusetzen, ist 

es meines Erachtens unmöglich, diesen im Sinne des Art 10 Abs 2 EMRK zu formulieren. 

Es besteht meines Erachtens keiner der in Abs 2 genannten Gründe, welcher den Bestand 

eines solchen Gesetzes und folglich den Eingriff in die Meinungsäußerungsfreiheit recht-

fertigen würde. Dennoch möchte ich kurz die Gedanken zu einem oben genannten Gesetz 

ausführn: 

Der Schaden läge in der Erfüllung der negativen Folge der Berichterstattung. Dies bedeu-

tet, dass sich weitere Menschen umbringen oder umgebracht werden, oder jemand entlas-

sen wird, bzw finanzielle Einbußen erleidet. 

Der Journalist ist ursächlich und damit kausal für den Schaden, sofern das Unterlassen der 

Berichterstattung die Folgen nicht ausgelöst hätten. Wäre der Erfolg auch ohne den Bericht 

eingetreten, ist sein Verhalten nach der conditio sine qua non Formel nicht kausal für den 

Schaden.975 Die weitere Frage stellt sich dann, inwieweit er für die Folgen des Schadens 

verantwortlich ist, also der Adäquanztheorie. „Adäquanz liegt dann vor, wenn die Ursache 

ihrer allgemeinen Natur nach für die Herbeiführung eines Erfolges wie des eingetretenen 

noch geeignet erscheint und der Erfolg nicht nur wegen einer ganz außergewöhnlichen 

Verkettung von Umständen eingetreten ist.“976 Im Sinne der Adäquanztheorie, welche nach 

der Kausalität die äußere Grenze der Ursächlichkeit zieht, wird die Haftung für die Folgen 

einer Schädigung begrenzt.977 Die Rechtfertigung der Adäquanz liegt also darin, dass voll-

kommen unvorhersehbare Folgen vernünftigerweise nicht mehr als vom Menschen be-

herrscht erachtet werden können. Sie werden dem Verursacher daher auch nicht mehr zu-

gerechnet.978 Völlig unvorhersehbare Folgen können daher vernünftigerweise nicht vom 

Menschen bedacht und daher nicht mehr dem Verursacher zugerechnet werden. Diese 

Voraussetzung sehe ich als die Wesentliche, in Bezug auf die Unmöglichkeit einer solchen 

neuen Norm. Sicherlich sollte der Journalist gewisse Folgen beachten. Es ist aber mensch-

lich, dass man sich mit Ruhm schmücken will und von negativen Folgen Abstand 
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nimmt.979 Erwartet man aber vom Journalisten, dass er genau kalkuliert, welche Folgen 

eine Berichterstattung auslöst, so übersieht man die Realität der Medienberichterstattung. 

Gleichzeitig nimmt man dem Fluss der Meinungsäußerungsfreiheit seinen positiven Effekt 

– der Information. Diente eine neue Norm der Vermeidung negativer Folgen von Bericht-

erstattungen und hätte sie den Zweck einer Präventivfunktion, so würde es im äußersten 

Fall dazu führen, dass nicht mehr berichtet wird. Das Institut des Schadenersatzrechts darf 

aber meines Erachtens nicht darauf ausgedehnt werden. Die Meinungsäußerungsfreiheit 

bedarf einer gewissen Selbstläufigkeit und zwar in dem Sinne, dass auf Berichte reagiert 

wird – negative Folgen sind dabei unvermeidbar. Die Vermeidung von negativen Folgen 

würde aber gleichzeitig in der Vermeidung von positiven Folgen münden. Es ist also mei-

nes Erachtens zum Erhalt der positiven Folgen mit der Möglichkeit von negativen Folgen 

zu leben.  

Rechtswidrig ist das Verhalten, wenn es gegen das Gesetz, ein absolut geschütztes 

Rechtsgut verletzt, ein Vertrag gebrochen wird oder gegen die guten Sitten verstoßen 

wird.980 Ich setzte mich hier mit dem Rechtsbruch auseinander. Verbietet die Norm ein 

Verhalten, so sollen damit gewisse Gefahren verhindert werden. Wird durch das Übertre-

ten ein Schaden verursacht, so wird der Schädiger ersatzpflichtig, sofern sich die dem Ver-

bot zugrunde liegende Gefahr realisiert hat. Der Journalist muss also für diese Schäden 

haften, welche die übertretene Norm nach ihrem Schutzzweck verhindern wollte. Auch 

Folgeschäden sind meist vom Schutzzweck erfasst.981 In Bezug auf die Rechtssicherheit 

kann aber nicht generell gesagt werden, dass der Journalist/Medieninhaber für alles Nega-

tive haftet, was seine Berichterstattung auslöst. Gelöst werden könnte die Problematik 

eventuell damit, dass die Bestimmung festhält, dass gehaftet wird für alles Negative, das 

nach dem gewöhnlichen Ablauf der Dinge eintritt. Kann der Durchschnittsmensch damit 

rechnen, dass auf gewisse Berichterstattungen gewisse Ereignisse oder Verhaltensweisen 

folgen, so muss er dafür herangezogen werden. Somit könnte auch das Problem des Adä-

quatzusammehanges gelöst werden. Meines Erachtens mangelt es solch einer Bestimmung 

aber an ihrer Bestimmtheit und es wäre damit nie klar, wann ein Verhalten rechtswidrig ist, 

weil man nicht endgültig und explizit feststellen kann, mit welchen ex ante betrachteten 

Folgen gerechnet werden muss.  
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Schuldhaft ist das rechtswidrige Verhalten, wenn es dem Schädiger persönlich vorwerfbar 

ist. Soll die Bestimmung verschuldensunabhängig zur Haftung führen, ist dieser Punkt 

unwesentlich. Würde man eine verschuldensabhängige Bestimmung einführen, so würde 

Folgendes gelten: Wenn zum Beispiel allgemein bekannt ist, dass gewisse Berichterstat-

tungen eben solche Folgen auslösen (dass Berichte über Selbstmorde Selbstmordwellen 

auslösen, ist jedem Journalisten bekannt, oder müsste bekannt sein: „Werther-Effekt“), 

oder dass man damit rechnen muss, dass negative Folgen resultieren und er nach seinen 

subjektiven Fähigkeiten in der Lage wäre, die Rechtswidrigkeit des Verhaltens einzusehen 

und sich dieser Einsicht nach zu verhalten.982 Die Verschuldensform für die Ersatzpflicht 

wäre diesfalls nicht Vorsatz, sondern Fahrlässigkeit, also die Außerachtlassung der gehöri-

gen Sorgfalt. Grundsätzlich gilt die objektive Sorgfaltspflicht. Da der Journalist aber in 

Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit handelt, zu der er sich öffentlich bekennt, ist an ihn 

die journalistische Sorgfaltspflicht anzulegen und er würde als § 1299 ABGB Sachverstän-

diger haften. Die journalistische Sorgfalt müsste man dann dahingehend ausdehnen, als 

dass sie nicht auf die korrekte Berichterstattung alleine abzielt, sondern mit dem Verständ-

nis eines sorgfältigen Journalisten auch die Folgen in Betracht zieht. Es darf etwa damit 

gerechnet werden, dass schlechte mediale Reputation einen Rückgang der Geschäfte des 

im Bericht genannten Unternehmens auslöst. Die Sorgfaltspflicht des Journalisten soll 

wohl im ethischen Sinne auf die Folgen einer Berichterstattung ausgedehnt werden. Würde 

diese aber so weit gehen, dass sie rechtlich vom Journalisten verlangt, sich über alle mögli-

chen Folgen der Berichterstattung im Klaren zu sein und abzuwägen, würde der Journalist 

wohl kaum mehr publizieren.  

Des Weiteren stellt sich die Frage, welche Rechtsgüter gegeneinander abgewogen werden. 

Es steht die Meinungsäußerungsfreiheit der, bezogen auf die oben genannten Beispiele, 

körperlichen Unversehrtheit gegenüber. Die Meinungsäußerungsfreiheit findet ihre Be-

grenzung in der Unversehrtheit der Gesundheit Dritter. Der Journalist wäre, gäbe es die 

Adäquanz nicht, für alles verantwortlich, das auf seine Berichterstattung folgt. Jeder 

Selbstmord, jeder Bombenanschlag. Für den Bombenanschlag gibt es einen primären Tä-

ter. Ebenso hat der Journalist den Selbstmörder nicht in den Tod getrieben. An dieser Stelle 

kommt die Frage auf, ob die Meinungsäußerungsfreiheit beschränkt werden darf, etwa um 

die körperliche Unversehrtheit Dritter zu garantieren – dies sehe ich als nicht gerechtfertigt 
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an. Denn durch diese Einschränkung verlöre der Journalismus seine Funktion, über das 

Weltgeschehen zu berichten.  

Bisher habe ich die zivilrechtlichen Bestimmungen angedacht. Meines Erachtens stünden 

aber auch Möglichkeiten im Strafrecht zur Diskussion. In § 106 Abs 2 StGB und § 145 

StGB werden die Folgen einer Tat zu einer Qualifikation des Deliktes. Begeht der von der 

schweren Nötigung Betroffene oder eine dritte Person, gegen die sich die Drohung richtet, 

Selbstmord, so ist der Täter höher zu bestrafen, als bei der gefährlichen Drohung selbst. 

Voraussetzung für die Qualifikation ist die Fahrlässigkeit. Hätte der Nötigende damit rech-

nen müssen, dass sich der Betroffene das Leben nehmen könnte, ist die Folge dem Täter 

zuzurechnen. Die Tat muss für den Täter vorhersehbar gewesen sein. Meines Erachtens 

bestünde die Möglichkeit, eine solche Qualifikation auch in die Tatbestände der §§ 111 

und 115 StGB aufzunehmen. In Zusammenarbeit mit der Kommunikationsforschung und 

dem Presserat, welcher anhand von Grundsatzentscheidungen eine gewissen Folgenfahr-

lässigkeit determiniert, ergäben sich bestimmbare Folgen für die Berichterstattung und 

somit deren Vorhersehbarkeit. Damit wird jedoch kein neuer Tatbestand geschaffen, son-

dern die bestehenden einer Qualifikation unterzogen, welche ebenso nur die von der Be-

richterstattung Betroffenen umfasst. Eine weitergehende Folgenhaftung wäre dies ebenfalls 

nicht. Daher ist für die Folgenhaftung nach wie vor auf die ethischen Grundsätze zu ver-

weisen. 

Das Problem ist aber nicht gelöst indem man sagt, der Journalist sei auf die Ethik verwie-

sen. Auch diese muss nun Regelungsmaßstäbe finden. Dazu stellen sich folgende Fragen: 

Was kann der Journalist für Folgen erzielen wollen? Was will er mit seiner Berichterstat-

tung erreichen, will er etwas erreichen, für wen will oder muss er etwas erreichen? Dient er 

der Wahrheit und dem Bericht selbst, ist die Verantwortung, die er trägt, dass er nichts will 

und nicht vom Willen geleitet wird. Die Folgen eines Berichtes fallen dann nicht in das 

Spektrum der Verantwortlichkeit des Journalisten, weil er willenlos handelt.983 Der Journa-

list will nicht nur interessensunabhängig der Aktualität und Richtigkeit der Nachricht ver-

pflichtet sein. Das Publizieren dient nicht lediglich der Demokratie und Öffentlichmachung 

von wichtigen Informationen. Vielmehr dient es auch der eigenen Freude an der Publikati-

on, der eigenen Wirtschaftlichkeit und den Interessen des Journalisten an den Medien.984 
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Man sieht also, dass der Journalist grundsätzlich zwei Handlungsmaßstäben ausgesetzt ist. 

Zum einen dem Maßstab, der den Zweck des Journalismus erfüllen will, die öffentliche 

Aufgabe wahrnehmen will. Zum anderen aber die persönliche Verpflichtung des Einzel-

nen. Es sind daher zum einen individualethische Imperative, zum anderen wertethische 

Imperative, die dem journalistischen Handeln zugrunde gelegt werden.985 

Da der Journalist also nicht wertefrei und ohne Eigeninteressen publiziert, bedarf es seiner 

eigenen, wenn schon nicht rechtlichen so zumindest ethischen Verantwortung, wenn nicht 

für unvorhersehbare Folgen, so dann doch zumindest für absehbare Folgen. Verantwor-

tungsethisch handelt jemand, der die Verantwortung für die Folgen seines Handelns über-

nimmt und sein Handeln danach richtet.986 Dies setzt aber wiederum voraus, dass die Fol-

gen kalkulierbar sind. An diesem Punkt entsteht daher eine Professionsethik. 

Diese persönliche Verantwortlichkeit des Journalisten macht aber die Verantwortung der 

Medien, der Redaktionen, des Mediensystems nicht überflüssig. Ganz im Gegenteil. Auf 

dieser Ebene geht man auf den Journalismus als gesellschaftliches Funktionssystem ein. 

Individuelle Wertvorstellungen treten zurück. Journalismus wird durch organisatorisches 

Handeln realisiert. Er selektiert Informationen und ist von organisatorischen Entschei-

dungsprämissen der Redaktionen geprägt und gesteuert.987 Der Journalismus ist sich dann 

auch bewusst, dass er die Themen steuert und weiß um die Informationsdefizite. Dafür 

muss der Journalismus für die Unvollkommenheit der Produktion die soziale Verantwor-

tung übernehmen.988 

Zusammenfassend kann man sagen, dass die Abwägung der Folgen und daraufhin das 

Verbieten von Veröffentlichungen nicht durch die Gesetzgebung geregelt werden sollten, 

denn dies käme der Zensur, bzw dem ehemaligen Sinne der Zensur nahe. Vermehrt greifen 

also Regelungsmuster auf Kategorien wie „Eigenverantwortung“ oder „Sorgfaltspflichten“ 

zurück. Dies erklärt sich aus der sich verändernden Gesellschaft. Der Staat kann den Men-

schen nicht nur mehr nach klassisch-imperativen, einseitig-regulativen Regelsetzungsver-
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fahren zum richtigen Verhalten anhalten.989 Er ist immer mehr auf andere Handlungsfor-

men angewiesen, die einen Spielraum für Veränderungen offen lassen. Es stellt sich daher 

die Frage, inwieweit die Anhaltung zur „Sorgfalt“ verbindlich ist und es besteht die Ge-

fahr, dass dies ein bloßer Appell ist und bleibt. Der Appell an das Verantwortungsgefühl, 

an das Ethikgefühl, an das Bewusstsein der Macht des Journalisten im Umgang mit den 

Informationen weiter zu denken, als nur bis zur Auflagenstärke und eigener In-

Szenesetzung. 

3.3. Politische Verantwortung 

Da zu den Akteuren der Medienpolitik auch die Politik selbst gehört, gehe ich an dieser 

Stelle auf die Verantwortung letzterer im Medienbereich ein.  

Oft sind die Inhalte der Medien von politischen Geschehnissen geprägt. Gerade dies ist 

auch die Aufgabe der Medien: politische Prozesse transparent zu machen. In diesem Sinne 

sind aber nicht nur die Journalisten, sondern auch die Politiker in die Verantwortung rund 

um die Medienberichterstattung zu ziehen. 

Nach Schubert soll ein mehrdimensionales Bild politischer Verantwortung entworfen wer-

den. Es soll einerseits die „retroperspektive Haftbarmachung beinhalten – hier korreliert 

der Verantwortungsbegriff mit dem der Kontrolle und der Rechenschaft –; anderseits aber 

eine in Zukunft gerichtete Verpflichtung auf das politische Handeln beinhalte[n] – hier 

korreliert der Verantwortungsbegriff wiederum mit dem affektiven Prinzip eines ethischen 

Modells.“990 Der Begriff Verantwortung im Sinne von Verantwortlichmachen erfüllt die 

Funktion der Sicherung der ethischen Qualität bei der Ausübung politischen Handelns.991 

Politische Verantwortung kann sich nicht nur darauf beziehen, Entscheidungen im Sinne 

des Volkes zu treffen, vielmehr muss sie sich auch auf die Informationsfreigabe beziehen, 

damit das Volk werten, beurteilen und schlussendlich richtig wählen kann. Die Politik ist 

diejenige Instanz, welche den Informationsfluss und die Transparenz zu verantworten hat. 

Sicherlich ist es erforderlich, dass die Journalisten investigativ arbeiten und zu Informatio-

nen kommen, die nicht offen auf dem Tisch liegen. Gerade im Bereich der Politik stößt der 

investigative Journalist aber an seine Grenzen, denn der „Geheimhaltungsapparat“ ist stark 

und die Informationen, die unter „Staatsgeheimnisse“ fallen vielfältig. Der Journalist ist 
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darauf angewiesen, dass er Informationen bekommt. Er soll diese Informationen kommen-

tieren, weiterverarbeiten und weitere Recherchen anstellen. Aber gerade in der oft disku-

tierten Schnelligkeit der Medien, müssen und dürfen die Journalisten auch oft auf die Voll-

ständigkeit und Richtigkeit der Informationen vertrauen. Ist dieses Vertrauen berechtigt, so 

müssen die Parteien/Politiker, denen dieses Vertrauen entgegengebracht wird, Verantwor-

tung übernehmen. Verantwortung dafür, dass sie dem Gemeinwohl eher schaden, wenn sie 

Informationen verheimlichen, denn die Entscheidung der Wähler treffen diese nicht auf-

grund von objektiver Information, sondern deshalb, weil für die Partei „gut informiert“ 

wurde. Durch die Medien wird eine Transparenz möglich, die Politiker werden zur Re-

chenschaft gezogen, man weiß mehr darüber, was in der Politik abläuft. Die Medien müs-

sen Verantwortung dafür übernehmen, dass sie nicht boulevardisierend über Politik schrei-

ben, damit es nicht um die Meinungsmache geht, sondern um Information. Sie müssen 

Verantwortung dafür übernehmen, objektiv zu berichten, damit die Politik nicht in Versu-

chung kommt, die bereits entstandene Kultur der Geheimhaltung weiterzuführen, weil sie 

sich fürchten, kritische Informationen an die Medien weiterzugeben, um von diesen dann 

„verrissen“ zu werden.  

3.4. Unternehmerverantwortung 

Zur Verantwortung gezogen werden müssen nicht nur die Journalisten, sondern auch die 

Medienunternehmen.  

Zwischen dem Anspruch an die Massenmedien und ihrer Wirklichkeit besteht ein großer 

Zwiespalt. Medienunternehmen sind gewinnorientiert, sie qualifizieren Nachrichten als 

Waren, die auf dem Markt gehandelt werden. Informationen haben einen Marktwert, der 

„oft anderen Gesetzen gehorcht als den Grundsätzen des verantwortungsvollen Umgangs 

mit der Wahrheit“.992 Medien verfolgen so grundsätzlich zwei Ziele: zum einen das Ziel 

dem publizistischen Auftrag der Massenmedien nachzukommen; zum anderen das Ziel, 

wirtschaftlichen Erfolg zu erreichen. Da die Medien ihre Freiheit unter dem Gesichtspunkt 

des publizistischen Auftrags verteidigen können, kommt ihnen einen große Macht zu. Sie 

bestimmen die Tagesthemen, sie unterwerfen das politische Geschehen ihren eigenen Ge-

setzmäßigkeiten und regulieren den Zugang zur Öffentlichkeit nach ihren eigenen Kriterien 
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insbesondere nach publizistischer Relevanz.993 Da der Presse eine Gestaltungsfreiheit zu-

kommt, darf der Staat in die Auswahl und Darstellung von Berichten von öffentlichem 

Interesse nicht eingreifen. Aus diesem Grund braucht es Verantwortung der Medienunter-

nehmen.  

Harmgarth994 fordert, dass sich der Staat in Zukunft darauf beschränken soll, den freien 

Zugang zum Markt zu sichern und durch effektive Konzentrationskontrolle die Vorausset-

zung für eine Meinungsvielfalt zu gewährleisten. Die Medienverantwortung soll aber auch 

in den Unternehmen und nicht nur durch den Staat gewährleistet werden. Die Unterneh-

men sollen verbindliche Unternehmensgrundsätze kreieren. Besonders die „global play-

ers“ sollen mit diesen Grundsätzen weltweit operieren und somit ein neues Selbstver-

ständnis für Verantwortung schaffen. Zusätzlich soll eine persönliche Verantwortung der 

Herausgeber bestehen. Die Diskussion über professionelle Standards und Werte müssen 

damit einen Platz in einem „verlegerisch“ geführten Haus finden. Redaktionelle Leitlinien 

und publizistische Grundsätze müssen in die Arbeitsverträge der Journalisten eingeführt 

werden. Des Weiteren darf die Wahrung der Verantwortung nicht zu einem Wettbewerbs-

nachteil führen. Die Unternehmen müssen daher gemeinsame Standards entwickeln.995  

Auch Funiok996 ist der Ansicht, dass eine Ethik der Medienunternehmen eine notwendig 

ist. Die Medienunternehmen besitzen eine große Macht sowohl in politischer, wirtschaftli-

cher, kultureller und technologischer Hinsicht.997 Wer Macht hat, muss Verantwortung tra-

gen. Dieser werden die Unternehmen gerecht, indem sie Kommunikationsprozesse nach 

innen und außen strukturieren. Sie können Wirklichkeiten schaffen, bestimmte Werte ver-

mitteln und sogar politische Prozesse beeinflussen. Daher sagt Funiok:  

„Ohne die (Wirtschafts-)Ethik der Medienunternehmen hat die Medienethik keine Boden-

haftung. Es geht darum aufzuzeigen, wie Gewinnorientierung (Quote, Shareholder Value) 

und Gemeinwohlbezug zusammengehen können bzw. müssen.“998 
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Ethik muss in Medienunternehmen auch nach Karmasin institutionalisiert werden. Dies 

ermöglicht moralisches Handeln in arbeitsteiligen Sozialsystemen, da individualethische 

Überforderungen und individuelle Beliebigkeiten vermieden werden.999 Für Wunden ist 

Wahrhaftigkeit die „ethische Grundnorm für eine Medienproduktion, bei der Verantwor-

tung der Produzenten für die Voraussetzung realitätsorientierter Lebensführung der Men-

schen entspricht.“1000 

3.5. Verantwortung der Rechtsprechung 

Die Rechtsprechung ist zwar erst dann am Zuge, wenn schon etwas geschehen ist. Sie kann 

den zu verurteilenden Journalisten nicht zu einem besseren Handeln anhalten, wie ein Ge-

setz. Aber sie trägt dennoch eine große Verantwortung in der Gestaltung der Meinungs-

freiheit und somit der Arbeit der Massenmedien.  

Die Idee der Freiheit der Meinungsäußerung war jene, dass die staatliche Obrigkeit nicht 

mehr allein über das Volk entscheidet und regiert, sondern dass dieses am Gesetzesfin-

dungsprozess teilhaben kann, dass es mitbestimmen und kontrollieren kann. Die Freiheit 

der Meinung gründet auf einer noblen Idee. Ihre Vorstellung dient der Demokratie, der 

Wahrheit, der Gerechtigkeit. Heute aber dient sie nicht mehr nur diesen edlen Vorhaben, 

sondern dem Schlüssellochjournalismus, der Sensationsgier, der Freude daran, wenn man 

anderen dabei zusieht, wenn ihnen ihr Leben aus den Händen gleitet. Es soll und muss auf-

gedeckt und hinterfragt werden, es müssen Geschehnisse an den Tag kommen, die von 

Politikern oder anderen großen Akteuren versucht werden zu verdecken. Ein guter investi-

gativer Journalismus erfüllt genau diese Vorstellungen. Der Schutz dieses Grundrechts ist 

von enormer Wichtigkeit, denn ohne die freien Medien gäbe es keine informierten Bürger 

und ohne diese keine Mitbestimmung aufgrund sachlicher Erwägungen. Die Medien müs-

sen damit ihre Aufgabe als „public watchdog“ verfolgen und eine Kontrolle der Regierung 

darstellen. Aber zur Meinungsfreiheit gehört nicht zwangsläufig, dass über Dinge berichtet 

wird, welche die Öffentlichkeit zwar interessieren, aber sie im Grunde nichts angehen. 

Denn genau wie es ohne freie Medien keine Demokratie gibt, so gäbe es ohne den Schutz 

der Privatsphäre keine freie Entfaltung der Persönlichkeit. Die Grenzen der Meinungsfrei-

heit sollen spätestens dort angelegt sein, wo der Voyeurismus beginnt.  
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Die Rechtsprechung kann indes diese Grenzen ziehen und somit dem Journalismus zu 

Struktur und Qualität verhelfen. Wie der EGMR schon festgehalten hat, soll es primär den 

innerstaatlichen Behörden, insbesondere den Gerichten zukommen, das innerstaatliche 

Recht auszulegen und anzuwenden. Denn diese vermögen besser zu entscheiden als ein 

internationales Gericht, wie zu einem bestimmten Zeitpunkt das richtige Gleichgewicht 

zwischen den verschiedenen Interessen der Betroffenen gewahrt werden kann.1001 Da die 

Menschenrechte einer Auslegung bedürfen, bedarf es einer kompetenten Rechtsprechung, 

welche den Menschenrechten in der Praxis Leben einhaucht. Ebenso besteht für die Recht-

sprechung die Möglichkeit, Bezug auf die Postulate des Ehrenkodex zu nehmen. Sie kön-

nen damit die ethischen Anforderungen an den Journalisten auch in die rechtliche Beurtei-

lung hineinfließen lassen. Sie könnte weiters auch die Verantwortung des Journalisten in 

den Begriff „Journalistische Sorgfalt“ aufnehmen und somit die Grundsätze erweitern, 

welche zur Einhaltung der Sorgfaltspflicht erforderlich sind.  

Meines Erachtens liegt gerade in der Interpretation der Gesetze durch die Rechtsprechung 

eine enorme Möglichkeit, den ethischen Postulaten in rechtlicher Hinsicht Gewicht zu ge-

ben und somit die Haftung der Journalisten auf ethische Art und Weise auszubauen.  
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F. Conclusio und eigene Meinung 

Der Journalist besitzt in den Massenmedien eine Macht, die ihm durch die Freiheit verlie-

hen wurde. So sagte schon Napoleon: „Ich fürchte drei Zeitungen mehr als hundert Bajo-

nette.“
1002

 Die demokratische Gesellschaft braucht den Journalisten, denn durch ihn erfährt 

sie die Welt, wird aufgeklärt und fähig, Entscheidungen zu treffen. Die Gefahr besteht aber 

darin, dass der Journalist nicht objektiv und tatsachenkonform berichtet. Alfred Oder sagte: 

„Die meisten Erfinder gibt es auf dem Areal der Tatsachen-Berichterstattung.“ Der Jour-

nalist hat verschiedene Gesichter und Facetten, er hat verschiedene Aufgaben und Pflich-

ten. Ein investigativer Journalismus, der die Freiheitsrechte anderer wahrt, ist essentiell. 

Ein Journalist, der in boulevardesker Manier über das Privatleben Anderer berichtet, ist 

entbehrlich. Durch die Macht, die der Journalist erhält, ist er zu einem verantwortungsvol-

len Umgang mit den Informationen verpflichtet. Diese Verantwortung besteht zum einen in 

einem rechtlichen, aber und besonders auch in einem ethischen Sinne. Die rechtliche Ver-

antwortung ergibt sich aus dem Mediengesetz und der journalistischen Sorgfaltspflicht. Sie 

ergibt sich aus der gesellschaftlichen Pflicht, die Interessen der Mitmenschen abzuwägen. 

Die ethische Verpflichtung besteht darin, dem Gemeinwohl nicht schaden zu wollen. Ver-

antwortung für die Folgen zu übernehmen bedeutet abzuwägen, zu hinterfragen, sich auch 

im schnellen Arbeitsprozess Zeit zu nehmen, über die Folgen nachzudenken. Verpflichtet 

ist der Journalist aber nicht der Wahrheit, sondern der Wahrhaftigkeit. Dies erleichtert den 

journalistischen Alltag extrem, denn somit kann der Journalist auf Informationen vertrau-

en, die ihm von vertraulichen Quellen zugespielt wurden.  

Das ethisch korrekte Verhalten und die ganzen Postulate, sind oftmals sehr idealistisch. 

Der Mensch soll, der Journalist soll, der Rezipient und der Unternehmer, die Gerichte und 

die Gesetzgebung – sie sollen. Die Problematik ergibt sich nicht daraus, dass der Mensch 

nicht weiß, was er soll. Sondern dass ihm während er weiß was er soll, die Realität in den 

Weg kommt und er nicht mehr will, was er soll, weil ihn das andere schneller zum Ziel 

bringt. Oft bestimmt der Gewinn die Ethik. Sinken die Auflagen, schwinden die Anzeigen-

geschäfte und dann folglich das, was man als Ethik betrachtet. Der Zweck heiligt die Mittel 

– nur um die Anzeigen zu steigern.
1003

 Wir leben in einer Marktwirtschaft und man muss 
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dabei stets in Gedanken halten, dass wir Markt und Rationalität, ökonomische Rationalität 

als Maßstäbe für den Journalismus und der Medien nicht einfach ausblenden können.
1004

 

Der Markt wird nicht nur durch die Moral gesteuert, sondern besonders auch durch 

Geld.
1005

 

Ist man idealistisch, so muss man Verantwortung verlangen von einem Journalisten. Man 

muss von ihm verlangen, dass er weiß, wie er mit der Information umgeht. Dass er abwägt 

und dass er fähig ist, richtig zu entscheiden. Richtig in dem Sinne, als er auf seinen Vorteil 

auch verzichtet, wenn er einem anderen einen Nachteil bringt. Der gute Journalist verhält 

sich ethisch, wenn er dem Ehrenkodex Folge leistet. Und so ist meines Erachtens auch der 

Presserat sicherlich eine gute, zeitweise aber auch sehr idealistische Institution, dessen 

reale Wirksamkeit abzuwarten ist und zu hoffen bleibt, dass die ethischen Rügen mehr an 

Gewicht erlangen. 

Zu beachten ist jedoch, dass in der Realität nicht nur der Journalist für die Resultate der 

Medienwelt verantwortlich ist. Er könnte sie steuern. Aber er kann es nicht allein. Man 

darf ihn nicht aus der Verantwortung heraus nehmen – ganz im Gegenteil. Nur kann man 

auch nicht nur auf das Gute im Menschen vertrauen und hoffen, dass er irgendwann zur 

Einsicht kommt und vernünftig handelt. Er ist ein Mensch und auch er gibt gerne die Ver-

antwortung ab. Daher muss sie von anderen aufgegriffen werden. Etwa von den Medienun-

ternehmern, die idealistischere Einstellungen ihrer Unternehmung gegenüber entwickeln 

müssen, die ihrer öffentlichen Aufgabe mehr nachkommen müssen und erkennen müssen, 

dass sie die Journalisten in ihrer Arbeit hin zu einem ethischeren Verhalten unterstützen 

und fördern müssen. Vor allem aber auch sollte die Rechtsprechung stets ihrer Kompetenz 

bewusst sein, dass sie durch ihre Urteile der Medienberichterstattung eine Kontur geben, 

denn sie stellen klar, zu wessen Gunsten die Interessensabwägung in bestimmten Situatio-

nen zu beurteilen ist. Sie formuliert daher aus, wann die Meinungsäußerungsfreiheit ge-

rechtfertigt ist, und wann nicht. Nur weil die Idee der Freiheit von Meinung, Presse und 

Medien eine Gute ist, bedeutet dies nicht, dass sie bis aufs Letzte auch ausgekostet werden 

muss. Um es mit den Worten Friedrich von Gentz zu sagen: „Die Freiheit und die Regel, 

oder das Gesetz, sind die beiden Elemente des bürgerlichen Lebens. Beide so zu verbinden, 

dass die Regel die Freiheit nicht töte, und die Freiheit die Regel nicht zerstöre, ist die Auf-
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gabe derer, denen die Erhaltung und Leitung der Staaten obliegt.“
1006

 Nicht aber nur je-

nen, denen die Leitung obliegt, sondern auch jenen, die die Freiheiten ausüben ist ein ver-

antwortungsvoller Umgang zur Pflicht zu werden. Um es mit Kants kategorischem Impera-

tiv zu sagen: „Handle so, dass du in jeder deiner Handlungen die Menschheit in deiner 

Person achtest.” Für den Journalisten soll das heißen, Verantwortung zu Übernehmen und 

Grenzen zu ziehen im Bereich der Medienfreiheit. Für den Unternehmer heißt es, den Ge-

winn nicht immer an oberste Stelle zu positionieren, sondern auch ethische Grundprinzi-

pien in das Schaffen mit einzubeziehen. So hielt der Presserat dies im Ehrenkodex sehr 

schön fest – in Bezug auf die besondere Verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit müs-

sen die wirtschaftlichen und privaten Interessen der Medienschaffenden und Medienunter-

nehmer in den Hintergrund treten. Und schlussendlich steht dies an aller erster Stelle der 

Freiheitsgewährung durch die EMRK: Die Freiheit bringt Verantwortung mit sich. Und die 

eigene Freiheit findet immer ihre Grenzen an der Freiheit der anderen.
1007

 

Wie in dieser Dissertation dargestellt, fordern sowohl die Gesetze als auch die Ethik Ver-

antwortung. Beide fördern und fordern den guten Journalismus. Theoretisch betrachtet, 

sind daher alle notwendigen Maßnahmen ergriffen worden, um eine „gute“ Medienland-

schaft zu erlangen. Dennoch ist es Tatsache, dass die Medienberichte weder durchwegs 

ihrer Funktion gerecht werden, noch dass die Journalisten objektiv Berichten, ihre Verant-

wortung wahrnehmen und die Interessen anderer beachten. Vielmehr ist es so, dass oft 

Meinung und objektive Berichterstattung vermischt werden, dass kein Pluralismus herrscht 

sondern Journalisten von den APA News abschreiben, dass die Journalisten keine fundierte 

Ausbildung haben und quasi von einem „schlechten“ Journalisten eben dieses Handwerk 

lernen. Der Wille, Verantwortung zu übernehmen ist darüber hinaus nur beschränkt vor-

handen, insbesondere bei negativen Folgen der Berichterstattung.  

Diese Tatsache lässt sich meines Erachtens nicht durch Gesetze ändern. Die gesetzlichen 

Regelungen sind ausführlich und lassen den Medientreibenden die notwendigen Freiheiten. 

Die Ethik fordert darüber hinaus Verantwortung und gibt Handlungsanleitungen. Die 

Durchsetzung der im Ehrenkodex proklamierten Normen ist jedoch nicht einfach. Meines 

Erachtens kann daher die Medienlandschaft durch Gesetze nicht besser geregelt werden, 

als dies in Österreich getan wird. Fördernd für die Qualität wäre meiner Meinung nach eine 
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Veränderung im System Journalismus, etwa, dass Meinung und Nachricht nicht in einem 

Medium getrennt werden, sondern dass es zwei Medien gibt. Eines, welches sich aus-

schließlich auf Nachricht beschränkt und eines, welches Meinung beinhaltet. Weiters bin 

ich der Ansicht, dass ein Journalist eine fundierte Ausbildung genießen sollte. Der Journa-

list bewirkt mit seinem geschriebenen Wort unglaublich viel, dem Wort kommt aufgrund 

dessen Vervielfältigung eine enorme Macht zu. Für viele andere Berufe in unserer Gesell-

schaft benötigt man fundiertere Ausbildungen und trägt dabei eine geringere Verantwor-

tung als dies der Journalist tut. Der Journalist sollte daher meines Erachtens in Meinungs-

führenden Tageszeitungen und Journalen Fachwissen über sein Ressort vorweisen können 

und zwar sowohl in spezifisch fachlicher Hinsicht, als auch im Hinblick auf die Tätigkeit 

eines Journalisten. Es sollte ihm beigebracht werden, wie er recherchieren soll, er sollte mit 

ethischen Maximen konfrontiert werden und diese ebenso lernen wie die rechtlichen 

Grundlagen seines Tuns. Denn, wie das Zitat am Beginn meiner Dissertation besagt, sollte 

der Journalist bedenken, dass sein Wort eine Tat ist. Diese Tat kann wunderbares vollbrin-

gen, sie kann aber auch schaden. Die Beschränkung des Negativen wird durch die Gesetze 

vorgenommen, die Förderung des Positiven durch die Ethik, das Bewusstsein beider aber 

muss vom Journalisten gefordert werden, diesem aber auch beigebracht werden. Dies kann 

etwa dadurch geschehen, dass die Sanktionsmöglichkeiten durch den Presserat verstärkt 

werden, indem sich die Ethik auf Medienunternehmen ausweitet, sich verschiedene Unter-

nehmen einer ethischen Richtlinie unterwerfen und sich die Ethik somit nicht nur auf das 

journalistische Handeln bezieht; indem „ethische Hausregeln“ integrierender Bestandteil 

der Arbeitsverträge werden. Die Ethik hat viele Möglichkeiten sich selbst zu etablieren und 

sind ihr im Gegensatz zur Gesetzgebung keine Grenzen gesetzt. Meines Erachtens ist die 

Erweiterung ethischer Sanktionsmöglichkeiten durch den Presserat aber darüber hinaus 

auch die Verbreiterung der Medienethik in der gesamten Medienlandschaft unerlässlich. 

Denn geschieht dies nicht und wird von Seiten der Medienakteure nicht mehr Verantwor-

tung übernommen, so besteht die Gefahr, dass die Medienlandschaft immer mehr durch 

Gesetze determiniert wird, welche Freiheiten und Privilegien immer mehr einschränken 

was schlussendlich zu einer Verrechtlichung führt, welche dem Grundgedanken der Medi-

enfreiheit nicht entspricht. 
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Anhang 

1. Zusammenfassung  

Das funktionierende Zusammenleben unserer Gesellschaft wird nicht nur durch das Gesetz 

geregelt, sondern auch durch die Ethik. Dies gilt auch im Medienbereich. Gesetz und Ethik 

komplementieren sich, ganz unabhängig von der Frage, was zuerst war und was die primä-

re Grundlage des Handelns darstellt. Sie gemeinsamen regeln die Inhalte der Massenme-

dien und das Verhalten der Journalisten. 

Damit Inhalte überhaupt vermittelt werden können, bedarf es der Meinungsäußerungsfrei-

heit. Diese Freiheit wird durch die EMRK und die Verfassung gewährleistet. Die Schwie-

rigkeit rund um die Medienberichterstattung liegt darin, die Freiheit mit anderen Freihei-

ten, insbesondere dem Recht auf Freiheit von Eingriffen in die Privatsphäre, abzuwägen 

und im richtigen Maße zu nutzen. Ziel grundrechtlicher Freiheiten ist es, die realen Entfal-

tungsmöglichkeiten des Individuums zu sichern. Die Aufgabe des Staates ist es demnach 

nicht, den status negativus möglichst trennscharf von hoheitlichen Interventionen abzu-

grenzen, sondern den gemeinsamen Gebrauch der Freiheiten abzustimmen. Man muss sich 

daher mit der Frage beschäftigen, welche Formen des Freiheitsgebrauches grundrechtli-

chen Schutz genießen sollen und wie dieser gegenüber konkurrierenden Verfassungsgütern 

zu gewichten und mit ihnen in Einklang zu bringen ist. Das rechtlich Entscheidende ist 

damit nicht die Garantie der Freiheit, sondern die Regelung von Einschränkungsmöglich-

keiten. Dies erfolgt innerstaatlich durch das MedienG, das ABGB, das StGB und das 

UrhG. Diese Gesetze versuchen insbesondere das Recht auf Privatsphäre der von der Me-

dienberichterstattung Betroffenen sowie deren Ehre und Kreditwürdigkeit zu wahren und 

führen zu zivilrechtlichen wie auch strafrechtlichen Sanktionen bei deren Verletzung. 

Durch diese Gesetze wird es den Betroffenen ermöglicht, den Ersatz des materiellen sowie 

immateriellen Schadens durch die Berichterstattung gegenüber dem Journalisten bzw dem 

Medieninhaber geltend zu machen. Die Gesetze beruhen immer auf dem Gedanken, die 

Meinungsäußerungsfreiheit so gering wie möglich einzuschränken, gleichzeitig aber so 

viel wie notwendig zu regulieren. Wie jedoch aus der vorliegenden Arbeit heraus geht, 

kann allein durch Gesetze der „gute“ Gebrauch der Freiheiten nicht abschließend geregelt 

werden. Zwar wird der Betroffene so gut wie möglich geschützt, dennoch sind Verstöße 
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gegen die Gesetze an der Tagesordnung und erfahren somit tagtäglich Betroffene, seien 

dies natürliche oder juristische Personen, materielle und/oder immaterielle Schäden durch 

die Berichterstattungen. Die Gesetze können die Journalisten für diese Schäden zur Haf-

tung heranziehen. Grundsätzlich wäre es aber das Ziel, dass solche Schäden gar nicht ver-

ursacht werden. Dies kann nur dadurch geschehen, indem die Journalisten sich ihrer Wir-

kung bewusst sind und somit Verantwortung für ihr Handeln übernehmen. Ob die Journa-

listen Verantwortung für ihre Inhalte übernehmen, ob sie vollständig und objektiv berich-

ten, ob sie das für die Gesellschaft Relevante angemessen mit den Interessen der Betroffe-

nen abwägen, ob sie Orientierung bieten, die Mächtigen kontrollieren ohne selbst in die 

Arena der Macht einzusteigen, die Folgen der Medienberichterstattungen bedenken, ihrer 

Sozialisationsfunktion nachkommen und anderes mehr: Dies liegt nicht in den Möglichkei-

ten der Rechtsordnung. Das Recht kann nur im Rahmen des Art 10 Abs 2 EMRK dem 

Missbrauch von Medienmacht entgegenhalten. Dies bedeutet nicht, dass die regelförmige 

Steuerung überflüssig ist. Aber sie reicht nicht aus, um das Ziel vollständig zu erreichen. 

Dies kann durch medienethische Initiativen aufgefangen werden. Der Unterschied zwi-

schen Medienethik und Medienrecht besteht darin, dass die Medienethik nicht retrospektiv 

sondern prospektiv ist. Die Medienethik bietet eine Orientierung, indem sie für sich erst 

etablierende Programmformen die Formulierung von Richtlinien vorschlägt. Die auf die 

Medien bezogene Ethik versucht Normen für das praktische Handeln in den Medien aufzu-

zeigen und als Ethik der „Public Sphere“ die Wirkung medialer Kommunikation auf das 

bonum commune zu analysieren. Zentrale Themen dabei sind die Freiheit und Verantwor-

tung. Diese Themen sollen in einer einheitlichen Berufsethik, insbesondere in einem Eh-

renkodex behandelt und deren Resultate festgehalten werden. Der österreichische Ehren-

kodex bietet daher Handlungsanleitungen und fordert insbesondere eine verantwortungs-

volle Informationsstrategie. Der Ehrenkodex lehnt sich in seinen Verfahrensregeln stark an 

das Medienrecht an. Er weitet dieses aber aus um eben solche Problemstellungen, welche 

durch das Gesetz nicht geregelt werden, wie etwa die Frage, wie mit bestimmten heiklen 

Themen umgegangen werden soll, welche Berichterstattungen ethisch betrachtet unterlas-

sen werden sollten usw. Der Ehrenkodex ist daher ein hervorragendes Plus zur gesetzli-

chen Regelung. 

Probleme bestehen aber in der Sanktionsmöglichkeit. Rügen des Presserates sind relativ 

harmlos, wenn auch nicht bedeutungslos. Doch auch im Rahmen der rechtlichen Regelun-



243 

 

gen bestehen Schwierigkeiten in der Effektivität und dem Ausmaß der Bestrafung. Die 

finanziellen Strafen, die ein Medienunternehmen zu verkraften haben, sind meist auch zu 

verkraften, gerade wenn sich ein Artikel sehr gut verkaufen ließ, nimmt man finanzielle 

Einbußen in Form eine Geldstrafe in Kauf. Eine Bestrafung sowohl durch die Gerichte als 

auch durch den Presserat ist in Österreich jedoch nicht möglich, da der Betroffene sich 

stets entscheiden muss, welche Instanz er anrufen möchte, wobei er gleichzeitig auf die 

Geltendmachung der anderen Instanz verzichtet.  

Wie aus der Darstellung und der Gegenüberstellung von Gesetz und der Normen des Eh-

renkodex hervorgeht, verfolgen das Gesetz und die Ethik die gleichen Ziele: sie wollen 

dem Allgemeinwohl dienen, haben die Absicht, das Gute zu fördern und das Schlechte zu 

unterbinden. Medienrecht und Medienethik fordern dazu gleichermaßen a) eine objektive 

Berichterstattung, da solche Berichte dem Zweck der Massenmedien dienen, da sie demo-

kratieförderlich sind, b) eine Interessensabwägung vorzunehmen, wobei nicht die wirt-

schaftlichen Interessen der Medienunternehmen im Vordergrund stehen sollten, sondern 

insbesondere die Interessen der Betroffenen und der Demokratie und c) ein verantwor-

tungsvoller Umgang mit dem Wort. Diese Verantwortung ist umso größer, je größer der 

Einfluss auf die Gesellschaft ist. Wer viel Macht hat, muss auch viel Verantwortung tra-

gen. Die Medien haben eine Macht, weil ihre Inhalte die Bevölkerung erreichen, weil Me-

dien wirken. Wie sie wirken, mag unterschiedlich beurteilt werden, dass sie wirken, ist 

unbestritten. Den Medien kommen Macht und Privilegien zu, weil sie der Demokratie ei-

nen Nährboden geben, indem sie über die Politik berichten, gesellschaftsrelevante Fragen 

thematisieren, Meinungsbildung fördern. Sie kontrollieren die Politik, decken Missstände 

auf und verhelfen der Gesellschaft zu einer ständigen Debatte über sich selbst. Obwohl der 

Journalist grundsätzlich die Inhalte verfasst und somit Verantwortung für dieselben zu tra-

gen hat, ist die Verantwortung jedoch nicht allein beim Journalisten zu suchen und zu for-

dern sondern ebenso von den Medienunternehmen, der Politik, dem Gesetzgeber, den Ge-

richte und den Ethikkommissionen.  

Schlussendlich ist die Verantwortungsübernahme die einzige Möglichkeit, die einer Ver-

rechtlichung vorbeugt, sodass Freiheiten und Privilegien bestehen bleiben, ohne dass diese 

durch eine Fülle an Gesetzen schmerzlich eingeschränkt werden müssen, damit andere 

Freiheiten nicht verletzt werden. 
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2. Abstract 

Our society needs both the law and the ethics. Ethics and law complement one another 

despite the question if the human actions are based on the law or the ethics.  

Every communications fundament is the law and thus the fundamental right of freedom of 

speech. This freedom is guaranteed by the European Human Rights Convention as well as 

by the constitution. The difficulty of media coverage lies in outbalancing the freedoms; 

especially within the freedom of speech and the right of privacy. The duty of government 

must therefore be ensuring the use of both rights equally. Thus, the bottom line is to create 

a law which only restricts the freedoms as much as needed. Austrian government did so in 

passing rules in media law, civil law, criminal law and intellectual property law. These 

laws try to prevent the violation of the right of private sphere, the reputation and the finan-

cial standing of a natural or legal person. Journalists and the media company may be pun-

ished by civil or criminal court when hurting the law. The natural or legal person con-

cerned by the media content has the opportunity to get a compensation for its material 

and/or immaterial damage. 

However, the law itself may not force Journalists in using the freedom of speech in an ex-

clusively good way. Reality shows that the breach of law is a daily matter. Law guarantees 

fundamental rights but law may not change ones intentions. Law may be able to punish the 

breach of it, it thou may not convince people in taking responsibility besides the law. 

Whether a journalist bears responsibility or not, whether he reports objective and thus 

complete, whether he weights up interests, whether he provides orientation and controls the 

actions of the government or whether he uses the power of the freedom for his own best, 

whether he considers the outcome of what he writes and whether he complies with duty of 

social integration – all this cannot be guaranteed by law. Since the government cannot con-

trol all media contents and since freedoms only can be restricted in the way of Art 10 Sec 2 

of the European Human Rights Convention, law cannot force people not abusing the power 

of the word completely. Law however is not needless but needs to be amended by ethics. 

Ethic as well as law aims for a balance between the interests. The difference between eth-

ics and law lies in the fact that law is retroperspective, ethics on the other hand are pro-

spective. Media ethic thus offers an orientation while expressing instructions on how to act 

in the present and in the future to reach a way of communication which is good for society. 

Focus lies within freedom and responsibility.  
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The Austrian ethical code discusses these subjects and longs for a responsible information 

strategy. The Austrian ethical code is very close to the Austrian media law however it is 

broader and it has the possibility to give advices where the law is limited, thus the ethical 

code is a great addition to the law.  

Difficult however is the effect of punishments. Since reprehensions only hurt the reputa-

tion of the media company they are sometimes considered to be useless. But also court 

decisions sometimes do not hurt the media company because the penalty they have to pay 

to the state was worth the actual financial plus according to the sold magazines. A punish-

ment from both sides, the ethic commission as well as the court is though impossible due 

to the fact that the person concerned has to decide whether he will go to court or deal with 

the ethical code.  

In summary can be said, both, law and ethic have the same goal: they aim to serve the 

common good; they support the good and prevent the bad. Media law as well as media 

ethics thus a) support objective reporting and a journalism which supports democracy, b) a 

journalism which balances interests and especially does not only long for money but also 

takes care of the interests of the persons concerned and c) demand for responsibility. Re-

sponsibility must be taken due to the power of media. Media have power because their 

contents reach population. Journalists can lead people, can support and destroy democracy, 

can discuss and control politics and opinions by distribution their own opinion and by de-

livering others opinions in a wrong way.  

However, responsibility is not only to be demanded from journalists but also from the me-

dia company, the recipients, and the information provider. The duty to control and reflect 

media contents belongs to the public, the courts and the ethical self-control. Responsibility 

for media contents must thus also be demanded from the legislator, the courts and the ethic 

commissions.  

Finally, taking responsibility is the only way to avoid juridification and the fact that law 

may not restrict ones freedom painfully to protect one others fundamental rights.  
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